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Atomindustrie 

Renaissance der 
Atomindustrie 

SeitderWiedervereinigung 
wird ln Deutschland wieder 
verschlrft Ober einen Zu bau 
von Atomkraftwerken dis­
kutiert. Spltestensab 1995 
sind die Entscheidungen zu 
erwarten. Werden dann ln 
der Bundesrepublik neue 
Atomkraftwerke gebaut? • 
Niemand kann es sich an­
scheinend so richtig vorstel­
len. 

Auch aufder Bukoder Anti· 
AKW-Inltlatlven Im Novem­
ber letzten Jahres ln Marburg 
kursierte dieses Drohende 
eherals"dasUnglaubllche'", 
das, weil es so unglaublich 
Ist, nicht so sehr befOrch­
tet, als eher schlichtweg 
nicht geglaubt wird. "Ein 
Mensch aus Hamburg"ver­
kOndete stattdessen noch­
malkOhnln" 10Thessn"den 
Sieg der Anti·AKW·Bewe­
gung. Von1973bls1991 sei 
es gelungen "das Atom­
programm ln Deutschland 
erst zu verziJgern, dann ein· 
zuschrSnken und schließ­
lich endgO/tlg zu kippen ... 
Die Okonomlsche Entwick­
lung und der Fortschritta­
g Iaube an diese Techniksei 
beendet. Dieses Ende las­
seallerdings nochetwasauf 
sich warten. Bemerkenswert 
relativiert lautete die Pro­
gnose: "DasEndedesAtom­
programms weltweit wird 
sich noch Ober 2 • 4 Jahr· 
zehnte hinziehen (Inklusi­
ve "Baullnle 2000")". Das 
Fazit war allerdings, wie zu 
lesen war, trotzdem knall-
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hart: "Kein Grund zur Be­
unruhigung. "(nachdem a. 
rlcht von der Buko, "atom'" 
37, 4/5) Das Bemerkenswer­
teste hieran Istwohl die neue 
zeltliehe Dlmenslonlerung 
dereigenenpolitischen Per­
spektlve.Diegeradegeklp~ 
te sozialdemokratische 
Ausstiegsperspektive wird 
um das Mehrfache Oberbo­
ten. Vom "Jetzt und sofort, 
aber sublto" schwenkt das 
Denken piOtzllch um und 
grenzt jetzt scharf an 
jenseitige Dimensionen. 
Denn viele von unslm mltt· 
Iaren Lebensalter werden 
das perspektivisch damit 
anvisierte Ausstiegsjahr 
2032 wohl nicht mehr erle­
ben. Man/frau lebtalsoden 
"Rest'" seines Lebensnoch 
mltdlesemAtomprogramm. 
Aber kein Grund zur Beun-

i"f'j;J•• ruhlgung, denn nach dem 
Tod hat's ja bald ein Ende? 

Tatslchllch, zumindest 
orientiert an den Fakten, die 

;:5t!!51 uns zur Beurteilung der Zukunft heutezurVerfOgung 
stehen, werden wir fOr das ••IQ. ·~--.. bis dahin noch vor unslle­

--• " --.. gende "Rest'"Leben nicht --·· .g•••l nur mit dem "Restrisiko'" 
•••~·:::-"J•••• desauslaufenden,sondern ••a: dem eines erneuerten und 

::.:~•••11 erweiterten Atompro­
gramm·s konfrontiert sei. 
Im Folgenden eine auf 
Beunruhigung zlelendeEin­
schltzung dieser Perspek­
tive. 



Die Detaila zum laufenden InternationalenAuabau von Land zu Land, 
und daa Sammel-aurium von Meldungen, Stellungnahmen und For­
derungen in der PlanungadebaUe in Deutschland seit der Wieder­
vereinigung sollen an dieser Stelle nicht nochmal breitgetreten wer­
den. Dazu aei auf die Artikel und die Chronologie in der .atom• Nr. 35 
u. 36 verwielen. 

ln Geaprlchen zeigt aich in letzter Zeit Immer wieder, daß oftmala 
gerade Menachen mitatomkrltlachem Bewußtsein eine Renalaaanee 
der Atomenergie nahezu unvoratellbar iat? Eine aolche Perapektive 
paßt offenaichdlch nicht lna Bild, daa aich vom Okologiachen Fort­
IChritt gemacht wird, der - so der neugeiOpferte Glaube - von der 
alternadven Nleachenkultur her mitderweile auch den Kapitaliamua 
erfaßt habe und dleaen zeitgeistgeml8 transformiere. Auaatiega­
hoffend IIBt alch du, waa atomprogrammgemlß lluft, acheinbar 
sehr gut ertragen. Wahracheinlich wurde sich langaam sogar dran 
gewOhnt WackeradorfwurdeimmemingeatopptundauchderSchnelle 
Br11ter in Kaikar ging ja nie ana Netz. Was unter maßgeblicher Betei­
ligung der deutachen Atomindustrie international ablAuft, hat die 
Oko-Bewegung nie so richtig interessiert 

Vielleicht hilft ein internationaler Maßatab ein wenig. auch die deut­
ache nationale Entwicklung etwas realiatiacher zu bestimmen, 
denn diese iatachlie811oh in jene eingebettet. 

Ausbau International - Horrorszenario 
national 

International, ao lautea die Kernauaaage unserer EinachAtzung in 
der .atom• Nr. 35, hatdie Atomindustrie ihre Krise bereits seit einigen 
JahrenOberwunden. 198iwarderTtefatandbeiderNeuinbetriebnahme 
von Atomkraftwerken, mit ganzen 3 BlOcken weltweit, erreicht. SpA­
tastans seitdem geht ea fOr die Atomindustrie wieder bergauf. 1990 
gingen bereita 11 neue Atomkraftwerke, weltweit verstreut, in Be­
trieb; nochmal97 weitere aind im Bau. Die Zahlen tOrdie darOberhin­
aus beateilten und geplanten AKWa korrigieren sich kontinuierlich 
nach oben. 

Neueate Meldung aeit der letzten .atom•: ln Japan geht ea nicht nur 
um weiare 11, sondern um weitere 40 Atomkraftwerke bia zum Jahr 
2010. Umfragen hAtten eine .groBe Akzeptanz• der Atomenergie in 
der BevOikarung beatltigt. 65 Prozent hielten den Auabau der Kapa­
zitlten fQr nOtig. (FAZ 5.11.91) SOdkorea plantden Bau von 18 wei­
teren Kamkraftwerken innerhalb der nlchsten 15 Jahre. Die neun 
bereita-beatehendenAKWa miteiner Geaamtkapazitltvon 7.000 MW 
deckten 1990faat50Prozentder 
koreaniachenSiromproduktionab. 
Fant von den 18 zualtzlich 
projektierten Anlegen alnd der­
zeit bereits im Bau oder in der 
Planung.13weitereAnlagenaollen 
bia zum Jahr 2006 errichtet wer­
den. (FAZ 16.12.91) 

Der aktuelle Stand Im wieder­
vereinigten Deutschland: Die 
Atomenergie hat, unter den die 
Stromveraorgung tragenden 
Energieaparten, im 1. Halbjahr 
1991 dieSpltzenpoaitionerobert. 
Mit32 Prozent hAlt aie den grOB­
tenAnteilvordenObrigenEnergie­
trigern Braunkohle mit 30 Pro­
zentund Steinkohle mit 26 Pro­
zent. (FAZ7.1.92) - Niewarder 
,.Auaatieg" ao fern wie heute. 

Und mittlerweile gibt ea in 
Deutachland auch w ieder 
Propagandaszenarien fOr einen 
zukOnftigen Auabau, in 
Horrordimen-aionen wie Anfang 
der 70er Jahre. Zwei beaondera 
deftige Zukunftsperapektiven fOr 
AlomfetiiChiaten atelltederSpie­
gelinaeinerAuagabe41 YOn 1991 

Atomindustrie 

acheint den Kaikarfrust Oberwunden zu haben und in diesem Spiel zu 
neuem Elan zurOckgefunden zu haben. Er achlagt bei einem Kapital­
einaatz von 4 Billionen Dollar fOr die nlchaten 1 0 Jahre weltweit (der 
neue Generalmaßttab in dem deutache Wlaaenachaftler wieder zu 
planen scheinen) den Zubau von 2000 Atomkraftwerkabl6cken vor. 
Beachtlich,dochnochachllgtihnaeinamet'iwiac:herKonkumlnzvisionlr 
Alvln Weinberg bei diesem achJappen Vorachlag um mehr als daa 
doppelte. Seine Viaion: 5000 neue Atomkraftwerke, allerdinga im 
10fachen Zeitraum, geplant auf ein Jahrhundert. Die einzige Frage, 
die in diesem Vergleich offen bleibt, ist wohl: Sind die Deutschen 
einfach gieriger und deahalb achneller, oder nur nicht weitsichtig 
genug? 

Etwas mehr auf dem Boden der Realitlt, Hana-Uirich Fablan, Vor­
atandamitgliedderPreuaaenEieklra.Seine.~10rDeutlch­
land: .Ein ~rsnfOhren• dea Atomenergieanteila an der Stromer­
zeugung an 70 Prozent, entsprechend dem franzOaiaohen Vorbild. 
Zielvorgabe dafOr: 1 0 -12 neue (zudtziiche) Atomkra-ftblOcke 6 1300 
MW. Das allerdinga kommt den Voratellungen, die in der Bundeare­
gierung real projektiert werden, achon nAher. Die weiteren Planun­
gen fOr die Atomenergie und der Weg auf dem aie durchgesetzt 
werden .•ollen aind im .Enef11i&bericht"der Bundearegierung, der im 
Dezember letzten Jahres zusammen mit dem .KIIma-Bericht"verab­
•chiedet wurde, nachzulesen. Konkret mit Zahlen Obernahm ea 
Forachunga-miniater Riesenhuberdaa Ziel zu formulieren. ln seinem 
.Bericht Energie und Klima• geht er nicht nur davon aua, daS .die 
be1tehenden Kamkraftwerke mit Nachr01tungen weiter Energie pro­
duzieren "Werden, sondern, darOberhinaus gelte es tordie Erreichung 
des .ehrgeizigen Ziels einer Kohlendioxid-Reduzierung um 25 Pro­
zent• auch, den Neubau von Atomkraftwerken ins Auge zu fassen. 
Konkret in Zahlen heißt daa bei Riesenhuber: .FOr die Btlduzjscuaq 
um 25Pm«atbjszumJsbr2005ist vpo 199710 cfecNeubau rpa acht 
KemkcaftwBCkln mjt i•wsits 73QO Megawau Lmsruaq voUllslhBn • 
(FAZ 12.12.91) 

Das sollte man/trau ruhig zweimal lesen, denn daa ist die Vorgabe, 
von der ausgehend wohl zur Zeit mit der SPD darOber verhandelt 
wird, was zu verwirklichen ist. Aber seit Januar arbeitet auch bereits 
eine .un•bhlngig• En•rpi•kommi .. lon•, konziliant unter den Vorsitz 
dea frOheren SPD- Bundeatagaabgeordneten und Klima­
Enquetekommiaaiona-Voraitzenden Reinhard Überhorat geatellt. Die 
neue Kommlasion soll mOglichat noch 1992193 ihre Arbeit abge­
achloaaenhabenundErgebniaaevorlegenkOnnen.Damitiatwohldie 
n&chate Karte der Atomatra.tegen fOr ihr Programm 2000 Ins Spiel 
gebracht und wird una dann demniehat von ihnen auch aufgedeckt 
werden. 

vor BrOterpapatWolfgangHifele Anti-AKW-Wlderstsndsgeschichte in Bi/dem: 
Gocleben-Treclc 1978 
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Strom aus Atom: 
"Vom Atlantik bis an den Ural. .... 

Nichtmehr. VondsrAIIIasbis andieMemsl ... •• heiBtesheute. Auch 
damals gingen ja die •utachen Interessen schon weit darOber hin­
aua. Heute gehteagleich mit TOpfer. Vom Atlantik blun den Ural ... •. 
Oaa aind die Grenzen,ln denen er mit dem bundesdeutschen Entwurf 
dle.Eui'Opl/scheEn.p~'"abgeateckthabenwollte. (FAZ30. 7.91) 
Oie neue Offenheit erfordert dafOr heute nicht einmal mehr einen 
Feldzug. Der Oal8n drangt auf westliches (Atom-)Know-how. 

Am 17. Dezember 14ttzten Jahres wurde dlel8 .Europli•chs 
Energlecharta"in Den Haag von insgesamt .-s l.Andem, einschließ­
lich der Republiken der ehemaligen Sowjetunion, unterzeichnet. 
Geschaffen wurde damit ein .Rahmenplan fOr die GB•chlfte•, die 
sich nach dem Zusammenbruch des RGW im Bereich der Energie­
wirtachart fOr das weilliehe Kapital in den LAndern Osteuropas an­
bahnen. Klaus Drlger, wial8nschaftlicher Mitarbeiter der GrOnen­
Europapartamenta-Abgeordneten Hiltrud Breyer, nenntdie .ChaTta" 
denn auch den .Grundstein fOr die sn.rglepolitische Kolonisierung 
des Ostens•. Oie Kernelemente der Charta sind: 
• Sc:haffung .freien Zugangs zu den vorhandenen und zukOnftigen 
Energ~undzuilwrAcnbeurungm;tlangfristigenRentabilirMt­
sausslchtM". (Originalton EG-Entwurf) Ea geht vor aHem um die 
Bodeniehitze derehemaligen Sowjetunlon. D.h. zum Beiapielauch, 
um den direkten Zugriff der Imperialistlachen Konzerne auf das dor­
tige Uran. 
• Ausbau von Energie-Tranaltrechten und der dazugeh6rigen lnfra­
atruktur.lnabeaondere gehtea dabei um den veratlrkten Ausbau von 
Leitungsnetzen fOrStrom undderen VerknOpfung. Ziel istein &uropa­
weiter Stromverbund. 
• Modernlslerung und Ausbau der .Anlagen zur Produktion, Bsf6rde­
rung und Nutzung von Energie•. Dabei geht ea inabeaondere um die 
Modemliierung und den Auaba.u der Atomanlagen in Oateuropa. 

Schon die GrOndlichkeit, mit der bei der Ausarbeitung der .Charta• 
vorgegangenwlrd,IIBtelneAhnungvondenDimenaionenderanate­
hendenGead\lfteundderdamitverbundenenpolitischenlmplikalionen 
aufkommen. Der Aufbau eines Stromverbundnetzesist allein schon 
ein MIUiardenprojekt. WeM •• nach TOpfer geht, aolles aplteseena 
1897verwirklicht sein. (TAZ30.7.91) Ein eraterSc:hrllldahln: FOrdie 
StromgroBabnehmer in der lnduatrie aoll der europawelte Einkauf 
von Energie Im EG-Verbundnetz bereltaab 1893 m6glich werden. 
(FAZ 2.-.1 .92) 

Mit der gemeinsamen Verabschiedung der .Charta• wurden jetzt 
allerdings noch keine Geachlfte unl8r Dach und Fach gebracht. 
Verabadliedet iat erat ein politiadlea Grundlatzdokument, daa einer 
politischen Abalchtae~rung gleichkommt. Erat in der aogenanneen 
• Basii-VfHflinbarung• und den Zuaatzprotokollen, 
die im Laufe dieaaa Jahres ausgehandelt 18in sol-
len, geht ea um die konkreeen Projekte und Abapra-
chen, die dann auch juristlache Verbindlichkeit ha· 
ben. 

Davon unberOhrt iat daa Wettrennen der westli­
chen Atomkonzeme um die fettesten Brocken in 
Osteuropa bereits in vollem Gange. Und in die18m 
Rennen geht es nicht nur um die Modemiaierunga­
auftrlge fOr oateuropliache Atomanlagen, aondem 
-wOrtlieh zu nehmen·, uma G8nze. Ganze nationale 
Atomindustrien werden jetzt von den westlichen 
Konzernen geadlluckt, allen voran von der deut­
schen Atominduatrie. 

1. Kolonisierungserfolg: 
Germanisierung der CSFR· 

Atomindustrie 

Die Entlcheicl.lng fiel Ende Nowmber. Schonwrdem 
groBen Alchzug halat lieh Slemena in der CSFR gut in 

IaChnischen Expertise fOr de .. AKWa in Bohlr!ice, die durc:h eine Serie 
von BrAnden ac:hon unangenehm ina Geaprlch gekommen waren, ging an 
Siemens. 

Mitwetlbewelber wn die Obernahme des Energie-und Maadlinenbau­
konzema Skoda Pillen w• de Schwelzerische ABB Asea Brawn Boveri 
AG. Die S1irnrnung llh in Vorfeld nic:tlt gut aua fOr Siemens. Nach der 
Obernahme des Automobilkonzema Skoda cl.lrc:h VW, gab es IMge 
Dilkuulonen, .ob nach Voi}($W61Qen dllnn wi8der ein deutscher Partner 
torein ~· Unf9mehmengewlhltwerden solle". Resi­
gniert hieß es nach Vertragaabac:hluß in Prag .man Nhe ein, daS der 
geographi6dlen Nfhe nicht zu entkommen ul. "(FAZ 27.11.91) 

Auagehandelt wurde die GrOndung eines neuen Gemeinac:hafts­
unaamehmena in Energiebereich, in der de Skoda Pillen AG und die 
Skoda Prag AG aufgehen und die deutache Siemens mit 67 Prozent die 
Mehrheit hllt Von dieaen 67 Prozenttritt Siemens 10 Prozent an den 
franzoaiachen Partner Framatome ab. Gleich nach Absdlluß dea Venra­
ges, ala noch um de prozentuale Beteiligung del franzOCischen Pamers 
spekuliert wwde, aeallte Siemens klar, da8 lie .auf jeden Fsll Ober die 
",."",." WHfl)gen" werden - nlimlidl mit jetzt 57 Prozent -. was das 
pollti~ Enlleheidungsinterease der Deutac:hen an c:lieaet" 
Obemahmedeullichwerdenllet DochdamitwarderObemahme-Hunger 
der deutschen Siemens in der CSFR noch nicht ge.alilll Wte die FAZ von 
einem Siemena-Uneerhlndler wußee, hattelich .san Unternehmen" nur 
an Skoda interealiert gezeigt, .wem • neben dem Energie- auch den 
Tran•port6eldor Obe,."."",en k6nne. • (FAZ 21.9.91) Ober deaaen 
Privatiliervng w• zu der Zeit noch g. nic:tlt entschieden! Aber Siemens 
Wilellt in der CSFR offenbar mittlerwelle ac:hon wieder Befehl. Ein Viertel 
JahrsplterkamjetztdieBeatltigung:auchderTIWlsportsektorderSkoda 
gehtM Siemens. Aua Resignation wird Sarl<aamua. Heue& hel8t es in Prag 
bereits: Du neue .Prolektorat 86hmen und Mfhten• nehme allmAhlich 
Fonnen 8n. (TAZ 2.-.1.92) 

Der Wert dea Energieael<tors von Skoda wurde bei V8f1ragsunter­
zeidnlng mit 170 Millionen Dollar bezlflert - waa geschenkt sein ~r­
Ite -; beschlfligt lind dort 7000 Manschen. Zwn Vergleich: Im Bereich 
Energieerzeugung (KWU) der Siemens arbeieen 22000 Manschen. Das 
geaamee Umsatzvolumen dea Geac::hiftaberek:hs Energieerzeugung 
(I<WU)derSiemenslmGesct.lftajahr 1GOCW11agbei5 Milliarden DM. Die 
zur Zeit beatehenden AuftragseingAnge belaufen lieh auf 8,8 MilliM:ten 
DM. Mit der Obernahme hat lieh Siemens du ge.amee Auftragsvolumen 
zur Modemisian.I"CC der tschedloslowakisc:hen A1Dminduslrie gesichert. 
Du lindauf jeden Filii, zuallzlich zu MochoVC8, cie NachrOstungen tordie 
Obrigen lieben laufenden Reaktoren. O.Oberhinaus seeht noch du 
a1Dmere GroBptoiekt der CSFR, der Weiterbau dea Atomklaftwerka­
komplexes in Temelin mit • Meilern' 1000 MW, zur Entscheidung an. 
Un.bhlngig davon fallen naiOrtich auch die von SModa ersdllouenen 
Dritmlrtde ."Siemens, wonauf der Vorsitzende des Siemena-"Bereichs­
vcntandes" Energieerzeugung, HOIIIe, geaondeft hinwies. Skoda habe 
lieh .in..,_..,,., cth» AMifete in den EnfWkkl~ erschlossen . 

Slelung getnc:ht Den Auflnlg zur NachrOsllng del Im Brokdorf 28. 2. 1981: Vorbfli an Contalner-Jo, der andere Weg zum Bauplatz 
Bau bef.ucllcnen AKW's in Mochovce mit weallicher 
Lainachnik hd8n • Deutlehen bereila wganert. Und 
auch der Autng zur e,.tlllung einer aichetheitt-
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lMu &ziehungen den genutzt weiden. • ln dem 
.Boom fOr den iniBmlltionaJen KraltwerkJibau", der 
sich nach HOttles Ansicht abzeichne, kOnnten die 
Skoda-Betriebe Siemens sogar .Entlsstvng bring8fl~ 
da cie eigenen KapaziWen hier mittlerweile .an Gr9n­
zetulie8en'! (FAZ 17.12.i1) 

Diese .Sanierung"der EnergieYersorgung der CSFR 
durchGermanisienlngwareratderAnfang.Dergroßts 
Brocken steht noch bevor: cie ModemisieNng des 
AIDmkraltwerkpardarehemaligen&Mjetunion.Auc:h 
da wird von Siemens machtig gedrlngelt, aber so 
einfach wie in der CSFR wird es l'lier wohl nicht FOr 
eine Sicherung der Auftrage durch sc:htidlte Obernah­
me dar ganzen .Frma" dOrfte dar Brocken >MIIeicht 
doch zu groß sein. Allein fOr die Nadlr1lstung der 
beiden sowjetischen Reaktorserien erredmete der 
Siemens-Vorstand ein lnYestitionsYOiumen von sie­
ben bis acht Milliarden Marit. FOr ein solches Projekt 
werden po~tisc:he Absk:herungen fOr nötig erachtet. 

Daß der Imperialismus auc:h derehemaligen Sowjet­
union gegenOber allercings nicht nur auf Auftrage aus 
ist, sondern auf Okonomische Eroberung, zeigen die 

Atomindustrie 

VDorterhandlurdengen um die .Eu~ Enefg_iecharta_". Freie Republik Wendland: Bohrplatzbesetzung 1004, Mai 1980 
wu gena~ an dem Punkt, der von Siemens 1n 

der CSFR bereits YOrexerziert wurde - der ErmOglidlung westlicherseits 
gew0nsdll8r einfadler Obernahme staallicher Energiebetriebe -, der 
Daumen angesetzt. Speziel die Bundesregierung tat sich hier hervor. Im 
Juli letzten Jahres, Gofbatsdlow saß noch im Sattel, hieB es einerseits 
zwar schon, den Profitgedanken nldlstenliebevoll ausschmOc:kend, .Sonn 
will sowjetischer EnfHtlifiWirtschsft helfen•, andererseits aber .blieben 
BedenlcengegenOberderStJwjetisch8fiZurockha/tungbeiderVerpachtvng 
YOn Land undder Stllrlwng des Eig8fltvmsgedankens". (FAZ 17.7.91) Das 
zielte punktgenau auf den Knackpunkt der Verhandlungen, bei denen sich 
die Sowjetunion-ansonsten zu jedem Zugestlndnis bereit- gegen solche 
ÜbernahmegeiOste noch sperrte und stattdessen stArker auf eine 
.Koorr:Jinierung und OptHnienJng• der nationalen Energieprogramme ori­
enliene, um der nalionalen Regierung grOßere Einwirkungsmöglichkeiten 
zu sichem. w .. gesagt, soll der Abschluß der Verflandungen um die 
sogenannte .Basis-Vereinbstung• noch in diesem Jahr erreidlt werden. 
Dann wird auch hier du Tor zw- Koloniabierung mit konkreten Projekten 
aufgestoBen sein. 

Der Imperialismus -
statt Ökopapler-Tiger 
Atomlc power Im Tank 

Der Argumentation, mit der die Atomindustrie heute die Akzeptanz fOr 
ihre Ausbauplanungen in WesfelKopa und spezielaudl in der Bundesr&­
publik ZU erreichen gedenkt, ist Okologisc:her Nattw: Der ROckgriff auf die 
Atomenergie werde im Kampf gegen die Klimakalulrophe notwendig. 
Das Argument ist nicht neu. Schon 19n, in dem damals fOr Furore 
sorgenden, und audl YOn Atomkritikern oftmals ganz geme heran­
gezogenen Atombericht der Ford-Foundation - in der Bundesrepublik 
bekanntgeworden unterdem Titel .Das V BIO• -,wurde die Klimakatastrophe 
als Argument pro Atomenergie angefOhrt. Damalssteckte die Erforschung 
des Treibha~seffekts noch in den Kindersdluhen; richtig genaues wußte 
manlfrau nicht ln den Schlußfolgerungen der Wissenschaftlerinnen der 
Ford-Foundation hieß • trotzdem schon: .WIJhrend ",.,derzeit nicht in 
derLstgeist, dt•Ausma8derm6glichen Umweltschldgungzubeul1eilen, 
k6rlnte ein llUf der Basis wrmehtt8fl Wissens erlcannter globaiBr Klima­
effekt }Bden Verg/Bidl zwischen Kohl• und Alomflflergie Oberl1Dssig 
machen. Dill1 IPficht dlllgegen, sich gegenwlrfig si/ein auf Kohle zu 
~."(.Das Veto•, 199) 

ln dar Bundesrepublik wurde von den Atompropagandsten dMlals ü 
venneindidl wirkungsYOIIer lieber noch auf die Fortsc:hritts-, Leiswngs. 
und Wll'tlchaftsglaubigkeit der Deutschen gesetzt Als zentrale Parole 
kmgtwohl noch jedem das, •.. dtnn S/flhen die Uchter .wu•~ in den Ohren. 
Enst mit der Oiskusalon um Ausstiegsszenarien in den 80em und mit 
Tschetnobyl hat sich das gelnden. Und spltestsns seit der Weltklima­
konferenz 1988 in Toronto, wird zunehmend an der Klima-Argumentation 
pro Atomenergie gefeilt Es scheint, die Argurnentalion verfangt. 

ln den USA, wo nach der Reakt1011<atastrophe von Harrisburg kein 

Atomkraftwerk mehr gebaut wurde, hat sich 1990 eine versammelts 
amerikanisc:he WIS&enschaftlerlnnengemeinschaftvon 700 Mtgliederfnnen 
der Amerikanischen Akademie der Wissenschaften, darunter 49 
Nobelpreisträgerlooen, in einem beschwOrenden Appell an ihren Prasi­
denten George Bush gewandt und ihn aufgefordert, alles in seiner Kraft 
liegende toreinen entsdllossenen Kampf gegen den Treibhauseffekt zu 
tun. Dabei wurde sich ausdr1lcklidl auch fOr die Neuauflage eines 
Atomenergieprogramms ausgesprochen. UniBr den Unterzeichnerinnen 
des Aufrufs fanden sich a~dl so prominente Atomenergiegegner wie 
Amory B. Lovins. Ihr Prasident hat sie erttort. ln den USA wurden nodl 
1990 drei neue atomare KraftwerksblOcke der 1000 MW-Kiasie in Belrieb 
gesetzt. Ein neues Atomenergieprogramm, mit derzeit fOnf neuen Atom­
kraftwerMn im Bau und drei weiwen in Planung, ist dort ebenlaUs bereits 
voll am Laufen. 

ln der Bundesrepublik produzierta zeitgleich zu dem Appell der amerika­
nischen WtSSenschaftlerlnnen, die Klima-Enquetekommission des Bundes­
tages den ersten prominentsn Umfaller fOr die Atomenergie: den sozial­
demokratischen HamburgerWissenschaftssenator Klaus-Midlael Meyer­
Abich, der sich direkt nach Tschernobyl noch mit seinem Buch .Die 
Grenzflfl der Atomwirtschaft", als Atomkritiker hervorgetan hatte. Vier 
Jahre spltsr 1990, fOI'derte er zur BekAmpfung der KUmakatastrophe (um 
zwei Prozent!) auch einen Ausbau bei der Atomenergie. Seine Argumen­
tation:. Wir dürfen uns einer lliiJiJllml. eingegangenen und VPO uns oeme;a. 
sam zu nuaoDm®adea Gefahr Atomenerpie nicht daä.Jrch entziehen, 
indem wir andere Under einer anderen Gefahr, der KJimagefahr, .wusset­
Z8fi."(TAZ 6.3.90) 

Bei seinem Vorstoß fOr den Ba.u zweier neuer Atomkraftwerke in 
Greifswald und Stendal, im Fr1lhjahr letzten Jahres, bediente sich Bundes­
wirtschaftsministsr Möllemann einer, bis in cie Wortwahl identischen 
Argumentation wie Meyer-Abidl und prophezeite dann: .Die Debatte Ober 
d8fl Kohlendio~AusstoB herk6mmlicher Kraftwerks und die damit ..-ur­
bundene Gefahr einer Klimakarsstrophe hat erst begonnflfl. Und in dieur 
Deba.tte spielt die KBITiflflergie weltweit eine neue Rolle. • (Spiegei16/SI1) 

Sendem ist die Debatte hier in Scheißdeutschland in der Tat nicht mehr 
verstummt, audl wenn sich in atomkritischen Kreisen scheinbar peinNdlst 
darum bemOhtwird, dese VorgAnge nichtzw- Kenntnis zu nehmen. Jedes 
Systamsc:hwein, das audl nw- irgendeinen Posten inne hat, von dem es 
meint, daß er in dieser Debatte von Gewicht sei, hat sich milllerweile zu 
Wort gemeldet; ob nun VorstandsYOI'Sitzender oder Aufsichtsratsmitg~ed 
von Kraftwerksbetreiberfirmen, Verbandssprecher - welcher Banden­
bildung auct. immer- oder Gewerltsc:haftssekretAr, Parteipolitiker und - in 
sok:hen Debatten na«<ftich immer gern z.iliert- jede Menge W1Ssensc:haf1-
spersonal. For einen Einblick sei hier nur a~f die Chronologie in der .atom• 
Nr. 36, die allerdngs nw- bis August letzten Jahres reidlt, verwiesen. Die 
Debatte brach da nicht ab, setzte sich vielmehr unvermindert fort, produ­
ziert Pressemeld.mgen Woche fOr Woche und das meist mehrmals. Der 
nlchste bevorstehende HOhepunkt in der OebaDe wird die Weltklima­
konferenz der Vereinten Nationen 110m 1. bis 12. Juni in Rio werdän. 

Der .Club of Roms•- in der Ökologiebewegung ja audllange Zeit gerne 
zitiert -, hat im Vorleid cieser Konferenz seine ehemals kritische Position 
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zur Atomenergie schon revidiert ln derneuesten Studie heißt es, manlfrau 
mOsse .widerstrebend einnJumen•, daß angesichts der CCTProblematik 
die Verbrennung von Kohle und Ol.m(Jglicherweise noch gef/Jhrlicher fOr 
die Gesellschaft" sei als die Atomenergie. Die nukleare Option müsse 
deshalb offengehalten werden. 

Die Enquetekommission • Vors0111e zum Schutz der Erdatmosphke• 
des Deutschen Bundestages wollte sic:h in ihrem letzten Zwischenbericht 
ans Par1ament noch auf keine einheitliche Empfehlung in der Frage Klima 
und Atomenergie einigen. Während sich die einen offensivfür die Nutzung 
der Atomenergie zur Vermeidung klimaschädicher Emissionen ausspra­
chen, wollten die anderen die Gefahren des Treibhauseffekts noch nicht 
.gegen cie be/csnnten Risiken und Langzeitwirkungen der Atomenergie 
ausspielen• lassen. Die möglichen Auswege aus dem .Dilemma• sollen 
abernoch vor der Konferenz .in einem sachlichen und ciskursiven Verfah­
ren• gefunden werden. 

Dagegen wird sich was erheben? 

Dahintermuß wohl eherein ganz großes Fragezeichen gesetzt werden. 
Der Widerstand gegen ein neues Atomprogramm wird insgesamt -wenn 
es ihn Oberhaupt noch geben wird-. schwerer werden. Wer meint, fOr die 
Atomenergie gäbe es hier in Deutschland keine Akzeptanz mehr, der sollte 
sich fragen, ob er seit Tschernobyl gut geschlafen hat; vielleicht im 
Winterschlaf lag? Die Atomindustrie zumindest schlief nicht Der Werbe­
feldzug mit der drohenden Klimakatastrophe wird von ihr nic:ht nur syste­
matisch geplant durchgeführt, sondern Ober seine Ergebnisse wird auc:h 
regelmäßig Zwischenbilanz gezogen. Die letzte Studie zum Stand der 
Akzeptanz, vom .lnformationskleis Kernenergie"beim Meinungsforschung­
sinstitut Allansbach in Auftrag gegeben, datiert vom Januar 1990. Diese 
Umfrage kam zu dem Ergebnis: .daß im Rahmen der zur Zeit anhaltenden 
KJimaverlnderung die Kernenergie immer positiver beurteilt wird. Waren 
im Jahre .1984 erst 37'% der BundesbOrger dalo1)t) Oberzeugt, daß Kern­
kraftwerke umweltvertriJ(Jiicher sind als Kohlekraftwerke, so teilen heute 
45% diese Überzeugung.• Speziell fOr die Zeit nac:h Tschernobyl, vom 
Anfangsdatum her einsetzend mit dem Beginn der Werbekampagne 
Atomenergie und Klima zu Beginn des Jahres 1988, kam die Umfrage zu 
dem Ergebnis: .Noch Anfang Februar 1988 unterstatzten 43% der Bun­
desb0f119r einen baldigen Ausstieg aus der Kernenergie. Bis Juli 1989 hat 
sich ciese EinsteNung spOrbar geW'Idert: Nur noch 34% der 8ev6/kerung 
mlJchten der Kernenergie in der Bundesrepublik keine Zukunftschancen 
geben. For eine Fortsetzung des Kernenergieeinsatzes in der Bundesre­
publik sprechen sich heute 54% der Befragten aus. Die Unterstatzung fOr 
einen Ausstieg aus der Kernenergie ist bei den Anhsngem aller vier 
Bundestagsparteien l'iJckMufig. • (vgl. atw 1190) 

(Anti)-atompolitisch ergibt sich ein düsteres bis verheerendes Bild. 
Düster bei der SPD und den anderen sich atomkritisch verkaufenden 
Parteien und verheerend was die radikale Unke und die Anti-AKW­
Bewegung - seligen Angedenkens -, betrifft 

Bei der SPD zeigt sich ein langsam und beständig immer deutlicheres 
Abrücken von den alten - ja auch nur formelhaft, unverbindlic:hen -
AusstiegsbeschiOssen. Auf dem SPD-Pal19itag, Ende Mai letzten Jahres 
in Bremen, wurde die 10-Jahresfrist fOr den .Ausstieg" gekiPPt, die ja 1986 
erst direkt nach Tschernobyl auf dem Nürnberger Parteitag ins Programm 
gehoben worden war. Der .Ausstieg" läUft jetzt auch explizit wieder mit 
open-end. Die Vorentsc:heidung dazu war im Kontext der Debatte um den 
neu gesuchten .energiepolitischen Konsens~ schon Anfang Mai, auf der 
Konferenz der SPD-Fraktions-vorsitzenden in Bund und Uindem, gefal­
len. Sc:hon in der dort verabschiedeten Entsc:hließung .Energiepo/itik der 
90er Jahre• hieß es nur noch, die SPD halte .an dem Ziel des Ausstiegs 
aus der Atomkraft fest • Es folgten im Mai und im Juni die Gewerkschaft­
skongresse von IG-Bergbau, IG-Chemie und OTV mit starken Tönen pro 
Atomenergie und Aufforderungen an die SPD diesbezOglieh zu einem 
.energiepolitischen Konsens• zurückzufinden. Muß das fOr die IG-Berg­
bau und IG-Chemie nicht weiter verwundern, ist es fOr die ÖTV doch ein 
kleines atompolitisches RoU-bac:k, denn hier waren nach Tschernobyl 
auch schon mal atomkritischere Töne zu hören gewesen. Die Grünen 
haben sich realpoHtisc:h strom&nienförmig an den Trend der Sozial­
demokratie angepaßt; in den Landesregierungen von Niedersachsen und 
Hessen wird das vorbilcllaft durchexerziert, und Atomkraftgegnerinnen 
werden dabei - wo sie sich, wie in Gorleben, dazwischensteHen -, auc:h 
sc:hon mal grOn und rot durchgeprügelt Bei der POS/Unken Uste vertra­
gen sich die Atomkraft"gegnerlnnen•-vielleic:ht deshalb?-, von vorneher­
ein in bester Parteidisziplin mit den Atomlobbyistlnnen. 
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Die radikale Unke ist mit sich selbst und anderem beschäftigt. Von der 
Anti-AKW-Bewegung ist an lebendigen politischen Strukturen- bis aufein 
paar Standorte-Bis, die sich lokal nochwacker mühen, einer Zeitsc:hriftwie 
der .stom• und dem Rundbrief .Anti-Atom-Aktuen· -, fast nichts Obrigge­
blieben. Bundeskonferenzen, die diesen Namen verdienen, fanden in den 
letzten Jahren nic:ht mehr statt. Auf dem Treffen in Marburg letzten 
November kamen aber immerhin 80 Leute. Es wurde eine Bestandsauf­
nahme mit langen Berichten JlUS den noch arbeitenden und anwesenden 
Bl's gemac:ht, und es kam eine einigermaßen strukturierte Diskussion 
ohne große Illusionen zustande. Ein Tiefpunkt ist vielleicht erreicht: Die 
Anti-AKW-Bewegung ist tot Das scheint allmählich Konsens zu sein. Da 
woUte Wolfgang Ehmke in der letzten .atom• vielleicht ein wenig Mut 
machen: .Die Bewegung ist tot, es lebe der Widerstand!~ schrieb er.­
Woraufdann unweigerlich die Frage kommen muß: Welcher Widerstand? 
Auf lokaler Ebene wird es einen Widerstand ja vielleicht auch noch in 
Zukunft geben. DarOber hinaus istjedoch nichts in Sicht Vertrösten aufdie 
Zukunft heißt hier: Warten auf Godot. Woran es mangelt ist schon allein 
eine einigermaßen begründete Einschätzung der uns erwartenden atom­
politischen Zukunft Wenn darOber eine Debatte und VerstAndigung 
stattfinde, wäre wohl sc:hon viel erreicht Abschließend hier nur zusam­
menfassend ein paar Sc:hlußfolgerungen. 

Schlußfolgerungen 

Ohne jeden Zweifel kann meines Erachtens heute festgehalten werden: 
Es gibt eine Renaissance der Atomindustrie. Seit 1989 ist weltweit 

faktisc:h wieder ein beschleunigter Zuwachs beim Ausbau festzustellen. 
Von einem Auslaufen odergarabsehbaren Ende der Atomenergienutzung 
kann Oberhaupt keine Rede sein. Selbst 1989, dem Tiefstand der Entwick­
lung, gab es weltweit noch einen Zubau von AKWs. 

Bezogen aufdie Entwicklung der Atomindustrie in Deutschland müssen, 
neben cliesergrundegenden, internationalen Dimension derökonomisch­
tec:hnologisc:hen Entwicklung, speziell auch die sich - gerade fOr die 
deutsc:he Atomindustrie -, mit dem Zusammenbruch des RGW eröffnen­
den Perspektiven, in Betrachtgezogen werden. MitderWiedervereinigung 
ist Deutschland 110n neuemeine imperialistische Großmacht, die europai­
sc:he Großmacht schlechthin. Das ist eine neue Dimension, die bisher viel 
zu wenig gedacht wird. Im Einzelnen sind dann wohl noch eine ganze 
Reihe verschiedener Faktoren in der Entwicklung zu berücksichtigen 
(Akzeptanzfrage, KHmadebatte etc.), wobei tordiese Einschätzung hier in 
Rechnung gestellt werden muß, daß auf einige dieser Faktoren nicht 
eingegangen werden konnte: z.B. die NoveHierung des Atomgesetzes, die 
bis 1995 anstehende Neuverhandlung des Jahrhundertvertrages (vgl. 
dazu u.a. die Chronologie in .atom• Nr. 36) und die Entwicklung neuer 
atomarer Reaktorlinien spezieU z.B. der Hochtemperaturreaktoren. Das 
müßte noch gesondert analysiert werden. Mit dieser Einschränkung kann 
hier aber vielleicht doch schon weiterhin festgehalten werden: 

FOrdieDeutsc:heAtomindustrieeröffnetsichnachderWI&dervereinigung 
und dem Zusammenbruch des RGW .auf dem Hintergrund der Herstellung 
eineseinheitlicheneuropäischen Energiemarktes mitgesamteuropäischem 
Stromverbund einschließlich Osteuropas ein ganz neuer Expansionspfad 
mit der Kolonialisierung Osteuropas. Daß bei diesem gigantischen 
imperialistischen Beutezug allen voran der deutsc:he Imperialismus die 
Nase 110m haben wird, zeic:hnet sich-erstes Beuteopfer CSFR-bereits ab. 
Auf diesem Expansions-pfad wird, Ober die in der Koloniafisierung ge­
schaffenen direkten Zugriffsmöglichkeiten - Ober die Modemisierung und 
den Bau von AKWs dort und deren Bezahlung mit Stromlieferungen tordie 
Konzerne hier-, der Atomausbau sozusagen nach außen verlagert, in die 
neuen .Kolonien". 

Der Ausbau in Deutschland ab 1995 bleibt darOber hinaus als weitere 
Option der Atomindustrie drohend bestehen; entwedermitden von Siemens­
Framatome in Entwicklung befindichen, sicherheitstec:hnisc:h angeblich 
verbesserten, dafOr auf 1500 MW vergrößerten Leic:htwasserreaktoren, 
Konvoi-95, oder - als noch etwas längerfristige Option ab dem Jahr 2000 
- mit dem Obergang zur neuen Reaktorgeneration vom Typ der Hoch­
temperaturreaktoren. Auch diese beiden Optionen müssen mitgedacht 
werden. Abhängig ist die Realisierung hierwohl nic:ht zuletzt auc:h von der 
weiteren Entwicklung des Faktors Akzeptanz; ein Faktor, auf den wir nur 
noch politisch marginaHsierten Einfluß haben. 

r. k. 



Atomgesetz 

Neues Atomgesetz -
neuer Energiekonsens? 

Energiepolitik vor neuen Weichenstellungen: 
Alles ist in Bewegung - nur, wohin? 

Versuch einer Einschätzung 

DleMr Verauch einer Elnachltzung ent· 
stand Im Laufe der Jahreawende 81/82 
als Telleiner Dokumentation Ober den 
Dlskuulonutand ln den Medien d• 
Atommafla. Die Dokumentation umfaBt 
ln dem Zeltraum Oktober 1880 bla De­
zember 11un ln den Zeltachritten 
"atomwlrtachaft" und .Energlewlrt· 
achaftllche Tageafragen" erachlenene 
Artikel. ZUaant111en kamen 43 Selten 
Fundstellen mit den wichtigsten ZH• 
ten, •achlouen durch 6 Selten Stlch­
wortverzelchnla. 

Vorweg: Oie FOlie dea zugrunde gelegten Mat&­
riala iat erst einmal erachlagend. Ober zwei­
tausend Seiten GeachreibMI (nicht nur) der 
A1Dmmafia. daa wil audl eratmal8f1ragen sein. 

Gor/eben-Demo, Hannover 29. 1. 1983 

Oie AuiWet'tUng in Fonn der Oc*umentation 
ergibtldlon ein V8fW81'1bMta Bild, mußaberauf 
den Betrachter wie ein Mosaik wirken. 
Um ao notwendiger iat zumindest der Versuch, 
ein paar Grundlinien nachzuzeichnen, moge 
das auch noch ao unvolallndig, allgemein oder 
vieleicht auch nur apekulaliv wetden. 

Hoffentlich ist niemand enttauacht, wenn cie 
geplante Novellietung dea AtomgeMtzea nicht 
daa einzige oder zentrale Thema cieeer Ein­
achltzung iat. Sicher ergibt sich bei der LeklOre 
der .Fachpresse" aber nicht nur bei mir der 
Eindruck, bei der geplanten Novellierung han­
dele ea sidl nur um einen kleinen Ausschnitt der 
energiepolitischen Weidlenat&lungen unserer 
Zeit. Nichtadeseotrotz eignet sie sich, finde ich, 
;MZ het'vonagend zur Sichlbarmachung der 
Probleme mit den laufenden und kommenden 
Atomprogrammen. Damit ist cie Novelierung 
auch Ansatzpunkt tor klaiSiadle Formen der 
Autkllrung, also Informalion undÖffentlidlkeits-

aklionen. Und daa iat der Entwicklung sowie 
Aufredltemaltung von Akzeptanzschwierig­
keiten fOrcie Atommafia und alle, cie sich mitihr 
arrangieren, lic::het1k:tt sehr IOrderlich. Dies soll 
also kein PlldoVer tor DIE zenlrale Kampagne 
der Anti-Atom-Bewegten sein, aondam ein wei­
terer AufnJf zur Arbeit mit einem in sich konlrO­
veraen Pro;ekt eines Teils der Atommafia. Hier 
iat ein .Sieg• machbar. Aber dazu ap1t9r mehr. 

Meistens ist ea ziemlich. nervig, aich mit den 
Veroffentlic:hungen der Strom- und Alommafia 
zu beschaftigen. Aber ab und zu kommt dam 
doc:tt auch einmal Freude auf, wem sich die 
Atommafia. wie in den 50er und 60er Jahren, 
ganz schlichtauch malwiederselbstentlal'Vt. Zu 
Beginn also ein AnekdOtchen, zusam­
mengepuzzelt aus und nachzulesen in den 
Materialien: 

Der Bundesvetband der Oeullchen lnctlstrie 
(BOl) wird ja gemeinhin eher zu der achwerge­

wic:hligeren undernstzunehmenden 
Lobby im bundesdeutschen Macht­
kampf um Einftuß und Geld gezAhlt 
Niemand wundert also, daß auch in 
diesem ein .Arbeitskreis Kemener-

- gie• gebildet wurde. Schlie81ich sind 
AKW'a ja nicht ganz unwichtig fOr 
das hiesige lndJstriesysiBm. 
Dieser .Artieitskreis Kernenergie" 
des BOl nun forderte in einer Reso­
lution am 19.09.1991 die Bun­
desregierung auf, sie solleeine .rea­
liatisdle Kemenergiepolitik" betrei­
ben und ein .klares Bekenn1nis zur 
Kernenergie ablegen". Die Presse 
gabdasauch getreulich wieder. Hin­
tergrund war die laufende Debatte 
um ein neues energiepolilisc:hes 
Gesamtkonzept der Bundes­
regierung (dessen Entwurf im 0&­
zemberdann von Bundeswirtschaft­
sminister Mollemann VOI'gelegt wur­
de). 
Erstaunlich wirkte zunachst die Be­
grOnct!ng dea BOl: Oie amerikani­
sche Bundesregierung orientiere 
sich in dieser Richtung und sei da-
bei, durdl Anpassung von Genehm­
igungsverfahren und anderen 
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Rahmenbedingungen ein poaitivea Umfeld fOr 
cfl8 Kernenergie zu achaH&n. 
W~e ~Wn kam der BOl dazu? Eingeladen zu der 
vorvenannten Sitzung ww ein gewiuer Mister 
Finger aua den USA, ein .,amerikanlacher Ener­
gieexpef'le", .ehemaliger Prlaident dea us 
Council of Energy Awareneu (U$-CEA)". Die­
ser referierie nun vor- ja, vor wem dem eigent­
lich? 
Ganz einfach, vor dem .Arbeitaktai• Wirtschaft 
undlnduatrie"derKemaechnladlenGesellschaft 
(KTG), dem zweitgr6ßten Alomlobbyverein der 
BRD. Dieser Arbeitskreis, 10 gibt de KTG in 
ihren Mitteiloogen aelbat stolz .,, ist nlmlidl 
identisch mit dem BOI-Arbeitskreis. 
Mr. Finger 8110 berichtlllt Ober cie zunehmend 
positive Haftung der Amerikaner gegenOber der 
Atomkraft - aber halt. wer ist denn der Finger 
jetzt tatalchlich? Dieser .Rat fOr Energiebe­
wußtsein•, du kingt 10 llltemaliv. 
Du aber erhellt andemorts ein "T:agungsbericht 
Obereie Europliache Nukleartlonfere 1~ in 
Lyon. Dortwirdeine andent Expet1in zitiert: ,.Die 
Branche begimt zu begreifen, daß viele Man­
lehen die Kernenergie untersiOtz:en, ohne sie 
zu lieben, fonnulierteAMBisconliYOnderameri­
kanischen Ene~R-Organiaalion U$-CEA.• 
Oho. 
Und de&er (ehemalige) Wetbungs-Prlsident 
berichtet ~Wn derdeutschen Alomlobby, daß JJO 
Prozent der Amerikaner glauben, daß de Kern­
energie in Zukunft eine wichtige Role spielen 
wird", freilich ohne zu bemertl.en, ob sie das 
auch wolen. lmmertlin merkt er an: .Freilich 
halten die meisten Amaikanerdies toreine sehr 
langfristige Entwiddung, denn nur 20 Prozent 
von Ihnen lind der Oberzaugung, daß in den 
nlchsten zehn Jahren Obemaupt ein Kraftwerk 
in ihrer nAheren Umgebung benOiigt wird.· Aha .. 
Der Arbeitakr8ls BOl der KTG ~Wn, oderwardas 
umgekehrt?, na egal. jedenfall erfAhrt cie Pres­
seam nlchsten Tag unterdem Titel .BOl fordert 
realistische l<emenefviepolilik":"Uneer Bezug­
nahmeaufeinenV011rag,denderamerikanische 
Energieexperte H.B. Finger, ehemaliger Prlsi­
dent dea US Council of Energy Awareneu (US­
CEA), vor dem BDI-Arbeit&lcrei& Kemenefgie 
am 19.9.91 hielt, fordertder Bundeaverbandder 
Deutschen Industrie (BOl), daß die Bundesre­
gierung in ihrein angekOndigten Ener­
gieprogramm ein klarel Bekenmtnia zur Kern­
energie ... ablegen solle. • Punklum. Der Arbeits­
kreia ist nlmlic:h beYolmlc:tlligt. in Namen des 
BOl Erkllrungen abzugeben ... 
Und wenn lic:h da nidlt gerade mehrere ver­
schiedene Preslernitleilungen gefunden hal­
ten, hinan wir auch nidlt 10 leicht gemerill, daß 
auch cie gewichtige AtomJobbv nw mit leichtem 
Wasser koc:tll Nebenbei: Der gerade gewlhlle 
neue Vorsitzendedes 1'11U11if4.1Mtionalen Arbeits­
kreises heißt Hans Hirschmann und ist bekannt 
als Vors~itglied der einstmala selbst­
standigen Kraftwerbunion (KWU), dar AKW­
Schmiede des Siemens-Konzerns. 
Sovia ZU BegiM ZU den erheiaamden Seiten 
dea Sludums von Fac:lhzeitachriftan der Atomi­
ker. Oder ist 10 etwas am Ende gar nicht lustig? 

Wo aber .,fangen mit einer GesamtObersicht 
Ober .Oie energiepolitlacha SIIUatlon untar be­
sonderer Berik=ksichtlgung der Atommafia"? 

Na, wo sich alla Seiten einig lind - die .Akzep­
tanz• ist futsch, der .energlepolililc:he Konsens· 
gleich mil, und mnindest die Alommafia sucht 
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hlnderingend danach ... aagt sie. Nun soll aber 
bloß niemand glauben, sie sudle ihn ausge­
rechnetin den Reihen un&en~r Anti-Atom-Bewe­
gung seligen Angedenkens, wn der einst ein 
hoher lnnenminiaterielleruntar E. ZlmmetmaM 
(CSU) sagte, sie habe der deut.lchen Industrie 
Fehlinveatltionenin Mlliardenh«<heerapart. Nein, 
der ebenso ministeriale K. Bauer sagt offen: 
.WIChtigstes gesellschaft&polililc:hes Problem 
ist die Auseinandersetzung Ober die Akzeptanz 

Gegnerinnen zur Konsenssuche Obrig. Aber 
das muß ja nicht heißen, daß wir ihnen nicht 
krattlg in den Konsens spucken kOnn., ... 

Ist 10 also erst einmal fealgettelt, um wen 81 
nicht geht, ist die SPD mitsamt grOnen Anhing­
sein (ja, werden die denn fOr ataatstragend 
gehalf8n?) schneU als umworbener Konsens­
partner ausgemacht. DeM diese hat ganz ohne 
Jein und Aber im Jahre Null nach TIChemobyl 

Sitzblockade am Zwischenlager in Gor/eben, 4. 9. 1982 

der Kernenergie, in der vor allem cle Kernener­
giegegner bisher nicht bereit lind, sich ange­
sichta der mehr und mehr dominierenden Um­
weltprobleme, die mitunsererheutigen Energie­
erzeugung verbunden sind, ., einer objektiven 
und sachlichen Neubewertung der verschie­
denen Energietriger einschließlictt der Kern­
energie zu beteiligen. • Und weiter: .Es ist daher 
dringend erfordeftich, ein Konzept zur Nutzung 
der Kernenergie in der Bunclearepublik, einge­
bettet in einen grOßereneuroPäischen Rahmen. 
zu entwickeln, ... das die Akzeptan~skussion 
bei den Dialogflhigen tordem kaM. • 
Der Herr Gieske aus dem Vorstand der Rhei­
nisch WestfA~schen Elektrizitltswerke (RWE), 
dem Setreiber zahlfeieher Atomkraftwet'ke und 
neben derVEBA mlchtlgstan Konzern der Abn­
slromer, dr1lc::kt 81 etwu prlziser aus: .Ge­
tordert (ist) ein wn alen staalslragenden Par­
teien akzeptierter IAnderObergreifender Grund­
konsena Ober die einzusetzenden PrimArener­
gietrtger, um cie notwendigen Investitionen ver­
treten zu kannen. • 
Na, da bleiben aber nicht viele von uns AKW-

(das war doch 1986, oder wie?) mit Ach und 
Krach den Ausstieg aus der Atomkraftinnert\alb 
von 10 Jahren beschlossen. Und seitdem sliiii­
Jen sie sich in Sachen Ausstieg mehr oder we­
nigergeschickt.,.lchverpass ja sonstauch viel 
- haben die mittlerweile was stillgelegt? Der 
Countdown lauft, noch drei Jahre bis zum Aus­
stieg. Das wird aber knapp. 

ZurOdt zum Ernst dea Lebens ... 

Zu unterscheiden sind fOr mich de allgemeine 
energiepolitische Ebene und die indus1ries1rate­
gische Ebene der Atomwirtsc:haft. Die allgemei­
ne energiepolitische Ebene wird eharalrterisiert 
dwch das Schlagwort ,.Energiemix" und den 
Marktanteil dea Atomstroma darin auf boodes­
deutsc::her und europlischer politischer Ebene. 
Die industries1rategische Ebene wird durch die 
MachtkAmpfe und Expansionsbestrebungender 
Stromkonzerne einerseits und der AKW-Bau­
lndustrie andererseits charakterisiert. Nicht da­
von getrenntwerden kann aberdie Weltaußer­
halb Großeuropas. Energiepoitik war schon 



Weltpoitik, als an AKW's nicht einmal gedacht 
wurde. 

Drei gro8e energlepoUtleohe Prolekte •lncl 
Im llomentakbMII: 

- Du ene~giepolitiache Programm der deut­
ac:hen Bundesregienmg , zu dem Ich euch 
den Verauch einer Neugeaaltung der Atom­
rec:htalege zM'IIe. 

- Die Europlisehe Energiecharta im Rahmen 
Eutopa Ober den Unll hlneua neben dan EG­
Energieprognwnmen, 

- Die Internationale Kon118ntion gegen die Er­
WIImung der Etdobertlche W'lter dan Stich­
WOr18n Klimaschutz und Treibhauseffekt 

Davon nnnen m6ohlelch, trotz ........., 
~uncftllts lnrWidenprOch­
Uchkalt, die wlohtlpten Projekte der Silom­
und AKW-Ba&HConume: 

- Europliaierq und lntamationaliaierung des 
Baus von (und des SeMces tor) AKW's. 

• Europllsierung des Stromrnattctes. 

Im folgenden wil ictl wrsuc:hen, de Reihenfolge 
dieser Punk18 einzuhalten. 

Das energiepolitische 
Programm der deutschen 

Bundesregierung 

Die politisd1e Au~ ist, daS seit der 
Regierung Schmidt kein ausdrOddlches ener­
giepoitisc:hes Programm mehr aufgestellt wor­
den ist PruJs ist Mitdem cle Fonnel vom Drit­
aelmbc der Prirnlrenergle.ager und der Koexis­
tenz von Nutzung der Atomkraft und der bun­
desdeutsc:hen Kehle. 

DieRdlederKohleunddlmitderledlengeael. 
schaflanistmitdemJahrhunciartwmlgbis1996 
auf eine beslimmee Veta~ge fest· 
geldvieben, clese Kehle~ wird cbd'l 
Regierunguubwntionen und Abnahrnegwan­
lien der Stromkonzerne subvendonlert Dem 
~t ~ der Gedanke der VetsorgLW1QI­
aichemeit bei Rohsloffpreisslelgerungen we­
n~ oHWel de Angst vor der Arbeitslo~t 
etner ganzen Mange Bergarbeiter allsozialem 
Sprengatoff zugrunde. 

Den Entwurf eines neuen ~ 
Konzepees hat Bundeswirtschaftsminister Mol­
ierNnn ... sich gezogen, da Energlepoitik wie­
der mehr als Wlftlc:haftapolitik behandelt wer­
den 101 und in lnduslriel<reisen 10Wie10 von 
~ ~Obemc:ftiUngderEftervie­
poitil( ~wird, wie auch de Kom­
mission Energiepolitik des Wlr1lc:Nftnln der 
CDU festaelt Dem widarspichtalerdingsnictlt, 
daS in Koordnation mit den EG-Staaaen und 
wem lnOglictl, mit den außereuroplisc:hen ,"_: 
dustrienationen, eine KohlencloJUdsleuer erho­
ben werden soll, de dem angeblich kaHendi­
olddfntlen AlomA-om weiter heHen 101. 

Wirtlc:haflliche Ausgangslage ist heute, daß der 
Bergbau einet ..U maulv eingesc::hrlnkt wur­
de, die Kosllln fOreinheimisc:he Kohledannoch 
gegenOber Weltmlllktkohle aus Polen oder 
SOdefrika gestiegen sind. Die Eleklriz.iWsWt­
sorg~ (EVU) sind nictlt mehr 
bcnit, hier auf Gewinne zu wrzic:httn. SeNleB­
ich bestaht auc:h im Bergbau W818nfich eher 
die Gefahr von snib, in AKW's lieBe sich 
solches imunwatncheinichen Faleeinesdroh­
enden Shiks mit dem Hinweis auf de Sicher­
heit vemindem. Und daß fOr ein AKW weniger 
dauernde Albeitskrlfle gebraucht werden, die 
unberec:henlwe Kostanfakioren find. legt auf 
~ Hand. Die Dnlcksarbeit muß jedenfalls to­
WIHO wegen der Zlllluigen 5nhlungs-Jah. 
1'8Shc5d!~ von vielen- meist YGiig wtein­
zellan, gesc:hwejge denn organisiertan - l...eih­
arbeäem gemacht werden. Dieselind MOrtic:tl 
oft Auallnder, was cie V~ von ShhJ.. 
ungsschlden vemindert. 

Auf dir GnMdage der Arbeit und des Berichls 
der ~ einberufenen Mikat-Kommis­
lion wurde ein vor1lufiger Kompromiß zur Ver­
llngerq dir Vers~ronM~gsquoeen des Jahr­
hundertwrtrags gefunden, der auc:h Gnllde ww 
danAugender EG-Kinahilchllr, cie mltller­
weilegr688N~haben,t.nd. 

Vor allem sind IOWOhl in der KohleinduAie als 
euch Im Kohlekraftwefksbau En~ 
vor der TOr, de ln't1811itionuummen in Milliar­
denhOhe umfassen. Bei AKW's istder Entscnei-

dungsctuc:k nicht 10 hoch und eher auf Aus­
landsbauten beschrfnkt, wenn auch IChon jetzt 
die En~ Ober Atomnom aus dem 
(vor allem Olllichen)Ausland geWen sc:heinen. 
Damit wird der bundesdeullche Dritallmlx aber 
auc:h UIIQ&IIiert ausgeftebelt, der Alomsnnan-
181 erh<lht 0.. ...... ~-- Belspiellind 
die AKW's Mochovoce 1 und 21n derCSFR, c1e 
gerwfe YOn SiemeniiKWU mit deutleher Lait­
aedlnik ausgestanat werden, wm Bayernw811( 
vorfinanziert. und diesem mit der L.Jeferung von 
Aloml1rom bezahlt 

Andererseits exisMrt faktisch ein MoraloriUin 
torden weiteren Ausbau der Atomkraftnutzung 
ln der BAD, nachdem die sogen&Maen Konvoi­
~ ln Belriebgegangen lind. o.zu kommt, 
daß die SPD als pot~t~We Regierungspartal 
oflizlell den Atomausstieg auf ihre Fahne ge­
sdvieben MI, eine groBe~­
heit Bedanken gegen AKWs hM · und nictlt 
zuletzt wir all eine engagiere. Mlndameit es 
immer wieder verstehen, zumindest Droh­
potential gegenOber kcnkr8teren PlAnen der 
Konzerne zu entwic:Min. Macnlpolibctl gefihr­
ich, zuglnglictl und damit in .......... t lind hier 
in dir Akzeptanzfnlge und tor einen neuen 
Konsens aber nur die SPD und die von ihr 
gefOhrtl8n Landestagierungen sowie die G&­
werkschateen. 

Untar dan Gewerbdwflan ist die 1G Bergbau 
und Energie (IGBE) dan DrohW'Igen der &rom­
konzame, die ihnen zu ..... lnlandslcohle nictlt 
mehr~. am meistan auage~etzt So 
zeigte sich Geweriuchattstohntr Berger eben­
aus willig lWid bereit, .uf die SPD Dn1ck zum 
weillwen Hinnehmen der lauMnden AKW's und 
Ersatz dieser durch neue auszUOben. Dabei 
bmuliena Berger 8elber: .Die Frage dN Be­
standes der \IOrhandanen Kernkrallwerke und 
der zukOnfllgen Nutzung wird sich dann 1m Dia­
log zwitc:hen allen Bell8iliglen Ieichterdeii liefen 
lassen, wenn erkennb. wird, daß ... politische 
und wirtac:haflliche Macht dazu genutzt werden 
soll, die SU.,_tanz des haimilChen &ein- und 
Bnu.wlkohlenbergbeus zu zet'ltOren, um 10 dan 
~ZwangzurNutzW'Igdes 
vorhandenen Kemkra~ zu ver­
stlrt<en." 

Doch auc:te die OTV und die IG Chemie sind 
bereit, Drudt aufdeSPD zur Vertlngerung ihrer 
Ausdegslrist'*"dem N<mbetgerP~ 
besd'lluß von 1M6 zu machen. Mil der Formel 
der &niOf'llten ............ Unglaubwordig­
keit 101 die Aussliegsfrist erat einmal wtt~ngert 
werden. Aufeie Idee, de GleubwOrdgkeitcbch 
Stilegung der Zuginglichen AKWs ln Schles­
wig-Holstain, Niederaac:tisen und Hessen zu 
~. kommen Wildleinend weder Moni­
ka Wulf..Mdiles nodi Hermann Rappe oder 
itn Funklionlrtnnen. Diese Konae11ation von 
~ und SPD ist eben auch stark 
geprlgt durch intame Maditklmpfe in denen 
zumindest de IGBE und die IG ~ durc:h 
geziebe UntersUitzung des .Seehelrner Kral­
..,.dan rec:tJIIIn ParteiiOgellrlliiM"ItOtHn Wlh­
Nnd die ~ Vert.c:ht8r des A1116g. 
eher auf dem Jinken• FIOgel zu finden sind. 
Die vorhandenen Chancen jedenfals hat sich 
Bundeswir1scha111188r Molemann zlemidJ 
verbaut, Indem er Barger vor dem IGBE-Kon­
gt&S im Mai 1991 mit wilden SUIMinlionlkOr-
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zungs-Orohungen zum Thema Arbeitsplatzab.. 
bau bloßatelbe und in cie Gegenposition 1rieb. 

Oie SPO selb8t will bisher, trotz großen Druc:ks 
auf dem Bremer Panaitag, ihre Position nicht 
Indem. Das istwohl vor alem auf den Druck dar 
Basis und cie Erwartung wn Wahlstimmen fOr 
diese Haltung bei der atomiMptischen Mehr­
heitderBevolkerungzui'Oc:kzufOhren. Vorallem 
die energiestra~ Positionen der Panai 
und ihrer Fraktionen sind weitgehend von 
Atomkraftskeptikem, wenn nicht aogar (ehe­
maligen) Atomkraftgegnern besetzt. Der Bun­
desregierung und vor .._" der hinllllr ihr s&­
henden Industrie reicht aber auch schon eine 
Tolerierung cklrdl SOUhalten dar SPD, wenn sie 
auch tordert, diese mOAe jetzige Regierungs­
entsdleic11ngen beieiner RegierungsObemahme 
weiter tragen. 

Seit Dezember 1991 nun liegt nach einem heis­
sen Lobbyistenjahr der Entwurfdes Bundeswirt­
sc:haftsministers vor und lieht cie Beibehaltung 
des Drittelmix vor. Dabei win:l noc:t1 nictlt orten, 
aber ziemlidl wenig ww.teckt von einer Er­
höhoog des Anlleils des Atomstroms ausgegan­
gen. 

Diese ErMhung ist aber zumindest kurzfristig 
nicht durdl Zubau bundesdeutscher AKW's 
machbar. lndiesem Zusammenhang istcie Ent­
sdleicklng vonden Slromkonzemen bereits vor­
weggenommen: t.ttae 1991 knOpften sie ihre 
Enlscheici.lng Ober neue AKW's ln Slendal oder 
Greifswald an .eine eindeutige politische Unaar­
stOtzung der maßgeblichen politischen Krlha•. 
RWE-Voratand Schmitt:"Angelidlts dea enor­
men lnwstitionsrisiko& - die Kosten werden mit 
etwa 4 Mrd. DM pro Block wransdllagt-wirdein 
belastbarer Konaens der maßgeblichen poli­
tischen Krlhe una Einsdlluß der SPD gefor­
dert. Ein derartiger Konsens ist Im Augenblick 
nicht erkennbar, 80 daß cie Voraussetzungen 
fOr den Bau deser Kemklaftwerklbloc:ke nicht 
vorliegen. • Damit gehen die EVU der 
Konsensfineking wat einmal aua dem Weg und 
.schlagen dMlit die TOr zu•, wie K Uppold von 
der cou bedauel1e. 

Erkembar ist hingegen, daß von den EVU zu­
nachst der Weg Ober Atomstrom aus dem Aus­
land genommen win:l. Waren zunlchst Polen 
oder auch Kooperation mit dem französischen 
S1romrieaen Elec::tric:ite de Franc:e (EdF) im Ge­
sprAch, so zeidlnet sich jetzt die stra~isc::he 
Konzentrierung auf die CSFR und eveniUeM 
Ungarn ab. Dabei soll erst einmal die Osdiche 
Atomkraftwerbtechnik von SiemensiKWU nach­
gebessert werden, um dam die angefallenen 
Kosten mit nach · Oeutsc:hland zu lieferndem 
Atomstrom zu bezahlen. Dasselbe Modell kaM 
dann auch auf den AKW-Bau 8ngewendet wer­
den. 

Das gehOft eigen11ich ins Kapital .Konzemstra­
legien" ist hier aber wichtig wegen der Wechsel­
wirkungen aufdie bundeldeutscheAtomrec:hts­
diskussion. Denn du RWE erlcllrt weiaar: .Eine 
~re Forderung besteht darin, daß von der 
derzeitigen stufenweise Genehmigungspraxis 
im Fall des Neubaus von Kamkraftwerken in 
GreifswaldundSiendalabgewichenWOrde. Vor­
aussetzung fOr cie Erridltung der Kraftwerke ist 
aus der Sicht der RWE Energie AG eine voll­
standige Genehmigung, d.h. sowohl zur Erriet.-
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tung als auch zum Be-
1rieb." 

Damit bin ich bei der 
DiskUBaion um ein neu­
es Atomgesetz, das von 
den &romkonzemenof. 
fen abgelehnt wird, in 
dem aber auch fOr sie 
eine einheitlic::tle Geneh­
migung mit einem Aß. 
spruch auf diese ver­
knOpft werden soll. 

Oie Idee eines neuen 
Atomgesetzea geht zu­
rOck auf Anregungen 
des SPD-dominierten 
Bundes1ats, teilweise 
Anderungen des Atom­
gesetzes vorzunehmen. 
Daraus entstand Im 
Bundesumwehministe­
rium (BMU) die Idee, 
aus deser Vof1age eine 
umfassende Novellie­
l\.lng des Atomgesetzes 
zumachen, eieden Weg 
ebnen kann fOreinewei­
tere, ausgebaute Nut­
zung von Atomkraft. 
Dabei sollte die SPO in 
die Gesetzgebungsar­
beit eingebunden und 
langfristig auf du ent­
s~nde Gesetz fest­
gelegt -rden. 

Oiesen Weg lehnten die 
Stromkonzerne schon 
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frOh ab. Ihre HauptbegrOncklng war der zu er­
wertande Zeitverzug cb'ch langwierige Diskus­
sionen, deneben spielte vor allem eine Rolle, 
daß der Ausgang des Gesetzgebungsverfah­
rens angesichts der SPO-Mehrheit im Bundes­
rat ziemlidl ungewiß werden kOnnte. Last not · 
least sehen die bisher vorgesielten Novellie­
Nngsgn.~ndzOge auch Unannehmlichkeiten fOr 
die Atomstromer vor- teils Bonbons tordie SPO, 
teils als notwendig betrachtete VerschArfungen. 

Im praktischen Ergebnis jedenfalfs WOn:le sich 
wohl d!Jrdl ein neues Atomgesetz des dskutier­
ten Zusdlnltts fOr uns nicht viel Indem. Schon 
jetzt haben juristische Klagen gegen Atom­
anlagen keinen Erfolg in Form dauernder Slil­
legung wn AKW's und beziehen sidl sehr oft 
a.uf Verfahrensfehler (was wohlauch ohne nä­
heres Eingehen auf den kontroversen Oiskus­
sionutand zur Rolle des jwistischen Weges 
unt.- AKW-Gegnertnnen testgeatellt werden 
kann). Denn da BundeswrwaiiUngsgericht und 
das BundMwrfauungsgericht mohen sich 1'80-
lidl, den oft verworrenen Redltsstrategien der 
Atomiker (da war de Niederlage in Wackersdol'f 
als juristisdle LacJ:!nummer vorgezeichnet) 
letzdich zum Erfolg zu verhelfen. Theoretisch 
denkbare Ertolgsmc)glichkeiten werden wtz­
dem sicherheitahalber eUch die Novellierung 
ausgeschlossen. Unser .Qutlpotential" in Form 
d~r Wahrnehmung von Offentlich­
keitsbeteiligungen und KlagemOglichkeiten bei 
Genehmigungsverfahren aber WOrde erheblich 
reduziert, dadurdl der politisdle Druck auf 
GenehmigungsbehOrden gelindert 

Anders die Lage fOr Landesbehörden und -
regienmgen als Genehmigungsbeh&'den: Vor 
allem ihnen sollen alle Möglichkeiten zum Quer­
legenoderauch nurrigoroser Rechtsanwendung 
entzogen werden. Eine Toletierung der Atom­
politik WOrde daM von desen verkauft als .Wir 
können rechdich nix machen". Noch in der ers­
ten HAifte 1992 werden wir, auch ohne neues 
Atomgesetz, dese Vorgehansweise an handdes 
Zwischenlagers in Gorleben vorgefOhlt bekom­
men. Sie hat auch ziemHch wenig mit der Stra­
tegie .streng nadl Redltund Gesetz• zutun und 
umso mehr mit Kapitulation vor einem nach wie 
vorfOrde Atommafia funktionierenden Beamten­
apparat und eventuell vorgehenden anderen 
politischen Prioritäten. 

Das ist der eine Ausgangspunkt energiepoliti­
adler Obertegoogen zum Atomrec:ht. die Aus­
schaltung der Landesregierungen und Zenlrali­
sierung der Obelwachungs- und KontroMfunk­
tionen bei einer Bundesbehörde. 

Der andere erkiArt schon eher de ablehnende 
Haltung der Atomatromer: Es bildet sich eine 
nicht gerade unbedeutende Fraktion dei ~tom­
gemeinde heraus, die aus unterschiedlichen 
GrOnden fOr ganz neue Wege in der Atomfrage 
der Energiepolitik ist 
Mehr oderminderoffen wirdein neuer AKW-Typ 
gefordert, dar, 80 A. Birkhoter, .den Ausschluß 
von Großsdllden sicherstellen mosse ohne 
ROcksicht darauf, wie unwahrscheinlich der 
KemsdlmelzunfaU aufgrund der Sicherheits-



technik auch sei". Dieser Ansicht scheint selbst 
Töpfer nahezustehen, der wegen seiner öko­
logischen Weitblickversuche zunehmend vom 
Wirtschaftsministerium attackiert und entmach­
tet wird (soweit Oberhaupt vorhanden) und wohl 
im Zuge der angekOndigten Regierungs­
umbildung im Winter 91192 verschwinden wird. 
Diese Fraktion verfolgt eher eine Linie des als 
.modern• bezeichneten ROckzugs ·des Staates 
auf eine neutrale Kontrolleursrolle, die aller­
dings auch in Richtung strengere Auflagen und 
Kontrollen offengehalten wird. Die Hauptrolle 
spielt dabei die NachrOstung von AKW's auf den 
Stand der Zeit So wird bereits kommentiert: ,.Je 
weiter in Zukunft die genehmigungsrechtlichen 
Spielräume fOr NachrOstungsmaßnahmen ge­
setzt werden, um so weniger können die Kern­
kraftwerksbatreiber mit kalkulierbaren Rah­
mendaten rechnen. Bei der von der Bundes­
regierung gewOnschten 'Dynamisierung der 
Schadensvorsorge' im Rahmen des novellierten 
Atomrechts muß ein Kompromiß gefunden wer­
den; es sei denn, auch die Koalitionspolitiker in 
Bonn wonschten einen schrittweisen Ausstieg 
aus der Kernenergie. Wenn nämlich die Geneh­
migungsschwelle in Richtung des Null-Risikos 
festgelegt werden sollte und kontinuierliche 
NachrOstungen ohne angemessene Entschädi­
gung möglich worden, dann dOrfte kein neues 
Kamkraftwerk hierzulande mehr gebaut wer­
den. Um die Akzeptanz der Kernenergie zu 
erhöhen, ist es aber auch notwendig, daß die 
Nuklearindustrie freiwillige Zugeständnisse er­
bringt. Bei den periodischen SicherheitsOber­
prOfungen sollte ein Kompromiß fOr alle Seiten 
möglich sein. • 

"Neue-Wege-Fraktion" 

Der .Neue Wege-Fraktion" liegen sicher unter­
schiedliche Motivationen zugrunde. 

Weitblickendere Atomiker sind sich ziemlich ei­
nig, daß .ein zweiter GroßunfaH nach T scherno­
byl auch global ausgeschlossen werden können 
muß, wenn Kernenergie akzeptabel bleiben oder 
wieder werden son·. Diese Gefahr aber, davon 
gehen sie mittlerweHe ziemlich offen aus, be­
steht durch die existierenden AKW's. 

Es ist nicht auszuschliessen, daß sogar ein 
gewisser Schock Ober den Anblick der Folgen 
von T schemobyl in Kombination mitdem vorhan­
denen Wissen Ober rausende von .Störfällen" 
auch im Westen dabei eine Rolle spielt. 

Es kann aber auch unterschieden werden zwi­
schen eher .wissenschaftlich" orientierten Hal­
tungen, die von der absoluten Kontrolle der 
Atomkraft träumen, und der ,.betriebswirtschaft-
6ch" orientierten Hahung, die .sicherere• AKW's 
als kostengOnstiger zu proeilzieren und betrei­
ben anpreist. 

Die Industrie hat sich längst entschieden - unter 
dem Schlagwort .evolutionAres Konzept" wird 
der bisherige Weg beschritten gegen einen so 

• Fortsetzung Nächste Seite• 
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Wie die Atommafia 
debattiert 

Dokumentation zur Diskussion um 
Energiekonsens und neu es Atomgesetz 
Auf derBukoder Anti-AKW-Initiativen in 
Marburg wurde die Einschätzung, daß es 
eine Renaissance der Atomenergie geben 
wird, nichtuneingeschränktgeteilt Es gab 
auchgegenteilige Meinungen. Fürdie meisten 
gab es aber Oberhaupt erstmal das Pro­
blem sich eine eigene Meinung bilden zu 
können. Es fehlte schlicht an Informatio­
nen. Wer sich ein Bild von derderzeit in der 
Atommafia ablaufenden Debatte und den 
Planungen machen wollte, der/die war mit 
der LektOre einer .tageszeitung• nicht un­
bedingt gut informiert, geschweige denn 
auf dem laufenden. Was da nicht stand, 
stand nur zu oft woanders. Nur. die wenig­
sten werden aber gleich mehrere Tages­
zeitungen, Wochenzeitschriften, Magazi­
ne, Monatshefte lesen oder gar auswer­
ten. Und wer z. B liest schon gerne die 
Medien der Atommafia: zum Beispiel 
.atomwirtschaft• und.Energiewirtschaftliche 
Tagesfragen•; - wOrg, kotz. 

Im Frankfurter Arbeitskreis gegen Atom­
anlagen hat manlfrau davor nicht zurOck­
geschreckt und sich an die Arbeit gemacht. 
.OberzweitausendSeitenGeschreibsel(nicht 
nur)der Atommafia "hat man/trau sich dabei 
angetan. Das will auch erstmal ertragen 
sein. Damit wurde die in Marburg ein­
geforderte .bessere lnformationsgrundlage•, 
die erstmal zu schaffen wäre, um beurtei­
len zu können, was da auf uns zukommt, 
um ein weiteres StOckehen erarbeitet. 
Ausgewertetwurdendie letzten eineinviertel 
Jahreder .atomwirtschaft"undder .Energie­
wirtschaftlichen Tagesfragen•, von Okto­
ber 1990 bis zum 31. Dezember 1991. 

Das Ergebnis zeigt: die Arbeit hat sich 
gelohnt. Herausgekommen isteine Material­
mappe von 59 Seiten, mit einem Text­
dokumentationsteil, einem Stichwortver­
zeichnis und einem abschließenden. Ver­
such einer EinschiJtzung•, wie es beschei­
den heißt. ln der Textdokumentation wur­
den auf 42 Seiten die wichtigsten Aufsätze 
der Zeitschriften zum Thema zusammen­
faßt. Mitdem 7-seitigen Stichwortverzeichnis, 
von "A" wie .AbsatzmiJrkte im Osten" bis 
.Z"wie .Zeitgeist"oder .ZeitgemiJBeAKWs", 
läßtsichdiese Materialsammlungauchgezielt 
erschließen. Der abschließende. Versuch 
einer EinschiJtzung"bemOht sich um einen 
möglichst umfassenden Blick. 

War der Ausgangspunkt fOr die Arbeit 
allem Anschein nach die gep1ante 
Novaliierung des Atomgesetzes, weitete 
sich der Blick im Prozeß der Material­
sammlungdannoffensichllichaufdieGesamt­
problematik der anstehenden energie-

politischen Weichenstellungen aus. Die 
Atomgesetznovellierung wird so als ein 
Baustein im Kontextderweitergehenderen 
Atomprogrammplanungen der Bundesre­
gierung und der Energiekonsensdebatte 
mit der SPD verortet DarOberhinaus wur­
den auch die Rahmenbedingungen undwei­
tergehenden Konzeptionierungen dieser 
Planungen, wie sie mitder Neuverhandlung 
des 1995 auslaufenden Jahrhundert­
vertrages, der Verabschiedung der Euro­
päischen Energiecharta, der internationa­
len Klimaschutzdebatte und der 
EuropäisierungdesStrommarktesabgesteckt 
sind, berOcksichtigt. 

Daß diese Materialmappe .NeuesAtom­
gesetz- Neuer Energiekonsens ?"mit dem 
Zusatz .Materialien Nr. 1192 des Frankfur­
ter Arbeitskreises gegenAtomanlagen"her­
ausgegeben wird, kOndigtan, daßdie Aus­
wertung fortgesetzt wird. Es soll eine klei­
ne Datenbankzur Energiepolitik aufgebaut 
werden, in die neu erscheinende Artikel 
aus den in die Auswertung einbezogenen 
Zeitschriften fortlaufend eingespeichert 
werden.AufdiesePianungenbezogenmacht 
das fOr die jetzt vorgelegte Materialmappe 
noch etwas Oberdimensionierterscheinende 
Stichwortverzeichnis (7 Seiten tor 43 Sei­
ten Text) dann wirklich Sinn. Der Zeitpunkt, 
an dem sich ein Materialberg angesam­
melt haben wird, der nur noch Ober Stich­
wortverzeichnis zu erschließen ist, ist bei 
grOndlicher Auswertung schließlich schon 
absehbar. Ohne Frage istdas Verzeichnis 
aber auch fOr die jetzige Materialmappe 
schon hilfreich. Der Service, den der Frank­
furter AK gegen Atomanlagen mit dieser 
Dokumentationsarbeit anbietet, sollte aus­
giebig genutzt werden. Auf eine mangel­
hafte Informationsgrundlage zur Beurtei­
lung der laufenden atompolitischen Ent­
wicklungen wird sich in Zukunft niemand 
mehr herausreden können. 
Die Materialmappe .Neues Atomgesetz -
Neuer Energiekonsens ?"kostet 1 0 DM und 
ist zu bestellen beim: 

Frankfurter Arbeitskreis gegen 
Atomanlagen, Dritte-Welt-Haus, 
Westerbachstraße 40, 6000 
Frankfurt 90. 
Überweisung auf das Konto des 
ArbeltskrelsesbelderFrankfurter 
Sparkasse, Kto.·Nr.134019348, 
BLZ 50050102. 
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Atomgesetz 

bezeictlnelen .revolutionlren" Weg. Die Begrit­
te allein zeigen Ihre Wer1ung aus Industriesicht 
auf ... Siemensii<WU und Frwnatome jedenfalls 
kooperieren auf dieser Basis als zusammen 
größter AKW-Produzent der Welt, die sie damit 
lediglich unter sich aufgeteilt haben. Alles ande­
re hättB hohe Entwicklungskosten fOr sie zur 
Folge, de der deutsche Staat nicht mehr auf­
bringen wiH und andere Staal8n nicht aufbrin­
gen kOnnen. 

Trotzdem hoffen cle Verfechter neuer Wege 
darauf, daS deutsche EVU und Siemens ange­
sichts ihrer vollen Tuchen cle Chance begrei­
fen, angesidrts wirtsc:hafllich schwerangeschla­
gener inl8malionaler Konkunenten durdl Ent­
wicklung eines neuen Aealdortypc, der alle bis­
herigen in Frage stelt, die WeltrnartllfOhrung zu 
Obernehmen. 

Ab« genau diese .Obetiegenheit" eines so­
genannl8n .sicheren Reaktors· achreckt die 
Atomstromer- WOrde sie doch cle Unsicherheit 
der bestehenden AKW's zur Grunclage ma­
chen. Soheißtes: .EaiatsehrsiMvol, wenndie 
Kemkraftwerksbetreiber durch cle Reaktorher­
steller neue Anlagenkonzepte prOfen lassen. 
Ein Dilem.ma entsteht .,_. dadurdl, daß be­
trlchtliche Verbesserungspotentiale auch in der 
Offentlichkeit den DrucK veralllrken, die alten 
Anlagen durch neuere Reaklof'en zu 81'18tzen. 
Je grOBer cie Sidlerheitafol1se:hritte sind, um so 
eher ist ein Ersatzbedarf programmiert, und 
zwar auch fOr eigentlich noch rOalige Anlagen.· 

So sind bei dieser Betrac:h1Ungsweise auch die 
verblOftenden Gemeinsamkeiten in der Ableh­
nung einer Atomgesetznowlierung zwischen 
uns Atomgegnerinnen und der Alommafia er­
klärbar. Das Projekt Novellierung wird zwar si­
cher nicht so ganz ohne weiteres kippen, aber 
die Chancen sind ziemlich groB, daS TOpfer 
samtNowllierunginderVersenkungwrschwin­
det Darum macht es in jedem Falle Sinn, von 
unserer Seite aus hier ein weiteres Mal einen 
Sieg zu eningen, der cle Offentliehe Meinung 
gegen Atomkraft bei aller Vefbiegerei durch 
sogenannte Meinoogsumfragen klarstallen kann 
und auf mitllere Frist zementiert. Nicht ein fast 
totgeborenes Projekt NoYellierung muß dabei 
das eigentliche Ziel sein, sondem der Boo­
desregierung hier eine 6ftentliehe Schlappe 
aufzuzwingen und damit das Thema Atomkraft­
nutzung als kontrowra und in der Mehrheit 
abgelehnt besetzt zu halten. Verhalten wir uns 
hier passiv, ist eine NoYellierung in absehbarer 
Zeit machbar - und sei es abgeachwlc:ht ooler 
einer SPD-FOP-GrOnen-"Ampelkoalition" in 
8oM nach 191M. Der Inhalt der Novellierung 
bietet absehbar, obwohl der Aeterentenentwurf 
nicht zuletzt aufgrund unseres entschiedenen 
und breiten Prolesta vonnt in der Schublade 
bleibt (bis nach den l.andlagawahlen), reichlich 
inhaltlicheAnaatzpunkie fOrÖftentlichkeitsarbeit 
und breiten Protest. 

Festzuhalten bleibt, daB ein energiepolitisches 
KonzepterstvonderCDU-Zen.,.. ...,age.-bei­
tet unddann von Bundeawilt&chaftsminiater MOl­
lemann vorgestelt vortiegt, bis zur Verabschie­
dung aber noch ein weiter Weg bevorsteht, der 
bereits durch Entscheidungen der Industrie 
vorgezeichnet ist Oie Haltung der SP~posi­
tion ist vorerst ablehnend bis pqgmatisch auf 
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ihre fehlende Regierungawrantwof1Ung hinwei­
send pusiv. Ob dabei der vom Bundeswirt­
achaftaminiatarium angekOndigten gemeinaa­
men Kommisaion fOr die Ausarbeilung eines 
Konsenses eine Bedeutulg zukommen wird, 
wird sich noch hefWJsstellen - einstweilen droht 
Gefahr et"ler von SPD-L.andesregierungen, cle 
ihre Möglichkeiten nicht nutzen oder sich sogar 
dem angeblich juristisch Unwrmeiclichen ta­
gen. Hier ist Druck im Moment am meisten 
angebracht. Nicht vergessen: Anti-AKW-Initiati­
ven sind nicht zur UntersiOtzung von Regierun­
gengleichwelc:herFarbeda.sondemmn Druc:k 
machen - Konfrontation bleibt notwencig und 
wird inzwilchen sog.- vom BUND Niedersach­
sen wieder als notwendg belraehtat. 

· Die Europäische 
Energiecharta 

Auf dem EG-Gipfel in Oublin 1990 leg18 der 
niecfet11ndische Prlsident R. Lubbers ein Me­
morandum zur Schaffung eines gesamteuropA­
ischen Energienetzes vor. Ende 1990 beschloß 
der Europlisehe Rat cie Erarbeilung einer ge­
samteuroplischen Energiechartabis Ende 1991 . 
Die Grunc:llonzeption wurde Ende 1991 unler­
zeictlnet, 1992 solen die nlheren Bestimmuri­
gen ausgearbeitet werden. Die Grundidee ist, 
daß de westeuropAisc:hen Staalen mit for1ge-

Aktionstage Gor/sben, Februar 1985 

schrittenerT ec:hnologieundgroBen AbsatzmA!tt­
ten ein großes Interesse an rohstoffreichen 
Staaten im Osten haben mOssen, die wiederum 
auf Kapital, Technologietransfer und Ab­
satzmarkie hoffen. So ist Energie bis auf wei­
teres der einzige wiri<liche Hoffnoogstrlger der 
GUS als Oevisenbringer, wenn auch die Pro­
duktion seit 1988 zurOckgeht 

Dieses in119griene Energiekonzept zielt neben 
vor allem auf cie Einbindung der ehemaligen 
Sowjetrepubliken, der heutigen GUS, in einen 
integrierten gesamleuropAischen Energiemartd 
ab. 
Mehr als ein Drittel der Erdgas-Weltreserven 
befinden sich in der UdSSR.. Von einer Energie­
charta soll eine stabilisierende Wirkung im Ver­
hlltnis EG I GUS ausgehen, wenn in einem so 
wichtigen Feld wie der langfristigen Energiepo­
litik eine .ldentitit der Interessen• auf beiden 
Seiten vortiege. Die EG ist immer noch zu 50% 
von Energieleis1Ungen außerhalb ihrer Grenzen 
abhängig. Dabei sind de Ueferanten aus dem 
Nahost-Krisengebietam stlrksten Y81'1reten. Der 
ErdgasbedaJf der EG soM sich in den kommen­
den zehn Jahren vervierfachen. Langfristige 
Stabilität und damit ein Zuwachs an Sicherheit 
der EG-Energieversorgung soM damit erreicht 
werden, daß alle Unlerzeichnerstaaten der 
Energiecharta gleiche Rechte und Pllich~&n ha­
ben soHen. Das bedeutet vor allem die Er­
schließung riesiger PrimArenergieYOfi(ommen 
in der GUS - mit westeuropäischem Kapital zu 



den Bedngungen weatauropliac:her Konzerne. 
Angestrebt wird ein panewopliac:hea Verbund­
neiZimEnergieaeklor.FaatdugeaamteStrom­
aysl8m O.tewopaa und der GUS 101 erneuen 
werden, ohne daß ea zu einem koatentrAchtigen 
Wettlauf der Staaaen und Konzerne um den 
~sverkauf der Enetgiereaerven und -netze 
kommen soll. Immerhin werden die erforder­
lichen Finanzminel fOr dieses Korüept als in 
dreis1811igen Miliardalbereich liegendgeschltzt 

Auch hier ist der Atomsektor YOn besonderem 
Interesse. 
Be10nt wird die .Sic:herheitsparaft". die 
zur Slillegung der AKW'a der .unteflten Sic:her­
heitsstufe• und Modemiliefung der ancler8n 
AKW'a fOhren soll. 
Zur Erinnerung: 1n den GUS&aaten laufen 
noch 16 RBMK(Tschemobyi)-Reaktoren, 42 
WWER-BIOcke lind in Betrieb und 25 im Bau in 
der GUS, BulgMen, der CSFR und Ungarn. 
DieseAKWs sollen zum Teil stillgelegt(RBMK), 
zum TeW Oberarbeitet weRten. Eine SchiOsael­
rolle spielt hier cie Sicherheitlstudie der Gesell­
schaft fOr Reaktorsicherheit (GAS) Ober den 
GreifswAlder Block 5, bei dem ea sich um die 
sowjetische Reaktorbaulinie W-123 handelt ln 
der GUS und anderen osteuropllischen LAn­
dem sind allein 29 BIOcM dieses Typs ln Bau 
oder Betrieb. [)eshal) gilt dese Stude als maß­
geblich fOr die notwendigen Nactwostungen der 
entsprechenden Reaktoren. 

FOr diesen Mart<t steht vor alern die deutiChe 
SiemeniiKWU in den StartiOchem. Von dieser 
werden allein die allemo~Brl Maßnah­
men auf ein Volumen wn 2,6 Mrd. DM ge­
schltzt. Da denu1ige Oeviaenbetrilge fOr die 
entsprechenden Llndernichtaufzubringen lind, 
soll mit Stromliefef\lngen beuitlt wurden. E'11n 
erstea Beispiel ist bereits unter Dach und Fach 
-in der CSFR wird beispielaweiae die Siemen"' 
L.eihechnik fOr die AKWa Moc:hovoce 1 und 2 
dwch kOnftige Stromlieferungen aus diesen 
Kraftweft<en an die Bayernwerk AG bezahlt 
wurden. 
Wo das nicht m6glich ist. sollen bevorzugt von 
den Staaten der EG zum Aufbau der Energie­
versorgung aufgebrachte Mittel zur Renovie­
rung der AKWa 8lngesetzt werden. 

Diese Konzepte bauen derart offensiv auf die 
bisherige Energieverachwendung, .die im Osten 
n-.. offensichtlicher ist. auf, daß ael)st Bundes­
umweltminister Töpfer Offentlieh Bedenken 11.1-
ßerte. Diese .BellonUng auf der Angebotaseite" 
fOhlt selbst nach seiner Ansicht zu einer Ver­
nachllssigung der Energieeffizienz und .-,_ 
sparungsmOglichkeiten.aufderNachfrageaeite". 

E'tn umweltpolitisches MAntelehen hAngen sich 
die Energiekonzerne trotzdem um: Nichtnurdie 
Ausschaltung der Gefahren eUch o.t-AKW• 
schreiben sieaufihre PR-Fahnen. sondern auch 
die effektivste Form der COrReduziefung ~ 
len sie dwch den Kapltaleini8IZ in Osten er­
reichen. Das sind große Worte in Wetllau.f um 
biHige Rohlaofte, Untemehmenaexpanaion, Pro­
fitmaximierung IM'Id Umgehung strengererwest­
eutopAi&cher Umweltschutznonnen ... 

Die Internationale Konven­
tion gegen die Erwlrmung 

der Erdoberfliehe 

ln Genf wird seit einiger Zeit zwischen den 
westlichen lndustriestaaaen Ober eine Interna­
tionale Konvention gegen die Erwarmung der 
ErdoberMc::he 't'8fhandelt Oie lndusöstaaten 
außer den USA hatten zunlc:hst betont. die 
COrEmissionen bis zum Jahr 2010 in zwei 
E1appen reduzieren zu wollen. Diese Zusagen 
soll18n bindend sein. Oie USA ist der Ansicht, 
eine vertraglieh testgelegte und Oberwac:hla Re­
duzierung des Ausstoßes an 002 Iei weder 
n6tig noch moglich. Dieser S1afldPunkt beruft 
sich zwar auf noch ungenOgende Erforechung 
des Treibhauaeffekta, llßt sich aber letztenclidt 
n-.. aus der Role der USA als wellgroBter Ener­
gi&Yef'braucher und Umweltbelaster ertdlren, 
der eine binnenwirtlc:haflllche Rezeuion und 
Kaphalmangel gegenObersllhen. Damit ~ 
nen notwenclge UmrOatungen und Schlie&. 
gennicht finanziert werden, ohne cie wirllchaft­
liche Kraft weiter zu sdlwlchen. Schließlich gKt 
dort auch generell fOr ~miaal, daß 
ein&Modernisieroogdringendnotwendigist. um 
in Binnenmarkt und vor allem auf dem Welt­
mari~! nicht vollends unt9mlgehen. 

Oieaenotwendgerweiae harte Haltungder USA, 
mit der sie sich selber an den Umwelt-Pranger 
stellt, nehmen GtoBbritannien, Frankreich und 
Japan zum Maß, die bindende Wiftwng einer 
CO:z-Konvenlionauazuhebeln. Offiziellericheint 
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ihnen einAbkommen ohnedie USA llnnloa, was 
ja angesichta der Gl68enordnung des arnerika­
niac::hen Beilragszum WeltelagiiMtbnluch und 
Treibhauaeflekt~Wicheint Den­
noch kOnnten lie mit gutem Beispiel vorang&­
hen und sich Ieiber binden, auch wenn die USA 
dies verweigert. Standeasen soll im Juni 1992 
~Mn Vertrag mitfreiwilligen .Zuaegen" unterzeich­
net werden. 

Dem liegt zumindest fOr Gtoßbritlwlnien eine 
Ihnliehe wir1achaftiche Au~gang ... wie fOr 
die USA zugrunde. Ftankreich schließlich Ist 
mißtrauisch gegenOber der treibenden Rolle 
Deutichlands in der~ angelichtl der 
Kapitalkraft der deutschen EVU im Gegensatz 
zu der Verschuldung des Staatlkonmms EcF. 
Japan IChlieBlich wiDert das Geschlft mit der 
Umweltlchutztechnologie undwird sich, je nach 
6ffentlichem Meinungsdruck in ct;"~Frage 
und dessen Aulwiliu.llngen auf 1 Maß­
nahmen, die lnvetlitionen der Stromkonzerne 
betreffen, der Anti-001-Haltung Deutachlands 
anac:hließen. Denn dort wird seit einiger Zeit 
davon ausgegangen, daS technologlache Aus­
einandersetzung mit globalen Umweltproble­
men neue lnnovationssc:hObe und neue MArbt 
fOr neue Technologjen bedeutet. 

So wird deutlich, daß Bundesregierungunddeut­
sche Unternehmen nicht nur hehre Umweltziele 
verfolgen, wenn sie sich (bet'echligtl) um den 
Treibhauseffekt IOfg&rl. Zum einen 1011 damit 
ein hOherer Alomsttomanleil cUchgeaeiZt wer­
den, zum anderen soll der (nicht zuletzt wn der 
Umweltbewegung ertrotzte) Stand der Umwelt­
technologie hierzulande zurOHnung der MlrXta 
und Absichenlng der Expansion in den Osten 
dienen. Kaufen O.lliche Regierungen nicht­
deutsehe Technologie, werden sie schon sehr 
bakf an den Umweltpranger gestellt werden. 
Andenneita wird die deutsche Regierung den 
deutschen~ sd\Otzen, indem sie hierCOr 
Begrenzungen einfOhrt. die wiederum von deut­
schen Unternehmen durch Investitionen im 
Osten, mit denen kompensiert werden kann, 
umgangen werden sollen. Angestrebt werden 
.großrlumige Ulsungen" ... 

Europälslerung und 
lnternatlonallsler..-ng des 

Baus von und des Ser­
vices für AKW's 

Hier ist zunlchat lemultellen, daß ea Im Mo­
ment keinen Mali(t fOr den Bau neuer AKWa 
gibt. Selbst das Atom-Muster1and Frankreich 
hal sein Atomprogramm effekw angehalten. ln 
Deutichland haben sich cle EW mit ihrem 
BedOrfnis nach langfristigem lnwltitionsachutz 
eUch Konsens selt.t der Ieidgen DiakuHion 
um neue lnland.,.AKWs vorerst entzogen .und 
gehen ltal:tdell&n in den Osten. So bleibt wr 
dem der ~ und UmrOatungll'l'laitt. der 
den Konzernen nach einergewissen Schrumpf­
ung das Obe11eben mehr als sichern kann. 

Schon wr einiger Zeit haben c1e maBgeblk::hen 
europlischen Reaktorbauer, SiemeniiKWU und 
die franz.Osiache Frwnaane, c1e ~ 
zen gezogen und weitgehende Ab&pnlchen ge­
troffen. Miteiesen wollen sie ihre Weltmaft(tltel-
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Jung ausbauen und außer8uropli1Che, vor al­
lem amerikanilehe ~ettolgreichbe­
klmpfen. Dem widenpricht nic:ttt cle taiweil8 
Zusamrnenaltleit auf einZelnen GebieiBn, wie 
Obemaupt die Zelt der wirtld\afllichen Elefan.. 
tenhochzeiiBn, auf denen aictt einzelne Armen 
auf Wohl oder Wehe aneinandafbanden, VCfbel 
ist 

Noch Im Fr0f1ahr 1992wirdein .weitarentwlckM­
ter" AKW-Typ vorgestelf werden, der als ge­
meinsam standarci&ierte Baulinie gelten 801. 
Dennoch ilt vondiesem zunlc:tlstals Expor1rn0-
clel auuugehen. Vor allem einer Auftllilung der 
Markte fOr Bau und SeMc:e denen cie Abspna­
chen, die unter anderem zur GrOndung der 
gemeinsamen Firma Nudeer Power lnllamalio­
nal (NPI) gefOtwt heben. 

Neu ist. daß die EVU ihnneits in Zusanmenar­
beit mit den Reakabaufirmen in Osteuropa 
Angebol8 unlelbreiiBn, die mit S1romlielefun­
genbezahltwerden sollen. Die bereits erwAhnte 
BayemW9fkiSiemens/KW-Zusammenarbeitin 
der CSFR ist ein Beispiel, das Angebot von 
Preu11enEiektra(VEBA) an die ungarische 
Regierung zum Bau eines Druckwasseneak­
tors von Siemena mit 1350 Megawattein IWide­
res aktuelles Beispiel. Sollte lieh du unpi­
sche Ministerium fOr Handel und Industrie aber 
entschlie8en,l<ohlekraftwflf zu bauen, bieten 
sowohl PreuaeenEiek1ra• auch daneben RWE 

- . 
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solche ebenfals an. 

Europllslerung des 
Strommarktes 

Oie Europlisierung der S1rommllttte ist kaum 
von derder Kraftwef'bindustrie zu trennen, den­
noch weilt lie einige Besonderheiten auf. 
S1rompreise lind eine inclrekte Slleuer, von pri­
vaten Konzemen einkassiert Die Profite sind 
gerade bei der weit Obefwlegenden Menge von 
kleinen Kunden garantiert, gerade bei ihnen 
werden einmal erfolgte PreiserhOhungen nie 
wieder zurOckgenommen. Beisplelsweil8 wur­
den cie SVomprelse mit der BegrOnci.lng .Kraft­
werksentsdlwefelung•ert~a~t-deAnlagensind 
installiet1undabgeschrieben, de PreiselhOhung 
bleibt, mal abgesehen von den lndus­
triestromprelsen. ln der Spradle der Wirt­
sdlaftsstra1egen heißen wir folgerichtig • Wert­
sc:Mpfungspotentialf,.. 

Die Lage auf dem ewoplischen S1romrnat1(t ist 
bestimmt durch Monopole oder Oligopole, de 
im jeweiligen nationalen Rahmen sogar gel8tz­
lichen Schutz genießen. Diese l...age k&lntelic:h 
dwch de Entwicklung eines europiischen Bin­
nenrnati(tes grunc:legencUndem. Das giltaller­
dings I'MM' fOr lndus.-!elle GroBabnehmer von 
S1rom, denen schon immer Sondenoien zuka­

men (siehe Bau 
von Biblis A fOr de 
BASF). 

Die EG-Energie­
kommission olm­
lieh will die Ge­
bletsmonopole fOr 
Stromerzeugung 
und -weiterteitung 
aufbrechen. Ein­
gefahrtwerden soll 
das Prinzip des 
.c:ommon carrief", 
die Öffnung der 
monopolisierten 
Leitungsnetze zur 
DwchleiiUng von 
S1rom. Wurde zu­
nlchst angenom­
men, dacbchkön­
ne Frankreich mit 
seinem Staats­
konzern EdF zur 
Atomstrom ­
zenlrale Europas 
werden, 80 muß 
das heut& revidiert 
werden. Zum ei­
nen stellen sic::h de 
französischen 
AKW's als un­
zuvertlssiger und 
fehleranfalliger als 
vermutet heraus, 
zum anderen ha­
ben aictt die gro­
Ben Konzerne.,, 
einen gewissen 
Gebietsschutz ge­
einigt, wenn die 
Frontstellungen 

auch ernallen bleiben. Schließlich aber haben 
die Konzerne auch Ober cie Preisgestaltung fOr 
die Benutzoog ihrer Leitungen weitgehenden 
und schwer zu kontrollerenden Elnftu8aufeven­
tuell abspringende GroBkunden ihres Versor­
gungsgebietes. 
Deutlich wwde cie Frontstellung am Belspiel 
Osldeutsdlland. Nicht nur am Protest der Deut­
schen Ost und Welt scheltarte der urspOng~­
che Stromver1rag, vor allem auch der Ein­
flußnahme der fnwlz6sisc:hen und anderer Re­
gierungen gegen diesen Monopol-Raubzug bei 
der Bundengierung ist cie Oberarbeitl.wlg zu 
verdanken gewesen. (Noch - Anfang Januar­
liegt das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
nicht vor, aber ich wage mal de Prognol8, daß 
es den Konzernen nicht so Ndlt sc:hmedcen 
wird ... )SchlieBiich jedoch versprachen die deut­
schen EVU zwar der EdF als AnfOhrerin eines 
europlischenKanaortiumseinenAniBilvon 15%, 
knOphen clesen aber listig an eine Öffnung des 
franzOsischen S1rommarktes. So W\J'de cie EdF 
samt Bundesgenosl8n abgeblocllt bei der Er­
schließung der strategischen Basis Ost­
deutschland rar den Weg in den Osten. 

Dennoch~ wir hier nicht von Nicht-Zusam­
menarbeit der Monopolisten ausgehen - diel8 
ist eine Frage der Preise und des Einflu11es, 
nichtdes Prinzips. So istdereuropAischeSirom­
verbund lAngst Realillt, fOhrt er doch zum Bei­
spiet dazu, daß die vorzuhaltenden, teuren 
S1romreseNekapaziWen europaweit optimiert 
und damit in den einzelnen, nationalslaaJiic:hen 
Monopolen gesenkt werden können. So tlieBt 
ebenso deutscher S1rom im Milel- und Spitzen­
lastbenMch nach Frankleich wie umgekehrt 

Abzusehen ist aber eine Entwicklung, die cie 
CSF.R zur Atomslromzenlrale Mitteleuropas 
machen könnte. Schon beklagt sich de dortige 
Regien.rng Ober den massiwn Einkauf daut­
sc:herKonzeme,cieaufdenAufbaueinesBiig­
lohn-BrOckenkopfes zur Eroberung der mittel­
und osteuroplischen MAr1<te hinauslAuft. Ab-
18hbar ist speziell nach dem Einkauf von Sie­
mensiKWU in den Pilsener Kraftwert<sbauer 
Skoda der Bau eines Heizreaktors neuer Kon­
zeption in Pilsen, derwiederum mit Slromliefer­
ungen nach Deutschland bezahlt WOrde. 

So, irgendwann muß dann auch erstmal Schluß 
sein, wenn auch noch 80 viel wrllufig bleibt. 
Und der Rechenknecht rechnet mir grad beim 
Speichemwr, ichhtneseine TastaiUrObereine 
viertalmillionmal gehauen. Na, dam doch lieber 
die Atomiker, das sind nicht so viele ... 

Dletmar 
Frankfurter Arbeitskreis gegen 
Atomanlagen 

DIE 59-SEI11GE DoKu GIBTS BEll 

FRAHKRJRTEA ARBEITSKREIS GE­

GEN ATOIIANI AOEN GEGEN 10 DM 
AUF DAS KONTo 134019348 8EJ 

DER FRANKFURTER SPARKASSE, 

BLZ 5000501 02 • ADRESSE 

NICHT VERGESSEN! 



Menschenkette von Hitzacker nsch Clenze, 24. 3. 19/U 

Wer will die Novellierung 
des Atomgesetzes? 

Heftige Dlaku .. lonen hat die von der 
Bundeareglerung angekOnd lgte 
Novelllerung dea Atomge .. tzea auage­
Jöat;nlchtnwbeiAtomkraftgegnerlnnen 
aondern auchbelder Atom Iobby. WAh­
rend die einen mutmaßten, mit der 
Novelllerung aollten die letzten 
Htmmnlaae fOr die .RenaJuance• der 
Atomenergie WU. die ... Jahluhnta 
beMitlgt werden, stieß der Plan der 
Bundeareglerung bel den AKW­
Betrelbern und Ihren Organlaatlonen auf 
tchroffe AblehnWtg. 

So warnte der Prisident des .Deutschen 
Alomtorums e. V.· e.t., auf der Jahfestagung 
Kemtec:hnik 91 im Mai vorigen Jahres eineting­
lich vor der VerindeNng. BegtQncllng: Wenn 
Aaomanlagen mitdem heutigenAtomgeMtZ nicht 
durchsetzbar lind, lind sie • -..eh nicht mit 
einem novellierten. Solange der energie­
poitiache Glundkon .... fehle, emptehle lictl 
eherein Fea!Miten em besWiendan Aechtazu­
allnd. 

Mlnlaterialdintkaor w.- Holefelder .us dem 
BwldeaumwellrnlnlatlrUnmuBeabeteilaaufder 
Im JMuer 91 in 8onn dun:hgefOtwl8n Winter­
tagung des Alomforuma tai!Stelen, daß die 
wraarnmel8 Abngemeilde -..eh cbd'l die 
vorgasahe!• Wfbeaerte Rechtuidlemelt fOr 
Atomanlagenbetreiber durch einzufOhnlnde 
.Bindungswirkung des YOrilufigen positiven 
Geaamtufteill" nid'lt fOrMinAnliegen zu begei­
llllmwar. 

Wenig begaistertlindaudldie UmweiMMblnde, 
die Ober die Pllne der Bundesr.gierung 
ll'gWOhnten, cle Novellierung 181 die ... 
Rettung fOr cle Atomwirtschaft". lnlbelondent 
clt gep18nte Privadllerungder Enct.gerung von 

radoakliven Abfallen llieB auf heftige Ableh­
nW"~g. Gerade dar Hanauer AtommOllskandal 
beweiat nach ihrer Anlictlt die Untaugichkeit 
privaaan AlommOimanagementa. 

Durchgreifende Verlnderungen de& Atom· 
geaeCziH lind von der Haftunganovele 1985 
abgesehen zum letzten Mal durch du 4. 
~ 1976 erlolgt. 

Schon im Fetwu.r91 konn .. Atomminister T~ 
fer ein Gut.dlten fOr eine .Fortentwiddung" des 
Atomgesetzes dar Offendichkelt pt'laer1tieren. 
.WW haben ln den KolililionsWNinbarungen 
t.dllouen, du A~omgnetz in dieser Legiala­
IUrperiodt zu einem modernen Slc:herheitsgel 
waiterzuentwicM•, 10 TOpfer bei der Vomal­
lung des durch die Profesaoren Hans..JQrgen 
Papier (Bielefeld), Hans D. Jamas (BochJm), 
Rudolfl..ukes(MOnsw),HansWernerAengeling 
(OsnabrOck), Fritz OssenbOhl (Sonn) tMld D. 
Norbert Petzer (GOaingen) Wl'fauaen Aec:nts­
gutachlens. 

Wichtigste Änderungavorschllge: 

- Ne4ngelung der Declrunpvoreorge. 
Hier 101" zu einer 8ftlebliehen Erh<lhung dar 
rwhAiamgesetzwrglllt.rlen ~ 
fOr den Sc:hadenfll kommen. 

- Glelclnnglgblt VOf'l ~ 
und Enclagenlng. 
Durd'l EinfOhrung einer gleldnnglgen Option 
zwischen Wtederaufarbeltung und direkter 
Enclagerung 101 eine Silltiere Offnung des 
Atomgesetzes in Richtung direkter Endagerung 
eftolgen. 

• Privetlalen.tng der Endlagerung. 
Als konsequente Anwendung das Verursacher­
prinzips empfehlen die Gutachter die 
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Privatisierung darEndlagen.ng. Hiercl.lrdl kenn­
ten eine rationellere AbtaRbehandlung und 
Abfdvenneidung erreicht werden. Daroberhin­
aus soll ln diesem Zusammenhang die 
EnllorgungsYCiriOr'g8als GenehmigungaY0111&»­
aetzung neu geregelt werden. 

·Pflicht der Atornkraftwerbbe zu pe­
rlodlaohen 81cherhe11Miberprilfungen. 
ln regelmABigen At.tlnden sollen cleAnlagen 
ct.aulhin OberpOft werden, inwieweit lle noch 
dem &and von Wiuen8c:haft und Tedlnik ent­
sprechen. 

-Weglai der Enlaehldlgungaplllcht bel nach­
lrigllchen Auflagen. 
Die bisherige staalliche Enllchldlg~M9Pflicht 
fOrden Fal dar Anordnung einer nachtriglichen 
Auftage durch de atomrec:htliche Genehmi­
gungabehOrde solaus darn Atomgesetz gestri­
c:henwerdert. Nadv0s1ma8nahmen solenauch 
gegen den W~len der Betreiber tMld auf deren 
Kollen durchgesetzt werden. 

• Wegtal dee nach Alomgeeltl vorgs•..,.. 
nen~lirclleAto ... *SIIe. 
Hier wird mit dem .bei der friedlictlen Nutzung 
der Kernenergie Inzwischen erreichten hohen 
wisaenldlafllic:hen und technischen Stand" die 
Ablc:haffung des FOr~ empfohlen. 

lnbesondere de letzten drei Punka des vorge­
ldllagenen Anderungskataloges dOt1ten der 
Grund fOr die schroffe Ablehnung der Atom­
~ cbd'l de Alomlobby sein. 
8eiOndets die Einstellung der Forschung.­
f6rdanlng wOrde cie Branche angeaidlt.leerer 
AufngsbOc:her M-t tretten. v• Projekte der 
Atomlndultrie, wie etwa HTR-Forachung, neuer 
l<onwi-Reaklor, Broter-Nid1ÜJ81 laufen der­
zeit nur noch auf Sparflamme, lnanzien aus 
dem Bundetetat. So lind in Fonc:hungsetat 
1992 der Bundesregierung Ober 1,3 t.td DM fOr 
Alomforsdlung vorgesehen, drekt oder inci­
rekt. Angesic:htsleerer Kassen durch cie lnan­
ziellen Luten des Anschlu1181 der ehemaligen 
DDR m6chte die Bundesregierung diese Aus­
gaben naiOrtic:tt gern erheblid'lreduz:leren. 

Fazit: 

Durch den erheblichen WJHr.e.nd der ln 
Bonn ...,l'lulrelchen Atomlobby Iet Mit einer 
..... .. Novelllerung .. ~ 
nicht zu rechnen. Wenn Oberhaupt, dOrfte 
ale nw mit ....,.tUchen Abatrlchen vom 
vorliegenden Entwurf Ob.-die BOhne gehen. 
DleAnti-AKW-Bewegung aolhedleSachelm 
~ behaltM, jedoch nicht aum Hauptfeld 
der Au~ machen. Daglbtee 
~-u.. ....... geplante 
Zwleohenlegw ln Gnlfcw .. d. o.r.g.n. hat 
... der 8undear.t 1 ...... ....., IQrelne 
Nowllerung dea Atomge81tue auageepro­
chen. Am I . lllrz t1 erldlrte cler umwelt· 
polhlecheSP"Chercler SPD, Haralcl 8. Schl­
ter: .wtt ....... clle Nowle Atomgeeeez 
ablehnen und .,. ........... Bu ..... t zu 
Fd bringen." Da elnd wir aber geapeMt._ • 

Wolfgang KOr 
Sprec:ner des Projektbereichs RadikaU!kologie 
der Ökologischen Unken/Alternativen Liste 
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Energiemärchen 

GroBdemo nach Tschernobyl, Brokdorf 7. 6. 1986 

Neues vom Märchen von 

KOHLE UND ATOM 
Insiderhatten es schon vomergesagt, SPD und 
IGBE aufs Heftigste bestritten: Nach den 
Landtagswahlen in NRW und den Bundestags­
wahlen 1990 sollte der Jahrttundertvertrag wie­
der mal in Frage gesteNt werden, soAten die 
FOrdernlengen wieder mal recl.lziert und Berg­
leute entlassen werden. Zwischendurch wurden 
Bergleute und Öffentlichkeit mit der 
• Mikatkommission", die VorachlAge tor ein 
.Optimierungskonzept• des deutschen 
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Steinkohlebergbaus erarbeiten sollte, beschAf­
tigt. Die anstehende Reduzierung der 
FOrdermengen war auch der IGBE seit langem 
bekannt. Bundeswirtschaftminister MOllemann 
zum aUeinigen .Watschenmann• zu stempeln, 
wie dies der Gewerkschaftsvorstand 
vordergrOndig macht. greift deshalb zu kurz. 
Andersherum wAre es auch falsch, die EG­
Kommission, die den Abbau von Subventionen 
lautstark vertritt, hier Ober GebOhr zu schelten, 

was MOllemann und die IGBE gleichermaßen 
gemtun. VonderTatsachemalabgesehen,daß 
die Subventionierung britischer und französi­
scher Atc)Jnkraftwer118 aus den Staatshaushalten 
von der EG-Kommission gellissentlieh Oberse­
hen wird, wAre es geradezu naiv zu glauben, die 
EG-Kommission könnte dem Wit1schaftsriesen 
BAD ernsthaften Widerstand entgegensetzen, 
wenn dieser etwas durchsetzen wollte . 
MOllemann ist zwar der richtige Adressat fOr 



Kritik in Sachen Steinkohlepolitik, cie eigentlich 
Verantwor11ichen sitzen jedoch in den Chef­
etagen der Energiekonzeme. Nicht nurdie inter­
nationalen Energiekonzerne, allen voran die der 
MineraiOibranche, sondem auch die der Bun­
desrepubfik wie VEBA und RWE, haben ein 
dringendes Interesse an einer Reduzierung des 
Sleinkohlebergbaus in der EG. Einerseits, weil 
sie an lmportslleinkohle, Erdgas, Minera!OI und 
Atomenergie mehr verdienen k6nnen, als an 
deu.tscher oder EG-Gemeinschaftskohle (Oie 
VEBA ist mit der VEW MehrheitsaktionAr der 
Ruhrkohle AG). Anderseits Yefhindeft ein nen­
nenswerter S_.nkohlebergbau in der EG ein 
beliebiges Hochsduauben der Preise fOr Import­
energien. Minister M611emann und EG-Kommis­
sionsinddeheralsln~eerder .wrtw­
haft europaischen Konzeme•, sprich der 
Energlemullia anzusehen: Oie S1uc:ie 2010 der 
Generaleirektion Energie der EG geht denn 
auch davon aus, daB cie EG-KohlefOrden.lng 
zwischen 1990 und 2010 wn 52 Millionen Ton­
nen (42%) zurOckgehen wird. 

Oie Eile, mit der heute und nicht erst 1995 
weitere Steinkohlef6rdertuapazillaen abgebaut 
werden sollen, hat allerdings noch einen ande­
ren Grund, der mit Subventionsabbau wenig zu 
11.1n hat: Es ist zu erNar1en, de.ß1995cie0t-und 
Gaspreise, unddamitauch die PreisefOrlmport­
siBinkohle auf dem Weltmarkt wieder das Ni­
veau von 1985eneich'thabend0rften. Eindirek­
IBr Subventionsbedarf fOr die heimische Stein­
kohle waredann kaum noch YOihanden. ln die­
ser Situation wOrde.n e.gleut8 wie Öffentlich­
keit wenig Verstlndlis fOr wei-. Zechen­
schließungen aulbringen ...•. 

.Ww haben jetzt 70 Millionen Tonnen. Oie 
Bergbauseite wollte eine Featlegung auf 55 Mil­
fionen Tonnen; ich 1elber 45. Ich habe jelZ.t 
angeboten, daß wir uns dann auf 50 Millionen 
einigen k6nnen, lllso ein Abbau von 20 Millionen 
Tonnen.• Hiermit nahm Bundeswirtschafts­
minis~MöUemann nach derersaen Sitzung der 
,.Kohlerunde" am 15.10.91 du Endec'gebnis YOm 
11.11.91 vorweg. DerGesamtverbanddes Deut­
schen Steinkohlenbergbaus und die Gewerk­
schaftBergbau und Energie (IGBE) hatten zwar 
vorher noch lautstarlt ....mondet, sie worden 
nicht unter die im Berichtder Mikat-Kommislion 
genannte untere Effizienzgrenze des 
Steinkohlenbergbaus in der Bundesrepublik von 
55 Mio. t JahresfOrderung zurOckQehen. Mit 
großem Pathos 8ftdlrle der IGBE-VOI"'itzende 
Berger, die Belegschaften seien zum Kampf um 
ihre ArbeitsplAtze bereit Dies war sicher richtig, 
doch ebensosicherhatcle Gewerbchaftupitze 
allesgetan,damitesnichtzuemslhaftenKampf­
maßnahmen kam. Denn nichts fOrc:htet cie alle 
Garde der IGBE mehr, ala eine Eigendynamik 
enlwicMnde Protellbewegung der Steinkohle­
bergleufiB fOr den Erhalt ihrer ArbeitsplAtze. 
Hoffnungslos insbesondere mit der NRW-$PO 
unddem Aufsichtsrats-und Beiratsunwesen der 
Energiekonzerne V8ffüt, belreibt sie in Bezug 
auf die Steinkohle nur noch eine Politik des 
schrittweisen ROckzuges und der Befriedung 
der Mitglieder. 

Es gab viel Verwunderung Ober das Tempo, mit 
dem der damalige IGBE-Chef Meyer (SPO) auf 
der Steinkohlenrunde im November 87 allen 
Kampfesbeii8Uerungen zum Trou umfiel und 
dem Abbal von 25000 ArbeitsplAtzen und einer 
Reduzierung der Forderung zuslimmll8. Ober 
du Verhalten seinen Nachfolgers Hans 8efger 
(SPO) in der Kohlerunde 1991 wundert lieh 
niemand mehr, am wenigsfiBn die Befgleute. So 
war denn auch im Voffeld der Kohlerunde kaum 
noch jemand bereit, den Aufrufen der IGBE zu 
.Kampfmaßnahmen• zu folgen. Oie Befgleul& 
argw0hnll8n zu Recht auch eiesmal sei wieder 
aleseigentlich beschlossene Sache. Dies ahn­
ten Betriebsleitungen und IGBE-HauptYOrltand, 
cie ein gemeinsames lnfiBresse clatan haben, 
cle WutderKumpel zu kanalisieren. Oie Belrieba­
leitungen Ofdnell8n deshalb eiesmal .Kampf­
maßnahmen• in der Arbeitszeit an. Die verlore­
ne Zeit mußll8 nat011ich YOrgearbeitlet werden. 
Hierzu muß erkllrt werden: Unter .Kampf­
maßnahmen• versteht cie IGBE-FOtwung De­
monstrationen durch Freischlchll8n, Auszu­
bildende, obertlgigem Personal, Verwaltungs­
mitarbeieertnnen und AngehOrigeder Bergleull8, 
cie unll8r markigen Spt1lchen der Funktionire 
clun:h die Befgbalstldte, mOglichst weit von 
Bom weg, defilieren. Produktionsaustal wird 
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dabei peinlich vennieden. 

Doch diesmal passierte etwas wi1cJich unvor­
hergesehenes: Am 16.10.91 weigerten sich 
anfangs 32, splter ..0 Bergleu118 der Zeche 
Lohberg in Walsum nach der FrOhschicht au~ 
zufahren und waren erst einen Tag spA118rdurd'l 
ein h&lteigeeiltes IGBE-Vorstandlmitglied zu 
bewegen, den ungemOtlichen Demonstrations­
ort zu verlassen. Doch kawn hatte sich der 
Hauptvorstand den Schweiß von der Stim ge­
wischt, kam die Nachricht vom Untertageslreik 
der 500 Bergleute der Sophia-Jacoba in 
HOcblhoven, dermit Unterbrechungen bis zum 
Ende der Kohlerunde andauerll8. Von da an 
gaben sich IGBE-Vorstlndler und Vertater der 
SPD-landesregierung dort die l<linke in die 
Hand. COU-l..andeschef Norbert BIOm durfte 
ndlrtich auch nicht fehlen. Alle befOrchteten 
eine Ausweitung des.wllden• Slreiks, den gr68-
118n GAU in der Geschichll8 bw\desdeutsc:her 
SoziaJpar1nerschaft. Doch dies wurde mit ver­
einten Kraflan verhindert. Einziger Erfolg fOrdie 
Bergleu118 der Sophia-Jacobe: Ihr Laden wird 
erst 1997, splter als geplant, dichtgemacht. 
Ansonsten blieb es bei einer Re<tlzierung auf 
50Mio. t 

Mindestens 30000 ArbeitsplAtze im Steinkohle­
bergbau fallen hierdJrch bis 2006 weg. OaZ1.I 
kommen mehr als 90000 ArbeitsplAtze um den 
Bergbau herum. Es ist bemefkenswert, wie 
abrupt das Thema Steinkohle aus den Medien 
verschwand. ln den Bergbaurevieren hat eben 
Ruhe zu hen'schen. 

Die Rolle der Industrie­
gewerkschaft Bergbau und 

Energie (IGBE). 

ln Sachen Steinkohle k4mPftder Hauptvcntand 
mittlerweile mit dem ROcken ." der Wand. Um 
den Preis der Zustimmung zu .unumglnglichen 
Kapazitltsanpassungen• handelll8 er fOr au~ 
scheidende und vorzeitig in FUiestand gehen­
de S18inkohle-Bergleute in der Vergangenheit 
hohe Abfindurigen heraus. Dies haDe und hat 
allerdings zwangsiAuflg einen erheblichen 
Schwund der Mitgliederzahlen zur Folge, wo­
dun:h cie VerhandlungsPosition der IGBE im­
mer IChwieher wurde. Das Ende der Fahnen­
stange ist spAII8118ns 1995, der sogenannte 
Jahrhündertverng lauft dann aus, erreicht Da 
bisdahinmitSichemeitnochweitare.Kapazillts­
anpassungen• durchgefOhrtwerden sollen, wird 
die IGBE dann nur noch das Verhandungs­
gewicht eines Bittstellers haben. Ersc:hw8fend 
kommt fOr sie hinzu, claB es eine eigenstlndige 
Konzempolitik, eine .Steinkohlelobby" schon 
lange nicht mehr gibt. Diese Entwic:klung hat die 
alte Garde der IGBE seilst mit eingeklifiBt. Jede 
ems1hafte Auseinandersetzung mitden Kapil:ll­
inl&res~en der bundesdeutschen Wirtschaft, ins­
besondere in der Zeit der SPD-RegienMlgs­
betailigung und deren Konl&nSbedOrfnis mit 
diesen Interessen Y8m'leiclend, hatsiedensdlritl­
wei~enAbbau von AlbeitspiAtzen 1m Sl&inkohle­
bergbeu einschließlich des Ausbaus der Atom­
energie mitgetragen, obwohl sie das Ergebnis 
eigendich hAtte voraussehen mOssen. FOr cie 
heutige Situation des Steinkohlebergbals trifft 
die IGBE-FOhrung daher ein Maß an Mit-
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verantwortung: ln .Nach uns de Sintftut-Menta­
&tlr war die GewefQchaftsapitze nie bereit, 
selbst Kritikam aua den eigenen Reihen GehOr 
zu schenken. Noch heute wenten .ale IGBE­
Nachwudllfunklionlreucie .Kohle und Atom­
Formel" elngeJChworen, obwohl Immer mehr 
Bergleute erkennen, de Formel mOBta heule 
lauten: .ADYI vercHngt Steinkohle". Bis 1995 
werden die meisten der .atan IGBE-Funklionlre 
im RuhMtand ...... Die jüngere Generalion der 
Bergleuta, cbdlallndige~ ist der 
~dar~ 
auf Mitalt 30 geswUn und linkt weiear. beob­
ac:htetzunehmendkriäc::tldiePoi1ikdeaHaupt­
vorstandea. Diese Bergleute k6nnen in ihren 
Altar nicht 10 einfach in .Anpaaaung". sprich 
Vonuheltand. geschicktwerden. Angelichtader 
Situation auf dem .Arbeltamal1d" ki!nnen sie 
auch nicht 10 leicht urngeschull werden. Olea 
hAue in den letzten eineinhalb Jahren lelc::ht zu 
einem Stimmungaumachwung innemal» der 
Gew~M'bchaft auch gegen die Alomenergie füh­
ren ki!nnen. Schelnak1MWen und ~ 
klopterei des H8Upewratandes wurden zuneh­
mend als lOiche erkMnl und kriMiert. Die Ver­
einigung mit der Ost-IGBE, Hauptanliegen dea 
HauptYOrll8ndM in Ietzer Zeit. wrsc:hob die 
Milglieders1NkU ciAn:tl Aufrlahme der Braun­
kohle- und Kalibergleute aus der troheren DDR 
jedoch gewaltig. Deren tut ausnahmslos kon­
servative FunktionAraebenen aiBhen der Oenk­
struklur der alten Riege der Weat-IGBE in nicht& 
nach. Eine klmpferiache Poli1ik des Haupeyor­
stan<les zugunaten des Steinkohlebervbeua ist 
aus c:lelem Grund auch in den nlchstan Jahren 
nicht zu~. 

FOr cie s.einkohle hllt8n lidl mit dem M ­
schluuea der DDR in jeder Hintictlt neue Per­
spektiven bieten k6nnen. Ourc:h den Einsatz 
schwehNrmer Steinkohle aus dem RuhrTellier, 
aus lbbenbOren, HOc:kelloYen und von derSaar 
kOnnte eine SoforlenllaalJng der Umwelt in der 
früheren DDR erfolgen. Mit Milionentonnen auf 
Halde liegender Kohle kOnnten insbesonders 
die 60% O.t-Einzelfeuerungen in Haushalten 
bedient werden. Massive Luftverbesserung 
durch Ersatz elC1rem achwefelhaltige Braun­
kohle und eine dnu1isc:he RecluieNng der 
landachaftaz:ertt)reuden Btaunkohlecagebeue 
wAren m6glic:t.. Dies auc:h im Interesse der 
Steinkohlenbergleute einzufordern, wlre nur 
logisch gewesen. Doch auc:h hier Ortenbart de 
IGBE-FOtwungariege lediglic:h wieder mal ihre 
konservative Denkltruktur, indem sie den 
.Energtemix• der Alt-BRD auf die ex-DDR Ober­
tragen mOc:htan. Hier treffen lidiiGBE-SPDier 
nicht nur mit MOlemann und Kohl, IOndem auch 
mit den Chefs der PreuaaenEiektra, RWE, 
Bayernweft<, Ruhrgas undder MineraJOibnlnc:. 
Oie IGBE-FOhNng unternahm nicht nur nichts, 
sondern ad1wieg auc:h, • PreuaaenEiek1ra, 
eine VEBA-T ochl8r ertdlrte, in Ro.to<:« ein 600 
MW-Heizknlftwefk (Wu der AuU fOr unsinnig 
hllt) auf Stainkohlebuia bauen zu wolen, das 
mit lmportnJinkohle belrieben werden 10111 Auch 
die Forderung nach aolol1iger Aufnahme ge­
plantar Kraflwef'ke, die von der bundeadeut­
achen Elek*iiAIIWiiUc:haftin derfi'Oheren DDR 
errichtet werden in du MengengerOst des 
JahrtlundertYemga und entsprechender M ­
schlußtegelungen, opfet1e der IGBE-Heuptvor­
stand auf dem Altar des Konsenses mit der 
lnci.latrie. 
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Doch bis zur heutigen Situation des Steinkohle­
bergbaus in der Bundesrepublik Wfll es ein 
weiter Weg. Zum besseren Verallndnis sollen 
die Hintargnlnde hier dargestellt werden. 

Der Steinkohlebergbau­
vom Schrittmacher des 
Wiederaufbaus ln West-

deutschland zur 
Manöverlermasse der 

Elektrizitätswirtschaft. 

1945, nac:h dem Ende des 2.Weltkrieges befand 
sich der deutsche Steinkohlenbergbau in einer 
fOr im und fOr de wir1schaftlic:he Entwiddung 
der 1949 gegrOndelen Bundearepublik günsti­
gen Lage. Nicht nur Wesldeutsc:hland, IOndem 
ganz Westsuropa war auf die Kohle von Ruhr, 
Saar und Aachener Revier engewiesen. Aus 
dieser Zeit stammen auch die damals von 
Gewerkschaftsseite mitvertretene Forderung 
nach SozialialeNng des Steinkohlebergbaus. 
Doch schon 1952 war d ie westdeutsche 
Montanindustrie in wesendienen Teilen wieder 

in den Hinden der alten Besitzer. Nach heftigen 
AlbeltskAmplen Allfalg der fOnlziger Jahre, de 
auch die Neuordnung und demokratiache Kon­
lrolle der Montanin<lJalrie zum Thema hatten, 
wurde durch die Schaffung der .Montan­
mitbestimmung• die Sozialisierungsfrage bis 
heute vertagt 

FOrde BergbauuntamehmenwarendiefOofziger 
Jahre .fette Jahre". Die Nachfnige nac:h Stein­
kohle konnle kaum befriedigt werden, insbeson­
dent durch den Boom in der Stahlindustrie An­
fang des Jahrzehnts. Der hohe Bedarf der Stahl­
in<lJalrie und deren Interesse an niedrigen Koh­
le- und Kokspreisen hatte eine massive 
Einlußnahme dieser Branche auf den Bergbau 
zur Folge. Wo nicht schon vorhanden, aicherte 
lieh de ifl.-undausllncische StahlinclJalriecbc:h 
den Erwefb von Allteilen Sonderlloncitionen fOr 
den Bezug von Kohle, Unterdeneneie Bergbau­
gesellschahen heute noch leiden. Erst Ende der 
fOnfziger Jahre lndette sich die Situation grund­
legend: Die Stahlerzeugung ging zUI"Odt und im 
Wlrmemat1<t tauchte ein neuer Konkurrent auf: 
Du Et"dOI. Zusammen mit dem aplter auf der 
Szene auftauchenden Erdgas verdrtngte ea bis 
heute die Steinkohle fast VOilig aus dem Heiz­
wlrmefnar1(t ln den sechzig&! Jahren verloc" 



auch cie Stah~nduslrie immer mehr als Abneh­
mer fOr den Stsinkohlebefvbau an Bedeutung, 
wAhrend die Bedeutung der Elektrizitäts­
wirtschaft zunahm. Insgesamt ging der Absatz 
von Steinkohle jedoch immer weiter zurOck. 
Weitere einschneidende Ereignisse fOr die 
Bergbauunternehmen der BAD waren die Ab­
schaffungdes Heizölzolls von 15 OM(t und die 
Ausdehnung der Konlraktfrist fOr US.Import­
kohle, die damals schon billigerangeboten wur­
de, als heimische Steinkohle. Der·Kollaps des 
Ruhrbergbaus drohte d.lrch ständig steigende 
rote Zahlen. Die Unruhe unter den Bergleuten 
wurde wAhrend der sich damals im Bundestag 
etablierenden .Großen Koalition" von COU/SPO 
immer lauter. Zwei Ereignisse, die Gründung 
der Ruhrkohle AG und der spAter formu•rte 
.Jahrhundertvertrag" sind IOr die heutige Situa­
tion des Steinkohlebergbaus dabei von Bedeu­
tung. 

Die Gründung der Ruhr­
kohle AG und Ihre Folgen. 

Oie GrOndung der Ruhrkohle AG ist letztendlich 
eine Folge des am 1.9.1963 in Kraft gelretenen 
.Gesetzes zur Förderung der Rationalisierung 
im Steinkohlebergbau" anzusehen. Die im 
.Rationalisierungsverband des Steinkohle­
bergbaus• zusammengeschlossenen Untenleh­
men konnten Stillegungsprämien oder 
Zusammenlegungsprämien fOr unrentable 
Schachtanlagen zahlen. Zusätzlich waren 
SteuerbegOnstigungen und Sonderab­
schreibungen möglich. Weitere s~l!iche Maß­
nahmen im Vorfeld der RAG-GrOlldung stellten 
das Gesetz zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken von 1965 und das 
Gesetz zur Sicherung des Steinkohleeinsatzes 
in der Eleklrizilltswirtschaft von 1966 dar. Die 
seit 1966 gewAhrw Kokskohlenbeihilfe soNten 
der Steinkohle bei rapidem Absatz-
rOckgang im WArmemarkt zumin·-
dest in der Stahlerzeugung den 
Absatz sichern. Oie Interventionen 
des Staates zugunsten des Berg­
baus wurden aNerdings nicht, wie 
man annehmen könnte, wegen zu 
befOrchtender sozialer Unruhen in 
den Bergbauregionen vorgenom­
men, sondern um dem in 
Bedrängnis geratenen Bergbau­
kapital zu helfen. ln der Zeit von 
1958 bis 1966 ver1oren rund250000 
Arbeiter und Angestellte im 
Steinkohlebergbau ihren Arbeits­
platz. 

tisch nur die vertustbringenden Teile des Ruhr­
bergbaus in die Einheitsgesellschaft einzubrin­
gen. ln modifizierwr Form -die StaatsbOrgschaft 
wurdevon 7,2 Mrd. DMauf5,3 Mrd. DM gesenkt 
- wurde er jedoch Grundlage der GrOncllng der 
RAG. Am 3.April1968 verabschiedete der Bun­
destag das .Gesetz zur Anpassung und 
Gesundung des deutschen Steinkohlebergbaus 
und der Deutschen Steinkohlebergbaugebieta". 
Im Juni dieses Jahi'8S wurden dann die letzten 
Modalitäten zur GrOncllng der RAG geklärt. Bei 
der Regelung der Mitbestimmung im neuen 
Konzern konnte sich die IGBE mit ihren Forde­
rungen in wesenlli<:hen Entscheid.lngen nicht 
durchsetzen. Von den 6000 MW Kraftwerks­
kapazität, dem lukrativen ROckgrad des 
Sleinkohlenbergbaus, wurden nur 900 t!N in 
die Einheitsgesellschaft eingebracht. Die 
Wohnungswirtschaft undder GrundsiOcksbesitz 
verblieben gleichfalls bei den AltgeseNschaften. 
Selbst in der SPD wurden Stimmen laut, die 
durch diese Regelung eine nachhaltige 
Gesundung des Bergbaus nicht IOr möglich hiel­
ten. 

Am 27. November 1968wurdedie Vorgnlndung 
der RAG durchgefOhrt. Ober 20 Jahre wurde 
den Altgesellschaften, die ihr Bergbauvermögen 
in die GaseNschaft eingebracht hatten, 1120 der 
Einbringungsforderung plus 6% Zinsen aus­
bezahlt Durch zahlreiche Belastungen aus Vor­
vertrAgen und erheblicher Oberbewertung des 
eingebrachten Bergbauvermögens ist die RAG 
.allerdings bis heute auf keinen grOnen Zweig 
gekommen. 

AusheutlgerSichtbleibtfestzustsUen:DieGron­
dung der RAG eriOIIIe haupiSichlich die Funkti­
on der ROckerstattung des eingebrachten 
Bergbauvermögens der Altgesellschaften auf 
Kosten der Allgemeinheit Diese investier18n ihr 
Kapital denn auch sofort in lukrativere Bereiche, 
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u.a. MneraiOibranche, Maschinenbauund Atom­
wirtschaft. DarOber hinaus erfOHt die RAG noch 
heute die Funktion der Sicherung der preiswer­
ten Rohstoffbasis der HOttenindustrie und dient 
außerdem als Subventionsgeber tor die 
EleklrizitAtswirtschaft. Nach dem A.uslaufen des 
RAG-Grundvertrages 1989 hätte dieSteinkohle 
des Unternehmens eigenllich billiger werden 
mOssen. VEBA und VEW, die heutigen Mehr­
heitsaktionäre haben hieran jedoch kein Inter­
esse. Sie verhindem so eine eigenständige 
Unternehmenspolitik des Konzerns, die ihre Ak­
tivitäten im Mineralöl- Ga&- Importsteinkohle­
und AtomstromgasehAft st&en könnte. Außer­
dem dient ihnen die chronisch defizitAre RAG 
als Steuerabschreibungsobjekt Weiterhin wur­
de der RAG in den letzten Jahren die EBV­
Zechen und cie Sophia-Jacoba in HOckelhoven 
ans Bein geheftet. Unter dem Gesichtspunkt 
einer rationellen Förderung, eingebettet in ein 
umweltfreundliches. sozialve11rllgliches und 
ressourcenschonendes energiepolitisches 
Gesamtkonzept fOr die Bundesrepublik mag ein 
solcherSchrittrichtig sein. Losgelöstvon alledem 
erfOIIt die RAG jedoch nur noch die Funktion 
einesAbwradwntemehmensfOrdenheimischen 
Stsinkohlebergbau, und das ist auch wohl so 
geplant. 

Der Jahrhundertvertrag 
und seine Folgen. 

Die Grunclage des .Jahrhu~rtrages• ist 
das 3. Verstromungsgesetz. Unternehmen, die 
heimische Steinkohle in der Verstromung ein­
setzten, wird so ein Ausgleich fOr den Nichtein­
satt wn billigerem schwerem Heizöl oder Import­
kohle gezahlt. Diese Ausgleichsabgabe wird 
durch den sogenannten Kohlepfannig, der auf 
den Strompreis aufgeschlagen wird, finanziert. 
Durch den Öl-und Gaspreisverfall seit 1986 sind 

Oie Wirtschaftskrise wn 1967 ver­
schärfte die Probleme des 
Steinkohlebergbaus weiter. Ver­
schiedene Pläne, deren Gemein­
samkeit in der Zentralisierung des 
Bergbaus bestanden, wurden von 
allen Seiten gemacht ln der Dis­
kussion der vielfälligen Vorschläge 
zur Grandung einer Einheits­
gesellschaft kristallisierte sich der 
.Rheinstahlplan• als Haupt­
grundaga der Verhandlungen her­
aus. Oie Verfasser dieses Planes 
reprllsentierwn etwa 213 des Ruhr-
bergbaukapitals. Er sah vor, prak- Wackersdorf: WAA-Sommer/ager, August 1985. Errichtung des Freundschaftshauses 
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diese AufwencLingen .m.blictt gestiegen. Ins­
besondere diewe111ictten .Nicht-Kohi&-Bundes­
~Anc»r-mit hohem Atomalr'Omanlail dringen auf 
eine Anderong deser Regelung, ct. sie nach 
ihrer Ansicht den 5..-ompreia unsinnig emehe. 
Die L.aA::Nnkteriatik ist in alen weltlichen 
BundeslAndern jedoch 8MAhemd gleich, so 
das cie vorwiegend in der .,Mittellast" betriebe­
nen Steinkohlekraftwerke Oberal in Anapruc::h 
genommen werden. 

Im Jahrtlundertver1rag wurdeden Bergbauunter­
nehmen eine pro Jahr um 1. Mio. t SKE 
(Steinkohleeinheiten) atelgende Abnahme­
menge von Steinkohle durch die EVU 
(EiektrizitAtsvetwrgungsunternehmen), den 
industrieeilen l<raftwetbbetr8 undder Bun­
desbahn fOr 15 Jahnt ganantiert. Danach mOB­
ten, von im Jahnt 1981 37 Mio.t SKE als Aus­
gangspunkt. je nach Stromverbrauchszuwachs 
45 bis 47,7 Mio.t SKE pro Jahr zwischen 1991 
und 1995 eingesetzt werden. 

Auf den ersten Blick &BCheint der Jahrhundert­
vertrag wegen der auf 15 Jahnt festgelegten 
Abnah-megarantie fOr cie Steinkohle sehr gOn­
slig. Und so verbntieen einige Politikerder Nicttt-

Hamburger Kessel, 8. 6. 1986 

Steinkohle-Bundesllnder und Vernterder EVU 
denn auch den Ansc:heln, sic:tl damit a~f einen 
selbstlosen Solidarakt eingelassen zu haben. 
Bei niherem Hinsehen etwelat sictt dies jedoch 
als Legende. Im Gegentlli: Die EVU profilierten 
in mehrfacher Hinlidlt vom Jahrhundertvet1. 
Rein kohlepolitisch gesehen Obefwogen dabei 
die Nachteile, denn der Abac:hluß des 
Jahrhundertvertrages war mit einer Wohl­
verhaltensklausei verbunden, der folgende 
Formulierung in §8 der ErgAnzungsverein­
barung enthielt: ... •WeM IOWohl Kohle als auctt 
Kernenergie zum Einsatz kommen" .... Ourctt 
diesen unscheinbentn Zusatz wurde im Zusam­
menhang mit dem MengengerOst des 
Jahrhundertvet1rages von Anfang an und in 
voller Ab.licht eine Polhik des Atomenergievor­
rangs festgelegt und der Bergbau samt IGBE 
und den Steinkohlebundeslindern in 
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Nibelungentreue darauf eingeschworen, im 
Gegensatz zu ihntn eigentlic:hen Interessen. Es 
wardarüberhinaus BestandlaildesJatwhundert­
vertrages, daß jeweis ein Prozent des steigen­
den Verbrauchszuwachses durctt Steinkohle­
verstromung gedecktwerden solte, derdanlber 
hinaus gehende Vertnuc:hszuwachs jedoch der 
Atomenergie vorbehalten bleiben sollte: Bei 
Abschluß des JahrhundeNertrages gingen alle 
Vertragspartner von Stromverbrauc:hs­
zuwächsen von 3% und mehr aus. 

Genaugesehen wer der Jahrhundertvertrag cie 
politische und ökonomische Grundlage fOr den 
Atomenergieausbau in der BAD. Die Folgen der 
nichtertollten Verbrauchszuwachsprognoeen bei 
gleichzeitigem Atomenergieaulbau waren ent­
sprec:hend. Die Stromerzeugung aus Steinkoh­
le erhöhte sictt zwischen 1980 und 1988 von 
112,5 TWh auf 125 TWh, wahntoddie Stromer­
zeugung aus Atomkraftweft<en von 43,7 TWh 
auf 1 « TWh stieg. Der tatsldlliche Verbrauchs­
zuwacttslag in dieser Zeit bei1 ,4% jAtv1ictt. Ein 
Verdrtngungsprozeß von Braunkohle- und 
Steinkohlekapazitällen setzte ein. Die durctt­
schnilllich Benutzungsdauer der Steinkohle­
kraftweri<e sank von 4457 h in 1980 auf 3800h in 

1985. Da aber nach Jahrhundertvet1rag jlhrtictt 
siBigende I<'Dhlemengen abzunehmen waren, 
stiegen die HaldenbestAnde bei den EVU a~f 
zeitweise 12-13 Mio.t: Wagenderrelativhohen 
Fixkostender AKWistes tordie EVU gOnstiger, 
die Kohlekraftwerke mit ihntn hohen variablen 
Kosten (Brennstoff) herunterzufahren. 

Die KraftwerksOberkapa.ziWtn, vor alem im 
AKW-Bereictt, hatten au Gerdem ein Vordringen 
des Stromeinsatzes im WAnnemarl<l zur Folge. 
Desweiteren blockierten die groBen EVU durctt 
geziehe Dumpingangebote an Stadtwerb und 
industrielle Großabnehmer gezielt den Ausbau 
der Kraft-WArme-Kopplung und effizienten 
Energienutzung. 

Der .Jahrhundertvertrag" hatte, und das dOrfte 
kaum bekannt sein, aberauch noch eine andere 

Funktion: Den Zugang zu subventioniet1ar Siein­
kohle fOr Dritte verschlossen zu halten. Nur die 
urspnlnglictten V8f11'8gSp811nerVDEW, Bundes­
bahn und cie in der Vereinigung ln<tlstrieelle 
Kraftwirtsd\aft (VIK) zusammengeschlossene 
ln<tlstrie haben hier Zugang. Neuinteressenten 
war es nicttt mOglictt, in den Ver1rag einzustei­
OfW'I. 

Wo könnte die heimische 
Steinkohle eine Zukunft 

haben? 

Es kann nur davor gewarnt werden, den 
.Jahrhundertvertrag• in seiner heutigen Form 
mit vielleicht nach unten reduzierten 
FOrderrnengen zu verilngem, oder dies po~­

tisch zu fordern. Ei~ notwendige drastische 
Reduzierung der CO -Emmissionen aus der 
Nutzung tossiler Energietriger darf naiOrlich 
auch vor der Slleinkohle nicht haltmachen. 

Eine zukOnft.ige Steinkohlepolilik, die sictt an 
den lntentssen der Mehrheit der BevOikerung 
orientiert, mu 8 in ein Gasamikonzept einer um­

weltf r eundl ic hen , 
resoorcenschonenden und 
sozialvertrtglic:hen Energie­
versorgung eingebunden 
sein. Eine .Kohlevorrang­
politik", die sich auf Absatz­
und FOrdermaximierung mit 
allen Okologischen Folgentor 
die Umwelt, wie Berg­
senkungen, Grundwasser­
belastungen, Landschafts­
verbrauch durctt Halden so­
wie Luftbelastung gekenn­
zeicttnet ist. wird in Zukunft 
von der Bevölkerung nicht 
mehr akzeptiert werden. Die 
Steinkohlebergleute mOssen 
sich in eigenem Interesse tor 
eine Vorrangpolitik der 
E.nergieeinsparung, der Nut­
zung regenerativer Energie­
quellen und der umwelt­
freundichen Nutzung fossiler 
Energietrag&r, auf diewirnoch 
lange angewiesen sein wer­
den, einsetzen. Solange noch 
tossile Energieträger genutzt 
werden, sollte dar heimischen 

Steinkohle aus Granden der Versorgungs­
sictterheit und Sozialveftrlglichksit ein Platz in 
einem zukünftigen Energiegesamll<onzept ein­
gerturnt werden. Dies kann nur heißen: Kein 
Einsatz der Steinkoh1e in der reinen 
Kondensalionskraftwerken, sondern in Heiz­
kratiwerk.en mit modernster Technologie. Dies 
heißt aber zwangsläufig: Rals aJs der Atom­
energie, denn ein System von Heiz:kraftwerilen, 
daß nach der AusSGMpfung aller Energieein­
spannaBnahmen und der Nutzung von Wind, 
Wasser und Sonne den Restenergiebedarf ab­
deckt, istmitdem bestehenden, aufhohen Strom­
absatz ausgerichteten Atom­
stromverbundsystem unventinbar. 

Wolfgang KOhr 
Sprecher des Projektbereichs Radi-kalökologie 
der Ökologischen Unken/Alternative Uste 



Energiecharta 

Die Europäische Energiecharta 
Grundstein für 

die energiepolitische 
Kolonisierung des Ostens 

Auf der Tagung des Rates der Europlilehen 
Gemeinlc:haftin DublinEndeJuni 1880mechte 
einzunlc:hsthannla.ausaehendei'Vorac:hlag 
desniedertlndiachePramiennini.-.Lubbera 
die Runde, die Ottnung Osteuropas und der 
Ex-UdSSR tor eine energiepolltitche Zu­
sammenarbeit zu nutzen. Die spAter als 
• Lubbera-PJM• durch die Pres" geistemde 
Idee hatte Innerhalb nurweniger Monate die 
lOhrenden Krlfte der EG so in Ihren Bann 
gezogen, daß der nledwtlndiac:he Memo­
randumsvorac:hlaglll~inden Entwuffeirter 
.Europliac:henEnerg~~mOndete. Nach 
einer internationalen Vorbereitungskonferenz 
tOrdie Energiecharta kam es am 17.12.1991 
in Den Haag zur Vertragsunterzeichnung. 
NebenderEG,denos•uropllac:henStaaten 
und den GUS-Republiken waren auch die 
nichteuropiiac:hen G-2" l..Ander (USA, Ja­
pan, Kanada, Australien uaw.) aowle die 
Golfanrainer- und Maghreb-Staa•n als Be­
obachlleranweaend. Rund 50 Staatenwollen 
die Charta am Ende ratifizieren. 

Rahmenplan für Geschäfte 

Dieaedeutllche PluraliaierungderTeilnehmer­
staaten achrAnkt de Splelrlume tor politi­
sche Regulierung ein. Harte Geac:hlftsauf­
teilung unter den MarktfOhrem rOckt in den 
Vordergrund - mal in Kooperation und Ab­
sprachen, mal Im Konflikt 

Die Europlisehe Energiecharta atellt nach 
dem jOnga•n Konzept nur einen • Verhal­
tenskodex• dar. dem lieh die Unllerzelchner­
staaten verpßichllen. Unter dem Dach dieses 
Grundlagendokumenta mit <65 Artikeln sollen 
dann spezifischeAbkommen (Protokolle) und 
Geschlfta- und HandetavertrAge zwischen 
Untemehmenabgeachloasenwerden, die im 
Internationalen Recht den Wert tonnileher 
Vertrage hltten. Sok:he Protokolle sind mo­
mentan in vier Bereichen in Arbeit. 

DleEG-Kommiss.ionwifdnatOrtlchnlchtmOde, 
die Vorteile einessolchen Vertragawerks tor 
dieoatauropllsc:henStul8nunddieEx-lJdSSR 
indengiOhendatanFarbenzuschildem:endlich 
k6nne etwu tordie Umwelt getM werden, 
indem der Osten mit modemater Energie­
technologie veraorgtworde. Die Auaweitung 
des Handeta klme auch langfriatig der 
Wirtac:haftakraft Oateuropaa zugute. 

Die EG hat folglich auch Leitideen wie eine 
Jigoro .. Wettbewerbspolitik•, die Liberali­
sierung des Handels, die StArkung der 
Wettbewerbsfähigkeitder Unternehmen, die 
.maximale Anwendung von Marktkrlften•, die 
Ausweitungdes EnerglehandelsundnatOrtich 
dieGewlhrlelatung der Veraorgungsslcherheit 
zu ehernen Prinzipien der Charta erhoben . 
Klimaac:hutz odergar konkrete Vereinbarun­
gen Ober C02-Reduklionsziele kommen in 
der Charta Oberhaupt nicht vor. Auf die Ein­
beziehung .externer Kosten" wie Umweltver­
schmutzung in die Energiepreise wurde auf 
DruckJapansund der USA gerne verzichtet. 

Wer Ist Herr Im Europäi­
schen Energie-Haus? 

Beim Kleingedruckten schimmertendlich die 
Umsetzung der Wunschliste der westlichen 
Energiemonopole an die Markterschließung 
im Osten durch: 

- Der Zugang zu EnergiereiSOUI'C8flstehtallen 
Unternetwnen im Geltungabereich der Charta 
often. SchOrf- und Bergrechte mOaten eben­
fall prinzlpiel fOr alle 8fW8rbbar sein. 

- For die Ausbeutung von Ressourcen mO&en 
die ElgeniUmsrec:hte kl• (d.h. nach west­
lichen &anda'ds) definiert aein. Darilber­
hinaua soll es einheitliche Regelungen Ober 

das Management der Geaelschaftan, drnn 
Besteuerung undden Schutz von lnwstitionen 
geben. 

- Großen Wert legt man auf die Forderung, daß 
Profite aus dem Energlegeschlft auch 
.rapalriierbar- sein mOasen. 

- Tec:hniache, adminiatraliw und ZoiJ..Sdvan.. 
ken, die den Energie-Handel behindern, sol­
len abgeschafft werden. Besonderl wichtig 
ist der EG die Akzeptanz und der Ausbau von 
Energie-Transitrec:hten. Oie Leitungsnetze 
mOßten auch aua diesem Grund ausgebaut 
und atlft<ar miteinander vertuiOPft werden. 
Gemeinsame techniache Standards aoßen aJI 
dies erleichtern. 

- Das tuBerste lugestAndnis an die GUS­
Staaten in der Charta besteht darin, daß ih­
nen immerhin noch das Recht zugestanden 
wird, aJa Staat ZU entlc:heiden, ZU welchem 
Zeitpunkt und in welchem Umfang die Er­
sctllie8ung von Energlereuowcen auf ihrem 
Gebieteriolgl Wu fOr jeden westlichen Slaat 
NonnalitAt daratellt. war bei der Verfasaung 
dea Grunclagendokumtl jedoch heiß um­
slritten. Vor alem westliche Ölkonzerne wie 
Exxon empfinden das luBerat wirtschafta­
freuncliche Grundlagendokument schon als 
.Re-Regulierung" des MarKtes: .Exzesslve 
Regulation, wie gut gemeint sie auch sein 
mag, behindert ln~~e~lllionen und verschim­
mertdie Probleme, die die Regelungen besei-

Atomtransportblockade LObsck, 17.-22. Januar 1988 

23 



Energiecharta 

Iigen wollen" (so EXXON-Prl.sident l. R. 
Raymond in der Zeitschrift .European Affairs" 
vom Dezember 1991). 

Daß es bei dem letzten Punkt nicht um Klei­
nigkeitengeht,zelgteinBiickaufdieWirtschaft­
sdaten der Ex-UdSSR: 180 Mrd. Barrel Öl 
werden an unterirdischen Vorkommen ver­
mutet, der grOBte Teil davon in Sibirien. 57 
Mrd. Barrel davon sind bereits nachgewie­
sen. Zum Vergleich: Saudi-Arabien hat seit 
den 30er Jahren insgesamt 62 Mrd. Barrel 01 
gefördert. 36 einschllgige Firmen haben in 
Erwartung eines Supergeschlfts mit dem 
.schwarzen Gold" bereits BOros in Moskau 
eröffnet. 

Die Charta nennt weitere Bereiche, in denen 
OsteuropamitwesllicherEnergiepolitikbegiOckt 
werden soll: 

- Kernenergie und nukleare Sichet'heit 
- Bergbau und saubere Kohletechnologien 
- Energieeffizienz 
- Erdgasnutzung undGastransitmit Hochdruck-

Gasleitungen 
- EmeuerbareEnergien 
- Ausbau des Hochspannungs-Verbunds, g~ 

ßer Transportnetze und des S1r0mtransits 
- Modemliierung von Öl-Raffinerien 

Um zu Oberwachen, ob die Bestimmungen 
derChartaauch vonallen Unterzeichnerstaaten 
eingehalten werden, wurde eine jAhrliehe 
Ministerkonferenz der Unterzeichnerstaaten 
eingerichtet, bei der jeder Staat eine Stimme 
hat. Eine Sehiedskommi11ion soll bei Strei­
tigkeiten Ober die richtige Interpretation des 
Vertragswerks entscheiden. 

EG-Begleltaktlon 
"Technische Hilfe .. 

Mit einigen Verzögerungen ist nun auch das 

EG-Programm. Technische Hilfe• tordie GUS­
Staaten im Dezember 1991 in Gang gekom­
men. Im Energiebereich will man rund 230 
Mio. DM in Anlehnung an die Ziele der 
Energiecharta in die GUS-Linder pumpen. 
Oie Kernenergie steht mit einem Anteil von 
106 Mio. DM ganz oben auf der Liste der 
Hillsempflnger. Dergrößte Teil der EG-Gel­
der geht in NachrOst.ungsmaßnahmen fOr 
sowjetischeAtomreaktorender Typen WWER 
und des Tschernobyl-Typs RBMK oder in 
SicherheitstrainingfOrdasPersonalderAKWs. 
Allein rund 60 Millionen sind fOr die Reakto­
ren vom Tschernobyl-Typ eingeplant. Es 
entbehrt nichteinergewissen Pikanterie, daß 
der HauptgeschlftsfOhrer der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke (VOEW), Joa­
chim Grawe, zu dieser Reaktorlinie feststellt: 
• Dagegenerscheinendie 16inderEx-UdSSR 
arbeitenden RBMK-Reaktoren wegen grund­
legender Konzept-SchwAchen kaum nach­
rOstbar.• (Elektrizitätswirtschaft 1/2 1992; 
Zeitschriftder VDEW). Bundesumweltminister 
Klaus Töpferhatte ähnliches be~eits Oberden 
Greifswald-Reaktortyp WWER behauptet. 
Insgesamtkann dieser Teil der .Technischen 
Hilfe• selbst nach den Kriterien von Atom­
kraftbefOrwortern nur als Vergaudung von 
Geldern betrachtet werden. 

Weiterhin sind torden Elektrizitätssektorsowie 
fOr den Bereich Öl und Gas jeweils 34 Mio. 
DM vorgesehen. Ein nicht geringer Teil die­
ser Gelder wird fOr Studien und fOr Hilfe bei 
der Ausarbeitung von Gesetzen ausqege­
ben, die die Privatisierung und den Über­
gang zur Marktwirtschaft im jeweiligen Be­
reich begleiten sollen. Im Strombereich soll 
die Exportförderung ausgebaut werden. Sinn­
volle Projekte wie Hilfen fOr ein Gas-Dampf­
turbinen-Kraftwerk oder fOr den Einbau von 
Entstickungsanlagen in einem Kraft-WArme­
Kopplungskrattwerk kommen hingegen nur 
vereinzeltvor.DiesebeidenProgrammemOssen 
insofern als Direkthilfe der EG verstanden 

. Atomtransportblockade Hamburger-Hafen, Oktober 1989 
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werden , den GUS- SehOrden bei der 
Formulierung eines gesetzlichen Rahmens 
im Sinne der Energiecharta die Hand zu lOh­
ren sowie in Fragen der Exploration bei Gas 
und 01 oder der Netze bei Gas, 01 und Strom 
einen Kenntnisstand aufzubauen, der erst 
die Voraussetzungen fOr die Umsetzung der 
Energiecharta schafft. 

Immerhin sind als weiterer Bestandteil der 
• Technischen Hilfe• noch "2 Mio. DM tordas 
ZielEnergieeinsparung vorgesehen. Eingroßer 
Teil des Geldes wird hier allerdingszunächst 
fOr Studien (und nicht wie bei der Atomener­
gie fOr direkte Maßnahmen) ausgegeben. 
Desweiteren sollen in 3GroßstAdten derGUS 
sogenannte Energie-Einsparungszentren 
errichtet werden, die Kommunen, Verbrau­
cher und Industriebetriebe in punkto Know 
How und Technologieeinsatz beraten sollen. 
Bezeichnende~eise liegen fOr dieses Pro­
jekt jedoch noch keine konkreten Angaben 
vor. Weitere Bereiche derTechnischen Hilfe 
im Energiebereich sind Studien Obersektorale 
Strukturen (4 Mio. DM), sowie Ausgaben fOr 
die Implementierung und Überwachung der 
Vorhaben (10 Mio. DM). 

Alles der Umwelt zuliebe? 

FOreine Bewertung des Projektseinereuro­
plischen Energiecharta gibtdie EG-Kommis­
sion selbstwichtige Hinweise: sie siehtdarin 
ein StOtzungselement fOr den geplanten EG­
BinnenmarktfOrE.nergie,dersoaufOsteuropa 
ausgedehnt wOrde. Es ist auch unbestreit­
bar, daß die Umsetzung der Energiecharta 
dazu beitragen kOnnte, die Umweltbelastung 
in Osteuropa zu senken - allerdings nur kurz­
fristig. Mittel-und langfristig klme es zur Ze­
mentierung einerineffizienten und immernoch 
starkumweltbelastenden Energiestrukturwie 
in Westeuropa: 

Oie von der EG prokla-
miet11tn Ziele Energieeffizienz 
und verstärkter Transit von 
Energie widersprechen sich. 
Oie westlichen Energie­
konzerne powern natOrlich 
stark fOrmehrTransilleitungen, 
mit denen sie OberschOssigen 
Atoms1r0m verkaufen können. 
Oie CSFR und Ungam sind 
dafOr leichte Beute, da sie bis­
her S1rOm importieren mußlen 
(Ungarn sogar zu mehr als 
25%). Später wiU man dann 
aus den .eigenen• in der 
UdSSRerrichtelen Neu-Atom­
anlagen Strom in ein gesamt­
europäisches Verbundnetz 
einspeisen IMld je nach Zeit­
zonen versetzt die Spitzenlast 
bedienen. Energieeffizienz 
könnte hingegen in erster U­
nie durch Energiespar-
lnvestitionen bei der 
Modernisierung von 
ProclJktionsanlagen und Woh­
nungen, durch die Erneuerung 
des Kraftwerksparks mit Kraft­
Wärme-Kopplungsanlagen mit 
hohem Wirkungsgrad und 



dwch vers~ und effizientere Abwlnne­
nutzung gewahrteistet waden. 
AnknOpfungapunkae sind vorhanden: ln der 
UdSSR wird 10%, in Polen 22% des Enervi&­
bedarfs cluch Abwtnnenutz1a1g gedeckt - in 
Oeullchlandsindes nur2.5 %. All dies spricht 
fOr eine dezentrale Energieversorgungs­
slrUktur und gegen mit hohen Verlusten ver­
bundene Tran&ilnetze. 

- Von der Modemiaierung 6stlicher Kemknlft­
werke durch westliche Sicherheitstechnik 
versprechen slc:h die gebeutelten Anlagen­
bauer gefOite AuftragabOeher und du Start­
signal toreine Renaissanceder Kernenergie. 
Am weilestengediehen Istwohl daa deutsch­
tranz6sic:h&-ungarische Projektzur Errichtung 
eines AJ<:N mit zwei Bl6c:k8n zu je 1000 MW 
Mi Paka an der DoMu. Der in Pllks erzeugle 
Strom 101 zur Hllheellp0f1ienwenien. Damit 
WOI'de eine leureundlebensbedrohellde Form 
der Energieerzeugung unnO~te mit in 
Öle Zukunft geschleppt Wem Harrisburg und 
TschemobylnochnichtgenugMahnungslnd, 
muß zumindest zur Kenntnis nehmen, daß 
die fOr Umatel ung und Ans.g&nbau erlorder­
lic:he Zeit von mindeslena 10 Jahren ange­
sichts der dringenden Umweltpobleme viel 
zu lang Ist 

- Unler .sauberer Kohletec:hnologie" versteht 
man in EG-Kreisen den in ~ er­
reichten Stand moderner Kondenaations­
kraftwer1<e mitRauchguentsc:hwefelung. Die­
se sind~ weniger umwelttchldigen als 
die osiBWoplisc:hen Dred<sdlleudem. Wenn 
jedoch ohnehin Oberwiegend neue Anlagen 
errichtet werden mOsten, so sind moderne 
Kraft-Winne-Kopplungaanlagen sowohl aus 
Umwelt- wie aus Kosten- und Etfizieo.­
sichtapunkten die besaere Alternative. 

Die VorschlAge zu Eigentumsrechten beim 
Zugang und bei der Ausbeutung von Ener­
gie-Reuourcen, zur Repatriierung von Pro­
fiten und die starke Betonung des Ausbaus 
von Transitnetzen machen deutlich, wie die 
EG sich die Anwendung von Marktprinzipien 
vorstellt: Marktbarrieren werden nur fOr die 
ohnehin oligopolistlach organisierte An­
gebotsseite abgebaut, diewestlichen Energie­
konzerne. Ein Prozeß wird damit lngang ge­
setzt, den wir schon beim Stromvertrag der 
bundesdeutschen Energieriesen mitder ehe­
maligen DDR studieren konnten: Energie­
versorungsunlemehmenundResaOtlrcenwer­
den von den marktbeherrschenden westli­
chen Gesellschaften unter sich aufgeteilt und 
aufgekauft. Die deutsche Ruhrgas AG, die 
niederlindlache Gasunisund Gas de France 
wollen den U~wenanteil des Gasgeschlfts in 
der Ex-UdSSR betreiben. Die niedertlndi· 
sche SH ELL und British Petrol (BP) dringt es 
nach sowjetischem Ot unddem Aufbau eines 
westlichen Standards entsprechenden 
TankstellennetzinderUdSSR. Mitdem Transit­
geschAft sorgtman fOr Abaatzmlrkte tOrdas 
Oberangebot an westlichem ( und splter 
östlichem) Atomstrom. Deutachland ist fast 
ein Modell fOr die energiepolitische Koloni­
sierung des Ostens. Denkt man nur an die 
sowjetischen Erdgasreserven oder rumlni· 
sches Öl, so steht tordenwestlichen Energiefilz 
riesiger Reibach ins Haus. 

Der Osten ln 
der Klemme 

Energiecharta 

Die GUS und die 
Staaten Osteuropas 
haben ·fast gar keine 
andere Wahl, als sich 
auf dieses Spiel ein­
zulassen. Chronischer 
Kapitalmangel und 
fehlendes Know How 
fOhren viele ost­
eu-oplische Regierun­
genzurOberzeugung, 
daß das Engagement 
westlicher Firmen der 
einzige Rettungsanker 
im wirtschaftlichen Stenda/-Demo, 11. 3. 1990 
Chaos ihrer Llnder 
sein kann. Gemessen an ihrer jetztigen 
Energieverschwendung bestünde durch die 
Moder-nisierung immerhin eine Chance, die 
Olrechnung zu drOcken, die nun in voll 
konvertierbarerWihrunggezahltwerdenmuß. 
Hiervon sind vor allem Bulgarien, Ungarn, 
die CSFR und die Reste Jugoslawiens be­
troffen,diesichfastallekeinehöhereStaatsver­
schuldung mehr leisten kÖnnen. Zum ande­
ren wlre der Einstieg in einen Technolo­
gietransfer von West nach Ost erreicht Der 
PreisdafOristallerdingshoch-jahrzehntelange 
strukturelle Abhängigkeit vom Westen und 
eineverschwenderischeund immernoch stark 
umweltschldigende Energiestruktur. 

AlternativePolitikpfadesindbereitshinreichend 
beschrieben worden. Exemplarisch fOr die 
ehemalige DDR haben Studien sowohl des 
Oko-lnstituts/UfU-Instltuts als auc h der 
Forschungsstelle Umweltpolitik der TU Ber­
lin den Aufbaueinerdezentralen Energiever­
sorgungsstruktur basierend auf rationeller 
Energienutzung unddemAusbau erneuerbarer 
Energien als kostengOnstigsten und umwelt­
vertrlglichsten Weg vorgezeichnet. Die Leit­
motive dieses Konzepts sind auch auf ande­
re osteuropäische Staaten unddie ex-UdSSR 
anwendbar. Große Reserven bestehen in al­
len osteuroplischen Staaten: 

- bei der Energieeinsparung in allen Ver­
braudlssektonln 

- bei derkomblnier1en WlrmeiStromerzeuung 
(vor alem auf der Grundlage von Erdgas, 
Ober daa die Ex-UdSSR in großem Umfang 
verfOgt) und der Nutzung erneuerbarer Ener-
g~ . 

- bei der Abwlrmenutzung, deren Wirkungs­
graderheblich verbessert und deran Vers«­
~tungenausgeweitetwenienkönnen. 

Die beiden letzten Punkte kOnnten auch 
Spielrlumeschaffen,dieStrometzeugungsdefi­
zite einiger osteuroplischer Staaten unter 
Verzicht auf Kernenergie relativ zügig abzu­
bauen. 

Der größte Bedarf an europlischer Energie­
kooperation liegt nicht in der Schaffung ei­
nes großen Europlisehen Energiemarkts, 
sondernmitBiickaufdenOsteneherim Transter 
intelligenter, umweltschonender Energie~ 
technolog~undentsprechenderBefatungslei· 

stungen. Dezentrale Energiestrukturen sind 
unterdenGesichtspunklentechnischerEffizienz 
und DemokratievertrAglichkelt den zentral­
istischen Konzepten der westlichen Ener­
giekonzepte Obertegen. Deshalb wlre eine 
interkommunale E~ergiekooperation mitden 
Stichworten kommunale Energiedienstleis­
tungsuntemehmen, Stadtwerke und Energie­
agenturen, Least Cost-Pianning, Trennung 
von Stromnetz und Stromversorgung ein ge­
eigneterAnsatzfOrdieEmeuerungderEnergie­
politik in Ost und West. 

Die linken Parteien Im Europlisehen Parla­
ment beurteilen das Vorhaben der Ener­
giecharta recht unterschiedlich. Die Soziali­
sten unter Einschluß derdeutschen Sozialde­
mokraten sind starke BefOrworter des Pro­
jekts, wenngleich sie die Charta lieber als 
eine rein europlisehe Angelegenheitbehan­
delt sehen möchten. Oie Kommunisten sind 
hin und hergerissen. Die Granen hingegen 
lehnen die Charta in der bisherigen Form ab. 
Die GrOne Europubgeordnete Hiltrud Breyer: 
.Sinnvoll ist eine Europäische Energiecharta 
nur mit dem Ziel der Errichtung einer Euro­
päischen Energiespargemeinschaft. Hilfedes 
Westens unterdiesem Vorzeichen wardesich 
auch fOr die Umweltsituation insgesamt aus­
zahlen." Oie Eurogranen haben als Gegen­
projekt zur Energiecharta zeitgleich mit der 
Konferenz in Den Haag eine alternative 
.Gesamteuroplische Energiesparcharta• 
vorgestellt.MitBiickalf500JahreKolonialismus 
in 1992 erweist sich der dezentrale Weg auch 
alsdieeinzige Option, inderersten undzweiten 
Welt selbst damit zu beginnen, das Nord­
Süd-GefAlle abzubauen. Unke Politik, die auf 
eine nachhaltige, umwehemaltende Entwick­
lung setzt, mußdenwestlichen Wegverschwen­
derischen Energiekonsums in den Metropo­
len selbst .rückbauen•. Die EG plant fOr 
Osteuropa das glatte Gegenteil. 

Klaus Ortger 
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Schacht Konrad 

Töpfer schwingt wieder den 
Weisungshammer 

Aber noch hat er nicht zugeschlagen. Und 
vielleicht haut er sich diesmal auch selbst auf 
die Finger. Das laufende Planfeststellungs­
verfahren zum geplanten Atommallendlager 
SCHACHT KONRAD geht ihm immer noch 
nicht schnell genug voran. DieAtomwirtschaft 
sitzt ihmnach wie vor im Nacken und der 
AtommOllberg wichst Ihm immer mehr Ober 
den Kopf. Auch der letzte Zeitplan, der eine 
lnbetriebnahmevonSCHACHTKONRADfOr 
1995 vorsah, droht Makulatur zu werden. Die 
EVU's scheinen das bereits einkalkuliert zu 
haben. Die GNS will im im April1992 einen 
Antrag auf Errichtung eines neuen Zwischen­
lagers am Standort Greifswald bei der Landes­
regierung von Mackienburg Vorpommern 
stellen. Kapazität: 150.000 Kubikmetersdlwach 
und mittelradioaktiver AtommOII. Zum Ver­
gleich: Das wlre die 14-fache Kapazitätdes 
Zwischenlagers in Gorleben und ca. 1/4 des 
fOrSCHACHT KONRAD beantragten Ein­
lagerungsvolumens. 

Klar ist: Der Entsorgungsdruck, der durch 
die Verzögerung (hoffent lieh Verhinderung) 
von SCHACHT KONRAD noch erhöhtwurde 
und wird, soll durch dieses Zwischenlager 
verringert werden, so daß ein ggfs. notwen­
dig werdendes Zurückfahren von Atoman­
lagen vermieden werden kann. Die Arbeits­
gemeinschaft SCHACHT KONRAD hat er­
klärt, daß sie die Aktivitäten vor Ort gegen 
geplante Zwischenlager in Greifswald unter­
statzt (z.B. die Demonstration am 7.3.92), 
um der Atomwirtschaft kein Schlupfloch zu 
lassen. 

Forderung nach Abbruch 
des KONRAD-Verfahrens 

Schon bei der Obergabe der Ober 250.000 
Einwendungen an das Niedersächsische 
Umweltministerium (NMU) hat u.a. die Ar­
beitsgemeinschaft SCHACHT KONRAD ge­
fordert, als Konsequenz aus diesem Ergeb­
nis das KONRAD-Verfahren abzubrechen. 
Im Januar 1992 haben 25 niedersächsische 
Organisationen in jeweils eigenen Briefen, 
Bundesumweltminister T Opfer aufgefordert, 
seinen KONRAD-AntragzurOckzuziehen, um 
den Konflikt um KONRAD nicht noch weiter 
zu eskalieren. Selbst die Stadt Salzgitter (mit 
einer rot-grOnen Mehrheit) hat in einer Reso­
lution von Töpfer den Abbruch des Verfah­
rens gefordert. Sehr beachtlich, wenn man 
bedenkt, daß Ober Jahre hinweg die von ei­
ner absoluten SPD-Mehrheit regierte Stadt 
sich nie klar zu KONRAD geäußert hat (im 
Gegensatz zu den benachbarten Kommunen) 
und mit dem Tauziehen um den Sitz des 
Bundesamtes fOrStrahlenschutz sogar in Verruf 
der Bestechlichkeit geriet. 
Töpfer hat auf alle diese Maßnahmen nicht 
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reagiert, sondern im Gegen teil das NMU fOr 
den 31.01.92 zu einem bundesaufsichtliehen 
Gespräch in Sachen KONRAD nach Bonn 
beordert. Mit dieser Vorstufe einer Weisung 
wollte er erreichen, daß das NMU einen kon­
kreten und frOhen Termin (er dachte an Mai/ 
Juni 92) tordie Erörterung benennt. Das NMU 
ist dem (bisher) nicht nachgekommen, hat 
aber signalisiert, daß die Erörterung ca. 
August bis Oktober 1992 beginnen kOnnte. 
DieAuswertung der Einwendungen und ins­
besondere der von den Kommunen vorge­
legten Gutachten ist immer noch nicht abge­
schlossen, so daß es auch gar nicht möglich 
sein darf, jetzt schon einen konkreten Ter­
minzubenennen,selbstwennmanverfahrens­
konform denkt.ln Töpfers Ministerium istman 
wohl zu der Einsicht gelangt, daß eine Wei­
sung, die Erörterung im Mai/Juni '92 begin­
nen zu lassen, einen Verfahrens fehler pro­
duzieren könnte. 

Forderungs-Katalog an die 
Erörterung 

Mit der Einschätzung, daß es zu einem 
Erörterungstermin kommen kOnnte, hat die 
Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KONRAD in 
Abstimmung mit. Trägem öffentlicher Belan­
ge• einen Forderungs-Katalog aufgestellt, der 
u.E. Voraussetzung toreinen .sachgerechten 
und demokratischen 
Erörterungstermin• ist: 

• Er muß Ortlieh und zeitlich so durchgefOhrt 
werden, daß jeder Einwenderio ohne persön­
liche Nachteile ihre lnte ressenausreichend 
vertreten und dem Termin folgen kann. 

• Es muß gewährleistet sein, daß jedeR 
EinW&nderln die Möglichkeit hat, sich ent­
sprechend seines/Ihres Bedarfs fachlich und 
jurislisdl beraten zu lassen. 

• Es muß gewährleistet werden, daß das ge­
samte Spektrum der Einwendungen in aus­
reichendem Umfang erörtert wird. 

• Es muß gewährleistet werden, daß das 
Bundesamttor Strahlensdlutz als parteiliche 
Antragstellerio in diesem Verfahren keine 
Sonderrechte genießt. 

Dieser Anforderungs-Katalog wurdedem NMU 
vorgelegt, von dem wir eine entsprechende 
Umsetzung erwarten. Damit sollen frOhzeitig 
Maßstäbe benannt und Offentlieh gemacht 
werden, an denen der Ablauf der Erörterung 
gemessen werden kann. Das ist ein Punkt, 
bei dem sich das NMU entscheiden muß, 
welche Seite es ernster nimmt, das BfS oder 
die 250.000 Einwenderlnnen. 

Diskussion über Strategien 
zur Verhinderung von KON­
RAD 

.Ab sofort• will die Arbeitsgemeinschaft 
SCHACHT KONRAD die Diskussion darOber 
anschieben, welche Konsequenzen die 
Einwenderinnen und die Träger öffentlicher 
Belange (wie Landvolk, DGB, Landeskirche 
und Umweltverblnde) ziehen wollen, wenn 
es trotz der Kritik und der Aktivitäten zu ei­
nem letztendlich positiven Plenfeststellungsbe 
schluß kommen sollte (z.B. durch eine ent­
sprechende Weisung von Töpfer). Eine Kla­
ge hätte sehrwahrscheinlich keine aufschie­
bende Wirkung. Unterdiesem Gesichtspunkt 
sollte auch der Erörterungstermin gesehen 
werden, denn klar ist, daß dort nichts ent­
schieden wird. 

Gutachten bestätigen 
vernichtende Kritik an 

KONRAD 

Abermals bestätigt wurde die vernichtende 
Kritik an den vom Bundesamt fOr Strahlen­
schutz (BfS) vorgelegten Planunterlagen zu 
SCHACHT KONRAD durch die jetzt vorge­
stellten Gutachten, die die StadtSalzgitter in 
Auftrag gegeben hatte. Die Gruppe Okologie 
(Hannover) und das Institut Gronemeier und 
Partner (Kiel) kamen fOr die von ihnen ge­
prüften Bereiche der Planunterlagen Ober­
einstimmend zu dem Schluß, daß die we­
sentlichen Aussagen nicht nachvollziehbar, 
nicht prOfbar und mit zu optimistischen An­
nahmen versehen sind. Erstaunlich ist, daß 
es dem Antragsteller (BfS) innerhalb von 5 
Jahren (von 1986 bis 1991) nicht gelungen 
ist, die schon 19ß7 (mit den vorgelegten Gut 
achten) aufgedeckten gravierenden Mängel 
zumindestteilweise zu beseitigen. DarOber­
hinaus hat das Hildesheimer Labor fOr Geo­
logie und Umweltanalytik in ihrem Gutachten 
fOr den Landkreis Peine die Planunterlagen 
.aus ökologischer und radiotoxikologischer 
Sicht als unzureichend eingestuft•. 

Claus SehrOder 
( Geschäftsführerder Arbeitsgemeinschaft 
SCHACHT KONRAD) 
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Schacht Konrad 

dlngungen als der Bau der WAA Wact<ersdorf. 
FOniew.der EntschluB, dieses Projekt aufzu­
geben, eine betrAchtliehe Erleichterung. 

Die Bedeutung des Atom­
mOll-Endlagers Schacht 

Konrad fOr die Bundesre­
gierung und die Betrelber 

von Atomanlagen 

ZuSchachtKonradstelltsichheuEcieSituation 
ganz anders dar. 
WAhrend in Gorteben das groBe allgemeine 
AtommOII-Endager gebaut werden sollte, wa­
ren in dem ehemaligen Erzbergwefi( Schacht 
Konrad in Salzgitter Uneersuchungen begonnen 
worden fOr cie Endagerung von sperrigen T ei­
len aus dem AbbNc::h von Atomanlagen, die 
man wegen des groBen Raumbedarfs nicht in 
dem Endlager im Salzstock unterbringen wollte. 
Nach den ersten Untersuchungsergebnissen in 
Gorleben stand schon 1982 test: in den Salz­
stock wOrde nur ein weit geringeres Volumen an 
AtommOll passen als beabsichtigt Als Ausweg 
aus dieser Situation mußte Scha'cht Konrad als 
Notbehelf herhalten. 
SeitdemwurdeinderEndlagerplanungderSelz­
stoc:t< Gorteben in erster Unie torhochradioaktive 
AbfAlle vorgesehen, also tordie Glaskokillen mit 
der Aull6serdure aus der WIGderaufarbeitung 
und fOr abgebrannte Brennelemente, die nicht 
wieder aufgearbeitet werden können. Nach 
Schacht Konrad sollen die groBen Mengen aller 
Obrigen schwac:b- und mittelradioaktiven Abfal­
le kommen. Das sind 
- die WAA-AbfAIIe; seit 1989 nicht mehr der 

Planungeiner .nationalen"WAAentsprec:hend, 
sondern a~s La Hague und Wlndsalle, 

- die Abfalle als den Großforschungszentren, 
die YOr allem aus dem Betrieb von Versuchs­
reaktorenundderWI&daraufarbeitungsanlage 
WAK in Karisruhe stammen, 

Einlagerung schachaktiver Abflllle 
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- die Belliebsabfalle a~s den 20 AKWs in der 
Bundesrepublik. 

Wegen der wrtraglichen Verpflichtung, die Ab­
fAlle aus den ausiAndischen WAAs ab 1993 in 
die Bundesrepublik zUI'Ockzunehrnen, bilden 
diese tor die Bundesregierung das Haupt­
problem. ln den Großforschungszentren und in 
fast al en AKWs sind spätestens 1995 die 
Zwischenlager a~f den AnlagengelAnden YOII. 
Die Faßlager in Gorteben und in Mitterteich in 
Bayern fallengegenOber den angehluftBn Men­
gen kalm ins Gewicht, ebenso wenig cie neue­
ren Methoden der Volumenverringerung dun:h 
Konditionierung der AbfAlle. Der Bundesregie­
rung und den Anlagenbetreibern bereiiBn diese 
Aussichten bisher noch keine ernstlichen Sor­
gen, weil sie seit Jahren daYOn a~sgehen, daß 
Schacht Konrad pOnktlich 1995 belliebsbereit 
sein wild. 
S1arken politisc:hen Druc:k auf cie Durchsetzung 
des E.ndagers Schacht Konrad Oben auch an­
dere Bundesllnder aus. Dabei tut sich Nord­
rhein-Westfalen wegen der S1illeg.ung des THTR 
in Hamm-Uentrop besonders hervor. Zu beach­
ten wlre auch die bereits beschlossene 
StiUegung der ODR-AKWs Rheinsberg und 
Greifswald 
Von den Interessen der Bundesregierung, der 
meisten der anderen Bundesländer und d9r 
Anlagenbelreiber her gesehen können wir mit 
einem VerzichtaufSchacht Konrad vorerstnicht 
rechnen. 

Die Mobilisierung ln der 
Region und Ihre Auswir­

kungen auf die öffentliche 
Auseinandersetzung 

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
(PTB) in Braunschweig stellte 1982 den 
Genehmigungsantrag fOr Schacht Konrad. An 
derdarauf antwomnden großen Demonstration 
am Schachtgelinde beteiigten sich 30 000 

Mensc:hen. Diese Aktion gab der Forderung 
genOgend Nac:häuc:k. die Antragsuntsf1agen 
dlKch ein kritisches GutachiBn ZU OberprOfen. 
Damit nahm eine lange Reihe YOn Verzögerun­
gen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
ihren Anfang. 
Die .groBen E.reignisse" um Wackersdorf be­
gannen im Februar 1985, nach derendgalligen 
Entscheidung tor den Bau der WAA in der 
Oberpfalz, mit einer Demonstration von 40 000 
Menschen aufdem Marktplatz von Schwandorf. 
Am 14. Dezember 1985 wrsammelten sich nach 
dem Rodungsbeginn ebenso viele Menschen 
im T axOidener Forst, mehrere tausend T eilneh­
mer besetzlien den Bauplatz. Nach einer Räu­
mung durch cie Polizei wurde cie Bauplatz­
besetzung am 21 . Dezember wiederholt Bis 
zum 5. Januar 1986 konnten die Platzbesetzer 
~in ihrem Hollendorf halten. Nach der Er­
richtungdes Bauzauns folgiBn im FrOhjahr 1986 
die groBen Demonstrationen, auf die die Polizei 
mit brutalen Angriffen reagierte. Auch nach dem 
UngiOck von Tschernobyl wurden an den 
Pfingsttagen und an den folgenden Sonntagen 
die Polizeiangrifte a~f cie Massen YOn Demon­
straniBn for1gesetzt. 
Oie Medien brachten ciesen anhaltenden Wi­
derstand gegen die WM immer wieder ins 
Offentliehe Bewußtsein. Damitwurdenauch sei­
ne BegrOndungen weit Ober die Grenzen der 
Bundesrepublik bekannt Daß die WAA aNge­
mein von der Be...olkerung abgelehnt wurde, 
kam im Frohjahr 1988 zum Ausdruck, als allein 
in der Bundesrepublik 350 000 Einwendungen 
gegen die - wiedemolle - 1. Teilerrichtungs­
genehmigung gesammelt wurden. 
FOr die Atomindustrievertreter blieb die bittere 
Erfahrung, daß .das jiM'istische Hick-Hack, das 
... Ober die Jahre 1986 bis ins FrOhjahr 1989 im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens statt­
gefunden hat und die parallel dazu abgela~fe­
nen Demonstrationen am Baugelinde und wAh­
rend der Anh0rungsver1ahren" tordie Entschei­
dung vom März 1989, die WAA aufzugeben, 
.mlndesiBns ebenso ausschlaggebend" waren 
wie cie ökonomischen Voneile(atw, Okt. 1989, 
s. 476). 
FOr das AtommOll-Endlager Schacht Konrad 
muBIBdiePTB 1983und 19&4nochneueUn18r­
suchunge.n zur Geologie durchfahren. Das 
Genehmigungsverfahren wurde weiter verzö­
gert, als die Niedef'slchsische Landesregierung 
im Mai 1989 die tor Juni/Juli 1989 bereits vorbe­
reitete Einwendungsfrist kurzfristig absagte, 
unl8r anderm mit der Begrondung, zuerst mos~ 
se geprOft werden, ob die vollständige 
Verlagerung der Wl&deraufarbeitung ins Aus­
land Auswnungen auf cie Planung forSchacht 
Konrad nach sich ziehe. 
Das AuftreEn immer neuer Verschleppungen 
im Ablauf des Genehmigungsverfahrens gilt als 
einer der Grande dator, daß es um Schacht 
Konrad rlidrt wieder zu grOßeren Aktionen kam, 
die Offentliehe Resonanz Ober cie Region hin­
aus hAtten hervorn.lten können. 
ln den Medien wurde und wird immer noch 
Schacht Konrad als auf die engere Region be­
grenztes Problem behandelt, lrotz seiner Be­
deutung als zentrale Einrichtung fOr die 
Entsorgung aller Atomanlagen in Bundesrepu­
blik. Das kommt allen an dem Endlager Interes­
sierten sehr entgegen. Neben ihren prak1ischen 
BedOrfnissen steht dabeitorsie auch das .Ver­
trauen der Öffentlichkeit in die verantwortbare 



Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepu­
blik" (Jb. d. Atomwirtschaft 1990, S. A 39) auf 
dem Spiel, das seit der Aufgabe von Wackers­
dorf stark angeschlagen ist 
ln der breiten Öffentlichkeit sind die Probleme 
der Endagerung von AtommOll in Schacht Kon­
rad noc:h kaum bekannt Auf desem Hinter­
grund sind die 250 000 Einwendungen, die wir 
im FrOhsommer 1991 haben sammeln können, 
ein großer Erfolg. Er dOrfte in direktem Zusam­
menhang stehen mit den Erfahrungen zahlrei­
cher Gruppen und Einzelpersonen mit dem 
Wackersclorf-Einwendungsverfahren von 1988. 
Aberwas bedeutet dieser Erfolgangesichts der 
unsicheren Haltung der Bevölkerung gegen­
Ober Schadlt Konrad? Noch immer muß man 
bisweit inansonstenOkologisch orientierte Krei­
se hinein die Frage beantworten: .Der AtommOll 
muß.doch irgendwo hin; warum wollt Ihr denn 
nicht, daß er nadl Schacht Konrad kommt?" 
Darin zeigt sich, daß die Langfristigkeil und die 
Größenordnung der Gefährdung durch die 
Enclagerung von AtommOll in Schadlt Konrad 
noch nidlt ins Offentliehe Bewußtsein eingegan­
gen ist Wir sollten es für selbstverständlich 
halten, daß dies auch den Vertretem der Atom­
wirtschaft und ihren Politikern bekannt ist. 

Unterschiede Im Ablauf 
der Genehmigungs­

verfahren 

Die Genehmigungsprozeduren für de WAA 
Wackersclorf waren ein klassisches Beispiel für 
die Genehmigungsverfahren nadl §7 Atom­
gesetz (AtG) torden Bau und Betrieb von Atom­
anlagen. Neben dem atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahrenwaren weitere Verfah­
ren nadl Planungsredlt, nach Bauredlt, nadl 
Wasserredlt zu berOcksidltigen. Es konnten 
deshalb sehr verschiedene Genehmigungen 
beklagt werden und dadurch erheblidle Verzö­
gerungen bewirkt werden. Das führte schließ­
lidl so weit, daß kaum einerder Beteiligten noc:h 
einen Oberblick darOber hatte, ob und wie die 
einzelnen Verfahren und die Klagen dagegen 
ineinandergriffen. 
Das Schacht-Konrad-Verfahrendagegen istdas 
erste konkrete Beispiel torein PlanfeststeHungs­
verfahren nach §9b AtG für Bau und Belrieb 
eines AtommOH-Endlagers. ln dieses Verfahren 
sind, außer den bergrechtlidlen Genehmigun­
gen, alleanderen Genehmigungen zu Planungs­
• Bau- und Wasserredlt eingeschlossen. Das 
heißt: Es gibt nicht eine ganze Reihe von 
Genehmigungsverfahren in verschiedenen 
Redltsbereidlen, sondern am Ende des Ver­
fahrens nur eine einzige, dafür umso umfassen­
dere Genehmigung, die auch die Betriebs­
genehmigung mit einschließt 
Für die Antragsteller, heute das Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) in Salzgitter, bringt das 
Probleme mit sich: Die Antragsuntertagen müß­
ten in allen Planungsbereichen nach den Obli­
chen Verfahrensregeln prOffähig sein. Daß des 
nicht so ist, k6nnen wir mit Nachdruck sagen. Es 
fehlen in den Planunierlagen z.B. normalerwei­
se selbstverstindiche Angaben fOr widltige 
bauliche und betriebliche Anlagen. DarOber hin­
aus wiegt schwer das Fehlen von Aussagen 
Ober die Langlebigkeit der einzulagernden ra­
dioaktiven Stoffe und Ober Durchlässigkeit und 

Wasserführung der geologischen Fonnationen, 
sodaSeievorgelegten Rechenergebnisse schon 
deshalb grundsitzlieh in Frage gestellt werden 
müssen. Entsprechend unzulänglich ist der 
Bearbeitungszustandder Planunterlagen zu vie­
len anderen Punkten. Den AntragsteUern ist 
dies bewußt Seit MQnaten bereiten sie in 
Trainingsseminaren ihr Auftreten im EI'Orterungs­
termin vor, um sich nicht gar zu sehr bloßstellen 
zulassen. 
Aber auch wir stehen vor einer ungewohnten 
Situation. Es gibt keine Möglichkeit, vor dem 
Planfeststellungsbeschluß auf dem Klageweg 
ins Geschehen einzugreifen. Es fehlen also für 
uns de Behinderungsmöglichkeiten, die sich im 
WAA-Verfahren so reichlich boten und immer 
wieder auch mit öffentlichkeitswirksamen Aktio­
nen verbunden werden konnten. Es muß audl 
darauf hingewiesen werden, daß im §9b-Ver­
fahren nur einmal das Einwendul_lgs- und 
Erörterungsverfahren vorgesehen ist, an dem 
wir, de Betroffenen, uns beteiligen können. 
Schlie81ich ist der Problemstoff, mit dem wir uns 
auseinandersetzen müssen, inhaltlidl sehr um­
fangreich, weil auch wir uns mit der gesamten 
Planung befassen müssen und dabei gerade 
die im Plan nicht berücksichtigten Frage­
stellungen bewilligen müssen. 

Schlußfolgerungen für die 
Mobilisierung gegen 

Schacht Konrad 

Halten wir fest: Im Vergleich zu Wackersdorf 
haben wir bei der Mobilisierung gegen Schacht 
Konrad in jeder Hinsicht schwierigere Bedin­
gungen. Das Interesse von Bundesregierung 
und Atomwirtschaft an dem Endager ist stark 
und ungebrochen. PoRtischen Druck Oben an­
dere Bundesländer aus, darunter auch SPD-

. geführte. Mit größeren öffentlidl wirksamen 
Aktionen können wir in der nädlsten Zeit kaum 
redlnen. ln den Medien gilt Schacht Konrad 
nicht als zentrales Thema. Gründe für seine 
Ablehnung werden selten in die Öffentlidlkeit 
transportiert. auch die Bevölkerung ist darOber 
nodl kaum aufgeklärt Gerade dies dürfte nadl 
den Wackersclorf-Erfahrungen von entscheiden­
der Bedeutung fOr uns sein. Unser erstes Ziel 
sollte es deshalb sein, de Öffentlichkeit und de 
Bevölkerung fOr uns zu gewinnen durch Aufklä­
rung Ober die Gefährdungen, die von dem in 
Schacht Konrad eingelagerten AtommON aus­
gehen werden. Die geeignetste Gelegenheit: 
der Erörterungstermin. 
Gelegentlichwirdeie Erwartung ausgesprochen, 
der Erörterungstermin könne durch Druck auf 
.der politischen Ebene noch verhindert werden. 
Jedoch könnte das NMU als Genehmigungs­
behörde diesen Schritt zur vorzeitigen Beenci­
gung des Genehmigungsverfahrens nur tun, 
weM es nachweisen könnte, daß die Antrag­
steller kein Interesse mehr an der Erteilung der 
Genehmigung haben. Andernfalls haben die 
AntragsteHer cie Möglichkeit, auf Ourchsetzung 
eines Genehmigungsbeschlusses zu klagen. 
Das Verfahren k6oote auch beendet werden, 
wenn die Antragsteller von sich aus den Plan­
feststellungsantrag zurückziehen. Damit kön­
nen wir beim Endager Schacht Konrad nicht 
redlnen. 
Manchmal wird die Meinung vertreten, der 

Schacht Konrad 

Erörterungstermin sei von vomherein nicht auf 
ernstzunehmende Auseinandersetzung hin an­
gelegt, seine Funktion beschränke sich darauf, 
das .DiskussionsbedOrfnis der Betroffenen zu 
befriedigen•, er trage nicht wesentlich zur 
Genehmigungsentscheidung bei, kurz, er sei 
nur eine Farce, und deshalb sei es besser, sidl 
nicht ems1haft auf ihn einzulassen. Wenn dazu 
auf Wackersdorf-Erfahrungen verwiesen wer­
den sollte, dann kann sich das nurdarauf bezie­
hen, daß es in Neunburg vorm Wald nichtgelun­
gen ist, vor dem Erörterungstermin eine ge­
meinsame Vorgehansweise fOr die verschiede­
nen Einwendergruppen zu entwickeln, sodaßes 
der DWK gelang, cie Tagesordnung in ihrem 
Sinne zu bestimmen. Trotzdem hat diese Ver­
anstaltung ihre öffentlidle Wirkung nidlt ver­
fehlt 
Bei vielenanderen Gelegenheitenhaben BOrger­
initiativen ganz andere Erfahrungen mit dem 
Erörterungstermin gemacht Nicht zu leugnen 
sind die Madltbeziehungen, die während des 
Termins zum Ausdruck kommen. Diskutiert 
werden sollen aber unsere Einwendungen ge­
gen den Plan. Wenn sich cie Einwender gut 
vorbereiten, kann es gelingen zu zeigen, daß 
unsere Einwendungen nicht nur moralisch .,die 
besseren Argumente• sind, sondem auch sach­
lidl besser begründet sind als die Planung des 
BfS. Dies hat bei früheren Gelegenheiten nie 
seine Wirkung auf de öffentliche Meinung ver­
fehlt. Der politische Druck auf cie Antragsteller 
kann dadurch erheblich verstärkt werden. Viel­
leichtkann das NMU als Genehmigungsbehörde 
davon Oberzeugt werden, daß es den Antrag­
steilem im Planfeststeßungsbesdlluß de Ge­
nehmigungfOrSchachtKonradverweigemmuß. 
Da alle Einwenderinnen und Einwender das 
Redlt haben, sich am Erörterungstermin zu 
beteiligen, können wir mit breiter Unterstützung 
redlnen. Im übrigen sollten wir uns den Interes­
sen aH dieser Menschen bis in die hintersten 
Winkel der Bundesrepubtik verpflichtet fOhlen. 
Der Erörterungstermin selbst wird in jedem Fall 
von den Medien als wichtiges Ereignis betrach­
tet Ihre Vermittlerfunktion ist nidlt zu unter­
schätzen. Sie wird aber nur in unserem Sinne 
wirksam, wenn wir neben den Wirkungen der 
Machtstrukturen immer wieder die sachliche 
Argumentation in den Vordergrund steHen. Das 
kann z.B. in ähnlicher Form geschehen, wie in 
der Erklärung der Teilnehmerinnen und T eilneh­
mer des Treffens von niedersächsischen Anti­
Atom-Bürgerinitiativen am 8. Februar 1992 in 
Ovelgönne.(S. Seite ... dieser Ausgabe). 
Sehrverschiedene Gruppen bereiten sidl schon 
jetztaufdenErörterungsterminvor,darunterals 
Triger öffentlidler Belange mehrere Gemein­
den aus der Region, Kreisgruppen der großen 
Umweltverbinde, Vertreter aus der Landwirt­
schaft und aus dem gewerkschaftlichen Be­
reich, nidlt zuletzt BOrgerinitiativen aus der 
Region und von außerhalb. Es wäre wünschens­
wert, wenn sie die Zeit bis zum Erörterungs­
termin nutzen worden, um organisatorisch und 
inhaltlich ein gemeinsames Vorgehen zu ent­
wickeln. Je nach den vorhandenen Kräften soll­
ten andere Aktionsformen nicht vernachlässigt 
werden. 

AnnaMasuch 
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Runtergerechnet und 
verharmlost 

Stellungnahme zur Transportstudie Konrad der GRS 

Durch den Protest der Öffentlichkelt (Insbesondere von BOrgerinneninitiativen und 
einigen Kommunen ln der Region Braunschwelg-8alzgltter) und dem daraufhin 
erfolgten Dringen der damaligen Nlederslchslachen Landesregierung gab das 
Bundesumweltministerium bel der Gesellschaft fOr Reaktoraleherhalt mbH (GRS) 
Ende 1988 eine Studie zur Transportproblematik Im Zusammenhang mit dem 
Betrieb du geplanten Endlagers fOr radioaktive Abfllle ln Auftrag. Diese Studie 
sollte nach Willender Landesregierung zwarformalauBerhalbdeaPianfeatatellunga­
verfahrens IOr Schacht Konrad stehen, ln der 6ffentllchen Dlekuaalon aber Im 
Zusammenhang mit dluem behandelt werden. Folgerichtig wurde die Vorstellung 
der wesentlichen Ergebnl ... durch die GRS auf den Sommer 1989 terminiert. Die 
Veröffentlichung wurde jedoch zunlchst auf den 31.10.1990 und daM auf 1991 
verschoben. Auch Im Sommer 1991 wurde die GRS.Studle nur z6gerllch ver6ffent· 
licht. FOr eine BerOCkslchtlgung der Ergebnlase des Gutachtens durch die Betrof· 
fenen Im Rahmen der 6ftentliehen Auslegung der Planunterlagen kam die Ver6ffent­
llchung zu splt. Dennoch wird von allen Betroffenen einachlieBlich der Kommunen 
(nicht nur der Region, sondern Inzwischen auch von Stldten wie z.B. Hannover und 
Marburg) Im Falle derweiteren DurchfOhrung des Planfeststellungsverfahrens nach 
wie vor die Einbeziehung der Transportfrage gefordert. Das GRS.Gutachten WOrde 
in diesem Fall fOr die Diskussion eine wichtige Rolle spielen. 1m folgenden werden 
die Ergebnl888 einer ersten Bewertung der Studie dargestellt. Dabei konnten nur 
einige exemplarlache Punkte herausgegriffen werden. Eine umfa888nde Analyse 
WOrde wegen des Umfangs der Studie eine llngere, Intensive Beachlftlgung 
erfordern. 

Datenbasis 

Die GRS geht von 3.400 Transporteinheiten 
(TE) bzw. 5.510 Gebinden pro Jahr fOr den 
Antransport zum Endlager aus. Sie vertäßt sich 
damit auf Angaben des Antragstellers Bundes­
amt fOr Strahlenschutz (BIS), ohne eigene Ab­
schätzungen fOr das Einlagerungsaufkommen 
vorzunehmen. Vor allem VOif dem Hintergrund 
bisher nicht festgelegter Abfallmengen aus der 
Aufarbeilungabgebranntan Kernbrennstoffes im 
Ausland istdes zu kritisieren. Die Annatvnen zu 
Art und Menge verschiedener radoaktiver Ab­
falle werden ebenfaßseiner Abfalldatenerhebung 
des BfS entnommen. FOr 30 Verursacher wer­
den die Anteile an TE, Gebinden und Transpor­
tenangegeben, weiterhin fOr 11 Behältertdassen 
die Anteile an TE und Gebinden. Insgesamt 
wurden 217 AbtaUarten (.Referenzabfälle•) be­
rOc:ksichtigt, wobei jeder ReferenzabtaU ein be­
stimmtes AbtaUprodukt und dessen spezifische 
Verpackungsform reprhentieren soll. Angaben 
zu diesen ReferenzabfAllen - abgesehen von 
ihrer Zahl- werden von der GRS nicht gemacht. 
Insbesondere liegen auch keine Auftistung der 
Referenzabfälle, keineAngaben zu deren Antei­
len an TE und Gebinden sowie keine Zuordnung 
zu Verursachem vor. Dies isteinewissenschaft­
lich nicht haltbare Vorgehensweise, da dadurch 
die Grundlage fOr alle in der Studie gemachten 

30 

Aussagen nicht OberprOfbar ist. Ein Vergleich 
der Annahmen der GRS-Stude - soweit sie 
dokumentiert lind - mit wroffan11ichten Anga­
ben zum AbfaUaulkommen wirft darOber hinaus 
Fragen auf, die anhand der Stucie nicht beant­
wortetwerden können. Zum Beispiel WOrden die 
von derGASangenommenen AbtaHmengen tor 
den jährlichen Transport aus La Hague nicht 
ausreichen, dedortbiszum geplanten Betriebs­
beginn von Konrad gelaget1en AbtaUmengen 
abzubauen. Im Gegenteil WOrde der Abfallberg 
in La Hague bei Einhaltung der abgeschlosse­
nen W~ederaufarbeitungsverträge trotz Ab­
transporten weiter anwachsen. 

Die Radionuklidinventare der verschiedenen 
AbtaUarten sind eine sehr wichtige Eingangs­
größe fOr cie Stucie, da sie wesentlich in die 
Ermitllung der bei Unfallen freigesetzten Men­
gen eingehen. Auch hierzu werden keine ge­
nauen Angaben gemacht. Es wird lediglich die 
HäufigkeitsverteHung der Gesamtaktivität pro 
Transporteinheit gezeigt, ohneAufschiOsselung 
nach Verursachem, Behälterklassen und Ab­
fallarten sowie ohne Angaben ZU speziellen 
Racionukliden. Die von der GRS angegebene 
HaufigkeitsverteHung istanhand von bekannten 
Datan Oberracioaktive Abfalle nichtohneweite­
res nachvollziehbar. Insbesondere die Zahl von 
AbtaUgebinden mit hohem Aktivitlltsinwntar er­
scheint deutlich zu niedrig. 

Insgesamt muß sowiesodie grundsätzliche Fra­
ge nach der Belastbarkeit der AbfaUdaten, ins­
besondere der Annahmen fOr Abfille aus La 
HagueundSeUaf181d,gestelltwerden. Kurz nach 
Veroffantlichung der GAS-Studie wurde in ei­
nem Dokument der Deutsch-Französischen 
Expertengruppe der Regierungen festgestellt, 
daß die Spezifikationen der Wiederauf­
arbeitungsabfalle weiter diskutiert werden müs­
sen. Aufdiese Problemewird in der GAS-Studie 
Oberhaupt nicht hingewiesen. 

Die mangelnde Seriosität wird auch durch die 
Behauptung eines vernachlässigbaren Einflus­
ses durch den Antransport von Abfallen aus der 
ehemaligen DDR unter Beweis gestellt. Es ist 
nachvollziehbar, daß diese Abfälle noch nicht in 
die Betrachtungen direkt mit einbezogen wer­
den konnten, da die Situation während der Be­
arbeitung der Stude ungewiß war. Gerade des­
halb und wegen der von anderen Abteilungen 
der GRS identifizierten Probleme mit diesen 
Abfällen (Nuklidinventare sind nicht genau be­
kannt, der Zustand zumindest eines Teiles der 
zwischengel8gerten Abfalle erlaubtzur Zeit kei­
ne Bergung aus den lagem usw.) hätten hier 
eigentlich nur sehr zurückhaltende Aussagen 
getroffenwerdendOrfen. Die ZahlderTransport­
einheiten aus den fünf neuen Lindern würde -
ausgehend von den Grundannahmen der GAS­
immerhin ca. 8% der Gesamtzahl ausmachen. 

Strahlenbelastung beim 
unfallfreien Transport 

Ende 1989/Anfang 1990 legte de GRS dem 
BMU den Ergebnisbericht zum 1. Untersuch­
ungsabschnitt vor. Danach wurde als kritische 
d.h. am höchsten durch cie Transporte z~ 
geplanten Endager belastete Bevölkerungs­
gruppe de Anwohner der Alten Salzdahlumer 
Straße im Einfahrbereich ~s Rangierbahnhofs 
Braunschweig identifiziert. Ihre potentielle Ganz­
körperdosis sollte beim Beförderungsszenario 
100% Schiene bis zu 0,4 mSv/a betragen- ein 
Wert, dessen Höhe cfl8 GAS zu der Bemerkung 
im Vorwort veranlaßte: 

.Hier erscheint es tH'Wagenswert, im Sinne des 
Minimierungsgebotes der Strahlenschatz­
verordnung (§ 28 SITSchV), soweit m6gNch, 
Maßnahmen administrativer oder technischer 
Natur in SeiTacht zu ziehen, die zu einer 
Dosisreduktion fOhren k/Jnnen. • 

lmAbschlußberichtderTrensportstudieKonrad 
beträgt die jährliche Strahlenbelastung der 



~des~fs8t'alnld1weig 
dagegen nur noch die Hllftl bla ein Vieft8l dM 
o.g. Ooliru .... : 0,1-0,2 ~/a. 

DieGNndlegetorcfiaRacUzierungder~ 
belalllalg llt ... den belden QRS..Arbeiten 
nicht nadwollziehber llbzadeMn. Eine Nachtra­
ge bei der GRS bnldlta die AuMtUng, wie der 
Wert heNflt8r'gei'8Chlllt wurde: Wltnnd 1* 
relativ konMrvativ von einer voHatlncigen 
~von :WOOT~ Ober 
den Rawlgiefbatlnhof Bru1ld1wela ausgegan­
gen WU"de, Ist dies 1i91 nk:ht mehr der Fal. 
ZUnlchltwird nun unterstellt, daß ca. 50% aller 
Transporte (dies entspricht etwa dem Altteil der 
Abflle atl der W~) in Ganz­
zOgen erfolgt. cle direkl MCh Beddingan. aliO 
nicht Ober~ fahren. Diele Amah­
me kann lictl ~ mlndeatens fOr einen Teil 
dieser Abllle cUdwll all richdg erweisen, 
eine Garantie oder einen Ver1n!Q gibt " hier­
Ober jedoch nicht. Außerdem mOBte der 
MeinungaumiChwuna bei der GAS begi'Ondet 
werden denn bei den eratan Berechnungen 
1ge~ w1nt die Annahme viel bereChtigter 
gewesen dadamall noch wackerldoffalfdem 
Program'm atand und damit die Einfluß.. 
m6glichkeiten ... den Alttransport viel gr6Ber 
waren. Mit der Aufgabe dar relativ koon181'V111i­
ven Annahme 1st der Wart fOr die S1rahlen­
beluiiMlSI bereits ... cle Hila (0.2 ~Ia) 
~ Die weitere HtllbieNng kommt nun 
dlldurch zuatande, da8 
der Antranaport der wr­
bleibenden 50% der~ 
fllle auf Bahn und LKW 
verteilt wird und ~ 
lieh Andarwlgen bei der 
Abfalldatenbult betOc:k­
lic:htigt wwden. Damit ist 
die GAS bei einer 
Strahlenbelaatung von 
0,1 mSv/a angelangt 

an, wenn die GRS clel8 TatlaChe zu verdec:ken 
lUCht Indem lie • Bezuguya&em die aoge­
nen'*nat0r1iche~(ca.2~/ 
a) oder den Ric:htwel't der IAEA tor Atom-' 
nnapor1e (1 mSvfa) hef'anZieht und damit so­
zuaagen die Strahlenachutzverordnung 
...-hebell 

Mögliche TransportunfAlle 

Im Miöaipunkl der Auuagan der GASSPie 
sieht de von ihnen errechnete geringe Unfal­
~ Mit 1:1430 wird cle Wtlttr­
achelnlichkeit beiatudllie81ichem Antranapol't 
per Bahn angegeben. daß .. Oberhaupt zu 
einem Unfal mit Freil8tzung radioak1iver S.Ofte 
kommt und mit 1.500000. daßdie Belal'-'ng i'l 
der nlheren Umgebung 50~ (St041algrenZ­
weft i'l dar Stnlh~UI'ISI fOr orts-­
teate Anlllgen) ~ Oieaar niedrige Wert 
llt nicht oberralchend. wenn die eingetoaae­
nen Randbedingungen ber'ac:htet werden. Vor 
allem die Begrenzung der berOcklichtigten 
sncMnllnge auf 50 km .otgt fOr eine IChein­
bar wmachlllligbare GrOBe. OarObet'tlinaua 
macht lieh auch hier cle Betchrlnkung auf 
jlhltk:h 3400 Transportainhelt bemeftcber, und 
eine Rellewei .. Eingangaperwne .... bezOg-
lieh des ee~• lind relativ 
frei wlhlber. Damitwird deutlich. wie problema-
1itch der methoclache Anaatz Ist. cle Geflhr­
dung der BeYOikeNng c11rdl einen Wert IOr die 
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Freiletzungen atawi111en. Die genaue Bestim­
mung der Freiaetzungaantelle fOr Y8f'tchledene 
Untellazenaien Ist i'l den meiltan Flllen .,._ 
handderGRS-S1udenlchtMChvollziehbar. Bei 
Unflllen mit Nn'nlschen Belastungen liegen 
die Allnahmen der GAS zu den Freisetzunga­
raten teilweiN relativ niedrig. Z.B. wird fOr 
bituminierte Abtde, 10tem sie bei einem Unfal 
abbrennen eine Frelaetzungsrate von 10% 
angeaetzt ~I in der Literatur mit bll zu 50 
% geteeh;.t wird. Dieses zumWldest teWweiae 
nic:ht~aervaliwVorgehenbeiderFeatlegung 
von Frelsetzung&nden hat natOrtich unmitlelba­
re Auswirtwngen a~f de Betrachtung radio­
loglac:her Folgen eines Unfalls. 

Bei der Ennittlung der Wtlttrlcheinlichkeitan tor 
b811imm• radiologlache Folgen wird weitamin 
i'l der GRS-S1ucle Ober die~. am 
UrallortmOgichen Weaetbed!Ulgen gemiDIIl 
Durdl cle Allnehme einer Wllhi'ICheinllc:hkeiti­
Wftlilung der~ wird zum Elnen c1e 
Untchltte der gewonnenen Ergebnis• weiter 
V81Vf68ert; Wahr'ac:heinlid\keiten Insbesonde­
re torextreme Wettertagen kOnnen zwangsllu­
fig nicht genau beslimmt werden (cle Genauig­
keit c1e1er AMIIhmen in der GAS-Studie kann 
im Obrigen nicht OberprOft werden. da eine~ 
reic:hende Ookumenta1ion und BegrQndung 11 

der Studie nicht enthalten llt). Zum Anderen 
werden c11rdl diele Vorgehansweise relativ 
unwatnc:heinllch Wet181'bedingungen, die zu 

besondera hohen 
radologisc:hen Fol­
gen fOhren, atati­
atiach .weggemlt­
tall",sodllBiic:t'lkain 
vollstlndigea Bild 
der~Sc:ha­
densfolgef'l ergibt 

ln der GRSS1ucle 
werden cle Aulwir­
kungen von Unfllen 
im Nahbefeich (bis 
250 m Entfernung 
von Unfallort) nicht 
genauer belraChtel 
EI wird darauf ver­
wiesen, daß durch 
Gegenmaßnahmen 
MCh dem Untal cle 
Strahlenbelastung 
in clesem Bereich 
draatiach gesenkt 
werden kaM. 
Nach unserer Eill-

~ ac::hltzung hiDide-

Dieae Konatruktion iat 
IChon etwal 8bentauar­
lich, wenn befOd<sld\tigt 
wird, daB die Tranaporte 
nicht reglementiert wer­
denundbeider Selas ""'S' 
von einem .HOchltwetr 
geaproc:hen wird. obwohl 
die Auagangtbasil der 
GRS-Rec:hnungen MitiBI­
werte lind, cle nadt An­
gaben i'l der Slude um 
bis zu 1130b4n'oftenwer­
den k.Onnen. DarQbemin­
aua wird 1-Schich1belrieb 
del Endagerl aogenom­

Foto: Argua. Tranaport des Reaktors des Atomschiffes Otto Hahn. :U::=:;:..~ 

men. obwohl ein 2-sohict.ebelrieb beantragt 
wurde und auch • eher wahracheinllch ange­
sehen werden muß. 

Unfallwatncheinlichkelt ~. 

Ein kritilcher Punkt sind auch die Annehmen ab 
welcher Belaltung der T~ wr­
Mgt und wie groB die Freil8tZ\IIlgen all Folge 
davonlelnk.Onnen.Die~derGAS 
mauen IOWOhl im rnec::hlnilc:he. wie auch im 
thermitchen Bereich ... nid1t lbdecMnd be­
zeichnet werden. O.h. bei realen Unflllen k&l­
nen Belu""'S18" der BehiiW atr..tltn, die 
OberdleAMihmenderGAS~.Zum 
Belspiel kOnnen lieh c1e Amahmen zu ~­
ct..und ~wetentich atfdieermit­
teften Wahracheinlichkeiten gerade groBer 

Oilkulaion und Mattae ertorderl Zw- OataW­
Iung der radiologlachen FolgengehOrt zwingend 
auch cle detliilarta Unt8f'SUChung der Gegen­
maSnahmen. cle et'griffen werden k6men bzw. 
mOsten, um die radalogischen Folgen zu ver­
mindern. und die Oarltellung der Konsequen­
zen cleMr GegenmäSMhmen. Solche Gegen­
maßnahmen kOnnen gravierende Eingriffe er­
tordlm,in&belolldant dann, wenn der Untal i'l 
derunmittelbaren Nachbarschaftvon bebautem 
und bewohntem Gebiet ei'l.-11l Rlumung del 
~~. NeuelndecUn von Okhern. 
Neubelegen von getael18n und aphaltienln 
Straßen und PlAtzen oder auch Sll'ldltrahlen 
von Winden k6nnen ertordel1lch werden. Dabei 
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wlre noch geneuer zu untarsuchen, ob mit 
diesen Methoden Oberhaupt ausreichende 
DekontM\inalionsfaldoren eneic:tltwerden k&l­
nen.Aufjeden Fal ist mitzusAtzliehen Slrahfen. 
belas~ wlhrend deler Arbeiten zu rech­
nen, z.B. durch die Inhalation von 
wiederaufgewirbehem Staub sowie mit dem 
Anfal groBer Mengen kontaminierten Mallarials, 
das wiederum endgelagert werden muB. Auch 
Einschrlnkungen der bwldwirtschaftlichen oder 
gartnerischen Nutzung von FlAchen ll'n Nah· 
bereichderUnfalatellek6nnenet1ordertichwer­
den. lnsgesamt können somitauch cie bei Jdel­
neren• Unflllen erfordertichen Gegenmaßnah­
men einen schwerwiegenden Eingriff in das 
Leben der beii'Oftenen Gemeinde bedeU18n. Die 
sichertich m6gliche Rec11zierung der &rahlen­
belastung muB um einen unter Ums11nden ho­
hen Preis - zu Lutlln vor allem der belroffenen 
Menschen - erkalft wwden. 

Fazit 

Eine vols11ndige Bewer1ung der GRS-SIUdie 
bezOglieh der Sirahlenbelastungen beim unfal­
freien Transportist hier nichtmoglich. Eine erste 
Überprtlfung zeigtjedoch bereits eine nicht kon­
servative Vorgehenawelae der ·GRS bei den 
Berechnungen. 

Der melhodiache Ansatz der GRS zur Ermitt­
lung der Getlhrdung der BevolkeNng durch 
Transportunfalle ist nach unserer Auffassung 
ungeignet, da er cle Relationen verschiebt Im 
Mittelpunkt der Aussagen mOsaen cie unter 
realistischen Bedingungen konsef'vativ abgelei­
teten radologisctlen Auswirkungen von mOgli­
chert Tranaponunflllen al8hen. Die Ermittlung 
von Wahrsc:heinlichkeitan fQr sehrkleine Gebi&-
18 ist eher geeignet cie Sache ZU verharmlosen. 

Oie erste Durchsicht der GRS-Stucie lABt 
darObertlinaua groBe MAngel ert<ennen. Soweit 
ersichllich, lind die Ergebnisse (sowohl Wahr­
scheinlictlkeiten Y8I'Schiedener Unfalkal8gorien 
als auch Freisetzungen und Folge­
berechnungen) mit erheblichen Unsdllrfen 
behaltet Es ist zu tMNw'l~. daB in der 
Studie keine AbschAtzung der SlraUbreitan dar 
Ergebnisse enlhaltan ist. Oie Diskussion dar 
Unfallfolgen Ist jedenfalls fQr den NahbenMch 
unvollstlndig. 

Weitemin gibt es Anzeichen dafOr, daß cie Stu· 
die Annahmen enlhllt. cie zur Unl8rSC:hAtzung 
des Unfallrilikotl fOhren (z.B. im Hinblick auf 
transportierte Mengen und lnventate, lastan­
nahmen insb. bei t.miiCher BelasiUng, teil­
·weise bei Freiaetzungatatan). Oie in der GAS­
Studie mehrfach durchgeführten Mittelwert· 
bildungen kennen Obereies ln der Ergebnis­
darstellung zu einer Unterbewertung ldlwerer 
Unfälle führen. 

Gruppe Okologle 

Korrektur ••• Korrektur 
Korrektur zum Artikel ..Atomtrans­
porte ... " in atom Nr. 37, Seite 23, 
zweiter Absatz: Es muß heißen : 
... etwa 25-40 TE an Werktagen ... 
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Aus dem Dunkel ans Licht 
Neue Diaserie über Atomtransporte erschienen 

JAhrfleh sind zwischen 3.000 und 4.000 Transporte mit radioaktivem Material zur Ver- und 
Entsorgung der bundesdeutschen Atomkraftwerke unterwegs. Das Schienennetz der Bun­
desbahn und die Autobahnen der Republik sind die Lebensadern der Atomindustrie. 
Was, wo und wann transportiert wird ist geheim. Selbst die an den Transportstrecken 
liegenden Gemeinden erhalten keine Auskünfte Ober die gefAhrliehe Fracht. Erst die 
akribische Rechenarbeit von Anti-Atom-BOrgerlnneninitiativen hat in den letzten Jahren 
ein wenig fOr Aufklärung gesorgt. 
Nachdem 1990die Erkenntnisse OberTransportrouten und-terminelm sogenann119n.Stredlen­
atlas" einer breiteren Öffentlichkelt vorgestellt wurden, liegt jetzt mit der neuen Diaserie 
.Atomtransporte Stopt• umfangreiches Bildmaterial zum Thema vor. 
Oie Ola.serie präsentiert die Problematik der Transporte in einem gröBeren Zusammen­
hang, indem sieder Frage nachgeht, welcheAtomanlagen durch die Transporte verbunden 
werden, welche Stoffe transportiert werden und welchem Zweck die einzelnen Transporte 
dienen. 
So wird nicht nur ausführlich Ober Strahlen- und Unfallgefahren, Transportstrecken, -
fahrzeuge und ·behllter informiert, sondern auch Ober die zahlreichen Stationen der 
Uranverarbeitung und die nach wie vor ungelöste Entsorgungaproblematik. Abgerundet 
wird die Serie mit einem durch zahlreiche Beispiele illustrierten Teil Ober Möglichkeiten, 
sich gegen den Atomtourismus zur Wehr zu setzen. 
Gerade hier zeigt sich, daß der Zweck der Zusammenstellung Oberdie reine Informations­
vermittlung hinausgeht. Das Gesehene beunruhigt und provoziertzur AklivitAt. Oie Fakten 
dienen als Grundlage zum ~andeln . 
Die Initiativen aus dem ganzen Bundesgebiet, die mit ihrem Bildmaterial zu der Diaserie 
beitragen, haben diese Erfahrung schon gemacht: Es gibt Fotos, deren Veröffentlichung 
ein mittleres politisches Erdbeben auslösen kann, wie sich die rollenden Zeitbomben durch 
die StAdte und Dörfer bewegen, entstehen plötzlich weitab von umkämpften AKW-Ziunen 
neue Widerstandsnester. 
Noch vor wenigen Jahren war fast gAnzlieh unbekannt, wie die Waggons und LKW' s 
aussehen, mitdenen die tödliche Frachtbefördertwird. Durch die Recherche der Initiativen 
gegen Atomanlagen ist Inzwischen Bildmaterial in HOlle und FOlie vorhanden. Oie Diaserie 
versucht daraus eine informative Auswahl zu treffen. Mit 120 Bildern ist sie zwar ein wenig 
überdimensioniert, durch eine deutliche Gliederung in sieben Teile und ihrer Baukasten­
struktur kann sie aber auch, je nach lnteressen.schwerpunkt, ln Auszogen vorgefohrt 
werden. 
Ein Begleittext mit Informationen zu jedem Bild ergänzt das Werk und ermöglicht eine 
Vorführung auch durch Ni.cht-Fachleute. 
Oie Diaserie kann fOr 50 DM (plus 100 DM Pfand) pro Woche ausgeliehen oder für 150 DM 
kAuflieh erworben werden. Lieferung erfolgt nur gegen Vorkasse und bei vierwöchiger 
Lieferfrist. 

Bestelladresse: 
Jochen Stay, Fischerstr. 42a, W-6800 Mannhelm 24 Tel.: 0621/858837 
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15 JAHRE WIDERSTAND 
GEGEN GORLEBEN: 

PROVINZ 

Im Landkrals LOchow-Dannenberg Im 
östlichen Zipfel Niedersachsens 
herrschte noch Stille, wäre da nicht dar 
22. Februar 1877 gewesen. Aus Sicht 
dar Partalpolitiker aller Couleur wären 
auch dla Labensverhlltnl ... lm hanno­
verschen Wandland • mehr oder wenl· 
gar· Obarschaubar, reglarbar, alles hlt· 
te seine Ordnung. VIellaicht gäbe es 
hier und da ein paar Nazischmierereien 
von jungen Möchtegern-Hoollgans Im 
Schulzentrum der Kleinstadt 
Dannanberg, und die variaOffene Punk· 
WohngemelnschaftamOrtaausgangdar 
Kralsstadt LOchow wOrde mit Ihrem 
Lagerfeuer auf dem BOrgaratalg, 
ausgefransten Sofas vor der HaustOr 
und zerdepperten Bierdosen die GarnO­
tar dar Vorbelfahrenden erregen. Ein 
Reflex zeitgenössischer Erscheinun­
gen, wohldosiert und bestenfalls 
marginal. Wie Oberall. 

Die CDU käme bei Kommunalwahlen immer 
noch auf satte 55% oder etwas weniger, denn 
die grenznahen Probleme der deutschen Verei­
nigung schwappen direkt in den Landkreis 
l.Ochow-Dannenberg hinein, derwie eine Sperr­
spitze in das Gebiet der DDR hinein~le. Die 
Sozialdemokraten kassiel19n rund 35% (oder 
entsprechend etwas mehr), FDP und Grone 
dOtften sich die restlichen 10% der Slimrnen 
leilen. Grone Politik wOrde mit Entschiedenheit 
cie Belangedes Naturschutzesgerade im Natur­
park Elbufer-Drawehn und im Eibeauetal 
verfechten: gegen die Trassierung einer NOI'd­
SOO.Autobahn beispielsweise quer durch das 
Wendland, fOrcieRekonstruktionder Eisenbahn­
brOcke Ober cie Eibe bei Dömitz nach der Verei­
nigung. Und dann gäbe es da noch cie Themen 
Wasser (Nitratverseuchung, Schliessung von 
Privatbrunnen ) oder Rüstungsaltlasten 
(Dragahn). Sicher aber gelte LOchow-Dannen­
berg noch immer als Geheimtip fOr groß­
stadtgestressle Zweitwohnsitzler aus Harnburg 
und Berfin, als EI Dorado fOr Ornithologen und 
Naturkundler. 
So oder so Ahnüch: der .Landkreis", wie er unter 
Insidern gekOrzelt wird, wAre Ahnlieh provinziell 
wie viele andere. 

ATOMARE 
GIGANTONOMIE 

Seit dem 22. Februar t9n aber istdortalles 
anders als anderswo. An jenem Tag benannli9 
der damalige Ministerpräsident Albrecht (C DU) 
GorlebenlEibe als wrrangigen Standort fOr den 
Bau eines .Nuklearen Entsorgungszentrums" 
(NEZ). 
Die Planungen sahen vor, eine Wieder­
aufarbeitungsanlage (WAA) mit Brennelement­
zwischenlager, Brennelementfabrik, diverse 
oberirdische PufferiAger fOr cie nuklearen AbfAl­
le sowie eine Koncitionierungsanlage zur Abfall­
behandung an einem Ort zu kon.zentrieren. 
Schließlich sollten cie radioaktiwn AbfAlle im 
Salzstock Gorleben-Rambow unterirdisch 
endgelagert werden . Das Terrain dieser 
Deponien und Atomfabriken im Osten LOchow­
Dannenbergs hAtte eine Fläche wn rund 16 
Ouadratkilomeli9m bedeckt 
Von Po~tikem und der Belreibergesellschaft 
DWK wurden vorrangig zwei Gronde angege­
ben, die fOr diesen Standort sprächen: 
1. Salz sei cie geeignete Formation fOr End­

lagerung hochaktiver, wärmeentwickeln-der 
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Abfälle, weil es sich bei 1hermischer Einwir­
kung plastisch verhalte, KIOfte und Hohlräume 
verschliesse und so einen Grundwasser­
kontakt ausschiOsse. 

2. Der Salzstock untsr Gorteben tauge wegen 
seiner Mächtigkeitbesondersgut als nukleares 
Endager. 

Wissenschaftliche Einwinde gegen Salz als 
Endlagerformation bzw. speziell gegen den 
Salzstock Gorleben- Rambow gab es von An­
fang an. Entscheidend fOr die Wahl des Stand­
ortswaren mit Sicherheit ganz andere Kriterien. 
Der Landkreis ist sehr dOM besiedelt. Es leben 
dort nur 48.000 Menschen, ca 40 Einwohner auf 
einem Quadratkilometer. Im Vergleich: im (al­
ten) Bundesgebiet beträgt die Bevölkerungs­
dichte249 Einwohnerproqkm. Vol'herrsdlende 
Westwinde hAtten den größten Teil der redioak­
tiven Emissionen vor allem aus der Wieder­
aufarbeitung und der Kondtion-ierungsanlage 
auf das Gebiet der damaligen DDR getragen. 
Die extreme Randlage hltte eine leichte 
Absperrbarkeil durch Polizei und BGS im Falle 
von Demonstrationen (wiederholt so gesche­
hen) und im Katastrophenfall zur Folge. Vor 
allem die vermutsie Akzeptanz der ortsansAasi­
gen Bevölkerung (Arbeitslosenquole Ober 15%, 
Fremdenfeindlichkeit, Überalterung, obrigkeits­
staatliches Denken) sprachen aus Sicht der 
Atomlobby fOr diesen Standort. Die Menschen 
auf seiten der DDR waren weitgehend in Un­
kenntnis und konnten sich nicht wehren. 
Aber die Planungen der Landesregierung und 
der Deutschen Gesellschaft zur Wieder­
aufarbeitung von Kernbrennstoffen (DWK) 
stiessen auf unerwartet heftigen Widerstand. 
Die Entscheidung Albrechts hat die festgefahr­
enden,_geordnelen Verhlltnisse, da Spielregeln 
der ,.repräsentativen Demokratie•, in der Region 
mlchtig durcheinandergewirbelt Bis sie allmAh­
lich - einigermaßen - wieder griffen, vergingen 
Jahre. 

WIDERSTA-ND 

Bereits wenige Tage nach der Standort­
benennung starteten UmweltschOtzer zu einem 
Autokorso nach Gorteben, Anfang Mlrz ver­
stopftenlandwirteausProtestgegen.Gorteben• 
mit ihren Traktoren de Kreisstadt LOchow, und 
bereits am 12. Mlrz fand dort die erste Groß­
kundgebungmit rund 15.000 TeilnehrnerliMen 
statt. Die Menschen fanden sich mit ihren Äng­
sten und Einwendungen gegen diese 
gigantischen nuklearen Pllne durch de herr­
schenden Parleien eben nicht repräsentiert, 
zumal siesicheiner Allparteienkoalition der Atom­
befOrworter gegenOber sahen. Der nieder­
sächsische Ministerpräsident Albrecht hatte 
ROckendeckung durch das Bonner SPDIFDP­
Kabinett unter Helmut Schmidt (SPD). Entspre­
chende Friktionen durchzogen also beide 
.Volks"-Parteien auch auf kommunaler Ebene, 
die Anfinge des Prolests waren vom Gegen­
satz zu den Parteien, da .im Stich gelassen•, 
charakterisiert, Gegner und BefOrworter des 
Gorleben-Projekts fanden sich in der SPD wie 
der CDU. Kuriosum am Rande: allein die FDP 
auf Kreisebene artikulie11e ein deutliches Nein 
zur Atomkraft und geriet in einen bis heute 
andauernden Streit mit den Oberregionalen 
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Parteigremien. 
Dieservulminante (FrOh-)Start des Widerstands 
verdeckt jedoch die Schwierigkeiten der Politik 
in der Provinz. Nicht die Summe aller Protest­
aktionen, erst deren personale und politische 
Verquickung gab dem Widerstand die Kraft, von 
der die · Atomkraftgegner/iMan im Wendland 
noch heute zehren. Der vermeintliche Nachteil, 
parteienunabhängig bzw. im Gegensatz zur .re­
präsentativen Demokratie• sich politisch 
artikulieren zu mossen, erwies sich im nachhin­
ein allerdings als gewaltiger Vorteil, der heutzu­
tage gar selbst im Verhältnis zur rot-grOnen 
Koalition in Hannover unter Gerhard SehrOder 
(SPD) zum Tragen kommt. 
Doch langsam: was von den gigantischen ato­
maren Plänen blieb? Zweimal gelang es, den 
Bau einer WAA abzuwehren, zunächst in Gor­
leben, daM im 30 km entfernten Dragahn. Ein 
Zwischenlager fOr schwach- und mittelaktive 
Abfälle nahm im OrweHjahr 1984 gegen heftige 
Proteste (Menschenkette mit 15.000 Teilneh­
mern, 5000 Atomkraftgegner stoppen jeglichen 
Verkehrbei derlegendären Wendlandblockade) 
den Betrieb auf. Es ist nie aus den Schlagzeilen 
geraten wie zuletzt im Juni 1991, als Blockierer/ 
innen nach tagelanger Belagerung der Zufahr­
ten der Deponie durch die Polizei unsanft ab­
geräumt wurden. Das Brennelementzwischen­
lagar auf dem gleichen Grund ist seit 1983 
fertiggestellt, dessen Inbetriebnahme wurde 
immer wieder juristisch und poHtisch erfolgreich 
verhindert. Im 2. Quartal1992wiU die Betreiber­
gesellschalt BLG (Brennelementlager­
gesellschaft) einen neuen Vorstoß wagen, die 
BOrgerinitiativ wird miteinermassenhaften Blok­
kacle die Einlagerung hochaktiven MOlls in Gor­
leben zu vereiteln suchen. KernstOcke des 
AtommOllzentrums sind jedoch die 
Konditionierungsanlage (PKA) und das atoma­
re Endager, das in Gorleben in Bau ist. . 

MEHRZWECKWAFFE PKA 

Zynismus, kOMte man vermuten, hatte die Ma­
nager von der Deutschen Gesellschaft zur 
Wl8deraufarbeitung (DWK) dazu verleitet, aus­
gerechnet 4 Tage nach der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl, am 30. April1986, den Antrag 
zur Errichtung einer Pilotkonditionierungsanlage 
(PKA) zu stellen. Aber das timing dessen, was 
im Wendand als Ergänzung zu den Zwischen­
lagern gebaut werden soU, unter1iegt sicherlich 
ganz anderen Maßstäben als poHtischem Fin­
gerspitzengefühl: schließlich handelt es sich um 
das- fOrde Atomwirtschaft- notwendige Binde­
glied zwischen diesen Lagerstätten und einem 
JukOnftigen Endlager. Die Atomlobby hat den 
Traum eines Nuklearen Entsorgungszentrums 
noch lange nicht ausgeträumt und der Standort 
dafOr heißt immer noch Gortebenl Hinter dem 
KOrzel PKA verbirgt sich eine AtommOHfabrik 
mit heißer ZeHe und 60 m hohem Abluftkamin. 
Hinter dicken Betonwinden sollen dort in Zu­
kunft jährlich 35 t Brennelemente, deren 
Wl8deraufarbeitung zu lauerodertechnisch nicht 
mOglich ist, zerschnitten und so konditioniert 
(verpackt) werden, daß sie endegerfertig sind. 
Das werden in ersler Unie Brennelernente mit 
zu hohem Abbrand sein bzw. aus bereits 
wiederaufbereitetem Uran sowie MOX 
(Mischoxid)-Brennelernente. ln dieser .Mehr-

zweckanlage• sollen aber auch flüssige, 
kontaminierte LOsungen verdampft und zemen­
tiert werden. 
Mehrere Zwecke erfüllt die PKA nicht nur in 
technischer, sondern auch politischer Hinsicht: 
sieglltealsEntsorgungsnac::hweisfOralleBrenn­
stlbe, die nicht in die WAA nach La Hague bzw. 
Sellalieldgeschicktwerden können und sie bOte 
eine ReparaturmOglichkeitfOrdefekte CASTOR­
BehllterausdemangrenzendenZwischenlager. 
Denn ein wichtiges Argument im Rechtsstreit 
um das CASTOR-Lager war (und ist), daß ein 
beschldigter CASTOR dort nicht entsorgt wer­
den könnte und wieder auf die Reise - return to 
sender-gehen mOßte. 
Den lokalen Widerstand gegen PKA rief die 
DWK mit ihrer Ankündigung zwar auf den Plan, 
aber im Schatten von Tschernobyl und Wacker­
sdorf hatten die l...Ochow-Dannenberger es ver­
dammt schwer, das neuer1iche Gortaben-Pro­
jekt bundesweit bekannt zu machen. Lediglich 
12.500 Einwendungen waren im Mai 1988 zum 
offiziellen AnhOrungstermin in Gartow bei der 
GenehmigungsbehOrde eingegangen (zum Ver­
gleich: rund 650.000 Einwendungen hatten die 
Oberpfälzer zur gleichen Zeit gegen die WAA 
zusammengetragen). 
Die BOrgerinitiative Umweltschutz im Wendland 
machte dennoch mobil. Und es gelang, was 
gelingen mußte, Anfang Februar 1990 wurde 
der Bauplatz besetzt, eine HOttendorf entstand, 
8000 Menschen demonstrierten gegendie PKA. 
Das konnte den Baubeginn natürlich nicht ver­
hindern. Aber eine FOlie von Aktionen (Wald­
spaziergAnge, Demonstrationen, wOchentliche 
Blockaden) prägten das Jahr 1990. Inhaltlich 
dämmert es bei einigen Menschen: die PKA ist 
gefährlich, technisch unausgereift, macht de 
Menschen im Landkreis Ulchow-Dannenberg 
und Umgebung zu Versuchspersonen. Die PKA 
macht als Folge der Maßungenauigkeiten das 
unbemerkbare Abzweigen von bis zu 42 kg 
Spaltmaterial mOglich. Die PKA ist OberfiOssig, 
denn konditionieren Iiessen sich die Abfälle 
gefahrloser in den Atomkraftwerken selbst, es 
geht offensichtlich zugleich um die Festlegung 
auf einen Endlagerstandort Gorteben. 

VERGLIMMENDER 
SCHIMMER 

Rot-GrOn in Hannover war ein Hoffnungs­
schimmer, sollte doch laut Koalitionsvertrag 
gegen die 1. Teilerrichtungsgenehmigung ge­
fochten werden. Nun steht fOr das FrOhjahr 
bereits die 2. TEG ins Haus, ohne daß sich das 
Haus Griefahn sich fOr den Stopp der PKA 
engagiert hätte. Spieltetwadas pofitische KalkOI 
der SPD, im Atomgesetz den Verzicht auf die 
Wiederaufarbeitung festzuschreiben, daM aber 
zur .nationalen Verantwortung• in der 
AtommOII"entsorgung• einen Beitrag zu leisten, 
hinter der Tatenlosigkeit? 

GORLEBEN VERSALZEN 

Auch der Bau des Endlagers stand jahrelang im 
Schatten der Auseinandersetzung um den Bau 
der WAA. Nur einmal, nämlich wlhtend der 
Platzbesetzung der Tl8fbohrstelle 1004 im Jah­
re 1980 (.Republik Freies Wendland"), richteten 



sich Pro-.st und Wideratend maaalv gegen die 
Endagerplanungen. Bia heute wird die Ausein­
andersetzung um du Endlager von Juristen 
und W~asenac:haftlem geprlgt. Die Gefatv ist 
groß, daß ntw noch Expeften den er1ordertichen 
.Durdlbick" haben, wlhnlnd&oc* fOrStOckcie 
Plane der Belreiber reableft werden. 

EriMertlhr Euch noch an de hinterlistige ae.. 
glilndung, die Emst Albrecht 1879 zur Preis­
gabe der WM-Pllne bewog? ln einem Brief an 
den sozialdemokndischen ~ler Hel­
mut Sdvnidt hielt er kllpp und kJ. fest: 
.Wie ich Ihnen •m 30. April •agte und 
l<srnenerghnt." 15.MIM~Mbe, lcsnn 
eine Bauatele., Gorlebenzur Zeit. d.h. lolsnge 
die Dbe~Wi~#gend feirrdli<;M Ein6tflllun{J. dsr Bfl.. 
v6/ksrung .." Q1 und du 1111rkB EnQagemsnt 
weitM &wiJiksrungskrelu in dsr BundNtepu­
blilcgllgfln da NEZfiBfltll»n lb( mit Wlr118fba.. 
f8f't poizeilichen Mitteln 
nichtgeschOrztwen:»n. .. 
Nach Auffa•sung der 
Lsnde~reglerung wird 
dann mit hoher Wahr­
scheinlichkllit «:hon biJJd 
ein Punkt emHcht Hin, 
wo die Verwaltungs­
gerichlll feststellen, daB 
keine reale Pertpektive 
auf Ent•orgung mit 
EndsQenJng besteht 
Hingegen glaubt die 
Landesregierung, daS 
zuminde•t eine gute 
Chsnoe~ist,. 
Tm/bohrung«~ vomelt­
men zu '"""-'· wenn 
die Wlederaufarbelt­
ungsanlaQeiiUI dsrPia­
ntmghefaulgenommen 
wird• 

GEOPOLITIK 
CONTRA 

GEOLOGIE 

FOrde EnclageNng hochaktiven MOls wird seit 
1979 der Salzllock Gorleben in Aufhg des 
Bundes ,.erkundet-. Von Anfang an haben sich 
die Bundea.nawlten BGR (Bundesanawlt fOr 
Geowiasenlc:hahen und Rohatofte, Sitz Hanno­
wr) Wld PTB (Phyaikaliac:h-T ec:hniac:he Bundes­
anatalt, Sitz ~ - heute unlllr dem 
Dach der Bundesanalalt IOr Slrahlenac:hutz, 
Salzgitlllr) 8AA S1Binaaiz als Wirtgeltein und 
SalzstOcke aJa Enclagerformation IOr nukle818 
AbtAle festgelegt, ohne eine vergleichende 
8ewef1ung der Ahernüwn cilrthgef(lhrt zu 
haben und ohnedie bekanntenc:hemiac:h1lhysi­
kalisc:hen und geologiac::hen Sc:hwachen von 
Salz und Salzall)ck.en beKhaet zu haben. Ent­
lc:heidend fOr die S&Mdortwahl 1877 war in 
erstar Linie die geopoliUc:lhe l..age: der Land­
kreis l.Ochow-e.nn...berg ,.gtewie ein Dreieck 
in das Gebiet der DOR herein, da damals cie 
Grenzen hermetisch dc:ht waren, ieB(e) lieh 
das Wendland bei Demonstrationen oder Unfil­
len Ieichi ablp8fTWI. Aus politischen Gtonden 
(was das &iladlweigen der Mechthaber in der 
DDR mit einschloß) w• der Salzstock auch nur 
zur HAihe uneerauchbar, die andere HAlft& er-

stredtt sich unter der Eibe hindurch auf das 
Territorium der einstigen DDR (Salzatod( Gor­
leben-Rambow). 

ALS ATOMMÜLLDEPONIE 
UNGEEIGNET 

Gewichtige wiasen&ehaftliche EinwAnde gegen 
den Salzsmc:k bzw. Salz ala Wi9s18in W\.Wden 
von na1ionalen und internalionalen Experten 
unabllssig erlloben: aufdem sogenannten Gor­
leben-Symposium (.,Rede und Gegervede" in 
HaMover 1979, vor dem lnnenauuchuß des 
Bundestages1984, wo5von8 Expenengegen 
eine weitere .Enwndung• sprachen. 
Fest steht aua Sicht der Kmiker, daß Gotteben 
als Standott tor ein Endlager ungeeignet ist, 
- weil derSalzatoc:knicht cbch eine hinreichend 

mlchtige und IOd<enloM Tonded<e von den 

grundwasaertohrenden Sc:hic:hten Ober dem 
Salzstock abgeac:hirmt ist: 

- weil der Salzstock nicht in Ruhe ist, sondem 
bis in die jOngate geologische Vergangenheit 
aufgestiegen ist und sehrwahrscheinlich noch 
weiter aufsteigt; 

- weil der Salzatock an seiner Obeftllche, und 
a&Abestimmten Sc:hic:hten in cie Tlefevoraua­
eiend, in der jOngalen geologiac:hen Vetgan­
genheit durch SalzauflOsung einen großen 
TeK seiner Substanz verloren hat und weiter­
hin wriiert; 

- weil nec:h denbisherigen SalzltockbohnJngen 
ZUenww1an ist, daßderSalzatock~n­
lidl zahniche Losungs-und Gaaelnac:hiOaae, 
bla in unerwartet große Tiefen, sowie 
Bruc:hverfonnungen, auctt in NaCI, und gro­
Be Volumina extrem Wlrmeempfindic:her 
Camaliteinac:hiOaae, sog.-in vorgesehehen 
Endagermedium Alteres &einsalz ( Na2), 
aufweist; 

- weil Salzgesteine algemein w.gen ihrer phy­
likaliac:hen und diemischen lnatabilitlt, ins­
besondere unter dem ElnluB von Wlnne­
produzierenden hoc:hradoalcliven AbfAllen, 
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weder eine Kurz- noch LanzeitisoienJng der 
Abftle von der Biosphare gewllvleisten. 

JURISTISCHE TRICKS 

Trotz der Gefahr einer gro8fttc:higen Verseuch­
ung des UnlergrUnds bei Inbetriebnahme des 
Endlagers, hAlt die Bundesregierung eisern an 
der Einbahnstruse Gotteben fest, werden dort 
MillionenbetrAge in den Sand (das Salz ge­
setzt). Um in den Planungen voranzukommen, 
bedurfte es eines juristischen Tricks: das 
Endlager wird als .Eriwndungabergwe~ nach 
8ergrec:htohne atomrechtliches Genelvnigung­
sverfahren gebaut. D.h. es gibt keinerlei 
Öffentlic:hkeitlbeeeiligung. Dietel politisch akan­
daiOse Vergehen wurde und wird ZWB!l wr Ge­
richt beklagt, aber de Verwaltungsgerichte folg­
ten bilherwei~ der Behauptung der PTB 
bzw. des Bundeaameea fOr Slrahlensctuz (BfS), 

das Abteufen der 
Sc:hAc:hte und das spl­
tere Auffahren von 
Strecken ( 16 Quadrat­
kilometer sollen 
umer1lgig erschlossen 
werden!) wOrde die 
Wahl eines Standortes 
fOr das nukleare 
Endlager nicht prl­
judizieren. Wenn das 
Endlager zu 80% er­
ric:htetwlrd, so wirdhier 
vorgetluscht, sei in ei­
nem atomrechtlichen 
Genehmigungsver­
fahren eine objektive 
und vorurteilslose PrO­
fung der Tauglichkeit 
des Salzslocks fOr den 
E"tnac:hlu8 des Atom­
mOIIsgewAhrleistet Bis 
dahin wAren rund3 M~­
llarden DM verbaut, 
eine lebensfeineliehe 
Salzhalde WOrde die 
laldsc:haft verschan-
deln. 

TÄUSCHUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT 

Das Zusammenspiel von Belreibern und Justiz 
in der Tluac:hung der Öffentlichkeit Ober den 
ZWeckder .Er1wndung", den faktiac:hen Bau des 
Endlagers, ist maM.. Nur selten gelangt etwu 
Ober de Absprachen ans Uc:ht der Öffentlich­
keit 
- DaaberOhmte lntsrcity-Ge$pr~ Im Speise­

wagen eines Intercity zwilchen Oof1mund 
und Hannoverf0hr18n am 23.6.80 Prof. Helntz 
ala damaliger Lalter der PTB und ein nieder­
lldlaiac:herMinisterialbeamlllrlautslalt<eine 
Unterhaltung Ober die Möglichkeiten, die 
Schichte so auszulegen, daßsie in der Of­
fentlic:hkeit zwar als Eriwndungaachlctlte 
ausgegeben werden IU!nnten, praktiac:h aber 
die Ausbaustufe fOr das Enclager dlnalten. 

- Nach dem ac:hweren Unfll/1 in Schacht 1 vom 
12.5.87 fiel AKW-Gegner/innen aus dem 
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Wendland bei einem Obenaschenden Be­
such bei dem zuständigen Bergamt in Peine 
Material in de Hand, das belegt, daß mit dem 
Unfallzurechnen war. Tatsächlichgabes 11/ 
2 Jahre später zwei Urteile gegen leitende 
Mitarbeiter der ASG (Arbeitsgemeinschaft 
Schächte Gorleben) wegen fahrlässiger Tö­
tung (Hohe Geldstrafen ohne Versetzung). 

DER SCHACHT KRACHT 

Viele Fragen blieben nach dem SchachtungiOck 
vom Mai 1987 offen: 
- Trotz der Anwendung des Tiefkälteverfahrens 

(sogar -4QOCelcius statt -35° Celcius); 
- Trotz einer Vergrößerung des Gefrierkreis­

durchmessers (von 16,5 auf 18m); 
- Trotz einer Schacht-Ausbauverstärkung (von 

30 cm/einsteinig auf 60 cmlzweisteinig); 
- Trotz einer ungewöhnlich langen Vorgefrier­

zeit (beim Beginn des Abteufens 300 Tage, 
beim Erreichen der Unfallstelle ca 500 
Tage)sind die hohen ungleichförmigen 
Verformungen des Schachts aufgetreten. Die 
StOtzringe, von denen einer aus der Veran­
kerung fiel (und zwar schlagartig!), waren ein 
zusätzlicher Notbehelf, um den Schacht vor 
dem Einsturz zu bewahren. Oberstaatsanwalt 
MOlle( geht davon aus, daß eine doppelte 

Schweißnaht dem Gebirgsdruck nicht nach­
gegeben hätte. Diese Erklärung geht aber an 
dem Kem der Problematik vorbei, denn die 
Ursache des tödlichen Unfalls liegt doch nicht 
in einem Bauaustohrungsfehler, sondem in 
einem Planungsfehler. 

Professor Duphom, Quartärgeologie aus Kiel, 
wamte bereits 1983 vordem gewählten Schacht­
ansatzpunkt und kam 1988 in einer Stellung­
nahme fOr den niedersächsischen Landtag zu 
folgender Bewertung: 
- Der Schachtansatzpunkt liegt in einer Bruch­

störungszone, in der 15-200 Celsius warmes 
Wasser, und zwar salzgesättigt, vorkommt 

STANDSICHERHEIT HER­
BEIGERECHNET 

Im Januar 1989 wurden die Arbeiten im UngiOcKs­
schacht wieder aufgenommen. Ein Aufhänge­
fundament wurde eingebaut, der Magerbeton, 
der den Schachtvorm Einsturz bewahren sollte, 
wurde zentimeterweise entfemt, StOtzringe aus 
Stahl waren eingebracht. Trotzdem gibt es im 
Schacht 1 anhaltende Konvergenzen, d.h. die 
Schachtwand gibt dem Druck der Gesteins-

massentrotzdes Vereisens unddes verstärkten 
Innenausbaus weiter nach. Bis zu 18cm 
Verformungen wurden 1991 gemessen, die 
Standsicherheit der Schächte ist nicht sicher, 
dieUnfallgefahrnichtgebannt WasnOtztdader 
vorsichtige Optimismus der Gutachter, die die 
Standsicherheit der Schächte fOr die weitere 
Ausbauphase herbeirechnen, im Falle eines 
erneuten Unfalls aber nichtauf derSchachtsole, 
sondem auf ihrem BOrosessel hocken?! 

HALBHERZIGER AUS· 
STIEG 

Das rot-grOne Kabinett in Hannover macht sich 
stark fOr den Ausstieg aus der sogenannten 
.untertägigen Erkundung•. Ministerpräsident 
Gerhard Sehröder (SPD) hat das deutlich unter­
strichen, nichtzuletztdurch seinen persöntichen 
Auftritt vor Ort im Oktober 1990. Dennoch blei­
ben auch hier Zweifel angebracht, ob der Weg, 
den Rot-GrOn zum Stopp der Schachtausbaus 
einschlagen will, das Ende des 
Endegerstandorts bringt. Horst Schörshusen 
(GrOner in der Staatskanzlei) umriß uns gegen­
Ober .im Auftrag des Ministerpräsidenten" die 
Konzeption der neuen Landesregierung in ei­
nem Antwortschreiben auf unsere drängenden 

,, Polizeieinsatz muß vorbeu­
gende Wirkung haben" 

Am 10. Januarerschien in der CDU-nahen Han­
noverschen Allgemeinen Zeitung (HAZ) ein 
Beitrag zu künftigen Potizeieinsätzen im Zu­
sammenhang mit den Atomm011transpor1en ins 
Wencland. Vor allem mit Blick auf den immer 
malwiederangekOndigtenCastor-Transportvon 
Biblis nach Gorleben (.im Herbst") hatte der 
sozialdemokratische Innenministar Glogowski 
und .Konrad-Gegner" zum Jahresende wie­
derholtdavongesprochen, das k6nnec:lie Nagel­
probe fOr Rot-GrOn in Hannover werden. 
Wir wollten es genau wissen, und ZWBI von ihm 
persönlich, und hatten ihn zu einer öffenttichen 
Veranstaltung nach Trebel eingeladen. Da war 
schließtich noch ein StOck Klärungsbedarf we­
gen des harten Polizeieinsatzes im Juni letztes 
Jahres (Stichwort .Container-Konflikt"). 
Wäre da nicht der HAZ-Artikel gewesen ..• 
Da stand, die Protestaktionen könnten mit dem 
ersten Tranport abgebrannter Brennelemente 
nach Gorleben .eine neue Ouatität" erreichen. 
Von militanten Aktionen .radikaler Kemkraft­
energiegegner" sei auszugehen. Und Glogowski 
mache darauf aufmerksam, ..aufgrund der Aus­
stiegserklärungder Landesregierung" habe sich 
die Bereitschaft in der BeVOikerung zusehends 
verringert, die Transporte, die Einlagerung und 
polizeiliche Zwangsmaßnahmen hinzunehmen. 
Dieprivaten Interessen der Belreibergesellschaft 
in Gorleben, so heißt es weiter in dem HAZ­
Bericht, in dem aus einem vertraulichen 
15seitigen interministeriellen Papier zitiert wur-
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de, hätten ein erhebtiches Wirtschaftfiches Ge­
wicht Falls den Betreibem nichtmöglich werde, 
von ihren Eigentumsrechten Gebrauch zu ma­
chen, könnten Schäden in MiRionenhöhe ent­
stehen. Das Interesse der Blockierer aber sei 
.nicht schutzwOrdig". Ein Potizeieinsatz sei so 
zu gestalten, daß davon .vorbeugende Wir­
kung" ausgehe. 
Da haben wir ihn wieder ausgeladen. 
Wasdann kam, warschonhörspiel-bzw. theater-· 
reif. Telefonate und Gefaxe zwischen Hannover 
undLOchow,erstfemmOndticheDementis,dann 
Pressemitteilungen und halbseidene 
Distanzierungen aus Hannover, bis sich zwei 
Tage vor der verabredeten Veranstaltung am 
16. Januar folgendes herauskristaltisierte: 
Der Text entspreche nicht der Meinung der 
Verwaltungsspitze, ein subalterner Beamter 
hätte ihn gefertigt, aber das sei Schnee von 
gestern, der Minister kenne den Text gar nicht, 
denke anders. 
Worin sich seine Auffassung inhaltlich von dem 
Pamphlet unterscheide, woßten wir wissen. 
Ja. das woße er ja gerade in Trebel erläutem. 
Zum Beispiel sollten Sitzblockaden in Nieder­
sachsen künftig straffrei sein, und: am liebsten 
wäre ihm, Glogowski, es gebe erst gar keinen 
Cestortransport nach Gorleben. 
Soßen wir ihn reinlasse'? 
Humbtata. humbtata, da kommt der König im 
Gefolge seiner Getreuen, im Blitzlichtgewitter 
der Medien, ergreift er die Hand der BI-Frau, de 

die Moderation machen wird, hält sich 
staatsmännisch so lange an ihr fest, bis auch 
alle deses schöne Foto im Kasten haben. Und 
das war wohl auch schon das Allerwichtigste. 
Wichtig war fOr uns aber auch zu hören, daß er 
nicht sagen konnte, worin sich seine Auffassung 
von der des Subaltemen positiv abhob. Der saß 
nämlich leibhaftig neben ihm (!), um ihm Ant­
worten zuzufiOstem. Um es kurz zu fassen: ja, 
alles soll versucht werden, den Cestortransport 
politisch abzuwehren. Aber wenn das nicht zu 
verhindem ist, dann wird er auch sein Ziel errei­
chen. Punkt 
Da waren wir gar nicht überrascht 
Am nächsten Tag, nachdem sich die Erregung 
und Aufregung legte, bekam der .Konrad-Ge­
gner" einen Brief. Schade, stand drin, daß er so 
wenig Zivilcourage hat und nicht bereit ist, das 
Leben und die Schutzinteressen der Menschen, 
die von AtommOB und Strahlung betroffen sind, 
höher zu werten als de Interessen der Atom­
industrie. Aber vielleicht hat ihm der Besuch in 
Trebel ja auch deutlich gemacht, daß wir uns 
vehement zur Wehr setzen werden. Da sind wir 
uns trotz mancher politischer Differenz in den 
eigenen Reihen sehr einig, und der BesuCh des 
Innenministers hat wesenttich dazu beigetra­
gen. Doch, doch, so viel hars gebracht 

Wolfgang Ehmke 



Fragen folgendennaßen: 

Das Land will cl8 SBenclgung dBr Schacht· 
~ in ~ d&ldl•tzen Und dolw· 
menliettdies auchdMJutdt, daB dieMK Standort 
iml..andes-Rau~mfiBStrichBn 
werden sol. Ein S.~plan zum VerfOien der 
ScMch• wrd 1/bfH ~ IIUS tllehni· 
sehen Granden nicht angeonh1t werden k6n· 
nen da Jegliche VerlOiungstiiChnilc nach AntJa· 
ben, dBr Gorleben·AtbeifsiJruppe·zu einer Zer· 
st6nnQ des Schach•• und damit zu hohen 
Entschldgqslorclen.ngen fOhlen wikdfi. Eine 
reversiWI ( • wieder a~lhebbare) VerfOIIi.mg 
wlre nach dBren Fet*tsi~Xt~J nicht geeignet, 
um cl8 $tandsichfHheit zu garanlieren. Die Be­
endigi.XIf1 des Schachtausbaus ist deshsJJ erst 
ti8ICh Bau eines Fundament11 mit ansdtlieBsn· 
den Sit:llettHJitsmBnaltmen mllglic:h . • 

Mit anderen Worten: • kann weitergebalt wer­
den, bis in 345 m Tiefe im Salzgeawin das 
Fundament fOr den ,_., Innenausbau der 
Schlc:hte gelegt werden kann. Das Vereisen 
des Untervrundl istdanach nichtmehr notig, die 
Schlc:hte k6nnen jahrelang oftengehalten wer­
den. Und die Option Endlager Gorleben eben 
auch! 

NASSER SCHACHT 

Ob die jongsten Ereignisse im ~ I n~ 
doch zu einem AbbNc:h der Arbeiten tohren, 1st 
often . .Zwischen den Jahlen", zwischen Weih· 
nachten und Neujahr, war uns zu Ohren gekom· 
men im Sc:hadlt 1· habe es einen emeuten 
Zwi.fal gegeben. Unerwartet sei es zu 
LaugenzuflOssen gekommen. ln derTat -so lieB 
sich nach und nach rekonstruieren • war am 
16.12.91 der Laugenzustrom mitexakt5,881 PfO 
Minute nictlt ohne! Bis zum Jahresende dann 
sick.enan dann rund 6 • 10 I pro Stunde in den 
Schacht. Laugennester? Wasser auch im obe­
ren Bereich, aus dem DedfQeblrge st.nrnend? 
Fest siBht. es hAtte in elnerTI&te von312m gar 
keinen LaugenzufluB geben dOrfen, ~ ~ 
Darstellung der Setreiber befanden sich die 
Schachtbauer schon im .-agflhigerl Steinsalz, 
unahalb der sog . • Topfrisszone•. Das ist der 
Bereich in dem wegen der st&IMn T empera1Ur· 
senwankungen als Folge des Vereisens diese 
ZutiOsse mit Magnesiazement-ln;ektionen ver­
stapft werden. 
Warum aber das Umweltministerium unsere 
Hinweise erst heruntefSpielte, warum nicht so­
fort und unangemeldet der Schaden inspiziert 
wurde mag das groBe Geheimnis derer in Han­
nover bleiben. Unsliegt daran, daß das Projekt 

Handwerkerlnnen-Biockade des Zwischenlagers Gorleben, 7. 5. 1990 

Gorleben 

gestoppt wird. Der Hauptbetriebsplan muß zu­
rOc:kgezogen werden! 

Welchen Sinn es im Obrigen machen tol, die 
SchAchtestandsicher auszubauen, um sie dann 
(mit Styropofi<Ogelchen?) zu vertolen, leuchtet 
nicht ein. Wir tordem trotz zu erwartender 
Entsc:hldigungstorden.lngen durch die Bundes­
regierung den Stopp des Abteufer11. 

Wer einmal begriffen hat, 
daß man AtommOll nicht 

"entsorgen" kann, der 
wird zweimal fordern: 

Stillegung aller Atomkraft· 
werke! 

Wolfgang Ehmka 

Kontakt: 
BI Umweltschutz Lüchow-Dan­
nenberg e.V., Drawehnerstr.3, 
3130 Lüchow, Tel. 05841 / 4684 
und Fax-/3197 
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Gorleben 

"Alle präventiv einsperren lassen?" 
Offenen Brief der Initiative 60 an Innenminister Glogowski 

Die Initiative 60 

.lh,. ll/ft111.., elnd nicht ",.",. r.ufrlech, 

.. elnd ... ltuolt ttldtl elf. ..... ",..,.,. 
und ellbrltiM "".,_."",_,. __..und lul­
tle4:h• Augen, und Mut und Humol' ln dM 
ll«zM,_.."dle.n..l»dlntJ ... ZI,..".n 
VOlt IIMeo#tM um .. MI Nf81f1M, 
AH•II6n".,und F,_." hehn dMN.tlonM­
•ozlellemue und Hit Kn.g ."."" • ",._ 
• ,., VCHtlhnMelndiiiiWpunlrt~ ..... ScMI' 
von KJ".". und Enkeln. Ffk ele hehn e1e .,n LHM Ieng gMimpfr und f1HOI'III. EJ. 
~ntlloh hln.n • e/oh nun ln .",." •Oifllo­
..,." Ul»nabechn/11 zw(JdaJMM /cön­
".", Mnn nicht • Wlt' lhlw Heuetik - tR. 
AtonrwltfedJMI 11n AbfMI• zu /egem bNb­
eloht/gt& zur lnhJMiw MI gMijtwl un,.,.. 
~".,.",.,., .... ~elt:h 
dutdt e41lMie und JoUle IM*unlt, duroh 
".,.,...., und IMigungM, durch IW/glo­
"." und polltJeoM AueddtlunQ. 
Elnlfl elttd ..... ~ ln llttwt Z»­
IMJ: 
- Sie-- .. z.wiHung d• ~ 

n.. und PliMan duroh AIDmepeltung 
~ 

- ·--." NM:hlehiWI ..,." ..."..,.. 
IMJdM IIIJ/1• hln,.". .. M, 

- Sie wollen lcMnM ,.AtomeiM,.., dw 11• 
zwungM Iet, • .".. etom•,." Ani•IIM 
durch venchirfl• G•••tzg.bung und 
Pollz-'druck dCII'Citzu.~ .. 

An den~ lnnenminl$.., 
Herr Glogowski 
Lllndtag Hlllnno118t' 

Sehr geehrttK Herr Minl$ter, 

Den 11.01.1992 

Der Jn d6r HAZ ~ 10.01.92 wrtlffentJichiS/nha/t des Entwurfu einer KsbinettsvorfiiQB zum 
Votpehen d6r rot-grOMn ~ (hW speziflldsr WeisufiQtlfl dsslnnenministtn an 
die Poizsi), bei k/Jnftigen AtommO/Ihnsporten nach Gorlsben, --ät uns in Wut und 
Abldleu . 

O..IWohsben .mJiilllnle• A~ zu flfW.".": einen Poizeieinutz 110n dem .IIOtbeu­
gende Wirtwng• ausgeht/ Woilsn Sie uns, Herr Minister, ale prlventiv IMnsperren lassfi!J? (Es 
W818n schon einmal SO Zslfi!J fOr Demonstran11811 freigehalten/) WalM Sie wie gehabt, 
KnOppelorpien? HuncleBin8Mzfl? 

~ hilben die privallllllnteressen der Betreiberpeselschaflen in Gorleben ein erhebliches 
wiltschaftJic:h Gewicht? .Fals 11nen nicht erm6glicht wen:ie, wn ihren Eigentumsrechten 
Gebrauch zu machen, k6nnlllll Schltlfln in Millioneni•KJhe entstshen. ·Denken Sie Herr Hnistsr, 
noch MI c1e SeMden in Milionsnh<JIHI, eH z.B. dJrch Hwrisburg und T«:hemobyy entsllndsn 
.m? Denkiln Sie en die unfinllnzietbtnn L.eiden ~Kinder und dsren Eltsm? 
Sind deSchiden in~ der Bfltrflil»rltiJiw zu wert!M, 61• cle s.og. V~ 
unssnw l.Bben~? Sind S. bfnit .;". ~ zvt~CK~atlln der AIOmmlla zu 
etW~pen? Wu sollende •llltigen Aufforderungen lhnK ~sischen 1..8ttdsg~ 
an den Wldlrnttand" Druck zu INdwln, zu demon•lrienln? l.Mire Worh11Hn zum ~fln 
~-BOrger, Oberdifnen "." dlnn~KnOppel Oberdifl K/JpleschwingflnluMH~kllnn? 
Oder •tflllfHI SM •kh vor, cJ.B wir am Stra••Mrend •tehen und den einfahrenden 
AtommlJitrensportem BeiW ldllt«:hen? 

Wir, Mtgliedsr der lnithJtive 60, fragen Sie: Stehfi!J Sie hinter den Entwurfsaussage~? . 
Wir 8fWWWn 110n Ihnen, Herr Mini8tflr, fine Aufk/4111nQ und werden uns erlauben, diesfi!J Brief 
auch der Ptesss zu Obergeberl. 



Bundesweites Atommüllager 
in Greifswald geplant 
Grelfswald, mit vier betriebenen und vier im 
Bau befindlichen Reaktorblöcken größter 
AKW-Standort Ostdeutschlands, schien 
nach dem endgültigen Abschalten der 4 al­
ten Blöcke 1990 und dem Verzicht auf der 
Fertigstellung der anderen Blöcke einer 
kernkraftfreien Zukunft entgegenzusehen. 
Im Frühjahr 1991 nahm Bundeswirtschafts­
minister Möllemann allerdings alte Pläne 
der SED-Kernkraftstrategen wieder auf und 
propagierte die Errichtung von Siemens­
Konvoi-Reaktorblöcken in Greifswald und 
Stendal. Nach kurzen, heftigen Auseinan­
dersetzungen vor allem mit der sich wider­
spenstig zeigenden SPD legte Möllemann 
das Thema (vorläufig) wieder zu den Akten. 
Allerdings tauchte . bei jeder Diskussion 
über die Zukunft des Nuklearstandortes 
Greifswald von Seiten der AKW­
Befürworter regelmäßig der Standpunkt 
auf, daB kein Ort günstiger als dieser sei, ein 
neues AKW zu errichten. 
ln Greifswald selbst war die Stimmungslage 
unter der Bevölkerung lange Zeit durchaus 
zwiespältig: Es gab in Greifswald bedingt 
durch die Anzahl der Reaktoren und die 
Personalpolitik in der ehemaligen DDR, so 
viele Kernkraftwerker wie sonst nirgends 
an einem Ort der Bundesrepublik: ca. 5000 
betrieben die 4 alten Blöcke und auf der 
Baustelle waren zeitweilig über 10.000 Leu­
te beschäftigt. 
Andererseits lieB der DDR-Staat keine öf­
fentliche Kraftwerksdebatte zu; die heutige 
Bürgerinitiative .Kernenergie" entstand 
zwar schon im Frühjahr 1989 (daher ihr un­
verfänglicher, mittlerweile historischer Na­
me), aber zu den ersien Auseinanderset­
zungen mit dem AKW Greifswald kam es 
erst Im Herbst 1989. Noch im Februar 1990 
gelang es der damaligen Gewerkschaftslei­
tung (und heutigen Betriebsratsführung) 
des AKW, 5000 Demonstranten gegen die 
damals drohende Abschaltung der vier al­
ten Reaktoren auf die Beine zu bringen. 
Einen Umschwung in der Bevölkerungsmei­
nung in Greifswald gab es jedoch offenkun­
dig Anfang September 1991, als bekannt 
wurde, daB auf dem Gelände des AKW ein 
bundesweites Atommüll-Zwischenlager er­
richtet werden soll. Spontan protestierten 
die (CDU-geführten) Stadt- und Kreisver­
waltungen Greifswaids und Umgebung, 
und viele weitere Bürger, die bisher mit kei­
ner Äußerung zur Kernkraft an die Öffent­
lichkeit getreten waren. 
ln die Diskussion um das Zwischenlager 
wurde von Seiten des AKW der Gedanke 
eingebracht, daB es sich um ein für den ge­
planten Abriß des Kernkraftwerkes notwen­
diges Zwischenlager handelt Daraufhin be­
schloß der Landtag von Mecklenburg-Vor­
pommern am 17.10.91 mit den Stimmen aller 
Fraktionen (CDU, SPD, POS, FDP), dem Bau 
eines Zwischenlagers in Greifswald zuzu­
stimmen, wenn darin nur Atommüll aus 
dem AKW Greifswald und Rheinsberg (das 
ebenfalls abgerissen werden soll und jurl-

stisch zum AKW-Grelfswald gehört) einge­
lagert wird. Ein KompromiB schien gefun­
den, mit dem die Mehrheit der Bevölkerung 
und alle groBen Parteien leben konnten. 
Am 12.12.91 fand in Greifswald eine öffentli­
che Veranstaltung statt, zu der der Be­
triebsrat der Energiewerke Nord geladen 
hatte, um .allen Bürgern sach- und fachge­
rechte Informationen" anzubieten. Gelade­
ne Referenten waren je ein Vertreter des 
Bundesumweltministeriums, der Betriebs­
leitung des Kraftwerkes und der Gesell­
schaft für Nuklearservice (GNS). 
Aufschlußreich an den Ausführungen der 
einzelnen Redner war nicht, was sie sagten, 
sondern vielmehr, was sie nicht sagten. 
Deutlich herauszuhören war die Absicht, 
auf dem Gelände des Kernkraftwerks 
Greifswald ein atomares Zwischenlager so 
groB wie möglich zu errichten. Begründet 
wurde dies einzig mit dem Hinweis auf die 
höhere Rentabilität gröBerer Anlagen. Wei­
terhin wurde klar zum Ausdruck gebracht, 
daß in einem solchen Zwischenlager kei­
neswegs nur Atommüll aus dem abzurei­
Benden Kraftwerken Greifswald und Rhein­
sberg gelagert werden soll. Der Vertreter 
der GNS erklärte ausdrücklich, daß seine 
Firma überhaupt nur in Greifswald investie­
re, wenn keine derartigen Einschränkungen 
bestünden. 
Damit ist der Beschluß des Landtages von 
Mecklenburg-Vorpommern nicht mehr das 
Papier wert, auf das er geschrieben wurde. 
Auf dem Forum des Betriebsratesam 12.12. 
wurde aber auch deutlich, daß es gegen­
wärtig im Westen der BRD genügend freie 
Lagerkapazität für hochaktive Greifswalder 
Brennelemente gibt und daß sogar vorge­
sehen ist, sie dorthin zur Zwischenlagerung 
zu transportieren. Dafür soll als .Kompen­
sation" westdeutscher Atommüll in das ge­
plante Greifswalder Zwischenlager eingela­
gert werden. 

Damit Ist auch das Argument einer Minimie­
rung der Transportwege für radioaktiven 
Abfall, wie es ursprünglich für den Bau des 
Zwischenlagers am Ort des Abrisses des 
AKW Greifswald gebraucht wurde, erledigt 
Trotz ihrer auf der Veranstaltung erklärten 
Absicht, die Bevölkerung besser als bisher· 
über die Geschehnisse und Planungen 
rund um den Nuklearstandort Greifswald 
auf dem laufenden zu halten, weigerten 
sich alle Referenten, konkrete Angaben zu 
den voraussichtlichen Antragsterminen für 
das Genehmigungsverfahren und der ge­
planten Größe des Zwischenlagers zu ma­
chen. ln einem Punkt wurde aber Klarheit 
geschaffen: Eine Öffentlichkeltsbeteili­
gung bei den Genehmigungsverfahren wird 
nur auf das gesetzlich vorgeschriebene 
Mindestmaß beschränkt sein, die Politik 
sollte möglichst weit draußen bleiben und 
Bürgerinitiativen verursachten nach Mei­
nung der Referenten durch lästige Verzöge­
rungen im Genehmigungsverfahren, Sitz-

Greifswald 

blockeden u.ä. nur unnötige Kosten. 
Es bleibt zu konstatieren, daß sich die 
schlimmsten Befürchtungen hinsichtlich 
Sinn und Zweck des geplanten Zwischenla­
gers zu bestätigen scheinen: Das Lager Ist 
keineswegs zum Abriß des AKW Greifswald 
notwendig, sondern soll die Lagerkapazität 
für gesamtdeutschen Atommüll vergröBern, 
um den Betreibern der Kernkraftwerke 
trotzeines noch mindestens mehrere Jahr­
zehnte fehlenden Endlagers für hochradio­
aktive Brennelemente den Weiterbetrieb 
ihrer Anlagen zu sichern. Geplant Ist das 
Zwischenlager auf dem Gelände des AKW 
Greifswald, weil hier durch die vorhandene 
Infrastruktur und die Sanierungszuschüsse 
der Treuhand (letztlich der Steuerzahler) 
mit geringen Kosten gerechnet wird und 
weil man immer noch davon ausgeht, daß 
ein derartiges Projekt sich politisch in den 
neuen Bundesländern leichter durchsetzen 
läßt, als im Westen der BRD. 
Die Bürgerinitiative Kernenergie organisier­
te gemeinsam mit den Grünen und dem 
Neuen Forum der Stadt nur wenige Tage 
nach Bekanntwerden der Pläne für das 
Atommüll-Zwischenlager eine Protest­
kundgebung, zu der einige Hundert Greifs­
walder kamen. Am 2.11.91 fand in Greifswald 
die erste Anti-Kernkraft-Demonstration mit 
über 2000 Teilnehmern statt Redner auf 
der anschließenden Kundgebung waren u.a. 
Greifswalder Bundestags- und Landtagsab­
geordnete der SPD. 
Von der BI wurde in den letzten Wochen ei­
ne Unterschriftensammlung durchgeführt: 
Es protestierten mit ihrer Unterschrift: 
- 8639 Einwohner Mecklenburg-

Vorpommerns 
- 2131 weitere BOndesbürger und 
- 38 Mitglieder schwedischer Initiativ 

gruppen. 
Insgesamt erhielten wir demnach 10.808 
Unterschriften unter unseren Aufruf. Die 
Atomindustrie kann sich also schon auf hö­
here Beiträge als ursprünglich von ihr für 
die .Kompensation der zusätzlichen Ko­
sten durch Politker, Bürgerinitiativen und 
anderes Nichtfachpersonal" geplant ein­
stellen, wenn sie einen Kosten-Nutzen-Vor­
anschlag für ihre Ausbaupläne des Nu­
klearstandortes Greifswald macht. 
Wir als BI baten und bitten alle Organisatio­
nen, Parteien, Initiativen, Vereine, kirchli­
chen Gremien und Bürger, uns in unseren 
Auseinandersetzungen gegen die Pläne. 
der Atomwirtschaft in Greifswald zu helfen. 
An unserer Aktionseinheit gegen das ge­
plante Atommüllzwischenlager beteiligen 
sich inzwischen 54 Organisationen, darun­
ter 45 aus Mecklenburg-Vorpommern und 
die schwedische Folkkarilpajen mot Kärn­
kraft-Kärnvapen. Diese Aktionseinheit soll 
zur Vorb.ereitung und Koordinlerung von 
gemeinsamen Aktion dienen, nicht jedoch 
zum Durchsetzen unserer Auffassungen 
über die effektivsten Aktionsformen. 

Unsere Kontaktadresse lautet: 
Bürgerinitiative Kernenergie e.V. zur Förde­
rung alternativer Energiekonzepte, c/o 
Dr.Rosemarle Poldrack, FleischerstraBe 22, 
0-2200 Greifswald, Telefon 00(37)822/ 
5798 

Spendenkonto: 31003023, 
ProzeBkonto: 33003024 
bei der Stadtsparkasse Greifswald 
BLZ 130 510 22 
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Ungen 

OVG Lüneburg: 

Sofortvollzug der 
6.TEG für ANF Lingen 

Kurze Vorgeschichte 

Am 17. Juni 1991 hat die rot-grone Landesregierung die Ausbau­
genehmigung fOr die Lingener Brennelementefabrik ANF erteilt. Es 
geht dabei um die Errichtung einer Trockenkonversionsanlage, um 
aus Uranhexaflourid Urandioxid herstellen zu kOnnen. Oie VerOffent­
lichung der Genehmigungserteilungerfolgtewenige Tage splterdurch 
die Firma in der Ortlichen Presse, so daß auch die BOrgerinitiativen 
davon erfuhren. Die rot-grone Landesregierung hatte auch keinen 
Grund, ihre Genehmigung rechtzeitig bekanntzugeben, ist es doch 
das erste Mal, das eine rot-grOne Landesregierung nicht nur nicht aus 
der Atomenergienutzung aussteigt, sondern sogar den Ausbau der­
selben betreibt. Voraussetzung derGenehmigungserteilungwaru.a., 
daßdie rot-grOne Landesregierung dieStaatsanwaltschaftOsnabrOck 
zur Einstellung eines Strafverfahrens gegen ANF wegen eines illega­
len Atomtransportes vom Mai 1990 bewegte. 
GegendieGenehmigunghabeichdannam 15.8.1991 Klageerhoben. 
Die Firma, die mittlerweile mitdem Fundamentbegonnen hatte, mußte 
die Bauarbeiten einstellen. Am 26.9.1991 ordnetedie rot-grOne Landes­
regierung die sofortige Vollziehbarkeil fOr die Fertigstellung des Fun­
daments an und begründete dies mit Bausicherheitsgründen fOr die 
angrffnzenden Gebllude. OadieGenehmigungohnegesamtenSofort­
vollzug erteilt war, entfaltete meine Klage weiterhin aufschiebende 
Wirkung. Dagegen verklagte die ANF die Landesregierung vor dem 
OVG LOneburg auf Erteilung des Sofortvollzugsam 20.9. 1991. Dieser 
Klage der Firma wurde wurde mit Beschluß vom 4.12.1991 durch das 
OVG stattgegeben. 

Nichts Neues aus Nledersachsen: 
Die rot-grüne Landesregierung spannt sich 

vor den Karren der Atommafia 

Nichtnur vom formalrechtlichen her, sondern auch vom Nichtverhalten 
der rot-grünen Landesregierung her war die Auseinandersetzung mit 
den Argumenten des Kllgers im Hauptsacheverfahren (Masslau./ 
.Nds.Landesregierung 6.TBG) der eigentliche Gegenstand dieses 
Eilverfahrens. 
Aufgrund der Vorkommnisse im Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren 
(eindeutiger Verstoß gegen die 9. BlmSchV bzgl. dar ausgelegten 
Unterlagen)wardie Argumentationdas im Eilverfahren beigeladenen 
Hauptsacheklägers im wesentlichen formal-juristisch, woraus das 
Gericht den Schluß zog: 
Hier besitzen die wirtschaftlichen Interessen der Antragstellerin be­
reits deshalb ein h6heres Gewicht als das Rechtsschutzinteresse des 
Beigeladenen, weil dessen Klage nach dem derzeitigen Sachstand 
erkennbar aussichtslos ist. Nach der bisherigen KlagebegrOndung 
muß die Klage des Beigeladenen schon an dessen fehlender Klage­
befugnis scheitern. (S. 7) 
Im wesentlichen wurde dabei vom Beigeladenen argumentiert, daß 
ihm die Beurteilung seiner materiell-rechtlichen Betroffenheit nicht 
mOglich sei aufgrund fehlendar wesentlicher, vom Gesetz sogar ge­
forderter Unterlagen. Dazu das Gericht: 
Unabh~ngigdavon, obdieseAngabenhinreichendkonkretsind, bleibt 
auch insoweitdie Frage unbeantwortet, welche RechtedesBeigeladenen 
davon betroffen sind, daS denAntragsunterlagen nicht zu entnehmen 
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ist, welche Mengen an Reststoffen oder Abft/len wohin verbracht 
werden. (S.9) 
Ein besonderes Interesse des Beigeladenen, das hier eine Ausnah­
me von jenem Grundsatz (Entsorgung liegt allein im Offentliehen 
Interesse und ist nicht drittrechtschOtzend, H. M.) und einen Anspruch 
desBeige/adenendaraufbegrOndenk6nnte,imGenehmigungsverfahren 
Ober den Verbleib der Reststoffe und Abftlle genauer informiert zu 
werden, als dies im Sicherheitsbericht geschehen ist, geht aus sei­
nem Vorbringen nicht hervor. (S.10) 
Anzumerken ist noch, daß die rot-grOne Landesregierung aufgrund 
des eindeutigen Verstoßes gegen das BlmSchG (Bundesim­
missionsschutzgesetz, d. Red.) betreffs der Auslegungsunterlagen, 
Auslegung und ErOrterung noch einmal hltte wiederholen kOnnen. 
Hierzu existiert Ober mehrere Monate ein mehrfacher Briefwechsel 
zwischen dem Hauptkläger und der Landesregierung. Oie rot-grOne 
Landesregierung hat es aber bevorzugt, den Rechtsstand, wie ihn 
noch die alte COU-Regierung geschaffen hatte, nicht anzutasten. 
Der in der obigen Ausführung des OVG LOneburg enthaltene Teufels­
kreis, daß nlmlich vom KlAger/Beigeladenen verlangt wird, materiell­
rechtlich zu begründen, warum er durch die fehlenden Unterlagen 
betroffen sein kOnnte, wo doch gerade das Fehlen dieser Unterlagen 
ihm dies nicht mOglich macht, muß auch dem Gericht noch irgendwie 
zu Verstand gelangt sein, denn es folgert weiter: 
AuchunterBerOclcsichtigungdesGrundsatzes,daBdieUnvollstSndigkeit 
von Antragsunterlagen einen Drittbetroffenen davon ent6indet, seine 
Einwendungen insoweit zu substantiieren (BVerwG, Urt. v. 23.10 
1982-7 C 50. 78-,D VBI1983, 183}, reichteine bloße Behauptung nicht 
aus, wenn sich nicht irgendwelche Anhaltspunkte datorergeben, daS 
die behauptete Tatsache zutreffen und das befOrchtete Ereignis ein­
treten k6nnte. (S.10) 
Damit dies so gesagt werden kann, werden die vorgebrachten Argu­
mente entsprechend gefllscht: 
Aus dem Umstand, daS der Sicherheitsbericht nur pauschale Anga­
ben Ober den Verbleib der Reststoffe und Abtfile enthMt, kann nicht 
gefolgert werden, daS die Antragstel/erin eine Verwertung oder Be­
seitigungdeserStoffeentgegenihrerausckOcklichen Erlc/IJrungOberhaupt 
nicht beabsichtige. (S.10) 
Nur war in der Klage nie die Rede davon, daß die Firma nicht will, 
sondern es wardie Rede davon, daß die Firma auch noch ausweislich 
der Genehmigung bis heute den Entsorgungsnachweis nicht führen 
kann. Voraussetzung ist nlmlich absurderweise der Probebetrieb der 
Anlage, damit Oberhaupt klar ist, wie die genau.- Zusammensetzung 
dar zu entsorgenden Stoffe istll ln diesem Zusammenhang Ober­
nimmt das Gericht die Verharmlosung von der Firma: 
Es spricht auch nichts dator, daS die Verwertung und Entsorgung der 
anfallenden Reststoffe-im wesentlichen FluBs~ure und Flußspat- so 
problematisch sein k6nnte, daS schon deswegen konkretere Anga­
ben hierzu bereits in den Antragsunterlagen verlangt werden mOSten. 
(S.10) 
Die radioaktive Verseuchung dieser Stoffe wird mal eben unter den 
Tisch fallen gelassen, schließlich •kommt Flußspat auch in der Natur 
vor-, so die Betreiberfirma. 
Quintessenz aus dem OVG-Urteil: ln Zukunft kOnnen Firmen ruhig 
gegen das BlmSchG verstoßen was die Öffentlichkeitsbeteiligung 
anbelangt, denn, wenn die GenehmigungsbehOrde mitspielt- und die 
rot-grOne Landesregierung hat mitgespielt, weil sie die Auslegung 



nicht hat wiederholen lassen - und nicht von sich aus die vom Gesetz 
vorgeschriebenen Untertagen zur Auslegung verlangt, dann kann 
keine BOrgerln dagegen klagen, weil ja gerade wegen des FehJens 
der Unterlagen das Rechtschutzinteresse nicht nachzuweisen ist. 
Damit ist das Gesetz selber durch die OVG-Rechtssprechung ad 
absurdumgefOhrt. Die MOglichkeitim Verwaltungs recht, daßein rechts­
widriger Zustand nicht beklagbar ist, erinnerten die Zeit des Faschis- . 
mus in Deutschland, wo konsequenterweise die gesamte Verwaltung­
sgerichtsbarkeit abgeschaUt war." (Was, außer der Vertretung der 
Kapitalinteressen, erwartest Du denn von diesem Staat?, d. SAzzer). 

Einige weiter formal - rechtliche 
Argumente 

Kritisiert wurde die Aufsplitterung der Genehmigung in zwei Teile als 
Erschwernis fOr den HauptsachekiAger. Dazu das Gericht: 
Im Obrigen isthierzu zu bemerken, daB es ... grundsitzlieh im Ermes­
senderGenehmigungsbehiJrde steht, in wieviele Teilesie die Gesamt­
genehmigung einer Anlage aufspaltet • • ,. 
Der Rechtsschutz Drittbetroffener wird dadurch nicht unzumutbar 
erschwert, da diese nicht daran gehindert sind, durch erfolgreiche 
AnfechtungauchnureinerTei/genehmigungdasgesamteGenehmigung­
sgebiude zum Einsturz zu bringen ... . (S. 7) 
Hier "VergiBt• das Gericht gelinde seine eigene Rechtsaufassung in 
anderen Verfahren, wo es eben nichtegal ist, welche TG beklagt wird, 
wo eine Klage gegen eine Betriebsgenehmigung ohne gleichzeitige 
Klage gegen die sog. Konzeptgenehmigung in der Regel schon des­
wegen aussichtslos ist, weil die drittrechtschützenden Sicherheits­
aspekte Gegenstand der sog. Konzeptgenehmigung sind. 
Im vorliegenden Fall stellt die 6. TBG die sog. Konzeptgenehmigung 
dar, der noch zu erteilende zweite Teil dieser 6. TBG (oder wie auch 
immer bezeichnet) wäre quasi die Betriebsgenehmigung. 
Die 6. TBG enthält das vorläufige positive Gesamturteil fOr die neue 
Anlage (Trockenkonversion). Mit der 6. TBG wurden die i. und 5. 
TBG's (des Gesamtbetriebes ANF) geändert. Von der Änderung der 
4. TBG, die die Uranlagermenge und die Radioaktivitätsabgabe re­
gelt, war weder wAhrend des gesamten Auslegungsverfahrens noch 
in der Genehmigungstitulierung die Rede. Dabei umfaßt die 6. TBG 
immerhin nicht nur das positive Gesamturteil, sondern auch die Erhö­
hung der Uranmenge betreffs Handhabung und Lagerung. Dazu das 
Gericht: 
Es ist sowohl objektiv-rechtlich als auch fOr seien Rechtsschutz v6/lig 
belanglos, ob die RadioaktivitAtsabgaben in einer 7. TBG oder in einer 
anders bezeichneten weiteren Teilgenehmigung geregelt werden. 
Entscheidend ist, daB sie nicht in dieser, von ihm angefochtenen 
Genehmigung geregeh worden sind. Darum bedurfte es auch keiner 
A~darung dar entsprechenden Festsetzungen dar 4. TBG. (S.11) 
D1e Erhöhung der Handhabungs-und Lagermenge an Uranwird schlicht 
und einfach vom Gericht nicht zur Kenntnis genommen, obwohl dies 
vom Kläger/Beigeladenen genauso vorgetragan wurde wie die Erhö­
hung der RadioaktivitAtsabgabemenge. 
Auf der anderen Seite verlangt das Gericht aber vom Beigeladenen, 
bereits jetzt seine materiell-rechtliche Betroffenheit bezogen auf die 
Gesamtanlage darzulegen. Mit der Aufsplitterung der Genehmigung 
hat die rot-grOne Landesregierung den Hauptsachekliger nicht nur 
vor die Verdoppelung seiner Kosten im Falle seiner gerichtlichen 
Niederlage gestellt, sondern eine juristische ZwickmOhle aufgebaut: 
Vom Kläger wird verlangt, daß erseine Betroffenheit bezogen auf die 
Gesamtanlage (Trockenkonversion) darlegt, greift der Kläger hierbei 
alle rechtlichen Mängel auf, so werden aber jene ohne PrOfung ver­
worfen, die zwar Gegenstand des positiven Gesamturteils, abernicht 
Gegenstand des ersten Genehmigungsteiles sind. So etwas nennt 
sich Auflaufen-Lassen. 
Auch die amtliche Irreführung betroffener BOrgerinnen ist durch das 
OVG-Urteil abgesichert: 
... so verkennt er (der Beigeladene, H.M.), daB es tordie rechtliche 
Bewertung der Genehmigung nicht auf ihre Bezeichnung, sondern 
auf ihren Inhalt ankommt Sofern eine Genehmigung den an eine 
Vollgenehmigung zu stellenden Anforderungen genOgt, ist es un­
schldlich, wenn sie als Teilgenehmigung bezeichnet wird. (S.B) 
Strengenammen könnte miteiner solchen Rechtsprechung unter dem 
Titel einer Klohäuschenanlage ein AtommOllager genehmigt werden. 

Ungen 

Daß BOrgerinnen in der Regel auf den Titel achten und daß in dem 
amtlichen Bekanntmachungen ein Vorhaben kaum inhaltlich wirklich 
beschrieben ist, stört nicht weiter. Wer nicht hinter jeder Bäckerbude 
ein Atomkraftwerk vermutet ist selbst schuld? 
Hintergrunddeobigen Richterspruches ist zum einen die Kritik an der 
Aufsplitterung von Teilgenehmigungen, zum anderen die Kritik, daß 
eigentlich das Gesamtkonzept der Brennelementefabrik hAtte ausge­
legt werden mossen. Aber der Zusammenhang der sich Ober die 
numerische Einordnung der Teilgenehmigung fOr die Trocken­
konversionsanJage in den Gesamtbetrieb Brennelemente AN F ergibt, 
wurdezujederZeitsowohlvonderFirmaalsauchvonderGenehmigung­
sbehörde bestritten. Das Gesamtkonzept mOSte nichtausgelegt wer­
den, weil die Trockenkonversionsanlage eigenständig sei, die Exi­
stenz der BE-Fabrik nicht von dieser abhängig. Diese Position hat 
auch das Gericht Obernommen. Also nicht hinter jeder Bäckerbude 
ein Atomkraftwerk, aber hinter jeder Teilgenehmigungtor ein Atom­
kraftwerk möglicherweise eine Bickerbude? (soll wohl heißen, daß 
ein AKW aus mehreren Bäckerbuden zusammensetzt! d. SAzzer). 
Egal, nicht auf die Bezeichnung, auf den Inhalt kommt es an. Aber 
haben die Gerichte nicht in anderen ZusammenhAngen den •Bio•­
Etikettenschwindel untersagt? Vielleicht firmiert ja unter dem Titel 
"'berverwaltungsgericht• auch nur realiter ein Haufen ... (auf den 
Inhalt kommt es an). 

Rot-Grüne, Aktenkoffer und 
schwarze Roben 

• alle unter einer Decke 1 

Selbstverständlich hAtte das Gericht auch sagen können, daß die 
fehlenden Unterlagen einen spekulativen Interpretationsspielraum 
eröffnen, der nicht zu lasten des Klägers ausgelegt werden darf. Hier 
sei das Gesundheitsinteresse des Klägers höher zu bewerten als das 
ökonomische Interesse der ANF. 
Aber: Ein Gericht steht ja nicht im politikfreien Raum. Richter sind 
Beamte und oberster Dienstherr der OVG-Richter ist der Justizmini­
sterder rot-grOnen Landesregierung. Und die hat mitdem Verzicht auf 
den eigenen Ermessensspielraum, mit dem Sofortvollzug fOr das 
FundamentderTrockenkonversionsanlage, welchesdieANF aufeigenes 
Risiko, ohnedas Ende der Klagefrist abzuwarten, begonnen hatte, mit 
dem Einwirken auf die Staatsanwaltschaft zwecks Einstellung des 
Strafverfahrens gegen die ANF, die rot-grOne Landesregierung hat 
mitalldem und nicht zuletzt damit, daß sie dem Kläger nicht nur seien 
Kontrapart, sondern auch noch den, den die Landesregierung hätte 
Obernehmen müssen, Oberließ, dem Gericht signalisiert, daß sie, 
auch auch kein Interesse am Kippen der ANF-Genehmigung hat. 
Damit stellte sich erst gar nicht das sonst Obliche Konfliktfeld Pro­
Atom-RichterhierundAnti-Atom-Dienstherrdort. (Wo, bitteschön, ist 
dieses Verhältnis •sonst Oblich"?, d. Säzzer). Die Kosten fOr die Nie­
dertage der Landesregierung im Eilverfahren bezahlen ohnehin die 
Steuerzahlerinnen und nicht die Verantwortlichen. 

Fazit 

1. Die rot-grOne Landesregierung provoziert durch bewußtes eigens 
Fehlverhaltengerichtliche Niederlagen, damitsieaus der Atomenergie­
nutzung nicht wirklich aussteigen muß, sondern der Öffentlichkeit 
sich als geschlagenes Kind präsentieren kann. 

2. Die rot-grOne Landesregierung verhält sich in Gerichtsverfahren 
gegenAtomanlagen so, daßsiedurch BereinigenjuristischerSchwach­
punkte zugunsten der Belreiber von Atomanlagen die Position der 
klagenden Atomkraftgegner (zusätzlich) verschlechtert. 

3. Die rot-grOne Landesregierung Obt ihren behördlichen Ermessen­
aspleiraum zugunsten der Setreiber von Atomanlagen nicht aus 
und versucht, wo sie kann, eine Beteiligung der Öffentlichkeit zu 
umgehen, wie es das jOngste Beispiel dergeplanten Genehmigung 
fOr die atomare FremdmOlleinlagerung im AKW Lingen II gezeigt 
hat. 

Herbert Maaalau 
• Atomk~aftgegner, Ratsherr, Kläger, Beigeladener, egal, nicht auf 

den T1tel, auf den Inhalt kommt es an -
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Leukä ie in 
Ursache 

Durch den Tod ...,.. neunjlhrlgen 
Mldchena I"'ckt8dleextrem erhOhte 
Leuklmlerate bei Kindem ln der di­
rekten NachbarKhaft des AKW 
KrOmmel am Anfang des Jahres ln 
die 6ftentliehe Diskussion. Dies war 
der zweite Todesfall nach dem Tod 
eines neunjlhrtgen Jungen 1m Juni 
1990. 

Schon Im Oktober 
wurde beschloa-­
sen. den m6gli­
chen Zuummen­
hang zwlachen 
den Alemanlagen 
und den Le!Jkl.. 
mleflllen von et­
ner Expertlnnen­
komll'Uion Im Auf­
trag dar edllllwlg­
holaaeinilchen Mi­
niltarien fOr Sozia.. 
les und fOr Umwelt 
unterauchen zu 
lassen. Arn 1. Ja­
nu. lolta del8 
Kommiaion ihre 
Arbeit aufneh­
men. 

mie. Bei 1400 Kindem unter 15 .W.ren 1n dar 
Gemeinde und 18Cha Fllen ln 16 Mon*" ergibt 
lieh eine Raa&, die 75 mal so hoch ilt wie Oblic:h. 
Da radioaktive Strahlung 811 leuklmieaua­
IO.sender Faka bekannt llt, liegt de Vermutung 
nahe, da8 ciese hohe Erkrankungrate (nach 
Auskunft der .BO_rgerinitiave gegen Leuk.lmie 1n 
dar EIHnarsd\•1 <ie hOchsta der Welt) mit dem 
Betrieb der Atomanlagen zua.mmenhlngl An­
dere m&gliche Ursachen, wie chemiache 
Scnadltofte, Vnn oder ein defekte~ AOntgen-

Tachemobyi..Opfer: K'mdflr in dflr GUS (s. Artikel 71chemobyi·H'"e•) 

Obwohl solche Kommillionen nonnalerweiae gerat, werden unl8rsUcftt.lcheinen aber auszu-
eher der~. dar Aufi4Wng denen, ac:heiden. 
ist<iese,mitunabhlllgigeli Wilsenachafller 
wie z.B. Prof. Wauef'!Nm von dar Uni Kiel 
beaetzt, tchon einen zweiten l3lic* wert. Es be­
slllht inmerhin <ie MGglichkeit. an dieaer Stele 
in der inzwilc:hen Ober 20 ......... andauernden 
Diskuuion Oberdan mOglichen Zulammenhang 
zwilchen Atomanlagen und KNbs voranzukom-
men. 

Seit 1989 treten in dar Gemeinde El>rnarac:ti, 
gegenOber d8l AKW KrOmmel und dar Foradi­
ungareakiOren der GKSS (GeaeiiiCihaft fOr Kern­
energie in Schiffehrt und SchiHbau) bei 
Geeslhacht an der Eibe gelegen, vermehrt File 
von Leukirnie bei Kindem aJf. E1 handelt lieh 
inzwilchen um eedla File bei Kindem und ei­
nen bei einem Jugandllchen. Leukirnie ilt eine 
lu8erltseltllnelcinclic:he ~kung. Von 
100.000 Kindem un.., 15 Jtihren 8ftu'anken in 
atalistisc:hen Oun::tiac:hnlttpoJahr 4,3., Leukl-
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Mögliche Ursache: Das AKW 
KrOnvnel und die Forschungs.. 
reaktoren der GKSS 

An'-'g 1984 ging in KrOmmel der mit 1300 MW 
eleklrischerleistunggrOBte~ 
der Welt ans Netz. Er gehOft mit dem AKW 
BNnabOttal einer veralteten Baureihe ... die 
wegen erhehtar Riliken lehr umstritaen Ist So ilt 
dar Sicherheitlbehlltar lehr vielkleiner ala bei 
Druc::kwaa18111Mlktoren, waa dazu fOhrt. da8 bei 
einem Kemachmelzunfall derSicherheitsbehlltar 
sehr viel schneler versagt Nach einer TOV­
Slucle ware <iea ln KrOmrnel nach drei bis 
lieben Stundender Fd 2. 0.. hieBe, daBdu30 
km endemta Harnburg nicht evalwiefbar ....... 
Durc:h dal Einsp.an da• Seku~llaufes 
bei Siedewuserreaktoren fließt radioaktiv 

veraeu-chtea Wuaer auch außerhalb dea 
Slcherheltlbehaltera und gelangt damh ten­
danziellaichtar in <ie Umwelt 

Schon wAhrund dal Probelaufs gab ea mehret'8 
SIOrfille, wu den Sprecher der Setreiberfirma 
HEW zu dem Re.Omee veranlaS.~ cie Teats 
vertiefen~ ruhijf.3,4,o 
Ahnlic:tl .ruhig" der weitere Betrieb: Im Juli 1990 
z. 8. entwich cbc:te ein Lec:k in dar KOhlleitung 
224.000 Liter Wuaer, das radioaktive~ Tritirum 
enthielt(HEW:SI&falder KatE1gorie .Nonnar).6.7 

ln jOngstar Zeitstanddergeplarlta 
Einaatz von plutoniumhaltigen 
MOX (Mischoxid)-Brennele­
menten im Zentrum dar Kritik. Die­
se lind in mehrfacher Hinaic:trt be­
denklich: Zum einen 8rhOht der 
wechselnde PluiDniumanteil die 
Unfallgefahr, zum andenln gera­
tan immer gröBere Mengen dea 
extrem ktebserregenden Pluto­
niums in Umlauf. Wlc:hligllarPunkt 
ist cie Legitimation von A'KY/s: 
Bei Einsatz von MOX-Brenn­
stlben gilt die Wiederaufbe­
reitungaanlage (WAA) ala Ent­
aorgunganachweia, die Atom­
industrie ilt damit der Ptlic:ht ent­
bunden, endlich eine lichere 
Enclagerung nachzuweisen. 

Die Forderung nach Nicht-Geneh­
migung des MOX-Einaatzea ~MW­

de auch bei dar Bloc:bde An'-'gOktoberletztarl 
Jahrea genannt. im ~ atand aber cie 
kalutrophale l.euklrnierUe. Die Bloc::kade wur­
de vom 9. bis zum 15. Oklober .mec:hiBrhalten. 
Neben dar Bi gegen LeukArnie in dar EbNnch 
waran Robin Wood, die BI Umweltlchutz 
Geellhec:ht und die Eltem fOr unbeluteee Nah­
rung beteiligt Nach anflnglic:her H~ 
erldienen Sozialministar Jansen und Umwelt· 
miniltar Heydemann in KrOmmel, um 11000 
Unterichritten fOr cie sofortige Sdlegung dal 
AKW KlOmmel und der GK~Forlchungs­
reaktoren entgegenzunehmen und ihren Plan fOr 
eine unabhanglge ExpertlnnerH<ommilion vor­
zuatallen. Die Blockade WlWde daraufhin abge­
brochen. 

Der FcnchungnakiOr Geesthacht 1 (FRG-1) 
ilt der-· Reaklor dar Bundelt8publik. Kurz 
nach Aufhebung der Besc::hrinlwng der deut­
schen Alomforwchung WlWde er in den USA be-



der Elbmarsch· 
Krümmel? 

stellt und im Oktober 1958 in Belrieb genommen. 
Im MAlz 1{M)4 wurde ein zweiter ReaJcsor (FRG-
2) mit einer thermischen L.eiatung wn 21 MW in 
Betrieb ~ (Der FRG-1 hat eine Lei­
stung wn 5 MW). Vom Arbeitskreis Atomwatten­
verzicht ins Grundgesetz wurde dar Verdacht 
geäußert, daB in Geesthacht Atomwaffen­
forschung belrieben wurde 8. 

Die Forlchungll9ak11Dfen standen weit weniger 
im Rampenlicht als die .großen• AKWs. Aber 
auch hier hat es eine Reihe von beunruhigenden 
Sti5rflllen gegeben. Oie Jahresberichte 1973 
und 1974z. 8. fOhren eine Reihe wn S.~len 

auf, die hier stichprobenng Beleg fOr nicht­
stOrungsfreien Belrieb stehen sollen: Bn~nn­
elementschAden, Undichtigkeitartundweit&res9. 
ln spAleren Jahresberich.., wird wrsichtshal­
ber Ober solche Betriebsa~n nicht mehr 
berichtet Die .Welr' berichteiB wn einem ,.Zwi­
schenfalr in der Reaktoranlage 1978 10. Als 
mögliche Ursache fOr cie l..euklmiefäle ist ein 
StOrfall vom Oklober 1983 in GesprAch. Hierbei 
war radioaktives Jod ausgetretart 11 . 

Aber auch in Normaltal ICheinen cie GKSS­
ForlchungsnMllaoren RadioMIMtat abzugeben. 
der heutige Abteilungsleiter im schleswig­
holsteiniachen Sozialministltrium, Dr. Sauer, un­
tersuchte die Belastung der Eile mit racioakti­
vem Tritium. Nonnalerweise lag diese im Unter­
suchungszeitraum 1974-1980 bei 7 bis 12 
Bequerel pro Liter Elbwasser, 1978 wurden 
.mehrtagige Tritiumkonzenlnllionen bis zu 3700 
pCill (137 Bqll, d. Verf.) am StauwehrGeesthacht 

gemessen• 12. Der Beilrag wird tor1gesetzt mit 
dar Bemertwng. • ohne daß die Ell'lia8nten iden­
tifiziert werden konnten". Geesbcht liegt 7 km 
flu8abwArta dar GKSS-Reaktoran. 

ln einem Beitrag dar GKSS fOr eine EURATOM­
Sitzung findet sich auch ein Plan der Lottungsan­
lage der Heißen Zellen (raciochemiaches La­
bor). Die Luft wird hier in drei Stuten gefilat, 
nach ·dem letzten .Feinstfilter" sollen dabei 
99,97% des S1aubes aus dar Luft entfernt sein, 
cie dann zum Abluftschornstein geleitet wird 13. 
Abgesehen wn der Frage, ob dieser WertOber­
haupterreicht wird, gelangen so z.B. bei Entsfe­
hung von 10 kQ radioaktivem Staub pro Jahr 
(vorsichtige Schtlzung) immerhin 3 g in die 
Umwelt Diese scheinbargeringe Mengeistschon 
bedenklich, da z.B .. wenige Gramm Plutonium, 
auf die Lungen aller Menschen verteilt, ausrei­
chen, um die gesamte WeltbevOikerung an 
Lungenkrebs sterben zu lassen. 

Die Schwierigkelt des Nach­
weises 

Die LeuklmiefAie in der Elbmarsch sind nichtdie 
einzigen Kreb&efkrankungen, cie in dar Umge­
bung von AKWs und anderen Atomanlagen wr­
gekommen sind. An folgenden Ol19n sind solche 
FAlle aufgetreten, wobei cie AufzAhlung sicher­
lich unYOIIstlndig ist: 
Dresden/USA (1971 AKW) 14; Shippingport/ 
USA (1973, AKW) 14; Schenectady/USA 

Umsiedlungsprojekt: 5 neue Hiuser in Tschertzky (s. Artikel "Tschernobyl-Hilfe") 

(1974 Forschungszentrum U-BootiReak~ 
ren) 1l; Sellafield/GB (1983, WM) 15; 
Rhawatbhatallnden (1991J AKW) 16; Pic*e­
ritiWCanade (1991 , AKW) 16. 

ObwohleseineReihevonUntersuchungenOber 
den Zusammenhang zwischen der wn Atc!Hs 
und anderen Atomanlagen erniUierten Niedrig­
slrahlung und emoh.., Krebsra.., gibt, ist cie 
Mfantliche Dislwsaion ct.ober von dar Atorn­
jnd,strie und den AufsichtsbehOrd bisher er­
folgreich blockiert worden. Dies gelang recht 
einfach, indem einerseits ein wissenschaftlicher 
Nachweis Ober die Urheberschaft dar AKWs fOr 
cieerhöhiB Krebsrate gefordertwunia undande­
rerseits die dazu notwendigen· GerAte, Stellen 
und Gelder nicht zwr VerfOgung gestellt wur­
den. 

Außerdem haben die Atomindus1rie und ihre 
wissenschaftlichen BQtl&lln jedem Fall versucht, 
cie S1ucien als .unwissenschaftlich" und damit 
in<iskutabel zu dffamieren. Dieses Verhalten 
lABt sich jetzt erneut an den Reaktionen auf cie 
ersten Untersuchungen der Bremer Medizinphy­
sikerln Prof. Schmitz-Feuerhake zu den 
l.euklmiefAIIen indarEibmSISch teststellen: Die­
se seien .unwrantwor11ich und unqualifizierr' 17. 
Clualifiziert und verantwo111ich ist demnach ein­
zig das Weiterrnache.n und Totschweigen. 
ln der Tat ist dar Nachweis, daß die l.euklmie­
fllle von der radioaktiven Emission der 
Geesthachter Atomanlagen herwrgerufen wur­
den, sehr schwierig. Daß radioaktive Slnlhlung 
L~kAmie und andre Krebsarten herwrrufen 
kann, ist unumstritten. Jede weitere Frage aller­
cings ist Gegenstand heftigster Konflikte, wr 
allem zwei: 1) W~eYiel Ra<loaktivit4t gibt ein 
AKW/eine andere Atomanlage an die Umwelt 
ab? und 2) W18 ist cie Wlf'kung wn vergleichs­
wei~ geringer Strahlung einzuschAtzen? 

Schon cie erste Frage macht deutlich, wie 
vertllrtet die Fronten sind. Die Diskussion erin­
nert kaum an einen wisaenschafllichen Diskurs. 
WAhrend in den sechzigerund siebziger Jahren 
wn den Betreibern noch plausibel erscheinende 
AbschAtzungen gegeben wurden, wird heute 
von cieser Seite die absurd niedrige Belastung 
von unter einer Millirem (mrem) pro Jahr fOr die 
umliegende Bevölkerung angegeben. Kritische 
Wissenschaftlerinnen kommen auf Werte von 
ca. 200 mrem/JahrfOr AKWs bzw. 260 bis 1750 
mrem/JahrfOrdas Kem~szentrum Kart­
aruhe miteinerkleinen WM 18. Zum Vergleich: 
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Leuklmle 

Oie narOrtiche Slrahlenbelaatung durch kosmi­
schesnhlung undnaKlriicne radioaktive Isotope 
belrlgt c:a. 100 mnMn, mltdergleicnen Strahlen­
belastung mOsaen MeiChen rechnen, die sich 
hluftger r0ntgen lauen. Der zullaalge Grenz­
wert fOr AKWs liegt bei 90 mrwm/Jahr. 

Einweiller8r Fakrormac:htstutzig: WAIYend bis in 
die siebzlger Jahre cle Emlulon von AKWs 
relativ offen ciskuliert wurde, Ist inzwischen von 
Setreiberseite keine Abachltzung mehr zu er­
fahren, wieviel Radioklillitlt ihr AKW pro Jahr 
freisetzt 1971 wurde vom Institut fOr Reaktorsi­
cherheit des TÜV eine SUie Ober die erwartete 
Emission des AKW KrOmmel erstellt Der TOV 
kam auf einen Wert von 175.000 Curie jAhrtlch 
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19,daa sind6,s-1o 15 Bequerel(vierzehn Nullen 
hinter der 51) und entlpric:ht einem knappen 
zehntausendstat der durch Tachernobyl freige­
setzten RadioaktivhAt Ob das AKW so geneh­
migt wurde, wurde nicht nachgeprOft. 

WteViel Radioaklivitat 1atalchlic:h im Nonnalbe­
triebeines Realt~Dtsentweicht.latnuraehrachwer 
nac:hzuweiaen. Bei der Spaltung von Uran- und 
Plutoniumkernen entstehen eine Unmenge 
gasf&miger,IIOsaigerund lestarradioakliver~­
fe, eieaufverschiedene Arten lll'8hlen (a-,8-und 
A-Strahlung). Es m08ten Luft-, Boden- und 
Wasseruntarsuc:nungen gelrennt nach den ein­
zelnen &rahlunga.ter~ VOfg8ROmmen werden. 
Oie dazu nötigen Gerlta stehen nur der A.tom­
indJstrie und den Univeraitllen zur VerfOgung, 
de an solchen Untarauchungen kein ln1erease 
haben .. 

Auch in derBe.-.twortung derzweiten Frage, wie 
schidich ..... geringeSII'IItmginderGr68en­
orchlng der naiOftictlen s..hlung ist, gibt es 
deutliche Differenzen. FOrden Bereic:h zwischen 
100 und 1000 mrem, der hier intareuiert, gibt es 
zwei Hypothesen, diewiedan.m vonden Konn­
hentenMwnindusN/~undkri­
lisc::he Wlasenac:haftlerlnnen wr1reten werden. 
Oie einen gehen davon &IS, da8 bei geringer 
StrahlungderK&perdieShhlenachadenaelbst 
repM&ren kam (Grenzwert-Hypothese), wlh­
rend die .-.c:leren .motnn, daß jedes einzelne 
Strahlungsquant eine Zele so acNclgen kam, 
daß Krebs ausgelOst wird. Diese wrac:hiedenen 
EinachAtzungen fOtwen zu ex1remen Oifterenzen 
in der Frage der Schldichkait wwgleic:hsweise 
geringer Slrahlung. Esgibteineg.-.ze Reihe von 
Argumenten fOr cie zwelee Hypolheae, aus der 
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folgt, daß die Wlr1wng geringer Dosen 1 Q0-1000 
Mal achlclic::heristala offiziell veriUlndetwird 20. 

Nicht zwangsläufig 
"Business as usual" -

die Expertinnenkommission 
der Landesregierung 

Auseiesen 0bertegi.W9"1wirddiMIIIi<:h, wiewic:tt­
tig es ware, endich eirmal geaichel19 Daten zu 
dem seitlangem vcriegenden Verdachtderkras­
sen UnlillrSchAtzung der Strahlenschiden dJrc:tl 
den Roulinebetriebvon ADnanlagen zu erarbei­

ten.lnsofem luw\n 
mensch die ge­
plante Exp.Htln­
nenkommission 
der l..andesregier­
ung nur begrO­
Sen, wenngleidl 
nicht gesichtert 
ist. daß dabei et­
was heraus­
kommt Oie gro­
Be Hoffnung, die 
die Eltern-BI in 
der Elbmarsch in 
Jansenaetzt, ktln­
nen wir nicht tei­
len. Zu deutlfch 

ist- gentde in der Auseinandaf'setzung um die 
FlOchtlinge in Neumonster/Grelfawald/Nor­
derstedt geworden. daß Janaens Politik unter 
dem Primat der Wlhlerlnnenalimmen stahl Das 
heißt. solange cie 6ftentliehe Meinung im Rich­
tung Stillegung von KrOmmel ,und GKSS geht, 
kann mensch wn Jansen etwas erwarten, ao­
bald der Wind sich dreht, wird Jansen die 
l..euklmiekinde in der Elbfna'lc:h im S1ich las~ 
sen wie jetzt cie ROChtlinge in Norderstadt 

Anders als de niederslc:haische Albeitsgruppe, 
die unter Beteiligung der Be.-eiber und des 
Bundesamtes fOr Strahlenschutz seit einem hal­
ben Jahr im Dookeln tappt, soll die ExpertJnnen­
kommission mit unabhAngigen Wllse~­
lertnnen besetzt werden, eine Beteiligung des 
Öko-Instituts und kritischer Wissenschaft­
lertnnen wie Prof. Waaaermann (Uni Kiel) und 
Prof. Sc:hmitz-Feuerhake (Uni Bremen) ist wr­
geaehen. Die Gefahr einer magliehen VerwAs­
seNng der Kommission besteht angestrebte 
Beteiligungdes Bwldeaumweltminislariuma. Oie­
se sieht nach einem schlechten Tausch: Mehr 
Gelder gegen Besetzung mit Pro-Atom-Leuten 
aus. 

Trotz der genannten Bedenken sollt& de Korn­
misalon ernst get1011'11T180 und nicht von vomher­
ein als Legitimationskommission der Atomincll­
slrie eingestuft werden. Dia Bereitstellung nen­
nenswerterMittel toreine unabhlngige Kommis­
sion ist ein weltweit einmaliger Sdvilt Mögli­
c:hefweise YGriluft trotzdemaleswieder im San­
de, m6glic::tlerwei erarbeitet de Kommision 
jedoch Ergebnisse, die die MeniChheil einige 
Jahre frOher von der Atemkraft befreit Dies wird 
ZU wrfolgen und ZU OberpfOten sein. 

Die ersten Zwischenergebnisse, die Prof. 
Schmilz-Feuerhake YOrStellte, welseil eher in 
eine hoffnungsvolle Richtung. Sie unterauc:hte 
das Blut wn fOnf Geschwisterkindem von 
L..euklmiekindem mit der Methode der biologl­
achen Oosimelrie und stellte in den weißen Blut­
k&pel chen der Kinder eine erhOha Konzentra­
tion von sogenannten cizenlrischen Chromoao­
men fest, de auf eine Strahlenbelastung zwi­
schen 200 mrem und 1000 mrem hindeuiiBt Sie 
lußerte die Vermutung, daß diese Strah­
lenbelatung dUrch den 83er St6rfal der GKSS 
zustandegekommen sei. Dem kann menach nur 
bedngtzustimmen. Nach den oben angef0hl19n 
AbschAtzungen ist eine sokhe Belastung a~ch 
beim Normalbetrieb eines AKW mOglich. 

Um den Ausstiegswillen der Landesregierung 
einmal zu18alen, enc:heintes sinnvoll, cle IChwa­
chen Knlfteauf.die Forderung nachderStillegung 
der GKSS-Forsc:hungareaktoren zu konzentrie­
ren, die inzwischen in ihr 3.-. bzw. 29. Betriebs­
jahr gehen. WeitetNn gibt es, cie Expertlnnen­
kommision zu Y8tiolgen und zu kritisieren. Dem 
daß die Bewertung der Gefahren der Kernener­
gie nicht den .Expentnnen• Oberlassen bleiben 
darf, hat de GellChichile der Anti-AKW-Bewe­
gung nur zu deullich gezeigt 
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Tschernobyl 

Tschernobyi-H i lfe 
Häuserbau für Familien aus den verstrahlten Gebieten 

Als vor einigen Jahren das Komitee 
"Dan Kindernvon Tschernobyl• mit dar 
Verschickungvon Kindem ausstrahlen· 
versauchtarn Gebiet begaM, wurde bald 
klar, daß dies keine Dauerl6aung dar 
Probleme mit sich bracht.. Auch das 
zweite Standbein, die Varbaaaarung d• 
medizinischen Versorgung und die Ba­
handlung Im westlichen Ausland, konn­
te an den Ursachen dar strahlenba· 
dingten Krankheiten nichts ind•n. 
Es war v6111g klar, die Menschen muß­
ten sofort ausihrer v••uchten Umge­
bung umgesiedelt werden und damit 
waren und sind die offiziellen Stellen 
Oberfordert 
So entstand die Idee, zualtzllch zur 
staatlichen Umsiedlung, die zudem oft· 
mala von einem veratrahlt8n Gablet Ins 
nichate umsladalt und Dorfgemeln· 
schatten zerreißt, eine Art Salbsthilfe­
Umsiedlung zu organisieren. 
Statt HochhAuser in Trabantenstldten, sollten 
kleine Häuschen auf dem Lande mit MOglichkei­
ten zu Selbstversorgung gemeinsam von freiwil­
ligen Helferinnen aus dem Ausland und den 
betroffenen FamHien gebaut werden. Wegen 
des allbekaMten Baustoffmangels und weil es 
ja viel gesOnder ist, sollten ciese HAuser m6g­
lichst mit 6rllichen Baumaterialien, wie z. B. 
Lehm hergestellt werden. 

FOnf Häuser wurden 1991 
ln Tschertzy gebaut. 

Soweit so gut, zwischen Idee und Realisierung 
liegen nalürlich eine Menge Schwierigkeiten, 
die gar nicht aUe im Vorfeld bedacht werden 
können. So wurden also im vergangeneo Jahr 
Erfahrungen auf aßen Ebenen gesammelt So 
stieß der Lehmbau anfinglieh auf große Skep­
sis, denn in der Vorstellung der Umsiedler ist 
das ein altmodischer Baustoff. Und vielen liegt 
es näher, sich von alten HolzhAusem in .moder­
ne• BetonhAuser zu .verbessern•. Außerdem 
war das Komitee in Minsk so sehr mit seiner 
Kinderverschickung beschiftigt, daß es nicht 
gelang, einige FamHien aus wrslrahltem Gebiet 
fOr die Mitarbeit im fast strahlenfreien T&ehertzy 
(180 km nord6stl. von Minsk) zu gewinnen. 
Daneben na10rtich eine Menge praktischer, tech­
nischer und organisatorischer Probleme. Wa­
ren auch der größte Teil der Werkzeuge und 
Maschinen aus dem Westen mitgebracht und 
gespendet worden, so waren z. B. die Funda­
mente noch nicht hergesteHt und das Bauholz 
schon wieder geklaut, als die erste Hilfsgruppe 
im FrOhjahr 91 mit der Arbeit begann. 
Eigentlich war wrgesehen innerhalb von 3 Jah­
ren hundert Hluserzu bauen, aberdeses .Plan­
soll" wird wohl der RealitAt angepaßtlmmemin 

waren wir ganz stolz, als im Herbst 5 Häuser im 
Rohbau standen, zwei davon in Leichtlehm­
bauweise. 
Etwa 60 Helferinnen hatten den Sommer Ober, 
meist fOr 3 Wochen, zusammen mit örtlichen 
Handwerkern und Studentinnen geholfen. Drei 
GruppenwrschieclenerHer1wnftergänzten sich 
dabei bestens undohne jeden Konkurrenz. Zum 
einen die .Ost-Berliner" (gruppe um Famüie 
Pflugbeil und das Berliner Komitee), de schon 
frOhzeitig mit einer Lehmziegelpresse und Be­
ton-Hohlblocksteinmaschinen nach T&ehertzy 
kamen. Zum anderan de Lehmbaugruppe aus 
dem Raum Bielefeld, die sich um die Familievon 
Bodelschwingh gruppiert und aus bereits histo­
rischer Lehmbauerfahrung schöpfen kaM und 
zum Dritten die Gruppe Wendländischer 
Handwerkerlnnen, die im Raum Gorleben schon 
durch phantasievolle Aktionen gegen Atoman­
lagen bekannt ist. 

Die Suche nach den 
Umsiedlerfamillen Ist 

schwierig I 

Beim Nachbereitungstreifen der Baugruppen 
im Herbst 91 wird die Planung zweigleisig fort­
gesetzt Da der Selbsthilfe-Leichtlehmbau nicht 
geeignet ist, um in kurzer Zeit möglichst viele 
Häuser zu bauen, sollen in der Region Tschertzy 
Baufwmen entstehen (mit westlicher HHfe), die 
schiOsselfertig Häuser bauen und gleichzeitig 
dringend benötigte Arbeitsplätze bieten. Die 
Leichtlehmbautechnik soll dagegen eher den 
Charakter von Völkerverstlndigung und Wie­
dergutmachung haben, denn im Zweiten Weit­
krieg haben die Deutschendiese Gegendschwer 
verwüstet. 
So wurde beschlossen, 1992 nur dann Lehm­
häuser mitdeutscher Hilfe zu bauen, wenn auch 
tatsächlich betroffene Familien aus der 
verslrahlten Region bereit sind, an ihrem zu­
künftigen Eigenheim mitzuarbeiten. Um diese 
Suche nach UmsiederfamUien nicht dem Zufall 
oder demOberlasteten MinskerKomitee zu Ober­
lassen, fuhr ich im Nowmber 91 und im Januar 
92 in das betroffene Gebiet. Nach ROcksprache 
mit dem Komitee konzentrierte sich die Suche 
auf das Bragin-Gebiet Angrenzendan das eva­
kuierte Sperrgebiet sind hier, wie auch anders­
wo, unmenschlich hohe Strahlenbelastungen 
wrzufinden. Ein Großteil der qualifizierten Ar­
beitskrifte ist bereits weg, viele Menschen ha­
ben auch schon einen Umsiedlungsschein in 
der Tasche und warten auf cie FertigsteHung 
ihrer Wohnungen. Einige Schulen sind bereits 
geschlossen - eine sterbende Region. Anders 
jedoch als zu Beginn der Zwangsumsiedlung, 
wird jetzt von der Regierung nur noch freiwülig 
umgesiedelt. Alte, Schwache und Randgruppen 
bleiben zuletzt allein zurück. Auch die Vergün­
stigungen, die es bei lohn und Lebensmittel­
versorgung gab, wurden erheblich gekürzt. So 

fangen bei dieser unsicheren Wirtschaftslage 
sogareinige Menschenwieder an den Garten zu 
bebauen und Schweine zu halten. Diese Men­
schen mit ihren Kindem müssen die all­
gegenwärtige Gefahr verdrängen, um Oberhaupt 
psychisch und physisch zu Oberleben. So war es 
zwar fOr mich zuerst völlig unverständich, daß 
diese Menschen nicht nach Tschertzy wollten, 
weH es dort so kalt, naß und windg ist (im 
Winter). Bei näherer Belrachtung jedoch ist das 
schlechte Wetter tatsächlich gefühlsmäßig 
näherliegendalsdieunsichtbaraStrahlengefahr. 
Während nun in den kleinen Dörfern um Bragin 
die Suche nach Gemeinschaften weitergeht, die 
vielleicht doch Interesse haben, mit mehreren 
Familien gleichzeitig nach Tschertzy 
umzusiedeln, hat sich eine zweite Gruppe gebü­
det. Die mehr kleinstädtischen Bewohner von 
Bragin haben sich einen Ort Namens Oktjabrisk 
ausgesucht, in den sie gerne Obersiedeln wor­
den. Er erfüllt alle wn ihnen gewünschten Be­
dingungen.- Nur 150 km entfernt und trotzdem 
ähnlich strahlenfrei wie Tschertzy, klein­
stldtische Struktur, gute Infrastruktur, vorhan­
denes Bauland unddas Einwrstlndisdes Kreis­
komitees. 
Zwar sucht auch die Bodelschwingh-Gruppe 
nach einem zweiten Standbein fOr den Häuser­
bau, abereigentlich mehr in der Nähevon Minsk. 
So kam es beim letzten Besuch in BraginAnfang 
Februar mit Dietrich v. Bodelschwingh und den 
umsiedlungswilligen Braginem leider zu keiner 
Einigung. 
FOr dieses Jahr sieht es daher so aus, als wenn 
es erstmal nur in Tschertzy weitergeht. Das 
Berliner Komitee wiR etwa 20 SteinhAuser bau­
en und die Lehmbauer 2-3 Lehmhäuser, wenn 
bis dahin Urnsiedlerfamilien fOr Tschertzy ge­
funden worden sind. Die letzte Entscheidung 
fällt darOber Ende März. Genauere Informatio­
nen können dann bei mir oder den 
Bodelschwinghs erfragt werden. 

Dleter Scharachmldt 

Dleter Scharachmidi 
Kapern Nr. 37 

W-3131 Schnackenburg 1 
Tel. 05840/498 

Dietrich von Bodelschwlngh 
Bodelschwinghstr. 128 

Heimstätte Dünne 
W-4980 Bünde 12 
Tel. 05223/43202 

Komitee Berlln 
-Kinder von Tachernobyi­

Rosa-Luxemburgstr. 19 
0-1020 Berlin 

Tel. 0372/2826745 
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FrOhJahrskonferenz 

Bundesweite Konferenz 
der Anti-AKW-Aktivistlnnen 
29. - 31. Mai 1992 in Münster 
Zweimal Im Jahr treffttn sich Menschen aus Anti-AKW-Initiatlven aus der ganzen Bundesrepublik zu einer 
gemeinsamen Konferenz. 

Im Mittelpunkt des Wochenendes stehen 

.. die gegenseitige Information Ober Aktivitaten, Schwerpunkte und Problerne der einzelnen Gruppen 

.. die Diskussion Ober neue Entwicklungen in der Energie- und Atompolitik 
• die Beratung O~erregionaler Aktlvitaten zu bestimmten Ereignissen oder Themen 
• der Austausch in Arbeitsgruppen zu aktuellen Auseinandersetzungen (z.B. neues Atomgesetz, Atomtransporte, 

Atornprogranvn 2.000, Standorte, Ost-West, Strukturen der Bewegung usw.) 
• die Vorstellung neuer Informations- und Agitationsmaterlallen 
• und vieles mehr 

Neben den Diskussionen im Plenum und den verschiedenen Arbeitsgruppen sind es vor allem die .,Gesprache 
am Rande", die den Reiz einer Anti-AKW-Konferenz ausmachen. Hier lernen sich Leute aus Nord und SOd, Ost 
und West kennen und schAt.zen, die in ihrer Initiative gerade das gleiche Thema beackern; die noch jemanden 
kennen, der/die bestimmte Informationen hat; die etwas gehört haben, was den AKW-Standort in der Nahe des/ 
der anderen betrifft, usw. 

Gerade in Zeiten, wo manche Initiativen nur noch aus einer Handvoll Aktivistinnen bestehen, bietet die Bundes­
konferenz die Möglichkelt neuen Mut zu schöpfen und neue Ideen mit nach Hause zu nehmen. 

Alle, die an Kommunikation und Koordination Interessiert sind, sind Im Mal nach MOnster eingeladen. 
Infos zum genauen Programm gibt es bel: 

WIGA, c/o Umweltzentrum, Scharnhorststr. 57, W-4400 Münster 
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~hjahrskonfe~nz 

Protokoll zur Vorbereitung der Frühjahrskonferenz 
der Anti-AKW-Bewegung in Münster. 

Die Bundeskonferenz der Anti-AKW-Bewegung ln MOnster wird am 29./30./31. Mal1992 
stattfinden. DerTermin steht jetzt endgültig fest. Tagungsort Ist die KatholischeStudenten­
gemeinde MOnster in der Frauenstraße 3-7. 

Folgender Ablauf ist geplant: 
Folgende AG's sind geplant bzw. schon ln 
Vorbereitung: Freitag, den 29. Mal1992 

Wir fangen pQnktllch an!!!! 
18.00 Uhr Vorstellungsrunde • Situation in der Ex-DDR 
20.00 Uhr Dia-Vortrag Ober die Euroregionai-Konferenz • Atomprogramm 2000 

• Zustand, Ideologie, Perspektive der Bewegung 
Samstag, den 30. Mal1992 
09.00 Uhr Frühstück 

• Standorte 
• Opfer von Tschernobyl/Niedrigstrahlung 

1 o.oo Uhr Eröffnungsplenum mit Vorstellung der einzelnen • Novaliierung des Atomgesetzes 

13.00 Uhr 
14.00 Uhr 
17.00 Uhr 

AG's, die im Anschluß daran beginnen 
Mittagspause Diese Liste besitzt keineswegs einen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Sollten sich Leute bereitfinden noch andere AG's anzubieten, steht 
ihnen dies natürlich frei; wir die Vorbereiterinnen bitten jedoch in 
einem solchen Falle um eine kurze Nachricht. 

AG's 
Plenum mit dem Vortrag der AG-Ergebnisse und 
anschließender Diskussion 

20.00 Uhr Abendessen 

Sonntag, 31. Mal1992 
09.00 Uhr FrühstOck 
1 0.00 Uhr Plenum mit Resolutionen etc. 

Oie Vorbereitungstexte für den Reader müssen bis zum 10. April 
1992 bei AAA sein. An diesem Tag ist Redaktionsschluß für den 
Reader !II 

12.00 Uhr Mittagessen und danach Abreise 
WlgA MOnster 

Über den "eigenen Kühlturm" hinaus 
Einladung zur Arbeitsgruppe "Standorte" auf der Anti-AKW-Konferenz in Münster (29.-31.5) 

Auf den letzten Anti-AKW-Bundeskonferenzen 
in Bremen und Marburg ist aufgefallen, daß sehr 
wenig Menschen von Atomanlagen-Standorten 
anwesend waren. Das Programm und die The­
men einer solchen Konferenz scheinen für die 
Leute von den Bis vor Ort nicht mehr sondertich 
attraktiv zu sein. 

Die Standort-Initiativen organisieren sich ent­
weder regional- wie z.B. in Niedersachsen­
oder sie haben de Hoffnung auf UnterstOtzung 
durch de Reste der bundesweiten Anti-AKW­
Zusammenhlnge bereits aufgegeben. 

Auf der Konferenz in MOnster soU ein neuer 
Anlauf unternommen werden, um cle Standort­
Initiativen an einen Tisch zu bekomm&n. Beson­
ders erwOnsc:ht sind gerade cle Initiativen, die 
sich bisher nicht für derarlige Treffen interes­
sierten. 

Die Arbeitsgruppe soU erstmal hauptsichlieh 
dem Erfahrungsaustausch denen. W1e ist die 
Situation vor Ort? Worum drehen sich die ak1U­
ellen Auseinandersetzungen? W18 ist der Zu-

stand der BI? W1e gut oder schlecht ist de 
Verankerung in der Bevölkerung? Gibt es Zu­
sammenarbeit mit anderen Gruppen? Wird der 
Betrieb der Atomanlage ledglich .kritisch be­
gleitet"odersindKrifteda,diecleAuseinander­
setzung um cle Stillegung führen. 

Im Gespräch werden sicherbald Parallelen aber 
auch Unterschiede deutlich werden. ln einem 
zweiten Teil soll es um de Frage gehen, ob und 
wie de Arbeit der Initiativen an den Standorten 
durch Vernetzung unterstOtzt werden kann. 
Dabei stehen praktische Erwägungen im Forde­
rung. Kann eine Augblattserie, die an einem 
Standort erstelltwurde auch an anderen Stand­
orten verteilt werden? Gibt ea nac:hahmena­
werte Veranstaltungskonzepte? Welche Aktio­
nen haben besonders viel Wirbel erzeugt? Sind 
Untersuchungen zur Leuklmiehlufigkeit Ober-
tragbar? . 

ln de Diskussion sollen auch Erfahrungen mit 
bisheriger Zusammenarbeit einfließen, de es 
zum Beispiel in den Bereichen Atomtranspane 
oder MOX-Einsatz oder eben beim nieder· 

sAchsisc:hen Standorte-Treffen gibt 

Ein weiteres mögliches Thema der Arbeits­
gruppe: Welche AnsprOehe oder Erwartungen 
haben cle Standortinitiativen an die noch vor­
handenen StAdtischen Anti-AKW-Gruppen? Wo 
kann es Zusammenarbeit geben? 

Je nachdem, wieviel der Zeitrahmen hergibt, ist 
in der Arbeitsgruppe auch die konkrete Abspra­
che Ober regionale Vemetzungen oder Ober 
gemeinsame Aktivititen möglich. Doch MOnster 
soll nur ein erstes Treffen der Standorte-Grup­
pen sein. Bei weiteren Konferenzen, die ja im 
Halbjahresrhythmusgeplant sind, kann sichdie­
se Arbeitsgruppe bei Bedarf weiter treffen und 
die in MOnster begonnene Gespräche und Ab­
sprachen intensivieren. 

Kontakt und ROckfragen: 
Jochen Stay, Flscherstr. 42a, 
W-6800 Mannheim 24, Tei.:0621/ 
858837 

47 



Standorte 

s andorte 

/;-~~'\"; 

Anti-Akw-Kalender 1993 
Seit 15 Jahren gibt es Ihn nun, den Kalender 
der autonomen Anti-AKW·Bewegung (übri­
gens genausolange, wie es die atom gibt). 
ln den Anfangsjahren haben ihn AKW-Geg­
nerlnnen aus Göttingen gemacht Dann 
wurde er 3 Jahre bei uns Im Umweltzentrum 
Münster gemacht Der Kalender 1992 wur­
de von der BBA-Bremen erstellt 
Und jetzt? 
Es gibt keine neue Kalendergruppe und von 
den .,alten• Macherinnen hat keineR - ich 
auch nicht! - mehr so richtig Lust. sich die 
Maloche des Kalender-Machens aufzuhal­
sen. 
Trotzdem Ist klar, daß der Atomkraft Nein I 
Kalender auch 1993 wieder erscheinen soll­
te. SchileBlieh erreicht mensch mit dem Ka­
lender viele Menschen, die sonst nicht oder 
kaum mit den Inhalten der autonomen Anti­
AKW-Aktiven beschäftigt sind. 
Ich schlage deshalb vor. den Kalender im 
wesentlichen während der Bundeskonfe­
renz der Anti-AKW-Aktlvlstlnnen Ende Mai 
1992 in MOnster zu erstellen. 
Natürlich sollten aktualisierte Adressen, 
Cartons, Layoutmaterial, Artikel und so wei­
ter schon vorher bei uns eintrudeln. 
Dr.Ockeberger von der WigA (Widerstand 
gegen Atomanlagen) Münster. 

Kontaktadresse für den 93er Kalender: 
Atomkraft Nein! Kalender 
c/o Umwälzzentrum, Scharnhorststr.57, 
W-4400 Münster 
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Kein Atommüll nach Ahaus 

Mit einem dezentralen Aktionstag im west­
lichen Münsterland wurde am 18.1. in ver­
schiendenen Orten gegen die bevorstehen­
de'lnbetrlebnahme der Ahauser Atommüll­
deponie (BEZ) demonstriert Mitglieder des 
AKU hatten ln der Gronauer Innenstadt ei­
nen Infostand errichtet und verteilten Flug­
blätter. 
Weniger Tage später am 21.1. Informierte 
der AKU bei einer Informationsveranstal­
tung in Gronau erneut über bereits erfolgte 
und bevorstehende Atomtransporte in Gro­
nau. Zudem wurde ein Videofilm aus Lü­
beck gezeigt; hier hatte vorwenigen Jahren 
die Bevölkerung erfolgreich Atomtranspor-

Landshut/Atomtransporte 
Das Landshuter Bürgerforum gegen Atom­
kraftwerke hat am 10.2.1992 im Landshuter 
Rathaus an Bürgermeister Joesf Deimer 
1500 Unterschriften gegen Atomtransporte 
übergeben. 
Mit den Unterschriften, die an 4 Samstagen 
Im vergangenen Jahr gesammelt wurden, 
fordert das Bürgerforum die Stadt Landshut 
auf, die Gefahren aus den Transporten, die 
auf der Schiene und auf der Straße durch 
Landshut führen, ernstzunehmen. 
Allein aus Ohu I fahren jedes Jahr im Durch­
schnitt 12 hochgefährliche Transporte mit 
abgebrannten Brennelementen mitten 
durch Landshut Dazu kommen ab 1992 
noch die Transporte aus Ohu II. Schließlich 
rollt auch eine unbekannte Menge soge­
nannter leicht und mittelaktiver Abfälle und 
das Abrißmaterial des Schrottreaktors Nie­
deraichbach über Straßen und Schienen 
der Stadt nach Mlttertelch und Karlsruhe. 
(aus Presseerklärung vom 10.2.92) 

Kontakt: Bürgerforum gegen Atomkraft­
werke Landshut u. Umgebung 
Dammstraße 13, W-8300 Landshut Telefon 
0871165886 

-

te verhindert 
Neuesten Informationen zufolge sollen die 
ersten Atommüll-Transporte nach Ahaus 
eventuell erst im Sommer durchgeführt 
werden. Der AKU wird jedoch weiterhin auf­
merksam die Güterzüge auf den BD-Linlen 
Münster-Gronau, Gronau-Ahaus beobach­
ten. Vielleicht rollt der Atommüll ja doch 
schon eher ... ? 
Fest steht zudem, daß bereits jetzt Atom­
transporte von uns zur Gronauer Atomfa­
brik ( UAA) rollen. Am 31.1.1st es einem AKU­
Mitglied gelungen, 2 LKW mit Uranhexa­
fluorid bei der Abfahrt an der UAA zu foto­
grafieren (siehe Foto). 

GroBe private Solaranlage 
geplant 
Die Leute von Georg's Laden in Meile wol­
len ihre Stromversorgung selbst in die Hand 
nehmen mit Hilfe von Solarenergie, um 
nicht weiterhin auf 60% Atomstrom aus der 
Steckdose angewiesen zu sein. Seit über 2 
Jahren laufen die Vorbereitungen für das 
Solarprojekt 1992 soll es endlich Wirklich­
kelt werden. 
Die Photovoltaikanlage soll eine Spitzenlei­
stung von über 10kw haben, womit das Ge­
schäft sowie eine Solartankstelle für Elek­
troautos versorgt werden. OberschuBstrom 
wird ins öffentliche Netz eingespeist. bei 
Unterversorgung beziehen wir den Strom 
aus dem Netz. Der Pferdefuß des Ganzen: 
das Projekt wird ca. 200.000.-DM kosten. 
Deshalb brauchen die Leute von Georgs 
Laden jede Menge Unterstützung.von Men­
schen und Gruppen, die dieses Pilotprojekt 
mit realisieren helfen wollen. 

Georg's Laden, Fachgeschäft für gesundes 
Leben und Wohnen, HaferstraBe 13, 
W-4520 Meile Tei.05422/5641 



Kein Atom-Müll-Ofen in Karlsteinl 

Die Gesellschaft für Nuklearservice (GNS) 
plant zusammen mit Siemens in Karistein 
eine Abfallreduzierungsanlage (ARAK). 
Was verbirgt sich hinter dieser Bezeich­
nung? 
Der radioaktive Müll wächst der Atomindu­
strie über den Kopf. Für die ,;Endlagerung" 
gibt es keine Lösung und wird es keine ge­
ben. Und die sogenannte Wiederaufarbei­
tung erzeugt große Mengen neuen Atom­
mülls. 
Nun soll in Karistein ein riesiger Ofen ge­
baut werden, der jährlich 500 Tonnen Atom­
müll verbrennt, angeblich schwach radioak­
tiv. Wer könnte und wird das kontrollieren? 
Die Filter werden weder den radioaktiven 
Kohlenstoff (C14) noch radioaktives Tritium 
zurückhalten. Dazu kommen weitere Radio­
nuklide und schwere Giftstoffe wie Dioxin 
und Furane, die in die Umwelt niedergehen. 
Der Untermein gilt amtlich als lufthygie­
nisch stark belastet. Zur Atomindustrie 
kommen konventionelle Kraftwerke, GroB­
betriebe, Müllverbrennung etc. 
Jedes weitere Becquerel kann der Anstoß 
zum Krebs sein. Und auch die dauernde 
Niedrigstrahlung ist äußerst gefährlich. 

IM.üll-
.. verbrennung . \ 
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Her mit den Ministern ... 

' ' 

Die Einweihung des Euregiohauses in Gro­
nau (29.1.92) war das Ziel einer Protestakti­
on mit Transparent und Flugblättern des 
AKU Gronau. Dabei wurde jedoch nicht ge­
gen die Einweihung generell, sondern ge­
gen den Ehrengast Günter Einart SPD de­
monstriert. Einart - er ist Wirtschaftsmini­
ster in Nord-Rhein-Westfalen - hatte 1991 
die Erweiterung der Urananreicherungsan­
lage genehmigt 
Der AKU nutzte die Gelegenheit, um de­
monstrativ von Einart die sofortige Stille­
gung aller Atomanlagen in NRW zu fordern. 
Die "aktuelle Stunde" berichtete landesweit 
über die Aktion; Radio Ost (Holland) sende­
te sogar ein Interview mit einem AKU-Mit­
glied. Dagegen wurde der AKU-Protest in 
den Gronauer Nachrichten nur am Rande 
erwähnt. 

... 

ln Karistein steht bereits ein alter Atom­
müllofen, der nach 2 Jahren abgeschaltet 
wurde, weil er ständig die Grenzwerte über­
schritt. Und diese sind von den Behörden 
viel zu hoch angesetzt Die Atomindustrie 
soll verdienen, der Schutz des Lebens ist 
zweitrangig. 
Der alte Ofen strahlt weiter, zusammen mit 
dem Hochdruckreaktor in Großwelzheim, 
der 1971 nach nur 18-monatiger Betriebszeit 
abgeschaltet wurde und dem 1985 abge­
schalteten Versuchsreaktor in Kahl. 
Hinzu kommen die Atomfabriken in Hanau 
mit häufigen Störfällen und die permanen­
ten Atomtransporte auf den Autobahnen 
und Landstraßen dieser dichtbesiedelten 
Region. 
Die Stadtverordnetenversammlung von 
Maintal hat mit überwältigender Mehrheit 
(SPD, CDU, Grüne) beschlossen, den 
~ampf gegen den Atommüllofen in jeder 
Hinsicht zu unterstützen. 

Aktionsbündnis gegen Atommüllverbren­
nung in Karlstein: 
c/o Umweltinitiative Mtl, M.Kolod, 
Hauptstr. 21, W-6457 Maintal 3 

Atomtransporte ... mit der 
Deutschen Bundesbahn, 
Info Nr.1 
Ein vierseitiges, sehr informatives und gut­
gemachtes Infoblatt zu Atomtransporten 
mit der Bahn kann über die BI Ahaus bezo­
gen werden. Es wird zur Mitarbeit und Infor­
mationsweitergabe durch die Bevölkerung 
aufgerufen, insbesondere, was die Trans­
porte aus dem stillgelegten THTR ln Hamm­
Uentrop angeht. 
Die Info-Blätter eignen sich besonders zum 
Verteilen in Bahnhöfen und Zügen. 

Interessierte wenden sich bitte an: 

BI Ahaus, c/o Hartmut Liebermann, Auf der 
Haar 2, W-4422 Ahaus 
Telefon: 02861-63807 

Standorte 

s andorte 
Anti-Atom-Aktion in 
Hamburg 
Am 11. Novemebr führten wir nach langer 
Zeit mal wieder eine Anti-Atom-Aktion 
durch. Im folgenden der Bericht der taz über 
diese Aktion: 

Staatsrat Boldt und 2 seiner Sachbearbei­
ter empfingen uns - obwohl unangemeldet 
- außerordentlich höflich und zuvorkom­
mend. Trotz dieser wie Politiker sagen wür­
den herzlichen Atmosphäre waren wir in 
der Sache erwartungsgemäß weit ausein­
ander. 
Ein wenig erschreckend ist es schon, wie 
leicht die Herren das Problem nehmen, 
trotz verbal erklärtem Ausstiegswillen. Sie 
tun viel für's Energiesparen (was ja begrü­
ßenswert ist), mehr ist nicht zu machen, al­
so läßt man es dabei bewenden. Gekämpft 
wird nicht. Erschreckend ist auch die Hal­
tung zu den MOX-Brennelementen: Die 
Dinger sind halt da, also ist es doch besser, 
sie auch zu "verbrauchen". Und wenn wir sie 
nicht einsetzen würden, würden sie (über 
Euratom) woanders eingesetzt werden. 
Es ist ja eine bekannte Tatsache, daß SPD, 
Umweltbehörde und Senat allenfalls dann 
wirklich etwas tun, wenn man sie kräftig 
und anhaltend tritt. Dies muß auch gesche­
hen! Klar ist auch, daß dieser eine Tritt noch 
lange nicht ausreicht. 
Wer ist bereit, dabei weiter mitzumachen? 
Wir waren leider nur 15 Leute und dies, ob­
wohl die Aktion im vorigen Rundbrief des 
Gewaltfreien Aktionsbündnisses angekün­
digt war, obwohl sie doch eine gut ausge­
dachte, pfiffige Sache war. Besonders ent­
täuschend, daß aus den anderen Gruppen 
im Anti-AKW-Koordinierungstreffen keine 
einizige da war. 
Trotz der geringen Zahl brachten wir eine 
gute, relativ spektakuläre Aktion zustande, 
mit guter Resonanz. ... fabian 

Kontakt: Gewaltfreies Aktionsbündnis Büro 
Nernstweg 32 
2000 Harnburg 50, Telefon 040/3909222 
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Kriminalisierung 

129a-Razzia 
im Umweltzentrum Münster 

Am Dienstag, den 07.01.1992 fand im Um­
weltzentrum Münster eine siebenstündige 
sowie in der UWZ-Druckerei eine zweistün­
dige Durchsuchung statt 
Als Vorwand für diese 5. Hausdurchsu­
chung seit 1980 bei uns diente ein. Ermitt­
lungsverfahren nach § 129a Abs. 3 StGB ge­
gen Vorstandsmitglieder des Umweltzen­
trum e.V., weil sie verdächtigt werden, 
•... durch Verbreitung der Druckschrift UN­
FASSBA Nr. 7.18., für eine terroristische Ver­
einigung, nämlich die 'RAF', geworben zu 
haben ... ". Die beanstandete Ausgabe er­
schien bereits im Mai 1991. Der Razziabe­
schluß in diesem Ermittlungsverfahren 
geht zu Lasten der Generalstaatsanwalt­
schaft beim Oberlandesgericht Düsseldorf. 
Des weiteren wurde noch wegen der "radi· 
kar Nr. 144 Teil 1 und 2 vom Oktober 1991 
vom BKA wegen § 129a Abs. 3 StGB ermit­
telt (gleiche Aktenzeichen wie bei den 
Durchsuchungen in Hamburg, Berlin: 2 BJs 
178/91-4//1 BGs 228/91 vom 8.11.1991). 
Beteiligt an der Durchsuchung des Ladens 
waren rund 7 Beamte vom Bundeskriminal­
amt (BKA) sowie 15 vom Landeskriminal­
amt (LKA) und münstersehe politische Poli­
zei (Präsidialbüro II =PB II = Staatsschutz = 
ehern .• K 14"). Außerdem waren zwei Com­
puterspezialistinnen und ca. 50 weitere Po­
lizistlnnen beteiligt 
Mit Hilfe der Feuerwehr brachen sie um ca. 
9.30 Uhr in das Ladenlokal ein, zu einer Zeit, 
in der sich keineR außer ihnen im UWZ auf­
hielt. Es ist also zu befürchten, daß schon 
wie bei früheren §-129a-Verfahren Wanzen 
installiert wurden bzw. Postverkehr über­
wacht I Telefon abgehört werden. Außer­
dem haben "unsere" Münsteraner Polizi­
sten alles mit Videokameras gefilmt und fo­
tografiert. 
Um ca. 10.30 Uhr kam dann eine Frau aus 
dem Vereinsvorstand in Zeugenbegleitung. 
Ansonsten wurde bis auf ein weiteres Vor­
standsmitglied keineR mehr reingelassen. 
Mutmaßliche Sympathisantinnen wurden 
im Umkreis von 50 Metern kontrolliert und 
ein besorgter Bürger wurde kurzfristig fest­
genommen, da er sich weigerte zu ver­
schwinden. Die Durchsuchung war ausge­
sprochen gründlich: Unser Archiv, der Ver­
kaufsraum, alle etwa 50 Postfächer, Ordner 
usw. wurden mit Handschuhen Blatt für 
Blatt durchgesehen, beschnüffelt und zum 
Teil abfotogratiert 
Gleichzeitig überfielen ca. 50 Polizisten 
(darunter ein Drucker, der die Seite ge­
wechselt hat) die UWZ-Schnelldruckerei, in 
der sich zu dem Zeltpunkt ein Mensch be­
fand. Sie beschlagnahmten dort unter an­
derem .21 Aludruckplatten, davon 19 x UN­
FASSBA Nr. 10, 1 x UNLESBA Nr. 10, 1 x 
UMPF". 
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Aus dem Umweltzentrum-Archiv beschlag­
nahmten sie: 
- 40 Kopien einer wissenschaftlichen Ar­
beit an der Uni Münster über die UNFASSBA 
(Thema: Alternativzeitungen) 
- 1 x Umschlag C 5 Kostenrechnung K 14 
(= Spitzei-Spesenrechnung) 
- 1 x Buch .Die Rote Zora"; 
- 1 x .,radikal" 144 Teil 2; 
- 2 x UNFASSBA Nr. 7/8 . 
Aus dem Lagerraum stahlen sie 9 UNFASS­
BA Nr. 718. 
Im Laden fehlen seit ihrem Besuch: 
- 1 leere .,Lieferscheine UNFASSBA" aus 
dem UNFASSBA-Postfach; 
- 7 Krimi-Rundbriefe Nr. 30; 
- 1 Blatt aus einem Ordner der Selbstorga-
nisation der Zivildienstleistenden betreff ih­
rer Zeitung "Ausbruch" (die ebenfalls Post­
fächer im UWZ hat); 
- 1 x dreiseiliger Brief aus dem Postfach ei­
nes Vereinsmitglieds. 

Sie interessierten sich auch für .INTERIM", 
.radikal - ein Interview", nahmen sie aber 
nicht mit Die BKAier kauften drei Exempla­
re UNFASSBA Nr. 10 (vermutlich einmal für 
Wiesbaden, einmal für Düsseldorf und ein­
mal fürs Präsidialbüro II Münster). 

Die Durchsuchungen bei uns sind im Rah­
men der bundesweiten Aktionswochen des 
BKA gegen kritische Zeitungen und Infolä­
den zu sehen. Allein in den letzten Wochen 
gab es Durchsuchungen im Infoladen M99 
Berlin, Schwarzmarkt Hamburg, Infoladen 
Karlsruhe, Infoladen Passau, Alhambra 01-
denburg, AJZ Bielefeld, Buchladen Le Sa­
bot in Bonn. Größtenteils wurden unbeque­
me Infos, Bücher (Rote Zora) und Zeitun­
gen wie radikal, agitare bene, Prozeßinfo 
oder- wie in unserem Fall- UNFASSBA Nr. 
718 als Begründung für die Razzien heran­
gezogen. Das Ziel ist Einschüchterung und 
Rufmord in der Öffentlichkeit Dabei wissen 
sie selber, daß wir nicht, wie von ihnen in 
den Medien behauptet, .Organisationszu­
sammenhänge für die RAF" schaffen. 
Wir werden auch in Zukunft unsere Postfä­
cher allen Initiativen, Zeitungen und Grup­
pen zur Verfügung stellen, die das wollen. 
Bei uns gibt es keine Zensur. Statt der übli­
chen Parolen: 
Das kratzt t.ms nicht, das war nur /listig! 

Wir bitten um Spenden: 
Umweltzentrum Spendenkonto: Postgio­
amt Dortmund, BLZ 44010046, Konto-Nr. 
76780-465 



Kriminalisierung 

Solidarität 
Erfolgreiche Anti-AKW-Arbelt kann an vielen verschiedenen 
Orten stattfinden: Ob bel der Demonstration vor den 
Kernkraftwerkstoren oder beim Infostand ln der Fußginger­
zone oder eben Im Gerichtssaal. Das Problem: Prozesse 
kosten Geld, vor allem wenn am Ende eine Verurteilung steht. 
Die Angeklagten müssen sowohl Anwälte als auch die Ge­
richtskosten aus eigener Tasche bezahlen. mit den Biblis­

Besetzerlnnen! 
17.12.1987 

Im Atomkraftwerk Biblis kommt es zu einem schweren Störfalt 
Der Super-GAU ist in greifbarar Nihe und wird nur durch ZufaH 
verhindert Die AKW-Belreiber halten es nicht fOr notwendig, 
die Öffentlichkeit Ober die Bedrohung zu informieren. Der 
.VorfaH" bleibt geheim und wird lediglich in Fachkreisen disku­
tiert. 
Fast ein Jahr später wird der Skandal durch die Frankfurter 
Rundschau pubHk. Die Atomlobby verharmlost cie Geschichte 
weiter. Doch die Bevökerung ist empört Es zeigt sich: Nicht nur 
sowjetische Reaktoren wie T schemobyl kOnnen außer Kontrol­
le geraten, sondern audl die .deutsche Wertarbeit" in BibHs. 

17.12.1988 

Am Jahrestag des Beinahe-GAU bekommt das Informations­
zentrum des AKW Biblis unangemeldet Besudl: Eine Gruppe 
von 30 Anti-AKW-AktiYistlnnen aus den umliegenden Städten 
besetzt das Gebäude fOr 14 Stunden, um gegen cie Des­
informationspolitikder RWE zu protestieren und der Forderung 
nach sofortiger StiHegung Nachdruck zu verleihen. 
Die Besetzerinnen werden von der Polizei festgenommen und 
wegen Hausfriedensbruch angezeigt. 

Sommer1990 

Vor dem Amtsgericht Lampertheim kommt es zu einer Prozeß­
weHe gegen cie Besetzerlnnen. Trotz der gleichlautenden 
Urteile Ober 10 Tagessitze sind die Verhandlungen tor cie 
RWE mehr als peinlich. Die regionale Presse berichtetausfOhr­
lich, wie der als Zeuge geladene AKW-Abteilungsleiter stäncig 
in Erklärungsschwierigkeiten kommt, wenn er zum StörfaN und 
seinen Folgen Stellung nehmen soll. Die Angeklagten werden 
dagegen ob ihres Fachwissens und ihrer Motive gelobt. 

Winter 1991/92 

Jetzt kommt es zu Berufungsverhandlungen vor dem Land­
gericht Darmstadt. Weiterhin gilt das Motto der 
Besetzerlnnengruppe: .Wir werden die ProzesSEI umdrehen 
und cie RWE auf die Offentliehe Anklagebank setzen•. 
Niemand rechnet mit FreisprO<:hen, ein erstes Urteil wurde in 
Darmstadt bereits bestätigt. Trotzdem: Die Prozesse lohnen 
sich! 

Deshalb: Spenden Sie auf das 

Rechtshilfekonto: 
Nr .41 76 582 (K.H.Noffz) 
belder Stadtsparkasse Mannhelm, 
BLZ 670 501 01, 
Stichwort: Blblls-Prozeß 

Kontakt: Jochen Stay, Flscherstr. 42a, 
W-6800 Mannhalm 24, Tei.:0621/858837 

Damit die Besetzerinnengruppe diese Kosten nicht alleine 
tragen muß, Ist ein Solidaritätskonto eingerichtet worden. Die 
Im Laufe der bisherigen Prozesse eingegangenen Spenden 
sind fast aufgebraucht Die Landgerichts-Verfahren müssen 
noch finanziert werden. 

"MASSENZEITUNG" 

zuM TscHERNOBYL­

jAHRESTAG 

Am 27. März erscheint im Verlag Graswurzel­
revolutlon, Schillerstr. 28, W-6900 Heldeiberg 
elnevlerseltlge "Massenzeitung" imtaz-For­
mat, die als ausführliches Flugblatt bei Ak­
tionen und Veranstaltungen um den 
Tschernobyltag herum verteiltwerden kann. 
Die Themen: Tschernobyl und die Folgen, 
Renaissance der Atomenergie? Klima­
diskussion, Atomgesetz, Greifswald, Leu­
kämie bei Krümmel, Schacht Konrad, MO X­
Brennelemente. Wismut und: 7 Argumente 
gegen die Atomenergienutzung für alle, die 
sie noch nicht kennen oder wieder verges­
sen haben. Der Jahrestag fällt dieses Jahr 
auf einen Sonntag -eine gute Möglichkeit, 
aktiv zu werden. Bitte bestellt schon jetzt, 
dann können wir die Auflage besser kalku­
lieren. Wirvertreiben die Zeitung nur gegen 
Vorkasse (bar,Scheck, Briefmarken), 
Mindestabnahme 20 Stück, Preise (inkl. 
Versandkosten): 20 Ex.: 10 DM, 50 Ex.: 20 
DM, 100 Ex.: 25 DM, 200 Ex.: 45 DM, 300 Ex.: 
65 DM, 500 Ex.: 100 DM, 750 Ex.: 140 DM, 
1000 Ex.: 160 DM, weitere Preise auf Anfra­
ge. 

Jetzt Bestellen 1 
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Schwarzes Brett 

SCHWARZESBRETT 
PAN-Foto 
ist nun ein gemeinnütziger Verein. Was wir 
nun dringend brauchen, sind zahlende Mit­
glieder. Der Beitrag beträgt 10.-DM monat­
lich (bei lnstutitionen/Firmen 20.-DM). Kör­
perschaften, Verlage und Zeitungen kön­
nen ebenfalls Mitglieder werden. Die Mit­
gliedschaft garantiert jederzeitigen Zugriff 
auf unser Bildarchiv. Dabei werden lediglich 
die reinen Sachkosten (Porto, Verpackung, 
eventuell anfallende Laborarbeiten) be­
rechnet Wir hoffen, noch 1992 eine Archiv­
Themenliste anbieten zu können. Die EDV 
wird gerade .,gefüttert". Was das für eine Ar­
beit ist bei 2 Millionen Fotos, könnt ihr euch 
denken. Wenn diese Arbeit aber geleistet 
ist, könnt ihr durch einen Telefonanruf oder 
per Fax ohne Wartezeit erfragen, ob zu dem 
von Euch gewünschten Thema Material vor­
handen ist. 
Gerade in Zeiten einer wahren .,Bilderüber­
schwemmung" wird eine verantwortungs­
volle und ehrliche Fotodokumentation im­
mer wichtiger ... 

Neugierig geworden? Interessierte wenden 
sich bitte an: 
PAN-Foto, Wohlarsalle 18, 2 HH 50 (040/ 
433373 Fax 4393700) 

Und nochmal Foto 
Das Foto als Waffe! Mehr Leben in Flugi's, 
Plakate, Dokumentationen, usw. 
Wir sind eine Gruppe von Hamburger Leu­
ten, die seit einiger Zeit die sozialen und po­
litischen Kämpfe mit der Kamera dokumen­
tieren. Damit unsere Aufnahmen nicht in 
der Schublade verstauben, haben wir das 
Foto-Archiv gegründet. Unser Ziel ist es, 
das Material der .Gegen-Öffentlichkeit" 
zum Selbstkostenpreis zur Verfügung zu 
stellen. 
Bei .,Cafe und Buch" liegt eine Liste der ver­
fügbaren Aufnahmen aus. Wenn ihr was ge­
funden habt, hinterlaBt bitte dort eine Nach­
richt. Wir melden uns dann bei Euch. 
Kontankt: Cafe und Buch, Marktstr.114, 2 
HH 36, Tei.040/432474 

~.~ • Internationales 
Anarchistisches Treffen 
Die französische Anarchistische Förderati­
on F.A. organisert ein internationales Tref­
fen Treffen vom 1.-3.Mai 1992 in Paris Inter­
essenteninnen wenden sich bitte an: 
Humeurs Noires EDITION, B.P. 79, F-59370 
Mons-En-Bargeul 
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· Wl~ NICHT ! 

Krlmlnallslerungsrundbrlef 
Liebe Freunde und Freundinnen! Nach ein­
jähriger unfreiwilliger Pause haben wir jetzt 
zwei Nummern im Oktober und Dezember 
herausgebracht. Der Kriminalisierungs­
rundbrief erscheint alle 1-2 Monate überre­
gional. 
Unser Ziel ist, regelmäßig eine umfassende 
Berichterstattung über Diskussionen, Ak­
tionen und Veranstaltungen zu den ge­
nannten Themen zu liefern. Dabei sind uns 
regionale lnfo's aus dem Hinterland beson­
ders wichtig. 
Grundsätzlich ist es möglich, daß Erfahrun­
gen von aktiven Menschen und Gruppen 
durch das Zeitungsprojekt überregional 
vermittelt werden. Schickt uns bitte euer ln­
formationsmaterial regelmäßig zu, damit 
die Kämpfe zusammenfließen. 

Abo: 20 Märker für 4 Ausgaben 
1. Umschlag: Vrouwengroep OWL, Oe Wit­
tenstrat 73, NL-1052 Amsterdam 
2. Umschlag: Kriminalisierungsrundbrief 

~.~ • Kinderbuchausstellung 
zum Thema Umwelt 
Wir möchten gern unsere Kinderbuchaus­
stellung weiterverleihen . .,Wir haben die Er­
de von unseren Kindern nur geliehen". Die­
se Ausstellung kann beim Anti-Atom-Büro 
Berlin ausgeliehen werden. 
Die Gruppe Frauenaktion Gegen Atom lie· 
fert mit dieser Ausstellung einen Beitrag, 
Kindern die Umweltproblematik auf eine 
Weise nahe zu bringen, die Wege für Hand· 
lungsmöglichkeiten und Hoffnung offen 
läßt. Es sind etwa 200 Bücher (größtenteils 
Bilderbücher für Kindergarten und Grund· 
schulalter) zu den Themenbereichen: Was· 
ser, Wald, Feld und Wiese, Bauernhof und 
Garten, Stadt, ökologische Zusammenhän­
ge und atomare Bedrohung. Zu jedem Be· 
reich gehört ein gestalteter Wandstoff als 
Dekoration. 
Interessenten erfragen die Ausleihbedin· 
gungenbitte bei: 
Anti-Atom-Büro, c/o Ökodorf, Kurlür· 
stenstr.14, W-1000 Berlin 30 
Tei.030/2616252, Johanna 

500 Jahre Lateinamerika 
Veranstaltung: Forum America Latina 1992 
- Geschichte und Widerstand aus der Sicht 
der .,Entdeckten" - Bremen/Hamburg/Han· 
nover 24.-26.April1992 
Referate, Diskussionen, Plenen - Simultan· 
Übersetzung. 
Ort: Bremen, Kulturzentrum Schlachthof, 
Findorferstr.51 
Hamburg. Universität, Van Meile Park 
Hannover: Raschplatzpavillon, Lister Meile/ 
FZH Lister Turm, Walderseestr.100 
Weitere Informationen: 
Andreas Müller, Brandtstr.86, 2800 Bremen 
Tei.0421/373905 
Peru-Initiative, Nernstweg 32-34, 2 HH 50, 
Tei.040/4301744 
de pueblo a pueblo, Kollenrodtstr.59, 3 H 1, 
Tei.0511/392835 

Guckuck! Hier sind wir wieder! Trotz 
Kriminalisierung pünktlicher denn je: 
UNFASSBANr.ll!Mär7JAprü92! Mit 
BKA-Siegel "staatsfeindlich"," Anar­
chie verherrlichend .. , "Sicherheit und 
Ordnung gefahrdend", "öffentliche 
Aufforderung zu 
Straftaten •• ,blablabla. ... 
48-Seiten: PANK, G7 in MS, WWG, 
Flüchtlingskampf, ANTIF A, Volxsport. 
Kriminaltango, CO MIX, ... 
für 4 BriefMARK, ABO ab 20 DeEM, 
Wiederverk.: 30% Rabatt& Porto. NUR 
IM DOPPELTEN UMSCHLAG! Äu­
ßerer Umschlag: IGA, Düppelstr.35, 
4630 Bochum oder UWZ, 
Scharnhorststr.57, 44 Münster. Innen 
jeweils: UNFI. 



Eines der beherrschenden Themen dieses 
Jahres, nicht nur der linken Politik, wird das 
Treffen der Führer der 7 mächtigsten Wirt­
schaftsnationen dieser Welt Anfang Juli in 
München sein. Alle 7 Jahre findet diese ein­
zigartige Provokation linken Denkens und 
Handeins auf deutschen Boden statt Wäh­
rend die Welt täglich und immer offensicht­
licher der ökologischen Katastrophe entge­
gengeht, und nach wie vor jeden Tag Zehn­
tausende Menschen hungerssterben, tref· 
fen sich in München die Mächtigen - nicht 
um diese Probleme in den Griff zu bekom­
men - sondern um die Pfade der imperiali­
stischen Politik und Gewinnmaximierung 
abzustecken. Oie Ausplünderung der öko­
logischen und menschlichen Ressourcen 
steht weiter auf dem Programm. 
Es ist 'das dritte Mal nach Bann (WWG 1985) 
und Berlin (IWF-Tagung 1988), daß die 
Mächtigen dieser Welt der hiesigen Linken 
Ihre Aufwartung machen. Sowohl 1985 als 
auch 1988 konnte das Alternative bis Linke 
Spektrum erfolgreich mobilisieren. 
Gegengipfel und Großdemo 1985 und 
Großdemo und Aktionstage 1988 jeweils 
begleitet von etlichen Veranstaltungen in 
allen Teilen der Republik konnten einen un­
übersehbaren Gegenpunkt zu der Medien­
show der Mächtigen setzten. 
Doch seit 1988 hat sich viel geändert - so­
wohl für die Herrschenden, als auch für die 
Unke. Zusätzlich zu den alten Problemen, 
die nicht gelöst wurden (sowohl die ökolo-

gisehe Ausbeutung als auch die menschli­
che: die 3.Welt blickt zurück auf ein .verlo­
renes Jahrzehnt") sind neue hinzugekom­
men. Nach dem Ende des Ost-West-Kon­
flikts steht der Innerkapitalistische Macht­
kampf ganz oben auf der Prloritätenllste. Zu 
dem Verschuldungsproblem der 3.Welt 
kommt das des Ostens und in Immer größe­
ren Maße des Westens hinzu. Aus dem eisi­
gen Block im Osten ist ein heißes Gebräu 
von Nationalismen geworden, welches 
ständig zu explodieren droht Zu den kata­
strophalen wirtschaftlichen Problemen des 
armen Südens, sind die neuen ökologi­
schen Katastrophen hinzugekommen. Ge­
rade wegen dieser ökologischen Katastro­
phen (hauptsächlich northmade) fin.det ei­
nen Monat vorher der Umweltgipfel UNCED 
in Rio statt Auch hier Ist nichts anderes zu 
erwarten als auf dem WWG in Bonn - die 
Durchsatzung Imperialistischer Interessen 
des Nordens. Nach dem IWF-Konzept .Ent­
wlcklungshilfezahlungen nur bei Strei­
chung der Milltärausgaben" kommt jetzt 
das Konzept ,.Zinsentlastung nur bei ökolo­
gischen Fortschritten•. Das Diktat geht vom 
Norden aus - ohne auch nur eine Handbreit 
von der eigenen zerstörarischen Politik ab­
zuweichen. 
Um dies alles durchsetzen zu können, um 
der neuen Weltordnung einen Macht-Rah­
men unter Nordkontrolle zu geben, wird es 
demnächst neben der UNO-Blauhelmtrup­
pen auch die seit dem Irak-Krieg bekannten 

UNO-Eingreiftruppen und daneben noch 
die Grünhelmtruppen geben, um offen­
sichtlich ökologische Katastrophen in der 
südlichen Hemisphäre mit Waffengewalt 
abzuwenden. 
Die Thematik WWG und UNCED ist breit 
Wir können sie hier nicht abdecken. Die 
Thematik Machtinteressen und Neue Welt­
ordnung sowie Rassismus haben wir schon 
in den letzten Ausgaben der atom themati­
siert, deshalb fehlen sie an dieser Stelle. An­
dere, uns auf den Nägeln brennende The­
men - z.B. die neue Rolle der BAD/Bundes­
wehr - werden wir in den nächsten Num­
mern bearbeiten. 
Vor sieben Jahren sind wir selber noch 
maßgeblich an den Aktivitäten gegen den 
WWG in Bann beteiligt gewesen, haben 
Konferenzen organisiert und eine eigene 
Broschüre zum Thema herausgegeben. 
Dieses Jahr müssen wir uns mit diesem 
Themenblock zufrledenstellen. Auch wenn 
es die zur damaligen Zeit noch starke Anti­
AKW-Bewegung nicht mehr gibt, rufen wir 
unsere Leserinnen zur Teilnahme auf! 
- Gro8demOMtretlon em 4. Juli 
- Gegengipfel vom 3. bla 5. Juli 
- Aktlon.tege vom e. bla 8. Juli 

FOr eine entlaexlatlache, entlraaalatlache, 
entllmpertellatlache HERRacheftafrele 
Welt 
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Weltwirtschaftsgipfel 

GEGENGIPFEL 
Bisher hat es etliche Vorbereitungstreffen 
gegeben, die teilweise Nabelschauen der 
linken - alternativen Scene glichen. Aus 
diesem Grund steht bisher auch nur der 
Rahmen (vor allem für den Gegenkonkreß) 
fest Dies war aber auch bei den Vorberei­
tungen zum WWG in Sonn 1985 und zu den 
IWF-Aktionen nicht anders - und diese bei­
den Daten stehen bekanntlich für erfolgrei­
che Aktionen der Linken. Im folgenden do­
kumentieren wir den Stand der Vorberei­
tungen (aus: Anti WWG - Info -1992 Nr.2). 

Ein heißes Thema wird sicherlich die staatli­
che Repression. Schon jetzt gibt es die be­
kannte Hetze im Vorfeld, in München wird 
während des Gipfels das größte Polizeiauf­
gebot in der Geschichte der BRD präsen­
tiert sein, und zudem sind die Menschen in 
Bayern nicht gerade in einer begnadeten 
Position, wenn es um Veranstaltungen zu 
linken, kritischen Themen geht Ein Vorge­
schmack sind die Diffamierungen in Bezug 
auf das Nürnberger KOMM - siehe Artikel 
aus dertaz. 

Kontaktadressen: 
Münchnener Koordination 
(Anti-WWG-Bündnis auf lokaler Ebene) 
c/o Infoladen 
Breisacherstr. 12 
8000 München 

Das ;,Anti-WWG-Info 1992" wird herausge­
geben vom .. Bundesweiten Linksradikalen 
Anti-WWG-Treffen• und ist zu beziehen 
über: 
AWI1992 
c/o .3. Welt Haus• 
Westerbachstr. 40 
6000 Frankfurt/M. 90 

Außerdem ist zur Umweltkonferenz UNCED 
eine Informationsbroschüre erschienen. 
Sie wurde initiiert von ASEED (Action for 
Solidarity, Equality, Environment and Oevel­
lopment), einer überverbandlichen, inter­
nationalen Jugendkampagne und wird in 
Deutschland von der Naturschutzjugend 
getragen. Zu bestellen bei: 
ASEED 
- Bundesjugendbüro -
Eschholzstr. 86 
W-7800 Freiburg 

Großdemonstration und Aktionstage 
Prinzipiell gilt für die ganze Mobilisierung, 
daß die Münchnerinnen nicht die Infra­
struktur dafür stellen können, d.h. es wer­
den alle Städte und Gruppen aufgefordert 
etwas zu übernehmen. (VoKü's und Ermitt­
lungsausschüsse zu machen, Sanitäterin­
nen braucht es, eine gemeinsame.[)emolet­
tung, außerdem Übersetzerlnnen, Rechts­
anwältinnen usw.). 
Alles was hier folgt, sind bisher Überlegun­
gen - noch keine Entscheidungen. 
Zur Großdemo: Marienplatz, Odeonsplatz 
und Maximilianstr. (alle drei nahe zum G7-
Tagungsort) sind vom Münchner Bündnis 
bereits angemeldet und von der Stadt re-

!\ümbel'l!/Münehen CWI- ln ei· 
nem Spitzengespräch mit Bayem!­
lnnenminister Edmund Stoiber. dem 
Leiterder Polizciabteilun, im Innen· 
ministerium und dem minelfränki· 
sehen PolilCiprasidemen hat J;üm· 
be'!'s SPI).()berbürrennteister Peter 
Schönleinvor .. unbesonnenen"' Poli­
zeiaktionen BCB<n da> NümbetBCr 
Jugendoemrvm .KOMM" gewarnt. 
Trawlern vereinbarten Stadtund ln· 
nenministerium eine .. Sic:herheits­
pannenehaft". H•m<'!'Nnd des Ge· 
spriiehs ll'll'die von Stoiber und dem 
Priisidenten des baveris<ben Verfos· 
sunpschuues. Huben Mebler. initi· 
ieneKamparnegcg<'!das KOMM in 
Zusammenhang mit geplanten Ak· 
tionen gcren den vom6. bis 8. Juli in 
München stattfindenden Weltwin· 
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Wie berichtet. hatten der Innen· 
minister und Bayerns Verfassung~· 
s<huu.Chef da> KOMM al> .Zen· 
trum liir das , ... ·althereitc Spek· 
trum"' in Bayern bezeichnet. in dem 
militante Aktionen re,enden WWG 
replant würden. Sie haueneine Linie 
von den Aulonomcn über Befrei­
unrsbewerun~en derdritten Welt bi; 
hin zur RAF al~ pocentiellen Täter· 
kreis reqen. Im Nümbe!Jer Rat· 
haus hat Stoibo:r SCB<nüber OB 
Schönlein und dem städti..,hen 
Recbtsrderenten Hanmut Frommer 
jeut erneut betont. daß Bayerns Si· 
eherheitSbehörden nicht bereit seien. 
.ein Risiko cinzUJdlen - auch wa~ 
das KOMM betrifft·. 

Die Sieherunr des störungsfreien 
Ablaufes des WWG sei .die rroBtc 
Herausforderung seit den Olympi· 
s<ben Spielen" 1972 in Munehen. 
Die Polizei werde .mit~lctlpot'WCß· 

serviert. Die Demo soll ungefähr zwei Stun­
den dauern; die Route ist noch auszuwäh­
len, soll aber auf jeden Fall an wichtigen Ein­
richtungen vorbeigehen. Die Auftaktkund­
gebung soll ausführlich und die abschlie­
ßende kurz und prägnant sein, und die De­
mo soll gemeinsam aufgelöst werden. Sie 
soll geschlossen und ausdrucksstark sein 
und versuchen sich gegen alle Widrigkeiten 
und Provokationen durchsetzen. Darauf 
sollten wir vorbereitet sein. 
Die inhaltliche Spannbreite der Demo er­
gibt sich aus denselben Schwerpunkten 
wie für die ganze Mobilisierung. Reden sol­
len vor allem Akteurinnen aus Kampfab-

digen Mitteln" versuchen. Abspra· 
eben furGewalttaten zu unterbinden. 
Stoiber siehone dem Nilmberrer 
Oberbüttermeister zu •• mö,lichst 
alle" PolilCiaktionen mll der Stadt 
abzuspreeben. 

Im Gerenzug war sich Sehönlein 
mi1 lnnenminisrer Edmund Stoiber 
elßi~. daß jeder Protest geren den 
\\tWG .. mit einem BekenntniJ<o zur 
Gewaltfreibeil zu verbinden" sei. 
Zur Freude des bayeris<hen Innen· 
ministeß erkläne Schönlein es zu 
seinem Ziel. aueb im KOMM da> 
.GewallpOICmial zu isolieren". 
Dann würden. so boffen Schönlein 
und Stoiber •• ,...altbereite Kräfte" 
da.' KOMM von sich aus verlassen. 
Sehönlein warme Stoiber davor. die 
.mit diC>Ctll Sicherheitsfe>präeb be· 
gonnene Pannersehafl" mit .unbe· 
sonnenen .. Polizeiaktionen zu umer· 

nach einer Demonstration. in 
Verlauf drei Fensterscheiben zu 
Bruch gegangen waren. da> KOMM 
umstellt und 141 Per,..,.n lest~•· 
nommen. Später stellte sich herau:-.. 
dall die Eskalation im baven!ichen 
Innenministerium 'eplam Ünd durch 
Pohzeipro\-okateurt initiic:n worden 
war. 

Einen Vorgeschmae~ auf da, 
VOllehen wahrend de> .WWG lic· 
fene die Nümbe'!'<r Polizei am W<> 
ehenendc. in einer Grolla~1ion über· 
prüfte sie 53 mu11111ßlicbe Parolen· 
sprüher. durchsuebte · 
undmehrere 

schnitten und Widerstandsprozessen, 
Flüchtlinge, ehemalige politische Gefange­
ne aus der BRD ... Eine Idee war auch, daß 
Menschen aus Lateinamerika vorne gehen 
und daß die Kongreßreterentlnnen einen ei­
genen Block machen. 
Aktionstage: Drei Aktionstage sind geplant 
Vorgeschlagen wurde jeden Tag unter ein 
Motto zu stellen: Menschenrechte/politi­
sche Gefangene, Sexismus/Rassismus, 
GroßdeutschlandEG/500 Jahre. Feste An­
laufstellen (ein Infostand in der City) sind 
geplant Abends soll es einen gemeinsa­
men Sammelpunkt geben. An jedem Tag 
soll eine gemeinsame zentrale Aktion statt­
finden, ansonsten sollen die Aktionstage 
von Gruppen, Zusammenhängen und re­
gionalen Bündnissen getragen werden. Ein 
großes Problem sind in den Tagen die Über­
nachtungen. Oie privaten Kapazitäten rei­
chen nicht aus. Es stellt sich daher die Frage 
der Aneignung von Schlaf- und Aufenthalts­
plätzen. Z.B. in Form von camps. Das darf 
aber wiederum nicht zum Hauptkonfronta­
tionspunkt in diesen Tagen werden. Oie 
Münchener Männer schätzen ein camp als 
schwer. durchsetzbar ein. Sie werden bis 
zum nächsten Treffen bei der Stadt nach 
Plätzen nachfragen, die die Stadt zur Verfü­
gung stellt Alle sind dazu aufgefordert, dar­
über nachzudenken, denn ohne Übernach­
tungsmöglichkeiten gibt es auch keine Akti­
onstage. Es wird auch an einem größeren 
Kulturfestival überlegt 
Es soll ein zentrales Plakat geben, das zu al­
len drei Sachen aufruft und das von allen 
Spektren getragen wird. Aufrufe kann es 
dann verschiedene geben. Einen linksradi­
kalen Aufrufentwurf soll es eventuell schon 
beim nächsten bundesweiten Treffen ge­
ben. 



Weltwirtschaftsgipfel 

lntemationaler Kongreß gegen WWG 
Die MEHRHEIT der Bevölkerung der Erde ist 
konfrontiert mit den Auswirkungen und 
Entwicklungen der bisherigen und derzeiti· 
gen Weltordnung, d.h. mit der alltäglichen 
Realität von Unterdrückung, Ausbeutung, 
Hunger, Elend, Krieg und Folter. Im Jahr 
1992 liegen mit dem 500. Jahrestag der Er· 
oberung und Kolonisierung von Amerika; 
dem EG·Binnenmarkt; der UN·Konferenz 
über 'Umwelt und Entwicklung' in Brasilien; 
dem Treffen der sieben reichsten Industrie· 
nationen (G7· bzw. Weltwirtschaftsgipfel) 
in München, zentrale Ereignisse vor uns, die 
Anlass sind, uns intensiv mit den gegebe· 
nen Weltordnungsstrukturen auseinan· 
derszusetzen. Möglichkeit zu dieser Aus­
einandersetzung soll der Internationale 
KongreB gegen den 'Weltwirtschaftsgipfel' 
bieten. 
Die Verhältnisse in der sogenannten Drit· 
ten Welt, d.h. im Trikont, Ozeanien und an· 
deren Regionen, wo der überwiegende Teil 
der Menschen (über)lebt, werden eh zen· 
traler Punkt der Diskussion sein. Neu hinzu 
kommt, daß die ehemaligen 'Ostblockstaa· 
ten' und die ehemalige Sowjetunion mit ka· 
pitalistischen, profit- und marktorientierten 
Mechanismen und Methoden überzogen 
werden. ln diesem ProzeB spielt die vergrö­
Berte BRD eine Führungsrolle und bekräf­
tigt ihren GroBmachtanspruch. Wir kennen 
die Ergebnisse dieser Entwicklung: Hunger, 
Elend, Naturzerstörung; Ausbeutung, Fol­
ter. Krieg, Unterdrückung usw. Es sind dies 
Zustände, die alles Lebenswerte und die 
Lebensgrundlage selbst zerstören und ver­
nichten. 

Macht, Rechte, Privilegien und Reichtum 
sind weltweit nach rassistischen Kriterien 
verteilt. Fliehen Menschen vor diesen Zu­
ständen in die hochindustrialisierten Staa­
ten und schaffen sie den Sprung über die 
Mauern, die gegen sie errichtet werden, 
dann wendet sich dort wieder der Rassis­
mus gegen sie. 
Während die Vertreter der HERRschenden 
Weltordnung, die sich zum 'Weltwirt­
schaftsgipfel' treffen, diese Ordnung absi-
chern wollen und 'das Ende der Geschichte' 
ausrufen, meinen wir: Diese Zustände kön­
nen und werden nicht das Schlußwort einer 
weltweiten gesellschaftlichen Entwicklung 

sein. Darum ist es ein Ziel des Gegenkon­
gresses - neben der Bestandsaufnahme 
der derzeitigen weltweiten Situation - sich 
mit alternativen Strukturen und Perspekti­
ven des Widerstands zu beschäftigen. ln 
der Diskussion mit Basis-, Befreiungs- und 
Volksbewegungen aus der Peripherie, die 
Erfahrungen mit Widerstandsstrukturen 
machen und gemacht haben, soll an Lö­
sungsansätzen zur Oberwindung der 
HERRschenden Weltordnung gearbeitet 
werden.ln der Auseinandersetzung mit die­
se!) Kräften, und unter Berücksichtigung 
der Entwicklungen in Osteuropa und den 
westlichen lndustrieländern, kann ein Lern­
prozeB in Gang gesetzt werden, der andere 
Demokratie-, Entwicklungsbegriffe und Ge­
sellschaftsmodelle zeichnen wird. 

Kongresses: 
Eröffnungsplenum mit dem Thema 
Neue Weltordnung: Die Rolle der G7, 500 

Kolonialismus, die Situation in Osteu­
ropa und GroBmachtrolle der BRD ... 

Diskussionsforen zu den Themen: 
1. 500 Jahre Unterdrückung und Wider­

(nicht nur in Lateinamerika), Ver-
als Herrschaftsinstrument im 

Trikont und in Osteuropa. 
2. Migration, Rassismus. 
3. ÖkoimP.erialismus, Hauptursache der 
"globalen Okokrise•: das herrschende, ka­
pitalistische Konsum- und Produktionsmo­
dell, Krisenmanagment nach der UNCED. 
4. Instrumente der Herrschaftssicherung: 
Militarisierung, Eingreiftruppen, WEU, 
NATO, die Rolle Internationaler Institutio­
nen wie KSZE, UNO (reformieren oder ab­
schaffen?). 
5. Transnationale Konzerne, EG-Binnen­
markt. 
6. Frauenforum. 
7. Weltwirtschaft, Binnenmärkte und ihre Si­
cherungsinstrumente IWF, Weltbank und 
GATT. 
(8. Demokratie und Menschenrechte in der 
alten neuen Weltordnung.) 

Themen die in allen Foren behandelt wer­
den sollen sind: Sexismus, geschlechtspe­
zifische Ausbeutung und Unterdrückung, 
die Rolle der BRD, systematische Men­
schenrechtsverletzungen. 
Die Diskussion in den Foren gliedert sich in 
zwei Teile: 
1. Analyse der bestehenden Situation 
2. Perspektiven, Utopien, Strategien der Be­
freiung 

Zu den wesentlichen Unterdrückungsme­
chanismen, die diese HERRschende Welt­
ordnung stützen, gehören patriarchsie 
Strukturen. Frauen stehen innerhalb dieser 
'Ordnung' - je nach Klasse, Hautfarbe und 
Nationalität - an unterschiedlichen Orten. 
Sie sind Produzentinnen, Konsumentinnen 
und leisten in vielfacher Weise physische 
und psychische Reproduktionsarbeit Da­
bei entstehen Hierarchien zwischen Frauen 
aus den westlichen lndustrienationen, den 
östlichen Ländern und Frauen aus dem Tri­
kont und Ozeanien, deren Ausbeutung 
Grundlage vieler Privilegien darstellt. Der 
GegenkongreB soll die Möglichkeit bieten, 
daß wir Frauen unsere Differenzen und Ge­
meinsamkeiten besser verstehen lernen 
und daraus feministische Perspektiven ent­
wickeln. 

Charakter des 
Kongresses: 
1. Der KongreB soll den offiziellen Gipfel 
fentlichkeitswirksam delegitimiFirAIHnoruH• 
tisch angreifen. 
2. Unterschiedliche analytische 
und die Diskussion sollen die VeJran,twor~r-1• 
tung der Regierungen der G7 
sehenden Zustände in der Welt 
beiten. 
3. Der KongreB wird keinen akademischen 
Charakter haben. Es werden bevorzugt 
ferentlnnen eingeladen, die aus ihrer ........ v-­
se Widerstand entwickeln bzw. in HA,rrA•-• 
ungs- und Basisbewegungen arbeiten. 
4. Mindestens 50% der Referentinnen 
len Frauen !Iein. Der KongreB soll von 
herein eine antirassistische-, an1tise1xisti·l• 
sehe Ausrichtung haben. 
5. Patriarchale Strukturen und se~~eilllnul'l• 
müssen in allen Foren angegangen w .. "u ....... 
Das kann nicht allein Aufgabe der Frauen 
oder des Frauenforums sein. 
6. Es wird ein gleichberechtigter Dialog 
sehen dem Widerstand in Asien, 
tAioi'\ArnAo·iltA Ozeanien und Osteuropa 
Migrantlnnen einerseits und den ~ .. ,"n••••n'-­
nen der Weltordnung aus den Mettrlltnolen 
anderseits angestrebt. Wo mti,allr!h llirlllflnl• 
deshalb Migrantlnnen und die tse1Nec1unaer1• 
aus dem Trikont schon an der vo,rbEireiturlal• 
mitarbeiten. Das Ziel soll auch 
Dialog zwischen verschiedenen 
und politischen Bewegungen innerhalb 
BRD zu fördern. 
. Die jeweilige Rolle des Gastgeb~trla,nd•9s 

BRD ist Thema in den einzelnen Foren. 
8. Auch die Rolle der EG ist Thema in den 
Foren. 
10. Der KongreB darf nicht in Konkurrenz 
Demo stehen (d.H. entsprechende an•umr~­
mung des Zeitrahmens). 
11. Alternativen, Strategien und 
standsformen zur Oberwindung der alten 
"Neuen Weltordnung• soll breiten Raum ge­

werden. 
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Weltwirtschaftsgipfel 

Vom 6. bis 8. Juli treffen sich ln MOnehen 
die Regierungschefs der sieben mächtig­
sten Imperialistlachen Staaten zum WeH­
wirtschaftsgipfel (WWG). Seit Mitte der 
70erJahre hat sich diese Institution neben 
IWF, Weltbank und GATT zu einem zentra­
len Gremium Imperialistlacher Politik ent­
wickelt. Der folgende Artikel beleuchtet 
die Geschichte des WWG, seine heutige 
Funktion und die Situation des Wider­
stands konkret gegen den MOnebener Gip­
fel. 

DAS ENDE DER DOLLARHEGEMONIE UND 
DIE EINRICHTUNG DES WWG 
Dank des Krieges befand sich die US-Wirt­
schaft 1945 im Boom; für die Nachkriegspe­
riode waren überseeische Märkte für Kapi­
tal- und Warenexport unabdingbar. Mit der 
Atlantikcharta von 1941 sicherten sich die 
USA den Zugang zu den Märkten der briti­
schen Kolonien. Eine neue Weltwirtschafts­
ordnung mit weitgehend freiem Verkehr für 
Waren und Kapital wurde in der Konferenz 
von Bretton Woods 1944 und dem GATT­
Abkommen General Agreement on Tarifs 
and Trade von 1948 institutionell verankert 
Nationalstaatlicher Protektionismus und 
Wechselkursschwankungen, insbesondere 
durch einseitige Währungsabwertung um 
Exportchancen zu verbessern, sollten künf­
tig vermieden werden. ln Bratton Woods 
wurde deshalb ein festes Wechselkurssy­
stem mit dem Dollar als Leitwährung (Gold­
Dollar-Konvertibiltät) vereinbart 
Der IWF hatte in diesem System die Funkti­
on, Zahlungsbilanzdefizite durch Kredite 
auszugleichen, damit das System der fe­
sten Wechselkurse zu stabilisieren und ei­
nem neuen Bankenkrach vorzubeugen. 
Oder, wie es in Artikel 1 der Ziele des IWF 
heißt, .die Stabilität der Währung zu för­
dern, ... Währungsabwertungen aus Wettbe­
werbsgründen zu vermeiden" und .,bei der 
Errichtung eines multilateralen Zahlungs­
systems für die laufenden Geschäfte zwi­
schen den Mitgliedern und bei der Beseiti­
gung von Devisenbeschränkungen, die das 
Wachsen des Welthandels hemmen, mitzu­
wirken.• 
Im GATT-Abkommen wurde festgelegt, daß 
alle beteiligten Staaten sich wechselseitig 
Zollvergünstigungen einräumen. Mengen­
mäßige Beschränkung von Importen sollte 
danach nur ausnahmsweise erlaubt sein. 
Solche Ausnahmen gab und gibt es ständig 
für die USA, Japan und die EG-Staaten, bei 
Stahl, Autos, Elektronik oder im Agrarbe­
reich. Politisch und ökonomisch schwäche­
re Staaten hingegen wurde untersagt, mit­
hilfe von Schutzzöllen, die eigene Wirt­
schaft zu fördern. 
Im Laufe der 60er Jahre ging der US-Anteil 
am Welthandel zurück, Japan und die BAD 
holten auf. Neben der Leitwährung Dollar 
entwickelten sich Yen und DM zu Reserve­
währungen. Der festgelegte, hohe Dollar­
kurs, sowie die Finanzierung der Rüstung 
(Vietnamkrieg) durch immer höhere Steu­
ern, verschlechterten die Chancen für US­
Exporte. 1971 verzeichneten die USA erst­
mals ein Defizit in der Handelsbilanz (vgl. 
Rode Reinhard, Weltwirtschaftsgipfel1985 
und US-Handelspolitik, 1985, S.11, S.14 f). 
Die EG überholte die USA im Welthandel 
und das europäische Bruttosozialprodukt 
näherte sich dem US-amerikanischen. US-
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Präsident Nixon verkündete noch im glei­
chen Jahr das Ende der Goldkonvertibilität 
des Dollar. Im März 1973 hob die US-Admi­
nistration auch das System der festen 
Wechselkurse auf. Dollarabwertungen um 
die US-Exportchancen zu verbessern wa­
ren dadurch möglich, das System von 
Bretton Woods am Ende. 
Anfang der 70er Jahre kam es zu einer Re­
zession. ln den OECD-Staaten (=Zusam­
menschluß von 24 imperialistischen Staa­
ten) lag die Inflation bei durchschnittlich 
13,5 Prozent, 15 Millionen Menschen waren 
offiziell arbeitslos. Zwischen Oktober 1973 
und Januar 1974 stieg der Preis für ein Bar­
rel Öl von 3 auf 12 Dollar an. 
Eine nationalstaatliche Wirtschaftspolitik 
war in dieser Situation, angesichtsder Welt­
marktverflechtung und der Internationali­
sierung des Kapitals, für alle imperialisti­
schen Staaten zu riskant Gesucht war also 
nach dem Ende der ökonomischen US-Ha­
gemonie ein neuer Modus internationaler 
Steuerung. 
Seit 1971 gab es regelmäßig Treffen der Fi­
nanzminister Großbritanniens, Frankreichs, 
der USA· und der BAD. Ein Treffen der 
Staats- und Regierungschefs der wichtig­
sten imperialistischen Staaten zur Diskus­
sion währungspolitischer Fragen wurde 
schließlich von dem französischen Präsi­
dent Giscard d'Estaing, unterstützt von 
Bundeskanzler Schmidt vorgeschlagen. 

nalismus". Die führenden imperialistischen 
Staaten sollten miteinander kooperieren 
statt wie in den 30er Jahren den Welthan­
del durch protektionistische Maßnahmen 
zu behindern (vgl. Schmidt nach de Menil, 
S.IV). 

GIPFELRÜCKBUCK 1975 -1990: 
VON RAMBOUILLET BIS LONDON 
Die Teilnahme am ersten Gipfel war um­
stritten. Die Initiatoren dachten an den klei­
nen Kreis derG-5-Staaten (GB, F, BAD, USA, 
Japan), die sich bereits auf der Ebene der 
Finanzminister regelmäßig trafen. Die G-5 
Gruppe umfaBt die Länder, welche ständige 
Mitglieder im IWF-Direktorium stellen und 
zusammen 45 Prozent der IWF-Quoten ver­
einen. G-5, inzwischen inklusive Italiens, ist 
eine .Art SteuerungsausschuB für den IWF" 
(zit Putnam Robert, Bayne Nicholas, WWG 
im Wandel, Sonn, 1985, S.234), also direkt 
verantwortlich für die rigorose Politik des 
IWF gegenüber Trikont und Osteuropa. 
Italien gelangte in den Teilnehmerkreis des 
1. WWG mit Verweis auf seinen damaligen 
Vorsitz im EG-Ministerrat Zum 2. Gipfel 
nach Puerto Rico lud US-Präsident Ford 
den kanadischen Premier Trudeau eigen­
mächtig ein. Die Siebener-Runde war damit 
komplett hinzu kommtjeweils ein Vertreter 
der EG. Weitere Interessenten (Niederlan­
de, Australien, Belgien) blieben außen vor. 
Die Währungspolitik stand auf dem 1.Gipfel 

Weltwirtschaftsgipfel: 
Weltregierung oder 

Ein solcher WWG sollte lediglich dem Ge­
dankenaustausch über strategische 
Aspekte dienen und für formelle Abma­
chungen die Grundlage liefern. Alternativ 
zu Giscards Konzept entwickelte der US­
Think Tank Atlantic Council eine verbindli­
chere Struktur: Die G-5 Staaten (USA, GB, 
BAD, F, Japan), plus Vertretern Australiens, 
Saudi-Arabiens, sowie von IWF, Weltbank 
und OECD als weltwirtschaftliches ·Steue­
rungsgremium, welches den nationalen 
und internationalen Wirtschaftsbürokra­
tien bindende Direktiven erteilt (vgl de Me­
nil George, Weltwirtschaftsgipfel , Sonn, 
1983, S.87 f., S.90 f.). Giscards unverbindli­
chere Variante setzte sich durch. Die auf 
dem WWG's erzielten Gemeinsamkeiten 
werden in AbschluBkommuniques festge­
halten. Diese sind nicht rechtsverbindlich, 
sondern lediglich Absichtserklärungen. 
DaB der WWG eine Art Fortsetzung des 
Bretton-Woods-Systems ist, aber unter den 
Bedingungen eines veränderten Kräftever­
hältnisses zwischen USA, Japan und EG, 
geht aus einer Äußerung des Mitinitiators 
Schmidt hervor: .Der WWG als Instrument 
... zur Eindämmung des sich schon damals 
- 1973 - abzeichnenden Wirtschaftsnatio-

in Rambouillet im Mittelpunkt Die USA be­
fürworteten freie Wechselkurse, die franzö­
sische Delegation forderte die Rückkehr zu 
festen Kursen.ln der Abschlußerklärung ist 
unverbindlich von Währungsstabilität die 
Rede. Gegenüber der OPEC agierten die 
Sieben gemeinsam: 
Verringerung der Ölimporte und weiterer 
Ausbau der Atomenergie mit dem strategi­
schen Ziel, die Macht der OPEC (zu) bre­
chen (vgl. Putnam, Bayne, S.42). Diese Hal­
tung diente zugleich als Exempel gegen al­
le Forderungen nach stabilen Rohstoffprei­
sen, besonders auch gegenüber der von Al­
gerien verlangten .Neuen Internationalen 
Weltwirtschaftsordnung": feste Preise für 
Waren und Rohstoffe, Ressourcentransfer 
von den reichen in die armen Länder, Recht 
auf Enteignung ausländischer Investoren 
ohne Entschädigung, mehr Mitsprache bei 
IWF und Weltbank (vgl. Putnam, Bayne, 
S.43). 
Auch bei den folgenden Gipfeln standen 
Weltwirtschaftsfragen obenan: Handels­
freiheit versus Beschränkungen, Inflation, 
Wechselkurse, Ölpreise, Kontroversen 
über japanische Exportoffensiven, die Ver­
schuldung der Trikont-Staaten in den 80er 



Jahren-wobei die WWG's jeweils die IWF­
Politik bekräftigten und insbesondere mehr 
Mitspracherechte für dritte Staaten in den 
diversen Gremien des IWF ablehnten (vgl. 
de Menil, S.24). 
Im engeren Sinn politische Themen gewan­
nen Immer mehr an Gewicht: Forderung 
nach Abzug der Sowjettruppen aus Afgha­
nistan (Venedig, 1980), Unterstützung des 
NATO-Raketenbeschlusses (Ottawa, 1981). 
Schon in Rambouillet hatten die übrigen 
Staaten das Defizit der italienischen Staats­
betriebe und die .zu hohen•, am Lebenhal­
tungsindex gekoppelten Löhne kritisiert 
Wegen des angeblich wachsenden Einfluß 
der Kommunistischen Partei vereinbarten 
die Regierungschefs von F., GB., der BRO 
und den USA auf einem geheimen Separat­
treffen während des WWG's 1976, Italien im 
Falle einer Regierungsbeteiligung der PCI 
keinen Währungsbeistand zu leisten (vgl. 
Der Spiegel, Nr.31/1976, Putnam, Bayne, 
S.45 f., Hellmann Reiner, WWG wozu?, Ba­
den-Baden, 1982, S.46). 
Zum Streit zwischen den USA, sowie der 
BRO und Frankreich führten die deutsch­
französischen Atomgeschäfte. Insbeson­
dere die Lieferung von Brütertechnotogie 
nach Pakistan und Brasilien. Die carter-Ad­
ministratlon konnte sich jedoch nicht 
durchsetzen, weder gegen die Atomexpor­
te noch gegen die Inbetriebnahme einer 
WAA in Japan. beides potentielle Elemente 
einer Atombewaffnung. Vereinbart wurde 
lediglich eine Studie über die Atomwaffen­
verbreitung (vgl. de Menil, S. 30, Putnam. 
Bayne, S.87 ff., Der Spiegel, Nr.2011977). 
Ebenfalls vergeblich versuchte Präsident 
Reagan, Beschränkungen für den Ost­
Westhandel (Erdgas-Röhrengeschäft) 
durchzusetzen (Ottawa,1981). Erst auf dem 
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Clearingstelle imperialistischer Politik 
WWG in Versallies 1982 gestand die BRO 
wenigstens eine Erweiterung der Embargo­
liste COCOM zu (vgl. Der Spiegel, Nr.31/ 
1981, Nr.3011982, Nr.21/1983). 
StÖfffür dauernde Gipfelkonflikte zwischen 
Japan, USA und EG liefern die Subventio­
nen, Handelsbeschränkungen und Exporte 
im Agrarbereich, bei Stahl und anderen Gü­
tern. 
Heftig kritisiert von der imperialistischen 
Konkurrenz wurde in den 80er Jahren die 
Hochzinspolitik und das Haushaltsdefizit 
der USA. Mit ausländischem Kapital und 
Verschuldung finanzierten die . Reagono­
mics" Wachstum und Rüstung. Das sorgte 
wettweit für hohe Zinsen und trieb die Trl­
kont-Staaten noch tiefer in die Verschul­
dung (vgl. Putnam, Bayne, S.227 ff., Der 
Spiegel, Nr.30/1982, Nr.2111983). 
ln Bonn 1985 ergab sich eine neuartige 
Konstellation: Reagan und Kohl befürwor­
teten gemeinsam das SOl-Projekt. während 
Mitterand für ein eigenständiges europäi­
sches Technologie- und Militärprojekt plä­
dierte. 
Genutzt werden WWG auch zu publicity­
trächtigen Aktionen: Mit dem Besuch von 
Reagan und Kohl auf dem SS-Frledhof Bit-

burg 1985 kam die Entsorgung nazistischer 
Verbrechen einen groBen Schritt voran (vgl. 
Der Spiegel, Nr.19/1985, Nr .. 20/1985). 
Kohl brachte 1989 in Paris das Thema Re­
genwald ein, verbunden mit dem ökoimpe­
rialistischen .Schulden-gegen-Natur­
schutz"-Konzept (dept for nature swaps). 
Der Im Gefolge des Golfkrieges verbreite­
ten Empörung Ober Waffenexporte trugen 
die größten Waffenexporteure in London 
1991 Rechnung, Indem sie ein Exportregi­
ster bei der UNO und .verbindliche" Export­
richtlinien forderten. 

DER WWG: ZWISCHEN KONKURRENZ 
UND KOOPERATION 
Angesichts der ökonomischen Verflechtun­
gen ist ein Mindestmaß an Kooperation zwi­
schen den imperialistischen FOhrungsstaa­
ten unumgänglich. Maßnahmen einzelner 
Staaten in der Währungs-, Zins- oder Haus­
haltspolitlk können sich auf alle negativ 
auswirken bzw. kann jeder dieser Staaten 
auf eine ungünstige Aktion eines Konkur­
renten mit einem Gegenschlag antworten. 
Konzerne wie Mltsublshl, Exxon oder Sie­
mens operieren zwar transnational, aber 

gestützt auf die Ressourcen und die poli­
tisch-militärische Macht ihres Heimatstaa­
tes. Einerseits also Konkurrenz zwischen 
den Konzernen und den Staaten, ander­
seits Kooperation auf der ökonomischen 
(.strategische Allianzen· in bestimmten Be­
reichen bspw. zwischen Mitsubishi und 
Dalmter Benz) und der politischen Ebene. 
Als illusorisch hat sich die Hoffnung erwie­
sen, daS die .unljichtbare Hand" des Mark­
tes wirtschaftliche Diskrepanzen etwa Im 
Währungsbereich ausgleichen könnte. 
Ausschlaggebend Ist die Politik der Zentral­
banken der Führungsstaaten (vgl. de Menil, 
S.7). 
Die WWG drücken eine veränderte Inner­
imperialistische Hackordnung aus. Vorneh­
mer ausgedrückt: Sie sind . bescheidene 
Elemente einer Globalsteuerung•, ein neu­
es .westliches Konsuttationssystem, das 
die abnehmende Bedeutung der USA in der 
westlichen Wirtschaft und den Aufstieg Eu­
ropas, Japans wie auch der EG als Gruppie­
rung angemessen verarbeiten konnte•, 
heißt es in einer Studie des Royal Institute 
ot International Affalrs, london, und des 
Center for International Affairs, Harvard 
(vgl. Putnam, Bayne, S.7). 
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Nach dem Wegfall des gemeinsamen Fein­
des Sowjetunion werden die gegensätzli­
chen Interessen der imperialistischen Staa­
ten stärker aufeinanderprallen. Ob in dieser 
veränderten Situation Gremien wie der 
WWG eine ausgleichende Funktion behal­
ten, sich wandeln oder gar auseinanderfal­
len, bleibt abzuwarten. Wie wird sich der 
deutsche Aufstieg zur Großmacht auf die 
Institution WWG auswirken? 

LONDON 1991 UND MÜNCHEN 1992: 
KAMPF UM EUROPA 

Auf dem Londoner Gipfel wurde erstmals 
über die neue Weltordnung nach dem Zer­
fall des Warschauer Paktes debattiert. Bei 
der Handelspolitik die Gegensätze und die 
"leeren Gipfelschwüre" (Kommentar der 
Süddeutschen Zeitung), künftig Handels­
schranken und staatliche Subventionen ab­
zubauen. Zwecks "Diversifizierung der 
Energiequellen und zur Reduzierung der 
Treibhausgasemmisionen" propagierten 
die Sieben erneut den Ausbau der Atom­
kraft. Eine zentrale Rolle soll künftig die 
UNO spielen, "im Kampf gegen Katastro­
phen in der Dritten Welt..., seien es nun 
Hunger-, Natur- oder politische Katastro­
phen" (Süddeutsche Zeitung, 10.7.91). Die 
UNO also als Legitimationsinstrument für 
künftige "Blau-" und "Grünhelm"-lnterven­
tionen gegen die Völker im Trikont und Ost­
.europa. 
Konsens in London selbstverständlich, daß 
die Annahme von IWF-Auflagen Vorausset­
zung für Kredite und die Aufnahme der So­
wjetunion in den IWF ist. Die Auslandsschul­
den der GUS und ihre weitere Integration in 
den kapitalistischen Weltmarkt werden 
zentrales Thema des Münchner Gipfels 
sein. Oie GUS-Staaten sollen zusammen ei­
ne IWF-Quote (=Stimmrecht und Kredite) 
von 4,25 Prozent erhalten, werden also völ­
lig einflußlos sein. Im vorauseilenden Ge­
horsam erfüllt die russische Regierung 
schon jetzt die künftigen IWF-Auflagen: Die 
Preise für fast alle Waren und Dienstleistun­
gen werden freigegeben und damit steigt 
die Verelendung (vgl. Süddeutsche Zeitung, 
29.2.92). 
Bei der Aufteilung Osteuropas und der ehe­
maligen Sowjetunion werden sich die impe­
rialistischen Staaten ins Gehege kommen. 
Wegen Jugoslawien kam es bereits in Lon­
don zum Streit. Die französische Regierung 
stellte sich gegen die deutsch-österreichi­
schen Pläne zur Aufteilung Jugoslawiens. 
Kommentar Genscher: "Der Kampf um Eu­
ropa hat begonnen" (Der Spiegel, Nr.30/ 
1991). 

DER.BESSERE"~G 

Seit Sommer letzten Jahres existiert bun­
desweit das sogenannte .Ciearinghouse". 
Ihm gehören der BUKO, Deutscher Natur­
schutzring (DNR), Bund Naturschutz, Grü­
ne, DGB, BDKJ, ESG, Münchner Friedens­
bündnis, ÖDP, Weed (World Economy, Eco­
logy & Development Ass.) u.a. an. Das Clea­
ringhaus versteht sich als .,offener Ge­
sprächszusammenhang" zu WWG, 500-
Jahr-Feier und UNO-Umweltkonferenz. 
Schwerpunkt, v.a. von WEED, ist der .Ge­
gengipfel" TOES (= The Other Economic 
Summit, findet seit 1984 parallel zum WWG 
statt). Die Konzeptvorschläge zu diesem 
Gegengipfel laufen darauf hinaus, den 
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WWG zu .delegltlmieren", als Undernokra­
tisch und den "globalen Herausforderun­
gen nicht gerecht" werdend. Der WWG 
müsse daher .,mittelfristig ersetzt werden 
durch einen repräsentativen Weltwirt­
schaftsrat im Rahmen des UN-Systems•. 
Aufgabe von TOES sei deshalb, .Ansätze ei­
ner anderen Politik zu suchen und zu erpro­
ben und dem G-7Treffen zu helfen, in einer 
demokratischen, an ökologischen und so­
zialen Kriterien orientierten Struktur auf­
zugehen." (Alle Zitate aus: WEED-Papier, 
6.11.91, TOES-Konzept-Vorschlag, 14.12.91, 
WEED-Aufruf, 31.1.92) 
Die Haltung des TOES-Spektrums gegen­
über dem offiziellen WWG reduziert sich al­
so auf ein christliches .Vergib Ihnen, denn 
sie wissen nicht was sie tun". Am Anfang 
von Clearinghaus stand ein Diskussionsfo­
rum mit dem Titel .Umwelt und Entwick­
lung". Debattiert wurde dabei der Begriff 
.sustainable development" (=nachhaltige 
Entwicklung). Dieser basiert auf der Überle­
gung, daß die zunehmende Umweltzerstö­
rung das kapitalistische Wachstum gefähr­
det' und zum zweiten wird .Armut" als 
.Hauptursache der globalen Umweltproble­
me" unterstellt. Zielist deshalb die Optimie­
rung des Ressourcenverbrauches, etwa 
nach dem Schema, wieviel C02-Emmisio­
nen gehen gerade noch? Auf dem Forum 
wurde "sustainable development" wegen 
dieser Wachstumslogik kritisiert, anderer­
seits jedoch Wachstum .bis zu einem Min­
destnlveau für die 3. Welt" empfohlen. Eine 
.Verbindung von Schuldenstreichung und 
Umweltschutzmaßnahmen (dept for nature 
swaps) sollte im Einzelfall überprüft wer­
den". Auf der Ebene konkreter Maßnahmen 
bewegte sich die Diskussion damit im 
Schlepptau der .sustainable development" 
• Die Verknüpfung von Schuldenstrei­
chung und Umweltschutz unterstellt, daß 
die Staaten des Trlkont (die .Armut") für 
ökologische Zerstörungen verantwortlich 
sind 
e Das gönnerhafte Zugestehen von 
.Wachstum" unterstellt, dies sei die Lösung. 

©Globus 

Daß Organistationen wie die ÖDP, die .Be­
völkerungsexplosionen" für alle sozialen 
und ökologischen Probleme verantwortlich 
macht, bei Clearinghaus mitarbeitet oder 
der grüne Ex-Europaabgeordnete und 
Marktwirtschafts-Propagandist von Nostitz 
das Münchner WEED-Büro leitet, passt ins 
Bild. 

MOBIUSIERUNG GEGEN DEN WWG 

Konflikte um klare antikapitalistische Ori­
entierung oder Reformvorschläge gibt es 
auch in anderen Zusammenhängen: Im 
Münchner Bündnis bedurfte es einer länge­
ren Diskussion, um die ÖDP rauszuwerten. 
Vertreter von Grünen, VSP und Friedens­
bündnis sahen "Offenheit" und .Pluralität" 
gefährdet. Auf Ablehnung nicht nur der Grü­
nen stößt immer wieder die Forderung nach 
.Offenen Grenzen" für Flüchtlinge und Mi­
grantlnnen. Weit verbreitet ist inzwischen 
das Bild von der Flut aus den Armutsregio­
nen, die die christlich-abendländische Zivil­
gesellschaft zu verschlingen droht. Selbst 
innerhalb der Linken wird die Funktion von 
Grenzen thematisiert, oder aus "bündnis­
taktischen" Überlegungen die Position "Of­
fene Grenzen" fallengelassen. 
Auch die Gegenseite ist seit Monaten aktiv. 
Bei der Münchner Polizei gibt es eine Son­
dereinsatztruppe, Veranstaltungen zum 
Thema finden meist in Anwesenheit von 
Uniformierten statt. Die bayerische Regie­
rung bemüht sich um eine Kriminalisierung 
des Widerstandes, wobei das Nürnberger 
KOMM besonders ins Visier genommen 
wird, als angebliche "Brutstätte der Gewalt". 
Trotz alledem laufen die Vorbereitungen 
und die Mobilisierung gegen den WWG, ge­
tragen vom Münchner Anti-WWG BÜndnis, 
der bundesweiten Aktionskonferenz und 
zahllosen lokalen Gruppen. Vom 3. bis zum 
5. Juli findet der Gegengipfel statt, vom 6. 
bis zum 8. Juli sind Aktionstage und am 4. 
Juli ist die Gegendemonstration. 

P.B., Ökologische Unke München 
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One World und Nationalismus 
Warum der totale Weltmarkt die etllnisclle Barbarei nicllt terlllndern kann I Von lobert lurz 

D 
as gegenwirtige Bild· der Welt 
Wird unbezweifelbar von zwei 
gleichermaßen realen Erschei­
nungen bestimmt, die sich den· 
noch logisch gegenseitig auszu· 

schließen scheinen. Auf der einen Seite hat 
das moderne Marktsystem seinen "Sinn" 
erfüllt und einen gesellschaftlichen Zu· 
sammenhang hergestellt, dessen Netz lük· 
kenlos die gesamte Erde umspannt. Ande­
~:erseits jedoch scheint die One World sich 
gleichzeitig selbst zu dementieren, weil 
ausgerechnet im Augenblick ihres Hervor­
tretens eine nie dagewesene Flut von Na­
tionalismus, Separatismus und Bürger· 
kriegen den Globus überschwemmt. In 
deutschen Wohnzimmern, afrikanischen 
Slums und sogar bei den Indios der Regen­
wilder dudeln dieselben japanischen Ra· 
diorecorder dieselbe internationalisierte 
Popmusik; und die Satellitenfotos zeigen 
die Einheit der Menschenwelt erstmals aus 
jener lange erträumten "göttlichen" Per­
spektive, die den Erdball als ein unmittel· 
bares Ganzes zu erfassen vermag. Soll 
trotzdem an der Schwelle des 21. das 19. 
Jahrundert zurückkehren, das Zeitalter 
einer "Nationalisierung der Massen" 
(George L. Mosse)? 

Etwas kann nicht stimmen mit den ge­
schichtlichen Wiedergängern, die aus ih· 
ren Gräbern zu klettern scheinen. Das bür­
gerliche Zeitalter, das die sogenannte 
Nation im eigentlichen Sinne hervorge­
bracht hat, ist seinem Wesen nach immer 
ein ökonomistlsches gewesen; und nur aus 
dem Prozeß der marktWirtschaftliehen 
Vergesellschaftung läßt sich das Rätsel 
vielleicht erklären. Das warenproduzie­
rende System, das aus dem Körper der 
Feudalgesellschaft hervorwuchs und die­
sen Körper schließlich zerstörte, war keim· 
haftvon Anfang an ein Weltsystem. Die 
allem Inhalt gegenüber gleichgültige Ver­
wertungslogik des Geldes kennt keine be· 
grenzte Loyalität. 

Aber allzu dünn waren in seiner Heraus· 
blldungsgeschlchte die Fäden des Welt· 
markts gesponnen, als daß er zum unmit­
telbaren Funktionsraum der entstehenden 
Marktwirtschaft hätte werden können. So 
war es jenes aus vielen disparaten Momen­
ten (Sprache, Geographie, Kultur- und 
Rechtstraditionen, Verkehrsverbindun­
gen) geWirkte mysteriöse Gebilde der Na­
tion, das zunächst den bornierten feudalen 
Kirchturmshorizont aufsprengte und als 
erster sozialhistorischer Raum marktWirt· 
schaftlieber Systeme eine neue, entpersön­
lichte Form der Loyalität stiftete. 

Die Fahnenweihe der Nation stand aber 
im Gegensatz zur aufklärerischen W'eltver­
nunft, die schon im 18. Jahrhundert den 
emphatischen Begriff des Weltbargertuins 
hervorgebracht hatte und damit früh dem 
geheimen Sinn der grenzenlosen Warenlo­
gik Rechnung trug. Kant und Fichte ver­
suchten deshalb, die partikulare Form der 
Nation selber noch aus universalen Ver· 
nunftprinzipien abzuleiten, um den auf· 
scheinenden Widerspruch zu versöhnen. 
Als "Vernunftstaat" sollte der National-

staat zwar ein in sich "geschloßner Han­
delsstaat" (Fichte) bleiben, gleichzeitig 
aber im Vollzug universaler Prinzipien 
zum "ewigen Frieden" (Kant) führen. Die 
blinde Logik der Konkurrenz, wie sie den 
warenproduzierenden Systemen inhärent 
ist, ermöglichte jedoch das weitere Fort· 
schreiten der universellen Warenform für 
lange Zeit nur in Gestalt eines blutigen 
Kampfes der entstandenen Nationen um 
die weltregionale oder globale Vorherr· 
schalt. Dieser Kampf bestimmte das ge­
samte 19. und die ersile HIJtte des 20: Jahr· 
hunderts. Der eigentliche Weltmarktbezug 
blieb in dieser Epoche eine nachgeordnete 
Sekundärsphäre der Nationalökonomien. 
überlagert von den politischen und militä­
rischen Formen ihrer gegenseitigen 
Selbstbehauptung. 

Schon seit den Befreiungskriegen gegen 
Napoleon war auf die nationale Selbstlegi­
timation jener schwarze Schatten des Irra· 
tionallsmus gefallen, den die niemals auf 
den ganzen Menschen bezogene abstrakte 
Aufklärungsvernunft werfen mußte. Je 
weiter die jungen Nationen und aufstre· 
benden Nationalbewegungen sich ana­
chronistisch in dte Vergangenheit zurück· 
projizierten und geschichtsverzerrende 
Traditionen für sich zu reklamieren began· 
nen, je weniger sie sich als historisches 
Phänomen begreifen mochten, desto mehr 
ideologisierten sie sich zu quasi anthropo· 
logischen Konstanten. Die nationale For· 
mation wurde nicht mehr aus universalen 
Vernunftprinzipien, sondern zunehmend 
"völkisch", rassistisch und biologistisch be· 
gründet. Komplementär dazu gab der Sozi­
aldarwinismus dem Konkurrenzprinzip 
der warenproduzierenden Systeme eine 
vermeintliche Naturgrundlage. So entstan· 
den jene mörderischen Legitimationsideo· 
logien des imperialistischen Zeitalters, das 
in den beiden Weltkriegen und im faschi· 
stischen Holocaust sein katastrophisches 
Ende fand. Die aus ihren Nähten platzen­
den Nationalökonomien versuchten, sich 
im Kampf um Einflußsphären und Welt· 
herrschaftirrational zu "nationalen Welt­
ökonomien" (national kontrollierten Groß­
wirtschaftsräumen) aufzublasen, ein Wi­
derspruch in sich. 

E
rst die Pax Amel'icana der Nach­
kriegsgeschichte hat, so paradox 
dies zumal für den linken ,,Anti­
imperialismus" klingen mag, das 
imperialistische Zeitalter über­

wunden. Die USA standen zwar für die uni­
versellen westlichen Vernunftprinzipien, 
die längst auf ihren banalen marktwirt­
schaftliehen Kern des "Geldmachens" her­
untfrtransformiert waren, auch nur hin· 
sichtlich ihrer eigenen Macht und Herr­
lichkeit, die am Ende des Zweiten 
Weltkriegs aus Fort Knox verführerisch 
glänzte (1945 lagerten dort ca. 80 Prozent 
der globalen Goldvorräte). Aber die "Ame­
rikanisierung der Welt" war eben kein Im· 
perialismus alten Stils mehr. Nicht territo· 
riale Annexionen setzte der gummikau­
ende Weltpolizist durch, sondern die 
Einhaltung der marktwirtschaftlichen, 
konkurrenzökonomischen Spielregeln sei­
nes paradigmatischen Warensystems, das 
nich~ mehr die europilischen Schlacken 
des 19. Jahrhunderts mit sich schleppte. 

Die Kantsche Weltvernunft mochte in ih­
rer Yankee-Gestalt ein wenig vulgär ausse­
hen, aber erst in dieser Gestalt konnte sie 
real auf die Erde herabsteigen. Unter dem 
Dach der globalen Amerikanisierung ent­
faltete sich trotz aller Friktionen des Kai· 
ten Krieges der beispiellose fordistische 
Boom mit seinen Wirtschaftswundern. Die 
freigesetzte ökonomische, nicht mehr dem 
altimperialistischen "Primat der Politik" 
folgende Weltkonkurrenz trieb in Form der 
Mikroelektronik, .der Computerisierung 
und Automatisierung ungeahnte neue Pro­
duktivkräfte hervor. Auf dieser technisch· 
wissenschaftlichen Basis entstanden gänz­
lich neue, unmittelbar globalisierte 
Märkte, die allmählich sogar die politische 
Hülle der Pax Amelieans verblassen lie-
Ben. Die Produktionsprozesse wurden so 
weitgehend zerlegbar, daß sich erstmals in 
vielen Branchen die Güterherstellung 
selbst internationalisierte. Gleichzeitig 
verbilligten sich Kommunikation und 
Transport derart, daß auch mittlere und 
kleinere Unternehmen in diese Internatio­
nalisierung hineingezogen wurden. Ober 
die multinationalen Konzerne ("Multis") 
der 70er Jahre hinaus ist so der Weltmarkt 
zum unmittelbaren Funktionsraum der 
Wirtschaftssubjekte geworden. Daswaren­
produzierende Gesamtsystem beginnt die 
altgewordenen Nationalökonomien aufzu· 
lösen. 

Dieser Prozeß der marktwirtschaftli· 
eben Internationalisierung läßt auch die 
traditionelle Kapitalismuskritik alt ausse­
hen. Der "proletarische Internationalis­
mus" seligen Andenkens war ja nicht weni· 
ger abstrakt als die aufklärerische bürger­
liche Weltvernunft und eigentlich deren 
legitimer Abkömmling. Real aber ging die 
marxistische Arbeiterbewegung densel­
ben Weg der Nationalisierung wie die ver­
meintlich bekämpfte bürgerliche Gesell­
schaft Zuerst entpuppte die westliche 
Sozialdemokratie in den Modernisle­
rungs-Schüben der Jahrhundertwende lh· 
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ren nationalen Charakter, der ihr heute 
besonders in Deutschland jenen unnach· 
ahmliehen Museumsgeruch wilhelmini· 
scher Respektabilität verleiht. Dann kre· 
ierte die nachholende Modernisierung des 
Ostens den stalinistischen "Sowjetpatrio­
tismus", der sich hinter dem Eisernen Vor· 
bang einigelte. Schließlich brachte die anti· 
koloniale Bewegung des Südens jenen 
Befreiungsnationalismus hervor, unter 
dessen oberflächlicher Romantik sich auch 
die rebellische Jugend des Westens zeit· 
weilig versteckte, statt ihre eigene Verge· 
seilschaltungsstufe zu reflektieren. 

Gegenüber diesen Verfallsgestalten der 
Modernisierung, die offenbar im nationa­
len Paradigma des 19. Jahrhunderts hän· 
gengeblieben sind, scheint der Triumph 
kapitalistischer, marktwirtschaftlicher In­
ternationalisierung und Globalisierung 
heute vollständig zu sein. Aber dieser 
Triumph hinterläßt einen schalen Ge· 
schmack. Die nationalbornierten Autarkie· 
staaten und Befreiungsnationalismen des 
Ostens und Südens entsprangen ja keines· 
wegs schlichtweg reaktionär gewordenen 
Ideologien, sondern rührten schon immer 
aus dem Konkurrenzdruck des Welt· 
markts selber her. Hatte sich die primäre 
westliche Nationalisierung des 19. Jahr· 
hunderts noch vorwiegend gegen die feu· 
dalistischen Strukturen gerichtet, so war: 
die sekundäre östliche und südliche Natio· 
nalisierung des 20. Jahrhunderts das Pro­
dukteiner bereits nationalstaatlich moder· 
,nisierten Welt und richtete sich gegen die 
Vorherrschaft der westlichen Nationen. 

B
is zur Jahrhundertmitte und teil· 
weise darüber hinaus konnte 
dieser Kampf noch in derselben 
politischen und militärischen 
Form geführt werden, wie sie 

auch den innerwestlichen Konflikt um die 
Vormacht dominierte. Östlicher Sowjetpa· 
triotismus und südlicher Befreiungsnatio· 
nalismus überlagerten die Binnenkonkur· 
renz des Westens und schufen neue globale 
Konfiiktlinien, die jenes "Primat der Poli· 
tik" noch einmal künstlich verlängerten, 
das doch gleichzeitig schon von der Ökono­
mistischen Globalisierung der Märkte aus­
gehöhlt wurde. Die Planungs-, Autarkie· 
und Subventionsstaaten der sekundären 
(nachholenden) Nationalökonomien merk· 
ien nicht, daß sie zunehmend mit den Waf· 
fen der Vergangenheit gegen den unsicht· 
baren Gegner der mat:ktwirtschaftlichen 
Internationalisierung fochten. 

So häßlich und diktatorisch aber die Re· 
gimes der Zweiten und Dritten Welt sich 
dabei auch zeigen mochten, gegen den 
westlichen Öffnungsdruck behielten sie 
doch so etwas wie die Würde der Selbstbe· 
hauptung, und keineswegs bloß im Inter· 
esse der autoritären und versteinerten Eli· 
ten. Denn es war absehbar, daß sie auf dem 
Schlachtfeld der offenen Globalkonkur· 
renz ökonomisch niedergemetzelt werden 
mußten, egal mit welcher Legitimations· 
Ideologie sie angetreten waren. Was in 
mehr als dreißig Jahren sämtliche Militär· 
Interventionen des US·Weltpolizisten nicht 
fertiggebracht hatten, schaffte die mikro· 
elektronische Globalisierung der Märkte 
in weniger als einem Jahrzehnt: Der Ei· 
serne Vorhang zerbarst unter dem Druck 
nicht mehr durchhaltbarer Defizite in den 
Handels· und Kapitalbilanzen der nachho­
lenden Nationalökonomien. Sie wurden 
entlassen in die Freiheit der Konkurrenz, 
aber nur zum Tode. Denn mangels Fähig­
keit zur Rentabilität fallen sie aus den glo· 
balisierten Marktbeziehungen weitgehend 
heraus. 
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Die Erfüllung des alten Menschheits­
traums findet nur in negativer, katastro· 
phischer Form statt. Der Grund dafür liegt 
in der extremen Einseitigkeit, mit der sich 
die One World herausgebildet hat. Der 
schillernde Aufklärungsbegriff des Welt· 
bürgertums unterschlägt nämlich, daß der 
Bürger marktwirtschaftlicher Systeme 
eine wesentlich schizophrene Figur ist, in· 
sofern er sich stets in doppelter Gestalt 
darstellt: einerseits als homo oeconomicus 
und andererseits als homo politicus. Das 
Marktsubjekt kann nur überleben, wenn 
es ein Alter ego als Staatsbürgersubjekt 
besitzt Der moderne Staat muß die waren· 
förmigen Wirtschaftssubjekte nicht nur als 
Rechtspersonen zusammenfassen und ga­
rantieren, sondern längst auch aktiv in die 
Marktprozesse eingreifen, die monetären 
Flußgrößen regulieren und umverteilen. 
Im Prinzip stimmt dem auch der Moneta· 
risrrius eines Milton Friedman zu; und Key· 
nes wollte bekanntlich sogar den Welthan· 
del eindämmen, weil er seine Theorie nur 
im nationalstaatliehen Rahmen für durch· 
führbar hielt. 

Einen Weltstaat kann es tatsächlich 
nicht geben. Jeder Staat ist seinem Wesen 
nach eine partikulare Form, die sich nach 
außen abgrenzen muß. Dies gilt heute 
mehr denn je, weil die Staaten in ihrer 
wechselseitigen Abgrenzung auch die so· 
zialen und ökologischen Geschäftskosten 
des warenproduzierenden Systems zu ex· 
portieren suchen. Deshalb hat sich ja auch 
die westliche Staatenwelt selber keines­
wegs in eine globale Einheit aufgelöst. 
Mehr denn je grenzen sich die großen Staa· 
tenblöcke (EG, USA,J apan) gegeneinander 
und gegen die historischen Nachzügler des 
globalen Südens und Ostens durch Sub· 
ventionsstrukturen und permanente Han· 
delskonflikte ab. Und nur auf der Ebene 
der Staatenwelt gibt es soziale Netze, 
durchgebildete Infrastrukturen und mone· 
täre Abschöpfung bzw. Umverteilung für 
diese Zwecke (Gesundheitswesen, Justiz, 
Wissenschaft und Ausbildung usw.). 

Was die On~ Worldalso konstituiert, was 
sich eigentlich internationalisiert und glo· 
balisiert hat, das sind einzig und allein die 
ökonomischen Verkehrsformen von Markt 
und Geld. Soweit das zivilisatorische Ni· 
veau der Moderne jedoch an den Staat ge· 
bunden ist, blieb es auf Nationalstaaten 
bzw. Staatenblöcke beschränkt. Weltbür· 
ger ist nur der "Bourgeois" (das reine 
Markt- oder Wirtschaftssubjekt) gewor­
den, während der "Citoyen" (das Staatsbür· 
get- oder Rechtssubjekt) nationalstaatlich 
zurückgeblieben ist und sich seinem We· 
sen nach gar nicht globalisieren kann. 

Damit ist eine Zerreißprobe der Mo· 
derne herangereift: Die wesenhaft gren· 
zenlose Warenform und der ebenso wesen· 
halt. partikulare Nationalstaat können 
nicht mehr in Übereinstimmung gehalten 
werden. Die globalisierte Arbeitsteilung 
und Kommunikation der Warensysteme 
unterläuft die staatlich beschränkten Um­
verteilungs· und Infrastrukturen; das glo· 
balisierte Finanz- und Kreditsystem (Euro· 
geldmärkte) hebelt die Kontrollmechanis· 
men der nationalen Notenbanken aus. 

Da aber die sozialen und ökologischen 
Geschäftskosten des Systems weiterhin 
nur über die staatliche Partikularität auf· 
gefangen, utnverteilt und externalisiert 
werden, muß der globalisierte marktwirt· 
schaftliehe und monetäre Prozeß nationale 
Verliererkatastrophen erzeugen. Konnten 
im Binnenprozeß einer Nationalökonomie 
durch staatliche Regulation Ausgleichs· 
strukturen geschaffen werden, wie be· 

schränkt und unbefriedigend diese auch 
sein mochten, so fehlt auf Weltebene eine 
entsprechende Instanz vollständig. Für die 
nationalen ,.Sozialfälle" stehen mehr oder 
minder entwickelte staatliche Instanzen 
zur Verfügung; ist aber ein ganzer Natio­
nalstaat im globalisierten Marktprozeß 
selber zum ,.Weltsozialfall" geworden, so 
fällt er ins Bodenlose. 
. Die internationalen Finanzmärkte lei­

sten hilfreiche Zufuhr von Geldkapital nur 
zu Marktbedingungen, d. h. ihrem Wesen 
gemäß nicht als weltsoziale Umvertei· 
lungsinstanz, sondern gnadenlos gegen 
Zins und Zinseszins. Auf diese Weise 
wurde nur die fortwuchernde und sich im· 
mer . weiter ausbreitende internationale 
Schuldenkrise erzeugt Die Nationalstaa­
ten und Staatenblöcke ihrerseits können 
monetäre und technische Hilfe ebenfalls 
nur nach eigenen Interessengesichtspunk~ 
ten geben. Eine internationale Rechtsin· 
stanz gibt es nicht; der internationale Ge· 
richtshof ist nicht mehr als eine Farce und 
wird gerade von der US-Superdemokratie 
"souverän" mißachtet 

Der globalisierte Markt- und Geldkapi· 
talprozeß löst so die alten Nationalökono· 
mien nicht einfach in eine größere Einheit 
auf, sondern er dreht einer wachsenden 
Zahl von ihnen die Luft ab. Ist eine Natio­
nalökonomie aber unter die Räder des tota· 
lisierten Weltmarkts gekommen, so er· 
lischt auch die innere Regulations- und 
Umverteilungskompetenz des jeweiligen 
Staates. Tatsächlich sind heute fast schon 
alle Staaten, auch die angeblichen Gewin­
nerstaaten selber, von dieser Krise betrof­
fen, die durch das Auseinanderklaffen von 
globalisierten Märkten und staatlicher Re­
gulation erzeugt wird. Deli Unterschied be· 
steht nur darin, in welchem Grade sich 
diese Krise jeweils äußert 

In den offenen Zusammenbruchsökono· 
mien des Südens und Ostens haben die 
Nationalstaaten ihre Regulations- und 
Umverteilurigskompetenz bereits so weit 
eingebüßt, daß zusammen mit der Welt· 
marktfähigkeit auch die staatliche Autori· 
tät zerfällt Aus den vom Weltmarkt hinter· 
lassenen Ruinen aber sprießt der Giftpilz 
eines tertiären Nationalismus, der weder 
mit dem primären europäischen des 19. 
noch mit dem sekundären Befreiungsna· 
tionalismus des 20. Jahrhunderts etwas zu 
schaffen hat Vielmehr handelt es sich um 
eine "Welle ethnischer (oder kleinethni· 
scher) Agitation" (Eric J. Hobsbawm), die 
nicht mehr aus dem Entstehen, sondern 
umgekehrt aus dem Zerfall von National· 
Ökonomien herrührt Insofern handelt es 
sich um gar keinen Nationalismus im ei­
gentlichen Sinne. Denn trotz aller "völki·. 
sehen" und rassistischen Legitimations· 
ideologien beruhten die Nationalstaaten 
des 19. und 20.Jahrhunderts nirgendwo auf 
ethnischen Loyalitäten, die sie vielmehr 
gerade hinter sich ließen. Selbst im ur-pa· 
radigmatischen Nationalisierungsprozeß 
Europas flossen die verschiedensten ethni· 
sehen Bestandteile in die Nationenbildung 
ein. Außerhalb Europas waren die meisten 
Nationen sowieso synthetische Gebilde 
mit unterschiedlichsten Traditionssträn­
gen;und häufig waren es offene Mehr- oder 
Vielvölker·Nationen. · 

T
. ertiärer Nationalismus ist also 

ein völlig gegenläufiger ethni· 
scher Schein-Nationalismus, und 
er ist ein Produkt der Verzwelf· 
lung, von der die Menschen in den 

Zusammenbruchsökonomien des totalen 



Weltmarktes heimgesucht werden. Ökono­
mistische Globalisierung der One World 
und tertiärer Nationalismus verbalten sich 
reziprok zueinander. Wo die staatlieben 
Regulationsstrukturen zerbrechen, wo es 
nichts mehr umzuverteilen gibt, zerbricht 
auch die Loyalitätsstruktur.l>ie Slowenen 
wicl Kroaten meinen, daß sie leichter wie­
der· weltmarktfihig oder sogar in die EG 
aufgenommen werden, wenn sie sieb die 
Armutsregion Serbiens und Mazedoniens 
vom Hals schaffen. .Ähnlich menschen­
freundliche Hoffnungen hegen die balti· 
sehen Republiken, die sieb von der eben­
falls zerfallenden sowjetischen Umvertet­
lungszentrale abkoppeln wollen, und die 
Aserbaidschaner, die ihr Erdöl lieber auf 
eigene Rechnung zu Weltmarktpreisen im 
Westen losschlagen möchten, statt z. B. die 
Usbeken damit heizen zu lassen. Die Ab­
koppelungvon den Umverteilungsstruktu· 
ren erzeugt natürlich umgekehrt in den 
relativen oder absoluten Armutsregionen 
böses Blut, die nun ihrerseits von der alten 
Loyali~t nichts mehr wissen wollen und 
gewaltbereit werden. 

Der Bürgerkrieg ist so vorprogrammiert, 
und er muß in der veränderten Situation 
auf irgendein Konstrukt zurückgreifen, 
das ab- und ausgrenzende Gemeinschaft· 
licbkeit stiftet. Mangels anderer Bezugs· 
größen ist daher in vielen Weltregionen die 
Mobilisierung längst überwunden ge­
glaubter ethnischer Loyalitäten neben den 
religiösen Fundamentalismus im islami­
schen Raum als aggressive Reaktion auf 
den Zerfall des Zivilisationsniveaus getre­
ten. Sämtliche wirklieben oder eingebilde­
ten Konflikte und Ungerechtigkeiten seit 
Moses werden wieder ausJ(egraben. 

Der Westen hat keinen Grund, über diese 
wüsten Irrationalismen zu spotten. Nicht 
nur, weil sei~e Entfesselung des globalen 
Marktsystems diese erst erzeugt ·hat, son· 
dern auch deswegen, weil er selbst keines­
wegs davon verschont bleibt. Auch in lta· 
Iien will die ,.Lega Lombarda" den unter· 
entwickelten und verarmten Süden 
wegsprengen. Das Mezzogiornodroht über 
Italien hinaus ein paradigmatischer Be· 
griff für die neuen Armutszonen in allen 
Nationalökonomien des Westens selbst zu 
werden. In Deutschland schwelt der Kon· 
ßikt zwischen ,.Ossis" und ,.Wessis"; in den 
USA wird über den alten Rassenkonflikt 
mit den Schwarzen hinaus eine neue Kon· 
fliktlinie zwischen Angelsachsen und Lati· 
nos sichtbar; in Kanada wächst der franko­
phone Separatismus. Nicht mehr lange •. 
dann werden sogar die Schweizer überein­
ander herfallen und sich gegenseitig zu 
Deutschen, Italienern, Zigeunern oder Au· 
Barirdischen erklären. 

Der neue tertiäre Nationalismus in den 
Zusammenbruchsökonomien remobili· 
siert überall auf der Welt alle nationalen 
und ethnischen Gegensätze, wie sie in 
mehr oder weniger starker Ausprägung 
aus den vergangeneo Epochen der Natio· 
nalisierung in die One World des totalen 
Marktes binüberragen. 'Überall ist das Pro­
blem abgeschwächter oder Versiegeneier 
staatlieber Umverteilungskompetenz die 
treibende Kraft. 

Die ethnische tertiäre Nationalisierung 
is~ freilich ein reines Zerfallsphänomen 
ohne jede historische Perspektive. Im kras. 
senGegensatz zu den früheren Nationalbe­
wegungen besitzt sie keinerlei ökonomi· 
sches Knochengerüst, auf dem sie stehen 
und gehen könnte. Auch die nicht gelunge· 
nen und weiterschwelenden Prozesse des 
sekundären Befreiungsnatiqnalismus kön· 
nen nicht mehr sinnvoll zu Ende gebracht 

werden. Die Palästinenser etwa haben 
nicht die leiseste Chance, eine eigene weit· 
marktfähige Nationalökonomie zu bilden. 
Ein von ihnen durchgesetzter Staat könnte 
nie mehr als ein Operettenstaat mit frem­
der Alimentierung werden. Dasselbe gilt 
(trotz der weitaus stärkeren Legitimation 
eines eigenen Nationalstaates nach dem 
Holocaust) letztiicp auch für den israeli· 
sehen Nationalstaat, der noch nicht einmal 
die Hälfte seines Bruttosozialprodukts 
selbst zu erwirtschaften imstande ist. Und 
wenn sogar die Slowenen die Devisen­
deckung für ihre geplante eigene Währung 
des ,.Tolar" nicht schaffen, dann wird dies 
auchden Kroaten, den Litauern, den Arme­
niern oder Kurden nicht gelingen, ebenso­
wenig den Sarden oder Basken, ganz zu 
schweigen von den Tscbetschenen oder 
Gagausen. 

Die ethnischen Verzweiftungsloyaliti· 
ten sind allesamt haltlos. Sie können den 
zerbrechenden alten Nationalstaat weder 
ersetzen noch neue reproduktionsfähige 
~sellscbaftsgebilde schaffen. Sie konsti· 
tuieren sich nur im und durch den offenen 
oder latenten Bürgerkrieg, bis auch dieser 
sieb erschöpft hat. Insofern ist der tertiäre 
Nationalismus nur eine Verlaufsform des 
Zusammenbruchs. 

Es ist sinnlos, die vom Ökonomistischen 
Charakter der warenförmigen One · World 
verursachte ethnische und pseudoreligiöse 
Barbarei wie bisher durch ,.debt-manage­
ment" und zweifelhaft legitimierte Welt· 
polizei·Aktionen ausschließlich für strate­
gische westliche Interessen aufhalten zu 
wollen. Wenn die UN als Weltinstanz legi· 
tim werden sollen, dann müssen zualler­
erst die westlieben Staaten und Blöcke sei· 
ber ,.SOuveränität" an sie abgeben. Und 
Polizeiaktionen der Blauhelme wären 
zuallererstgegen dieobskuren Großgrund­
besitzer-Clans in Lateinam,erika, Asien 
und Arabien nötig, um durch deren 
Zwangsenteignung und die längst überfäl­
ligen Landreformen wenigstens das gröb­
ste Elend zu beseitigen. 

D 
arüber hinaus müßten die so 
legitimierten UN dazu überge­
hen, internationalen Ressour­
centransfer jenseits des Kon­
kurrenz- und Rentabilitäts­

prinzips der Warenlogik zu organisieren. 
Wenn eine Verallgemeinerung des westli­
chen Industrialisierungsgrades und Pro· 
duktivitätsstandards den sofortigen ökolo· 
giseben Kollaps der Erde bedeuten würde, 
andererseits aber alle Länder, die diesen 
Standard nicht bringen können, aus jeder 
lebensfähigen Reproduktion geschleudert 
werden, dann ist der ,.Äquivalenten tausch" 
warenproduzierender Systeme ad absur­
dum geführt. Die UN als reale Weltinstanz 
müßten also dafür sorgen. da8 ohne Rück· 
siebt auf die Standards cles Warensystems 
in allen Uindem lebenmo~ Pro­
duktionenerhalten bleiben und im interna· 
tionalen Verkehr jedes Land nur das zu 
geben braucht, was es eben billigerweise. 
geben kann. Nicht ein .weltstaat" wäre so 
die Konsequenz, der auf Basis der globalen 
Warenlogik schon eine zweite Erde und 
eine zweite Menschheit zur Abgrenzung 
und Externalisierung seiner Geschäftsko­
sten benötigen würde. Auch auf kontinen­
taler Ebene setzt z. B. die EG als SUPra­
staatliebe Bürokratie im Namen derselben 
Rentabilitätszwänge nur dieselben Zerstö­
rungsprozesse fort. Nötig wäre vielmehr 
ein weltgesellschaftliches Durchbrechen 
der Warenlogik selbst. 
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D 
ieser Vorschlag ist vielleicht 
weniger utopisch, als es zu­
nächst scheinen mag. Wenndie 
Weltmarktstaaten und Staa· 
tenblöcke die UN nicht realle· 

gitimieren wollen, dann wird ihnen ihre 
sogenannte Souveränität über kurz oder 
lang von den verselbs~digten Finanz­
märkten auf weit schmerzhaftere Weise 
genommen. Und die grenzüberschreiten­
den ökologiseben Katastrophen zwingen 
ohnehin zu sowohl,.unrentablen" als auch 
supranationalen Maßnahmen. Den funda­
mentalistischen Recken in beiden Lagern 
des israelisch-arabischen Konflikts bei­
spielsweise wird nach einhelliger Exper­
tenmeinung in alierniicblter Zukunft ge· 
meinsam etwas ziemlich Fundamentales 
ausgehen, nämlich das Wasser. Und wenn 
den Bulgaren nichttrotzihrer Zahlungsun­
fähigkeit Energie geliefert wird, dann wer­
den sie eben im nächsten Winter ihre de­
fekten Atomkraftwerke wieder einschal­
ten, die dann irgendwann ganz Europa um 
die Ohren fliegen. 

Die UN als reale weltgesellschaftliebe 
Instanz würden allerdings eine grundle· 
gende Änderung in den gesellschaftlichen 
Loyalitätsbeziehungen voraussetzen. 
Diese Änderung müßte auch von "unten" 
kommen und in der Handlungsreichweite 
der Individuen liegen. Eine gesellscbaftli· 
ehe Bewegung, die den Souveränitätsver­
zicht der Weltmarktstaaten zugunsten der 
veränderten UN erkämpft, wird die natio­
nalstaatliche Loyalität alternativ zur eth· 
nischen Agitation auch binnengesell· 
schaftlich durchbrechen. 

Schon jetzt gibt es ja auf. regionaler 
Ebene zahlreiche Initiativen, Widerstand 
und zivilen Ungehorsam gegen die desola­
ten Regulationsversuche und Jlyramiden­
projekte des Weltmarktstaates. Das Aufbe­
gehren gegen die Stilleguns und Abk~ppe­
lung ganzer Landstriche, pgen SOZialen 
Kahlschlag und kul~lle Verödung, ge­
gen militärische Ressourcenvergeudung, 
Großflughäfen, Atomkraftwerke und mon­
ströse Wiederaufarbeitungsanlagen, gegen 
Autowahn, Transitbelastung und Land­
schaftszerstörungbildet ein gewaltiges ge­
sellschaftliches PotentiaL Und auch in den 
Zusammenbruchsökonomien regt sieb er­
heblicher Widerstand gegen die staatliebe 
Notstandsverwaltung ebenso wie gegep. 
den kriegshetzerischen Ethno-Nationalis· 
mus. 

Damit die regionalen Initiativen aber 
dieses Potential wirklieb mobilisieren kön· 
nen, müssen Sie jede Bornierung nach dem 
St.-Florians-Prinzip (,.Verschon mein 
Haus, zünd andre an") überwinden und 
sich ihrer eigenen weltgesellscbaftlichen 
Dimension bewußt werden. Erstein weltof· 
fener, emanzipatorischer, sozialökologi· 
scher und multikultureller Regionalismus 
(und fast alle Regionen sind heute mul­
tiethnisch, multirassisch und multikultu· 
rell strukturiert) könnte eine neue Rezi­
prozität von globaler und regionaler 
Loyalität stiften, die querliegt zu den tradi­
tionellen westlieben Institutionen. Die glo­
bale Krise des Warenaustauschsystems 
kann durch die herkömmliche demokrati­
sche Transformation warenförmiger Inter­
essen in den beschränkten Formen der ok­
zidentalen parlamentarischen Staatenwelt 
nicht mehr gelöst werden. 

Robert Kurz ist Autor des Buches "Der Kol· 
laps der Modernisierung~ Die andere BI· 
bllothek, Eichborn·Verlag, Ffm 1991 
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contra Okosrsteme 
Der technische Fortschritt in den industriellen Metropolen äußert sich 
auch in einer Beschleunigung und Ausdehnung der Umweltzerstörungen 
in den Staaten der "3. Welt". Welche grundlegenden Zusammenhänge da­
bei wirken, hat Elmar Altvater in einem Artikel beschrieben, den wir im fol· 
genden auszugsweise abdrucken. 

Der technische Fortschritt besteht auch 
darin, die Reichweite der Eingriffe in die Na· 
tur- räumlich und zeitlich - zu vergrößern. 
Ohne die Motorsäge wäre die großflächige 
Rodung nicht möglich; ohne Flugzeuge 
könnten die Aussaat von Weidegras und die 
Bekämpfung der natUrliehen Sukzession 
auf den gerodeten Flächen kaum gelingen; 
ohne große Stromabnehmer (Aluminium­
Unternehmen und Großstädte) machen 
große Wasserkraftwerke keinen Sinn. Die 
industrielle Massenproduktion bedarf ja 
nicht nur der Massenkaufkraft, wodurch 
wiederum ein bestimmtes soziales System 
der Arbeit und Entlohnung notwendig wird, 
sondern auch der massenhaften Versor­
gung mit Rohstoffen, die noch in den ent­
ferntesten Weltgegenden der Natur entris­
sen werden. Mit der Mobilisierung der na­
türlichen Ressourcen in allen Teilen der 
Welt verschwinden die weißen Flecken auf 
der Landkarte, der gesamte Globus wird 
tendenziell unter den Modus von Produkti­
on und Konsumtion der ("fordistischen") ln· 
dustriegesellschaften subsumiert; dabei 
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sind die .schnellen Kredite" ein Vehikel der 
erweiterten Reproduktion dieser Produkti· 
onsweise. Sie durchdringt die gesellschaft­
lichen Strukturen, sie .kolonisiert" die Le­
bensweisen und sie weitet sich imperiali­
stisch auf dem Globus aus. Die Prozesse 
der Transformation der Gesellschaften und 
mit ihnen des Verhältnisses zur Natur be­
schleunigen sich: Wozu die Industrialisie­
rung in Europa Jahrhunderte benötigte, 
wird heute in Ländern der Dritten Welt in 
wenigen Jahren erreicht: die radikale Um­
wälzung von Gesellschaften im Zuge von 
Modernisierung und .. Zivilisierung" und die 
Umwandlung und nicht selten die Zerstö­
rung Ihrer Landschaften. 
Die europäisch-okzidentale .Rationalität 
der Weltbeherrschung" äußert sich doppelt. 
Auf der einen Seite schließ sie mit der Na­
turbeherrschung auch die Zerstörung der 
Natur ein. Die ökologischen Desaster in der 
Dritten Welt heute sind nichts als ein for­
cierter Abklatsch dessen, was auch in Euro­
pa geschehen ist und geschieht: kleine 
Münze im .Preis des Fortschritts". Auf der 

anderen Seite entsteht in den lndustrielän· 
dern mit der Umwelttechnologie techni· 
sehe und soziale Kompetenz der Naturbe­
herrschung zur Vermeidung und Reparatur 
von Schädigungen der Umwelt, die, wenn 
sie denn in anderen Weltgegenden gesche­
hen, auf dem Hintergrund des modernen 
technischen Wissens als vermeidbar er· 
scheinen müssen. Destruktlve Formen der 
Umweltnutzung in der Dritten Welt, die 
auch in Europa oder .in Nordamerika ihre 
Geschichte haben, werden nun als irratio" 
nal eingestuft, da nicht auf der Höhe der 
entwickeltsten Form der Naturbeherr­
schung. Mit anderen Worten: selbst die 
ökologisch angepaßteste, sanfteste Nut­
zung natürlicher Ressourcen ist noch Aus­
druck der Rationalität der Weltbeherr­
schung. So müssen Ländern der Peripherie 
nicht nur die imperialistischen Expansions­
gelüste und Ausbeutungsfeldzüge der kapi­
talistischen Metropolen in kolonialer und 
imperialistischer Epoche als Bedrohung er­
scheinen, sondern auch die gegenwärtigen 
Projekte der Subsumtion von nationalen 
und regionalen Entwicklungsstrategien un­
ter ökologischen Prinzipien einer .postfor­
distischen" lndustriegesellschaft. .Einmi­
schungen" in die ,.inneren Angelegenhei­
ten" von Ländern mit tropischen Regenwäl­
dern zum Zwecke der ökologischen Kon­
servation befinden sich daher objektiv in 
imperialer Tradition und werden subjektiv 
als solche interpretiert. 
Für das industrielle (fordistische) System 
sind nur wenige Ressourcen aus der im­
mensen Vielfalt von Naturstoffen von Inter­
esse: mineralische Rohstoffe, landwirt­
schaftliche Massenprodukte und Energie, 
vor allem Energie. Aus einem Rohstoff -
Erdöl - läßt sich eine fast unerschöpflich 
breite Varietät von Kunststoffen herstellen, 
und ganz abgesehen davon ist es als Ener· 
gieträger von allerhöchster Qualität. Doch 
die industriell und für Zwecke der Massen­
konsumtion verwertbaren Produkte umfas­
sen nur einen Bruchteil der Vielfalt von tro· 
pischen Ökosystemen. Nur wenige Länder 
können ihre Entwicklung auf die Ausbeu­
tung weniger Mineralien oder energeti­
scher Rohstoffe stützen, wie die .öl- und 
Sandstaaten" des Nahen Ostens; sie sind 
nichts als Tankstellen der lndustrieländer. 
Zur Befriedigung der einfachen Nachfrage· 
struktur wird die Komplexität des Ökosy­
stems und in der Folge auch die der sozia­
len Verhältnisse beträchtlich reduziert. Die 
vielen, die Tausende von Produkten, von 
Früchten des Regenwaldes in Amazonien, 
die von den indigenen Völkern jahrhunder­
telang genutzt worden sind, sind unter den 
obwaltenden Marktverhältnissen nicht ver­
wertbar und folglich interessieren sie die 
Strategen der Verwertung in den nationa­
len untl multinationalen Unternehmen und 
in den staatlichen Bürokratien nicht. Bestes 
Bei~piel dafür sind die Förderungsprogram­
me von (nationalstaatlichen und internatio­
nalen) Entwicklungsinstitutionen, die in der 
Regel auf .cash crops" orientieren, also auf 
die wenigen Produkte, die auf dem Welt­
markt nachgefragt werden: Holz, Fleisch, 
Erze, einige Früchte (Kakao, Kaffee, Oran· 
gen, Nüsse), Getreide wie Reis oder Soja· 
bohnen. Daß mit der Komplexitätsredukti­
on des Regenwaldes auf einen simplen Lie· 
feranten notwendiger Rohstoffe fUr den in­
dustriellen Prozeß Tag für Tag Arten unwie-



derbringlieh verloren gehen und mit ihnen 
genetische Reserven, deren Wert niemand 
kennt, da er in Geld schwer oder gar nicht 
gemessen werden kann, ist eine späte, viel· 
leicht zu späte Erkenntnis. 
Reduzierte Komplexität, also die Verringe­
rung der Zahl von Untersystemen (von Ar­
ten und Biotopen) und die Vereinfachung 
ihrer Verflechtungsstruktur, macht das Sy­
stem tropischer Regenwald gegen äußere 
Schocks weniger stabil; es gerät unter aku­
ten StreB. Bestes Beispiel sind die Versu­
che in den 20er und 30er Jahren, die Gum­
mibäume (Hevea) monokulturell in GroB­
plantagen zu ziehen; Henry Ford, der die 
Rationalität des Fließbandes nach Amazo­
nien an den Rio Tapaj6s (bei Belterra) zur 
Herstellung von Gummi für seine Autos ver­
pflanzen wollte, scheiterte an dem Verlust 
der Resistenz der monokulturell gezüchte­
ten Hevea gegen simplen Pilzbefall. Was für 
das Ökosystem gilt, ist für das Sozialsystem 
nicht falsch. Der geringere Komplexitäts­
grad der ökonomischen, im wesentlichen 
extraktiven Nutzung auf der Grundlage im­
portierter Technologie, läßt Wissen ausster­
ben, soziale Formen der gesellschaftlichen 
Reproduktion untergehen und treibt einen 
"wilden Kapitalismus" hervor, der ökolo­
gisch, sozial und politisch nicht tragfähig ist 
und auch ökonomisch, gemessen an struk· 
tureller Differenzierung der Wirtschaft, 
Wachstumsraten des Sozialprodukts und 
Befriedigung der Bedürfnisse der Men­
schen als Konsumenten nicht erfolgreich 
sein kann. 

Der Kautschuk-Boom bis etwa 1915 ist ein 
Beispiel: Der monetäre Reichtum aus den 
Kautschukeinnahmen hat Amazonien au­
ßer einigen architektonischen Monumen­
ten in den urbanen Zentren (in erster Linie 
in Belem und Manäus) keine ökonomi­
schen und sozialen Strukturen beschert, 
die die institutionelle Grundlage für einen 
sich selbst tragenden Akkumulationspro­
zeB hätten bilden können. Mit dem Ende 
des Kautschuk-Booms ist Amazonien folg­
lich bis in die 60er Jahre in einen entwick­
lungspolitischen .. Tiefschlaf" verfallen, bis 
gezielte staatliche Förderungsmaßnahmen 
einen neuen Entwicklungszyklus initiierten. 
Eine auf wenige Produkte (oder gar nur ein 
Produkt) vereinfachte Extraktionsökono­
mie bildet weder die ökonomische noch die 
soziale Komplexität wie eine vielfältige Pro­
duktionsökonomie aus und blockiert so ih­
re eigene Entwicklung. Dieses Phänomen 
der durch Rohstoffreichtum errichteten 
Entwicklungshemmnisse ist als .. holländi­
sche Krankheit" bezeichnet worden: Die 
Nachfrage nach dem hauptsächlichen Ex· 
portprodukt steigert den Wechselkurs so 
sehr, daß andere Branchen auf dem Welt­
markt nicht wettbewerbsfähig sind und 
folglich an intern errichtete externe Ent­
wicklungsschranken stoBen. Hinzu kommt, 
daB ein expandierender Exportsektor die 
Produktionsfaktoren von anderen Sektoren 
abwirbt und auch durch diesen Mechanis­
mus der Entfaltung einer differenzierten, 
tragfähigen Produktionsstruktur Grenzen 
gesetzt werden. Rohstoffreichtum kann 
sich also paradoxerweise als konterpro­
duktiv für Entwicklung herausstellen. Von 
dieser .Krankheit" sind heute Erdölexpor­
teure befallen, in Lateinamerika die Staaten 
Venezuela und Mexiko. Die Krankheit ist so 
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lange verdeckt, wie die Preise des Öls hoch 
sind; sinken sie wie nach 1982, bricht die 
Krankheit akut aus. Die Entwicklungs­
schranken sind umso höher - auch wenn 
nicht nur auf das .dutch disease" zurückzu­
führen -,je weniger Optionen infolge der 
ökologischen Degradation verbleiben, die 
Extraktionsprozesse von ( erschöpfliehen) 
Ressourcen bewirken. Unmittelbar sichtbar 
ist dies auch in Balbina, wo im Becken des 
Rio Uatumä wegen der schon geschilderten 
ökologischen Zerstörung die Lebensmög-
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lichkeiten der regionalen Bevölkerung be­
droht sind. ln Carajäs (Eisen) oder Trombe· 
tas (Bauxit) ergeben sich die Negativfolgen 
nur vermittelt: Das Extraktionsprojekt 
selbst mag begrenzt und ökologisch effek~ 
tiv gemanagt sein, also mikroökonomisch 
und -ökologisch Sinn machen; doch attra­
hiert es mit seiner Infrastruktur und der 
Nachfrage nach Arbeitskraft ökonomische 
Aktivitäten, die die regionale Umwelt radi­
kal umformen und damit zerstören, also 
makroökonomisch und -ökologisch die Ra· 
tionalität des Projekts insgesamt in Frage 
stellen. 
Im Gegensatz zu ökonomischen Kreislauf­
prozessen (der ausgezahlte Kredit muß um 
die Zinsen vermehrt zu sich selbst zurück­
kehren) sind die Systeme natürlicher Res­
sourcen und deren Transformationen im 
Zuge der .. lnwertsetzung" durch lrreversibi­
lität gekennzeichnet Einmal genutzte Ma­
terie und Energie stehen ein zweites Mal 
nicht zur Verfügung; dies ist unumstößli­
ches Naturgesetz und seit der Entdeckung 
der thermodynamischen Sätze bekannt 
Nichts kehrt zu sich selbst zurück, am aller­
wenigsten vermehrt - so wie es der Kredit­
geber aber vom Schuldner zur Bedingung 
seiner Zinsforderungen erwartet Im ProzeB 
von Extraktion, Produktion und Konsumti­
on steigt die Entropie, d.h. vorhandene und 
potentielle, konzentrierte Ressourcen wer­
den .. dissipiert", also als Abfall, Abwasser 
oder Abluft verstreut und sie sind danach 
für den Menschen nicht mehr - zumindest 
nicht in der ursprünglichen Form und ohne 
weiteren Energie· und Stoffaufwand - nutz­
bar. Das groBflächige Abbrennen des Re­
genwaldes ist eine extreme und absurde 
Form von Materialdissipation. Ökosysteme, 
die in Jahrtausenden entstanden sind, wer­
den in kürzester Zeit in Rauch aufgelöst 
Welch eine Absurdität! 

Entnommen aus: Schutz fUr den Regenwald- Ur­
sachen der Zerstörung und Konzepte zur Rettung. 
Herausgegeben von H. Meyer-Peters ln Zusam­
menarbeit mit Robin Wood; Verlag Die Werkstatt, 
Göttingen 
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.,Bei den traditionellen Bedrohungen wissen 
wir, was zu tun ist Als Saddam Hussein in 
Kuwait einmarschierte, haben wir entschlos­
sen und in Windeseile groBe Krllfte mobili­
siert Ist Oberhaupt der politische Wille vor­
handen, in llhnlicher Weise gegen diese 
neuen [ökologischen, d. Verf.] Gefahren 
mobil zu machen?" 
(Or. Gwyn Prins, Globales Sicherheitspro­
gramm, Universität Cambridge) 

ln dem folgenden Beitrag soll ein Aspekt 
herrschender .,Umweltpolitik" näher darge­
stellt werden, der unserer Einschätzung 
nach relativ unbekannt ist, zunehmend aber 
an Bedeutung gewinnen wird und daher 
dringend einer linken Gegenöffentlichkeit 
bedarf: es ist das Konzept der Militarlsie­
rung der ökologischen Frage, d.h. der Auf­
stellung sogenannter .,Grilnhelm"-Truppen 
im Rahmen der UNO (oder anderer interna­
tionaler Institutionen). Die Herstellung ei­
ner linken Gegenöffentlichkeit zu diesem 
Konzept ist um so dringender, da absehbar 
ist, daß im Rahmen der propagandistischen 
Vorbereitung und Begleitung der UN-Kon­
ferenz "Umwelt und Entwicklung" in Rio de 
Janeiro im Juni '92 die BRD-Öffentlichkeit 
von einer Medien-Lawine Oberrollt zu wer­
den droht, die die Etablierung öko-imperia­
listischer Strukturen ideologisch vorberei­
ten will. 
Schon 1969 - also noch vor der Veröffentli­
chung des ersten Berichtes des Club of Ro­
me .Grenzen des Wachstums" -setzte die 
NATO einen Umwelt-Ausschuß ein, der die 
Aufgabe hatte, die strategische Bedeutung 
globaler ökologischer Zerströungen her­
auszuarbeiten. Herausgekommen sind da­
bei folgende bemerkenswerte Überlegun­
gen: .Es steht außer Frage, daß wir uns in ei­
ner [ökologischen, d. Verf.] Krise befinden, 
die sich letzten Endes als genauso ernst er­
weisen vermag, wie die Frage von Krieg und 
Frieden." Darum milsse die NATO .,bei der 
Schaffung einer menschenwürdigen Um­
welt einen bedeutsamen Beitrag leisten". 
Und weiter wird festgestellt: .,Filr die Ver­
schlechterung und den Verfall der Umwelt 
und der Ökologie und die damit verbunde­
nen sozialen Erschütterungen, die filr die 
etablierte Ordnung in den entwickelten 
Ländern vielleicht die. ernsteste Bedrohung 
darstellen, gibt es in der Menschheitsge­
schichte kein Vorbild." Daraus schließen die 
NATO-Strategen, daß Umweltfragen zu 
.Angelegenheiten von globalem Interesse" 
werden (aus einem NATO-Strategie-Papier 
aus dem Jahre 1971 [!!],zitiert in der FR v. 
29.5.89). Der NATO-Einschätzung folgend 
bestand filr die herrschenden politischen 
Kräfte damit - wie es im polit-technokrati­
schen Vokabular heißt - Handlungsbedarf, 
mit dem Ziel, die prognostizierte Gefahr filr 
den "Bestand der etablierten Ordnung in 
den entwickelten Ländern" abzuwehren. 
Aus diesem Ansatz heraus entwickelten 
und entwickeln die herrschenden politi­
schen Kräfte ein ideologisches, ökonomi­
sches, technokratisches und militärisches 
Instrumentarium, das den bisherigen Di­
mensionen im.perialistischer Politik die Di­
mension des Öko-Imperialismus hinzufügt. 
Das Konzept .,Grilnhelme" ist dabei der 
heutige Ausdruck des militärischen Aspek­
tes öko-imperialistischer Politik. 
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Das onzeDI 
•Grünhelme•• 

Von der 
herrschenden 
Notwendigkeit, 
.-unsere• Sicherheit 
militärisch durchzusetzen 
Das zentrale Stichwort zur Legitimation mi­
litärischer Gewalt ist das der "globalen öko­
logischen Sicherheit", die es zu verteidigen 
gilt. Im Originalton hört sich dies wie folgt 
an: 
.,Ohne Zweifel spielen Umweltfaktoren eine 
wichtige, ja, sehr wichtige Rolle bei der ge­
samten Sicherheitsproblematik Man 
braucht sich nur die Auswirkungen von Bo­
denerosion, Dilrre oder grenzüberschrei­
tender Umweltverschmutzung vor Augen 
zu filhren - da hat man schon die potentiel­
len Konfliktquellen, wie es sie auch in der 
Vergangenheit gegeben hat. Ja, Umweltfak­
toren sind sehr wichtig und werden wohl im 
Hinblick auf die globale Sicherheit zuneh­
mend an Bedeutung gewinnen." (Sir Julian 
Oswald, Admiral bei der britischen Royal 
Navy) 
Oder: "Frilher hielten wir Amerikaner die 
Umweltbelastung filr ein räumlich begrenz­
tes Problem, das nur die unmittelbare Um­
gebung oder Wohngegend des einzelnen 
betraf. Doch in den letzten zwanzig Jahren 
haben wir begriffen, daß sie nicht nur eine 
regionale oder nationale, sondern eine 
grenzüberschreitende Herausforderung 
darstellt. Folglich hat sich unser bisher mili­
tärisch geprägtes Feindbild erweitert und 
schließt nun die Bedrohung der Umwelt und 
der Weltwirtschaft mit ein." (Henry Hatch, 
Generalleutnant bei der US-Army) 
(Seide Zitate sind entnommen aus der 
Fernseh-Produktion des WDR: .ln Zukunft ... 
Superbomber und giftige Wale. Umweltpo­
litik als Sicherheitspolitik der Zukunft.", aus­
gestrahlt am 12.7.91.) 

Politische Bahnbrecher für das Konzept 
.Grünhelme" finden sich in der BRD in allen 
etablierten politischen Parteien, aber auch 
in der Wissenschaft und - dies· ist von zen­
traler Bedeutung - in der Atom-Lobby. Für 
die CDU spielt BRD-Umweltminister Töpfer 
die Rolle der Gallionsfigur. Auf dem 43. Lan­
desparteitag der saarländischen CDU z.B. 
sprach sich Töpfer filr die Bildung einer öko­
logischen Eingreiftruppe der Vereinten Na­
tionen aus. Diese solle weltweit gegen "die 
neuen Aggressionen über Umweltverstöße" 
einschreiten (taz v. 27.5.91). Ähnlich äußerte 
sich Tcipfer auch im WDR am 8.6.91: Grün­
helme sollten Oberall dort eingreifen, wo 
Verbrechen an der Natur begangen werden. 
ln der FDP ist es BRO-Außenminister Gen­
scher, der in das "Grünhelm"-Horn bläst Im 
Juli 1991 erklärte Genscher in einer Grund­
satzrade .,Zukunft Europa", die er anläßlich 
eines politischen Besuches in Portugal 
hielt, daß sich europäische Einheiten an der 
Aufstellung gemeinsamer Grünhelm-Ver­
bände im Rahmen der UNO beteiligen soll­
ten, die die Aufgabe hätten, filr den Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen zu sor­
gen (FR'v. 13.7.91). Jüngste politische lnitia· 
tive in diese Richtung ist Genschers Forde­
rung auf der 2. Außenministerkonferenz der 
KSZE in Prag im Januar '92, im Rahmen der 
KSZE .Grilnhelm"-Einheiten zu formieren, 
die für die .,Sicherung unserer [!!, d. Verf.] 
natürlichen Lebensgrundlagen" zu sorgen 
hätten (FR v. 31.1.92). 
Aber auch in der Sozialdemokratie und bei 
den GRÜNEN wird der .,Grilnhelm"-Ansatz 
politisch vorangetrieben. So fordert Frei-



mut Duve (SPD) die Einschränkung der 
Souv«?ränität nationaler Staaten, u.a. wenn 
.,die Übernationalität von Umweltproble­
men (Wasser, Klima) nicht respektiert wird". 
Zur Durchsatzung solle der .,Weltknüppel" 
eingesetzt werden. Als Bonbon für darüber 
möglicherweise empörte linke Sozialdemo­
kraten bietet Duve an, daß in diese Drohung 
alle StaatenderWelt einbezogen seien und 
damit .,in der neuen Rechtsordnung der 
Welt auch die Supermächte nicht mehr sou­
verän seien". (Es darf spekuliert werden, ob 
Duve nun ein realitätsblinder Phantast oder 
doch nur ein bösartiger Betrüger ist - alle­
mal steht er mit diesen Worten in schlech­
ter Tradition sozialdemokratischer Mär­
chenerzähler.) Mit einer ähnlichen Argu­
mentationsstruktur plädiert auch Michael 
Müller, sich fortschrittlich gebender und 
ökologisch profilierender sogenannter .,Kli­
ma-Experte" der SPD, für die Schaffung von 
Strukturen, die eine .,ökologische Weltin­
nenpolitik" durchsetzen können. Notwen­
dig dafür sei ein .,neues Souveränitätsver­
ständnis und ein partieller Verzicht auf na­
tionale Rechte, sowie eine Verbesserung 
der Qualität und Effizienz internationaler 
Institutionen". Geschaffen werden müsse 
ein "ständiger Rat für Umwelt und Entwick­
lung, der mit entsprechenden Kompeten­
zen ausgestattet ist", sowie die .. verbindli­
che Festlegung wirkungsvoller Sanktions­
mechanismen" bei Verstößen gegen UN­
Umwelt-Konventionen. Auch bei Müller 
muß mansch nicht lange auf das sozialde­
mokratische Bonbon warten, denn die von 
Müller geforderte Erweiterung imperialisti-

scher Machtpolitik wird im Zusammenhang 
mit der Forderung nach einer .,gleichbe­
rechtigten Mitsprache" aller Länder und ei­
ner .,Demokratisierung" internationaler In­
stitutionen, sowie einer .. reformerischen 
Gestaltung der lndustriegesellschaft" offe­
riert (Jahrbuch Ökologie, hrsg. vom Beck­
Verlag, Januar 1992). 
Bei den GRÜNEN wird der "Grünhelm"-An­
satz in gewohnt brutal-offener Weise von 
dem Beton Realo Udo Knapp formuliert 
Seine These: Der Welt-Norden sei im an­
geblich gemeinsamen Interesse der Welt­
bevölkerung zur .,ökologischen Vorherr­
schaft verpflichtet". Der Norden müsse sich 
zu einer für die Menschen aus dem Süden 
nicht erreichbaren .,Festung" formieren, um 
aus dieser Position heraus .. eine gemeinsa­
me ökologische Außenpolitik" umzusetzen. 
Der Norden sei dabei .angehalten,jedwede 
finanzielle, ökologische und politische An­
strengung zu unternehmen, die den Welt­
süden zur unabdingbaren Kooperation be­
wegen kann. Ein wichtiger Schritt zu dieser 
Zusammenarbeit [!!, d. Verf.] wäre es, ein in­
ternationales ökologisches Gewaltmono­
pol einzurichten. Es müßte auf der Basis ei­
nes internationalen Umweltrechtes ausge­
übt werden. Das wäre notwendig zur Legiti­
mation, ... (um) internationale Umweltver­
brecher wirksam bekämpfen" zu können 
(natur 2/92). (Die Tatsache, daß die Fach­
zeitschrift natur Knapps öko-imperialisti­
sche Visionen veröffentlicht, ist ein bedenk­
licher Hinweis auf die Akzeptanz dieses An­
satzes innerhalb der Umwelt-Bewegung.) 
Ein letzter Hinweis darauf, daß das Konzept 
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.. Grünhelme" auch innerhalb der etablierten 
Wissenschaft diskutiert wird, soll noch an­
geführt sein. Der Professor für Umweltpoli­
tik am Wissenschaftszentrum Berlin und 
Vorsitzende des Kuratoriums der deut­
schen Umweltstiftung, Udo Ernst Simonis, 
fordert im bereits erwähnten Jahrbuch 
Ökologie des Back-Verlages: .,Die UN- und 
damit UNEP [Umwelt-Programm der Ver­
einten Nationen, d. Verf.] -sollten weiter ge­
stärkt, über Grünhelme müßte jetzt ... ent­
schieden werden." 
All die genannten politischen Erklärungen 

stehen in inhaltlicher Übereinstimmung mit 
einem Strategie-Papier, das 1988 von der 
Kernforschungs-Anlage (KFA) Jülich veröf­
fentlicht worden ist Darin heißt es: Notwen­
dig sei die Etablierung einer .,ökologischen 
Weltinnenpolitik" unter der Herrschaft ei­
nes .,Weltregimes". Dieses .,Weltregime" 
müsse stark genug sein, "durch Machtpoli­
tik auf die außerhalb des Regimes stehen­
den Staaten einzuwirken, um sie zu Vermei­
dungsmaßnahmen zu bewegen. ( ... ) Staa­
ten wie China, aber auch Indien, potentielle 
Großmächte des 21. Jahrhunderts und auf 
die Nutzung fossiler Energien ... ausgerich­
tet. können von den Supermächten nicht 
ohne ein hohes Maß an Konfliktbereit­
schaft durch die Sanktionsspannen der 
Macht zu durchgreifenden, sie wirtschaft­
lich schwer belastenden Vermeidungsmaß­
nahmen gedrängt werden. Aus ihrer lnter­
essensposition heraus könnten solche Län­
der, wie andere Staaten mit reichen Kohlen­
wasserstoff-Vorräten oder die großen Tro­
penwaldbesitzer (Brasilien, Zaire, lndone­
sien) auch, der ihnen nahegelegten Vermei­
dungsstrategie [von ökologischen Schä­
den, d. Verf.] eine Blockierungsmacht ent­
gegenstellen, um die Bildung eines umfas­
senden Regimes zu verhindern. ( ... ) Die na­
tionale und die internationale Politik könnte 
vor einer schwierigen Wahl stehen: Die zu­
mindest ansatzweise antizipierbaren Kon­
flikte im Rahmen einer Vermeidungsstrate­
gie auszutragen [sprich: Krieg zu führen ge­
gen sogenannte Umwelt-Verbrecher, d. 
Verf.] oder gänzlich unvorhersehbare Kon­
flikte in einer mit einem neuen Klima kon­
frontierten Welt zu riskieren" (aus: Sassin/ 
Jäger/Jill u.a., Das Klimaproblem zwischen 
Naturwissenschaft und Politik, hrsg. v. KFA 
Jülich, Oktober 1988). Schon die Wortwahl 
der letztgenannten Alternative, vor allem 
aber die Erfahrung mit der real praktizier­
ten Politik der herrschenden politischen 
Kräfte während des Golfkrieges 1991 geben 
eindeutig Antwort auf die Frage, in welche 
Richtung die internationale "Umweltpolitik" 
gelenkt wird. 
Das Konzept "Grünhelme" bringt den impe­
rialistischen Charakter herrschender Um­
weltpolitik auf den Punkt Der Ansatzpunkt 
für die Abwendung der katastrophalen Fol­
gen der Erwärmung der Erdatmosphäre 
sind in diesem Konzept nicht die verursa­
chenden, zerstörerischen, aber profitträch­
tigen industriellen Produktionsanlagen im 
.Norden" - oder ist etwa vorstellbar, daß 
.Grünhelme" in den USA, in West-Europa 
oder in Japan zum Einsatz kämen? Nein, 
Ansatzpunkt und im Fadenkreuz der Mili­
tärs ist wieder einmal der .Süden", dessen 
industrielle Entwicklung verhindert werden 
muß. 
Ideologisch überbaut wird das Konzept 
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aGrünhelme" durch die Neuauflage der al· 
ten .Wir·sitzen·alle·in·elnem·Boot"·ldeo· 
logie - jetzt auf globalem Niveau - durch 
die Behauptung technologischer Oberle· 
genhalt der industriellen Staaten und durch 
die Betonung der .Bevölkerungsexplosion" 
als Ursache und Ansatzpunkt zur Lösung 
der aökologischen Krise". 

Die herrschende Ideologie greift die Parole 
von der .Einen Welt" auf, die von Menschen 
geprägt wurde, die damit ihr solidarisches 
Verhältnis zu den verelendeten Menschen 
in der sogenannten .Dritten Welt" ausdrük· 
ken wollten, und benutzt sie zur Rechtferti· 
gung ihrer "ökologischen Weltinnenpolitik". 
Da Ist dann auf einmal die Rede von einer 
neuen .Umweltpartnerschaft zwischen 
Nord und Süd" (Bundesumweltminister 
Töpfer) - eine Partnerschaft allerdings, die 
real eine durch ökonomische Erpressung 
und militärische Drohung zusammengehal· 
tene Zwangsehe zu werden droht, in der der 
eine .Partner• den anderen .Partner• fort· 
gesetzt gnadenlos mörderisch auspreßt -
auspreßt durch den politischen und ökono· 
mischen Druck zur Rückzahlung angebli· 
eher Schulden und durch den rücksichtslos 
gierigen Raubbau an den in der sogenann· 
ten .Dritten Weit" vorhandenen Rohstoffen 
zu ungerecht betrügerischen Weltmarkt· 
preisen. 
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Es wird weiterhin behauptet, daß wir alle -
gemeint ist damit die Weltbevölkerung -
gleich betroffen von der globalen ökologi· 
sehen .Krise• seien, um daran anschlie· 
ßend zu fordern, daß wir darum auch alle zu· 
sammen an der Lösung des Problems ar· 
beiten müßten, und letztlich darauf zu ver· 
weisen, daß nur die führenden Industrie· 
staaten über die technologischen und öko· 
nomischen Möglichkeiten verfügen würden, 
der ökologischen .Krise• HERR zu werden. 
Damit schließt sich der Argumentations· 
kreis, um rechtfertigen zu können, daß die 
ökologische .Krise• unter Beibehaltung der 
etablierten weltweiten Herrschaftsstruktu· 
ren gelöst werden muß. 
Ebenfalls auf der ideologischen Ebene wird 
die Bevölkerungs· .Explosion" in der soge· 
nannten .Dritten Welt" als Ursache und An· 
satzpunkt zur Lösung der ökologischen 
.Krise• ins Bewußtsein gebracht Auf einem 
Gastvortrag, den E.U. von Welzsäcker, zwi· 
sehen 1984 und 1991 Direktor des Instituts 
für Europäische Umweltpolitik und jetzt 
Präsident des Wuppertaler Instituts für Kli· 
ma, Umwelt und Energie, an der Berg. Uni· 
versität mit dem sinnigen Titel .Oberwin· 
dung der Dinosauriermentalität• hielt, wur· 
de dieser von einem seriösen, beschlipsten 
und beanzugten Herrn mittleren Alters ge· 
fragt, ob wir uns nicht die Frage stellen müß· 
ten, ob wir denn überhaupt noch weiteren 

Menschen in der Dritten Welt Lebensraum 
bieten könnten. Die Antwort des Herrn von 
Weizsäcker: .Ja, in der Tat, die Bevölke· 
rungsexplosion ist eines der größten Um· 
weltprobleme.• Weizsäcker befindet sich 
mit dieser, die Tatsachen vollkommen ver· 
drehenden Ursachenbestimmung in trau· 
ter Obereinstimmung mit einem Bericht, 
den. der Bevölkerungsfond der Vereinten 
Nationen (UNEPA) ·Im Herbst 1991 veröf· 
fentllchte. ln diesem heißt es, die Oberbe· 
völkerung der Welt sei Hauptursache für 
die Probleme der Umweltzerstörung. Und: 
.Das Bevölkerungswachstum hat höchst 
nachteilige Folgen für die Umwelt • (FR v. 
25.10.91). Auch in der Umweltbewegung 
wird diese Argumentationslinie vertreten. 
Hubert Weinzierl, Vorsitzender des Bund, 
erklärte im September 1989: .,Nur wenn die 
Hauptsorge der Menschheit, die Eindäm­
mung des Oberbevölkerungsstromes, ge· 
währlelstet ist, wird es einen Sinn haben 
und wird die Aussicht bestehen, an einer 
durchaus verbesserungsfähigen Umwelt zu 
bauen, unsere Zivilisationslandschaft zu 
gestalten, daß sie wert bleibt, Heimat ge· 
nannt zu werden.• (Kampagnen-Heft 1992 
des BUKO). Vor diesem ideologischen Hin· 
tergrund Ist es dann auch kein Zufall mehr, 
wenn in dem Bericht des Nationalen Komi­
tees zur Vorbereitung der UNCED in Brasi· 
Iien, lediglich von einer .Mitschuld der lndu· 
striestaaten an der Zerstörung der Umwelt" 
die Rede ist (FR v. 29.1.92). 
Die UN-Konferenz .Umwelt und Entwick­
lung• wird voraussichtlich ein weiterer 
Schritt hin zur Durchsatzung eines (dann 
auch ökologisch legitimierten) .Weltregi­
mes" (KFA Jülich) unter der Herrschaft der 

G7·Staaten sein. Es scheint so zu sein, als 
könne dieser Prozeß nur durch die Konkur· 
renz der G7·Staaten untereinander (z.B. 
verweigert die US-Reglerung bis heute ver· 
bindliehe C02-Reduktions·Zusagen) oder 
durch .starke" .Dritte·Welt"·Staaten (z.B. 
China, Indien oder Brasilien) blockiert wer­
den.ln der Vorbereitung und der Begleitung 
der UNCED ist jedoch allemal mit einer 
Ideologischen Offensive herrschender öko· 
imperialistischer .umweltpolltik" zu rech­
nen. Es ist die Aufgabe linker Öffentlichkeit, 
daß dies nicht widerspruchsfrei geschehen 
kann. Dabei muß es darum gehen, Bewußt· 
sein dafür zu schaffen, daß - so richtig und 
notwendig Internationale Abkommen zur 
Abwendung unabsehbarer ökologischer 
Katastrophen weltweit sind- dennoch eine 
Teilnahme an oder der konstruktive Dialog 
im Rahmen der UN·Konferenz abzulehnen 
ist, weil die Konferenz unter dem imperiali· 
stischen Diktat der G7-Staaten stehen wird 
und nur die bestehenden weltweiten Herr­
schaftsverhältnisse auch auf das Gebiet 
der Ökologie auszudehnen versucht Für 
die verelendeten Menschen der sogenann­
ten .Dritten Wett• kann dies nur zu einer 
Verlängerung und Vertiefung ihrer kata­
strophalen Lebenssituation führen. 

Autonome Ol<ologle-Arbeltsgryppe 
Wuppertal, Februar 1992 

P.S.: Für Interessentinnen können wir eine 
Info-Sammlung zur UNCED-Konferenz ver~ 
schicken. Kontakt: Autonome Ökologie-Ar­
beitsgruppe, c/o lnfoladen, Brunnenstr. 41, 
5600 Wupperta! 1, oder Tel.: 0202-310677 
(Andreas). 



Uranabbau­
Nuklearer 

Kolonialismus 
Die Bundesrepublik ist an natürlichen Res­
sourcen nicht reich, insbesondere verfügt 
sie nicht über genügend Uranvorkommen; 
99% des Uranbedarfs werden durch Impor­
te aus dem Ausland gedeckt. 
Trotz dieser Importabhängigkeit wurde in 
den 60er Jahren eine politische Entschei­
dung für die Nutzung der Atomenergie ge­
fällt. Aufgrund der Ressourcenknappheit 
bei Uran wurde damit die Notwendigkeit 
von Uranexploration in anderen Ländern, 
Urangewinnung im Ausland und Uranim­
port aus dem Ausland, kurz, eine Energie­
politik, die nur auf Kosten anderer Länder 
und Völker geht, vorprogrammiert. 
Das Geschäft des Aufsuchans und des Ab­
baus von Uran betreiben im wesentlichen 
vier Unternehmen (aus der "alten" BRD), 
wie aus Antworten der Bundesregierung 
auf eine Anfrage der GRÜNEN im Bundes­
tag im Jahr 1989 hervorgeht: "Die folgen­
den Unternehmen sind am Uranbergbau im 
Ausland beteiligt: 

- Uranerzbergbau mbH; Kanada 
- Rheinische Braunkohlenwerke AG 

(Rheinbraun); Australien 
- Saarberg Interplan Uran GmbH; 

Australien, USA 
- Urangesellschaft mbH; Namibia, 

Australien." (1) 
Die Uranabbauunternehmen wurden auf 
Anregung der Bundesregierung gegründet, 
deren erster Atomminister 1955 Franz-Jo­
sef Strauß war. Sie war und ist teilweise 
noch an ihnen beteiligt und fördert sie mit 
Milliardenbeträgen. 

Die deutschen Uranfirmen 
Im Dezember 1967 erfolgte die Gründung 
der .UG Urangesellschaft mbH" mit Sitz in 
Frankfurt; der Firmenprospekt sagt 1982 
über den Unternehmenszweck: "Die Bun­
desrepublik Deutschland ( ... ) ist ( ... ) in ho­
hem Maße von Importen abhängig. Um die 
Versorgung der hierzulande bestehenden 
und geplanten Kernkraftwerke mit Uran 
langfristig sicherzustellen, wurde auf Anre­
gung der Bundesregierung im Dezember 
1967 die Urangesellschaft (UG) gegründet 
( ... ). Aufgrund ihrer weltweiten Verbindun­
gen und ihrer langen Erfahrung ist die Uran­
gesellschaft jederzeit in der Lage, Interes­
senten mit Uran zu versorgen. ln der Ver­
gangenheit deckte UG mehr als 50 Prozent 
des Uranbedarfs in der Bundesrepublik 
Deutschland ab." An der UG Urangesell­
schaft mbH sind bis heute über die VEBA 
AG die Bundesrepublik Deutschland sowie 
eine Vielzahl von Gemeinden und Städten 

über den Verband der kommunalen Aktio­
näre des RWE beteiligt. Nach einer Neuord­
nung der Besitzverhältnisse im Jahr 1989 
sind derzeit die STEAG AG, Essen, mit 55% 
und die VEBA AG, Düsseldorf, mit 45% die 
Anteilseigner von UG. 
Zur Erreichung ihres Ziels hat die UG drei 
unterschiedliche Wege eingeschlagen: (1) 
Eigene Explorationstätigkeit, (2) Beteili­
gung an Explorations- bzw. Abbauprojek­
ten, (3) Entwicklung neuer Technologien. 
Zu (1) und (2): Die UG hat Tochtergesell­
schaften in Australien, Kanada und in den 
USA sowie in Brasilien. Durch die Urange­
sellschaft Canada Ltd. exploriert sie inten­
siv in den Nordwestterritorien Kanadas, wo 
sie das Kiggavik Uranminenprojekt in der 
Nähe von Baker Lake am Westrand der 
Hudson-Bai entwickeln wollte, das aber in­
zwischen aufgrund groBen Widerstandes 
der Inuit und Indianer, unterstützt von Um­
weltschützern auf unbestimmte Zeit ver­
schoben wurde. Sie ist auch an Uranpro­
duktionsanlagen in Niger (Somair-Arlit), in 
Namibia (Rössing-Mine) und in Australien 
(Ranger-Mine) beteiligt. 
Zu (3): Darüber hinaus ist die UG an Uran­
extraktionsanisgen in Kanada und Florida 
beteiligt, mit denen Uran aus Phosphorsäu­
re gewonnen werden soll, die bei chemi­
schen Prozessen als Abfallprodukt anfällt. 
Die UG-Tochter Uraphos Chemie GmbH, 
Berlin, hat zwei Verfahren zur Extraktion 
von Uran aus Phosphorsäure entwickelt; ei­
ne weltweit einsetzbare mobile Pilotanlage 
für Demonstrationszwecke soll diese Tech­
nologie verkaufen helfen. Im Zuge des Aus­
baus dieser sogenannten .unkonventionel­
len Verfahren" erwarb UG auch eine Beteili­
gung von 49% an der Anlage der ESEC 
Earth Seiences Extraction Company in Ka­
nada, eine Anlage (100%) in Cypress Creek, 
USA, und eine weitere der Uranium Extrac­
tion Florida. 
Die eigene Explorationstätigkeit hat im Lau­
fe der Zeit an Bedeutung verloren, während 
die UG bei der Entwicklung neuer Technola­
gien einen Schwerpunkt im Bereich Uran­
extraktion aus Phosphorsäure setzte. Die­
se Entwicklung ist als Risikominimierung 
anzusehen; das naturgemäß gegebene Ri­
siko bei der geologischen Exploration kann 
kaum reduziert werden, während ein sol­
ches Risiko beim Rückgriff auf Abfallpro­
dukte der Chemieindustrie natürlich nicht 
besteht. 
Ein Jahr nach Entstehung der UG wird 1968 
die • Uranerzbergbau GmbH" mit Sitz in der 
Bundeshauptstadt Bonn mit gleicher Ziel­
setzung gegründet, worüber ebenfalls der 
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Firmenprospekt Auskunft gibt: .. Ziele der 
Gesellschaft sind die Aufsuchung, Gewin­
nung und Vermarktung des Energierohstof­
fes Uran sowie Dienstleistungen in diesen 
Bereichen." Auch an der Uranerzbergbau 
GmbH ist indirekt eine Vielzahl deutscher 
Kommunen beteiligt. Die Anteilseigner der 
Uranerzbergbau sind derzeit die Rheini­
sche Braunkohlewerke AG (50%) sowie die 
C. Deilmann AG, Bentheim (50%), ein Berg­
bau- und ein Tiefbohrunternehmen. 
Wie die UG, hat auch die Uranerzbergbau 
Tochtergesellschaften in Australien, USA 
und Kanada. Ihre Aktivitäten erstrecken 
sich jedoch in Kanada im wesentlichen auf 
das nördliche Saskatchewan mit insgesamt 
24 Explorationsprojekten, auf die USA und 
Australien. So entdeckten Geologen der 
Uranerzbergbau das Key-L.ake-Vorkom­
men im Norden Saskatchewans, das zum 
größten Uranproduzenten mit 12-14% der 
Jahresproduktion der westlichen Welt wur­
de. Uranerz ist mit einem Drittel an Key 
Lake Mining Corporation beteiligt. Im Som­
mer 1990 kaufte die Uranerz Exploration 
and Mining Ltd., Canada, 1/3 Anteil an den 
Uranbergwerken und -betrieben der CA­
MECO, Kanadas Uranfirma Nr. 1 und welt­
größtem Urandealer. Uranerz wird damit 
Miteigentümer an den zwei Uranmühlen in 
Rabbit Lake, an drei Uranvorkommen an 
der Colliris Bay (Wollaston Lake), am Vor­
kommen Eagle Point South sowie an allen 
zukünftig noch zu entdeckenden Vorkom­
men im Bergwerksdistrikt von Rabbit Lake. 
Mit diesem Schachzug erhielt einerseits die 
schuldengeplagte CAMECO eine Finanz­
spritze von 160 Mio. kan$, andererseits hat 
sich Uranerz für die Zukunft eine gute Posi­
tion in einem der zukunftsträchtigen Uran­
abbaugebiete der Welt unter den Nagel ge­
rissen. 
Daneben existiert die wesentlich kleinere 
Saarberg Interplan Uran ("SIPU") GmbH, 
Saarbrücken, die hier nur kurz erwähnt wer­
den soll. Anders als UG und Uranerzberg­
bau hat sich die SI PU relativ stark in Explo­
ration in der BRD engagiert, so in GroB­
schloppen, Ostbayern sowie einem ande­
ren Projekt, die jedoch inzwischen einge­
stellt worden sind. Wie die anderen Uranfir­
men, ist sie natürlich auch in USA (insitu­
leaching), in Kanada (Exploration), Austra­
Uen (Beteiligung an der Ranger-Mine) und 
Afrika (Sambia und Simbabwe) aktiv. Im 
Jahr 1989 wurde die SIPU, bis dahin mehr­
heitlich im Besitz der Saarbergwerke AG, 
Saarbrücken, an die COGEMA, die staatli­
che französischen Atomfirma verkauft, für 
die sie bereits in vorhergehenden Jahren 
als Exklusivagent tätig gewesen war. 

67 



Uranabbau 

BRD-Uranlmport in den Jahren 1984-1988 

Australien 
China 
CSSR 
Frantreich 
OrotlbriiiiUiien 
Kanada 
Niederlande 
Osterreich 
Schweden 
Spanien 
Slldafribl 
UdSSR 
USA 
Sonstige 

QueUt:: BT·Dnack••che 1115Ut, 

in Tonnen 
3643417 

25611 
32659 

3183610 
749476 

143004S 
769257 
97800 

147 SS3 
3S4S7 

3 03S689 
79S480 

I Sll 219 
19 342 

in Pro•.ent 
23.S% 
0,2% 
0,2% 

20,6% 
4,8% 
9,2% 
S,O% 
0,6% 
1.0% 
0,2% 

19.6% 
S,l% 
9,8% 
0,1% 

15476615 100,0% 

Die Förderung durch die 
Bundesregierung 
Die Bundesregierung regte aber nicht nur 
die Gründung dieser Unternehmen an, son­
dern sie fördert sie auch bei ihrer Suche 
nach Uran sowohl durch politische Aner· 
kennung ihrer Ziele als auch durch Subven· 
tionsprogramme: "Am Anfang stand der Ka· 
binettsbeschluB der Bundesregierung vom 
26.6.1970 ( ... ).Es bestand die Sorge zuneh· 
mend knapper werdender Ressourcen ( ... ) 
Daraus resultierte die Annahme, daB die 
Versorgung mit mineralischen Rohstoffen 
in Zukunft nur durch ein Mitspracherecht 
über die verfügbaren Ressourcen langfri­
stig gesichert werden könne. Ein solches 
Mitspracherecht setzt aber die Beteiligung 
an der Rohstoffproduktion im Ausland vor­
aus. Die Vorstufe hierzu ist die Exploration 
und dieser Schritt wurde politisch als förde­
rungswürdig anerkannt • 
So kam· das Explorationsförderungspro­
gramm der Bundesregierung zustande. Von 
1966 bis 1982 wurde die Uranexploration im 
Ausland durch das BMFT mit 254 Mio. DM 
gefördert(2) Ab 1978 unterstützte dann 
auch das Bundeswirtschaftsministerium 
die Uransuche: in den folgenden 10 Jahren 
(bis 1988) werden weitere 187 Mio. DM für 
die Uranexploration im Ausland vom BMWi 
ausgegeben.(3) 
Aber nicht nur die konkrete Exploration von 
einmal ausgemachten Lagerstätten, son­
dern schon die geologische Grundlagenar­
beit geht teilweise auf Kosten des Staates: 
Von verschiedenen Universitäten werden 
Forschungsprogramme zur Lokalisierung 
von Uranvorkommen und zur Erforschung 
der Erzführung in den Gesteinsschichten 
der Erde abgewickelt So liefen beispiels­
weise in den 80er Jahren an der Universität 
Köln mindestens sechs verschiedene Pro­
jekte zur Erforschung von Uranvorkommen 
in Afrika, Kanada und Australien, teilweise 
mit Unterstützung der DFG (Deutsche For­
schungsgemeinschaft) ·. bzw. des DMD 
(Deutscher Akademischer Auslandsdienst), 
aber auch mit Förderung z.B. der Uranerz­
bargbau GmbH, Bonn, oder der Nordost­
schweizerischen Kraftwerke. Reine Wis­
senschaft oder industrieorientierte For­
schung auf Staatskosten? Außerdem wur· 
de auch von der Bundesanstalt für Geowis­
senschaften und Rohstoffe, Hannover, Pro­
spektion und Exploration in Birma, lndone­
sien, Kamerun, Mall, Niger, Pakistan, auf den 
Philippinen, im Sudan und in Thailand be­
züglich Uran durchgeführt(4) Alle diese 
Aktivitäten werden neben den eigentlichen 
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Explorationsförderungsprogrammen mit 
öffentlichen Mitteln finanziert Die Uranfir-
men besorgen sich die Grundlagenkennt­
nisse von den Universitäten, lassen Vorun­
tersuchungen von der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften durchführen und las­
sen sich schließlich die Exploration vom 
BMFT oder vom BMWi bezuschussen. 
Im Jahr 1986 veröffentlichte die IAEA Inter­
national Atomic Energy Agency eine groB­
angelegte Untersuchung über die geologi­
schen Zusammenhänge zwischen Uranla· 
gerstätten in Südamerika und Afrika. Daran 
waren als einzige nicht den untersuchten 
Ländern angehörende Experten ("consul­
tants") die deutsche Uranerzbergbau 
GmbH sowie das deutsche BMWi beteiligt 
und wurden mit Danksagungen bedacht: 
die deutschen Uransucher arbeiten mit 
deutscher Gründlichkeit und betreiben in 
beachtlichem Umfang geologische Grund­
lagenforschung, um die Nase ganz vorne 
beim Run auf das Uran zu haben. 

Folgen, Gefahren, 
Verantwortung 
Die Uranvorräte der Welt liegen zu ca. 72% 
auf bzw. unter dem Land indigener Völker 
wie z.B. der Indianer Nordamerikas oder 
von Aboriginalvölkern in Australien. Der 
Konflikt ist damit vorauszusehen: Wenn 
deutsche Unternehmen .zur Sicherung der 
Energieversorgung" nach Uran suchen 
oder es abbauen, kommt es meist zur Kon­
frontation mit indigenen Völkern. 
Durch die Explorationsarbeiten, durch den 
Abbau und die Verarbeitung von Uran wird 
in groBem Umfang Radioaktivität freige­
setzt Radongas strömt aus den Tagebau­
minen (open-pit-mines), oder wird aus den 
Untertagebergwerken durch die Bewette­
rung in die Umgebung geblasen; das min­
derwertige Erz und der Abraum werden zu 
riesigen radioaktiven Halden aufgetürmt, 
und die schlammigen Abwässer, die nicht 
nur radioaktiv verseucht sind, sondern 
auch giftige Schwermetalle enthalten, wer­
den zunächst in groBen Absatzbecken ge­
sammelt Radioaktives Material gelangt in 
die Umwelt, sickert ins Grundwasser, wird 
vom Wind von den ungeschützten Halden 
verweht, aus den Absetzbecken nach ei­
nem ersten "Abklingen" der Radioaktivität 
in Flüsse und Seen eingeleitet Die Radionu­
klide reichem sich in Pflanzen an, die Tieren 
zur Nahrung dienen, sie akkumulieren sich 
in Fischen und finden somit auf verschie­
densten Verbreitungspfaden ihren Weg in 
den menschlichen Organismus, der am En­
de der Nahrungskette auch die höchste Ak­
kumulation zu verkraften hat Die indigenen 
Gemeinschaft!lln, deren Subsistenzwirt­
schaft oft ?U groBen Teilen auf Jagd und 
Fischfang, Viehzucht oder Landwirtschaft 
basiert, werden durch die radioaktive Bela· 
stung am härtesten getroffen. Ihnen dro­
hen nicht nur gesundheitliche Gefahren wie 
Lungenkrebs oder KindesmiBbildungen, 
sondern ihr ganzes Sozialgefüge wird in 
Mitleidenschaft gezogen: die Subsistenz­
wirtschaft trägt die Familien nicht mehr, sie 
werden abhängig von Sozialhilfe und Wohl­
fahrt. Eine ganze Art zu leben, sich bei­
spielsweise von Jagd und Fischfang zu er­
nähren, wie die Cree und Dene in Kanada 
vom Land zu leben, wie viele indigene Völ-

ker sagen, wird zerstört Damit sterben 
nicht nur einzelne, sondern ganze Kulturen 
und Lebensweisen werden vernichtet Nach 
Auffassung deutscher Uranfirmen ein ganz 
normaler Vorgang, denn: .Die Zerstörung 
der indianischen Gesellschaft und die da­
mit verbundenen Probleme ( ... )treten leider 
überall dort auf, wo traditionelle Wirt­
schaftsfermen mit der modernen Industrie­
kultur zusammentreffen.( ... ) Sie können für 
die Entwurzelung der Indianer nicht die we­
nigen kleinen Uranbetriebe verantwortlich 
machen"(5). So wird die Zerstörung der in­
dianischen Kulturen einerseits zugegeben, 
aber andererseits jede Verantwortung da­
für abgestritten, ganz so als ob es sich da­
bei um ein Naturereignis handeln würde 
und nicht um geplante Vorhaben der Reh­
stoffausbeutung und um eine Politik des 
Völkermordes, wie sie beispielsweise die 
kanadische Bevölkerung des amerikani­
schen Kontinents führt Die Bundesregie­
rung folgt der Argumentation der Unterneh­
men in den Antworten auf parlamentari­
sche Anfragen der GRÜNEN und sieht kei­
nerlei Verantwortung, weder bei sich noch 
bei den Uranfirmen. 
Die Bundesregierung und .privatwirt­
schaftliche" Unternehmen bedienen sich 
einer Art Arbeitsteilung, mit der sie ihr ge­
meinsames Ziel, die Sicherung der Uranver­
sorgung zu Lasten von Menschen, Men­
schenrechten und Landrechten indigener 
Völker für den Ausbau der sogenannten 
.friedlichen" Nutzung der Atomenergie, ge­
genüber der Öffentlichkeit verdecken: Die 
Regierung delegiert die Aufgabe der Uran­
suche und der Uranbeschaffung an "privat­
wirtschaftliche" Firmen. Für die Tätigkeit 
der einzelnen Uranfirmen im Ausland 
glaubt die Bundesregierung dann nicht 
mehr verantwortlich zeichnen zu müssen. 
Die Bundesregierung, die Landesregierun­
gen und die Kommunen, können daher 
nicht aus der Verantwortung für die Schä­
den und Bedrohungen entlassen werden, 
die durch Uranexploration und Uranabbau 
der Natur und Umwelt einerseits und den in­
digenen Völkern und Nationen anderer­
seits zugefügt werden. 
Aber auch die Menschen in den industriali­
sierten Ländern sind verantwortlich für das, 
was indigenen Völkern in anderen Teilen 
der Welt angetan wird. Wer macht sich 
schon bewußt, daß das Anschalten einer 
Glühbirne oder eines Elektroherdes bei uns 
radioaktive Verseuchung in anderen Teilen 
der Welt. insbesondere bei indigenen Völ­
kern, zur Folge haben kann? 

Der nukleare Kolonlaiismus 
"Der weitgehende Verlust des deutschen 
Bergbaubesitzes im Ausland als Folge des 
Zweiten Weltkrieges und die Zurückhal­
tung der deutschen Unternehmen ( ... ) an­
gesichts des hohen technischen und wirt­
schaftlichen Risikos, unterstrichen a1.1s da­
maliger Sicht die Notwendigkeit staatlich 
flankierender Maßnahmen." Wie das Zitat 
unmißverständlich zeigt, führt der Weg di­
rekt vom Verlust der Kolonialgebiete zu den 
Explorationsförderungsprogrammen der 
Bundesregierung. Wurden zur Zeit des 
"klassischen" Kolonialismus andere Völker 
und Nationen militärisch überrannt und ihr 
Land mehr oder weniger gewaltsam be­
setzt. so wird heute durch den Kapitalein-



satz .privatwirtschaftlicher" Unternehmen 
mit finanzieller Unterstützung der Bundes­
regierung dasselbe Ziel angesteuert: Roh­
stoffe aus fremden Ländern für die eigene 
Wirtschaft zu sichern. Der Kolonialismus 
h~t eine neue Variante bekommen: er ist 
nuklear geworden, ganz unserem Zeitalter 
entsprechend. 

Der Widerstand 
Um diesem Zustand ein Ende zu machen, 
arbeiten einzelne Personen und Gruppen 
weltweit zusammen mit dem Ziel: .Das 
Uran muß in der Erde bleiben!" Im Herbst 
1987 fand in New Vor~ die 1. Weltstrahlen­
konferenz statt, auf der u.a. das lndigenous 
Uranium Forum gegründet wurde, ein Zu­
sammenschluß indigener Völker, die unter 
den Folgen des Uranabbaus leiden. Aktivi­
sten des Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland und der Gesellschaft für be­
drohte Völker organisierten im Frühjahr 
1988 eine Informationstour mit 7 Delegier­
ten indigener Völker aus Uranabbau- und 
Atomwaffentestregionen mit großer Öf­
fentlichkeitswirkung in der BRD.Im Gefolge 

dieser Info-Tournee stellten ein Jahr da­
nach, 1990, die GRÜNEN eine Große Anfra­
ge und die SPD eine Kleine Anfrage zum 
Thema Uranabbau, deutsche Beteiligung 
und Landrechte indigener Völker im Bun­
destag, die im Herbst 1990 beantwortet 
wurde. Ebenfalls im Herbst 1990 brachten 
der BUND und die GfbV gemeinsam das 
Buch .Das Uran und die Hüter der Erde" 
heraus, das aus der Info-Tour von 1988 ent­
standen war und einen Überblick über den 
Uranabbau und seine schlimmen Fotgen 
weltweit gibt Im September 1992 wird das 
World Uranium Hearing in Salzburg, Öster­
reich, stattfinden, eine weltweite Anhörung 
von Betroffenen von Uranabbau und -verar­
beitung, von zivilen und militärischen Atom­
anlagen, von atomaren Endlagern und 
Atombomben.tests", um vor der Weltöf­
fentlichkeit endlich den Völkern Gehör zu 
verschaffen, von denen sonst keiner spricht 
Im Sommer 1991 gründeten Anti-Atom-Ak­
tivistinnen aus der ganzen Welt auf dem 7. 
Europäischen Jndianerunterstützertreffen 
in Stadtroda/Thüringen, die .Anti Uranium 
Company International" mit dem Ziel, die 
Vernetzungs- und Koordinationsarbeit 
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weltweit voranzutreiben. Die Gründung 
wurde symbolträchtig auf den Abraumhal­
den der inzwischen stillgelegten DDR-Ur­
anbergwerke der SDAG Wismut bekanntge­
geben: Ein Ende des Atomzeitalters und 
des nuklearen Kolonialismus heißt auch, 
die atomare Brennstoffkette dort abzu­
schneiden, wo sie ihren Anfang nimmt, beim 
Uranabbau .• stop it at the source Jeave 
uranium in the ground!" 

(1) Nach der Eingemeindung der DDR wäre die Li­
ste noch um die Sowjetisch-Deutsche Aktienge­
sellschaft Wismut zu ergänzen, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden soll, da sie nicht im 
Ausland tätig war und mit ihr eine ganz andere 
Problematik verbunden ist. 

(2) nach GroBer Anfrage S. 23, V.2 
(3) nach GroBer Anfrage, Tabelle 11 
(4) nach GroBer Anfrage S. 22, V.2 
(5) Aus einem Brief der RWE AG, Hauptverwaltung 

Essen, an die Regionalgruppe Göttingen der 
Gesellschaft für bedrohte Völker, vom 9.11.1988 
auf einen Protestbriet 

Gunter Wlppel 

aus: .Die deutsche Atombrut~ Auslandsgeschäf­
te der deutschen Atomlndustrle. Rundbrief der 
Kampagne .stoppt den Rüstungsexport~ Nr. 35. 

Die Verflechtung der deutschen Urangesellschaften 

n.~ 

(2] 121 
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Rössing­
Mine: 

rophale 
Zustände 
Die Rössing·Uranmine in Namibia hat die 
zweifelhafte Auszeichnung, das meistkriti· 
sierte Minenvorhaben des 20. Jahrhunderts 
zu sein. Keine andere Mine war bisher Ge· 
genstand von UN·Resolutionen, von durch 
die UNO gesponserten Gerichtsverfahren 
und von Demonstrationen in ganz Westeu· 
ropa und Amerika. Die Mine, die in den frü· 
hen achtziger Jahren das weltgrößte Uran· 
abbauvorhaben war, wurde in den Siebziger 
Jahren von Hunderten von Owamboarbei­
tern gebaut, die man von ihren Familien ge· 
trennt hatte und die in Unterkünften woh­
nen mußten, die die britische Wirtschafts­
zeitung .Economist" als .entsetzliche pro­
visorische Lager" beschrieb. Auch durch 
den Bau der auf längere Nutzungszeit aus­
gerichteten schwarzen Township Arandis 
verbesserten sich die Lebensbedingungen 
der Arbeiter nur unwesentlich. Das südafri· 
kanische Forscherpaar Gillian und Suzan· 
ne Cronje erinnerten die Lager 1979 (sechs 
Jahre nach Baubeginn) an Sklaverei. Der 
Generalsekretär der namibischen Bergar­
beiter-Gewerkschaft (MUN), Ben Ulenga, 
stellt 1989 in einer Rede fest, daß .92% aller 
schwarzen und 51% aller farbigen Arbeiter 
der niedrigsten Einkommensstufe zugeord­
net sind, mit Gehältern unter dem Existenz­
minimum ... Die schwarzen Arbeiter, die in 
der Exploration arbeiten, haben keine Un· 
terkünfte und keine Wohngenehmigung. • 
Ulenga sprach ebenfalls den Vorwurf aus, 
daß .die Lebensbedingungen in den über­
füllten Armeezelten in der Tat zu den 
schlechtesten der ganzen Bergbauindu· 
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strie" zählen. Unter dem internationalen 
Druck führte die britische Muttergesell­
schaft Rio Tinto Zinc (RTZ), der über 50% 
der Mine gehört, in den achtziger Jahren an­
satzweise Verbesserungen durch, die sich 
aber in der Tat nur als kosmetische Korrek· 
turen herausgestellt haben. 
Bis zum Zeitpunkt des Rückzugs Südafri­
kas aus Namibia hat die Tätigkeit der RTZ 
gegen die UN·Resolution über die natürli­
chen Ressourcen Namibias (UN-Dekret 
Nr.1) und zahlreiche andere Resolutionen 
verstoßen, die eine Ausbeutung von Nami­
bias Bodenschätzen verbieten. Weil Nami· 
blas wirtschaftliches Wohlergehen in gro· 
ßem Maße vom Bergbau abhängt, setzte die 
RTZ darauf, daß, je länger sie sich im Land 
hält, desto größer die Chance ist, daß man 
ihr nach der Unabhängigkeit vorschlagen 
werde, im Lande zu bleiben. Ungeachtet der 
illegalen und unmoralischen Aktionen der 
RTZ in Namibia fand die Tätigkeit der Ge· 
Seilschaft die Zustimmung aller britischen 
Regierungen. Bei ihrem Besuch der Rös­
sing-Mine 1989 sagte die damalige briti· 
sehe Premierministerin Thatcher: ;,Ich bin 
stolz darauf, Britin zu sein". Ihre unkritische 
Haltung konnte kaum überraschen ange· 
sichts der Rückendeckung durch zahlrei· 
ehe britische Regierungsstellen (ein­
schließlich ihrer eigenen), die die Ausplün· 
derung von Namibias Uranvorkommen 
durch die RTZ ermöglicht hat. 
Die Uranmine war von RTZ gegen alle Kriti· 
ker immer als Pfeiler der namibischen Wirt· 
schaft gelobt worden, der einen großen Teil 

des Exports und der Staatseinnahmen si· 
chere. Auch in den Geheimverhandlungen 
mit der SWAPO vor den Wahlen zur Unab· 
hängigkeit (1989) sowie später mit der neu­
an namibischen Regierung konnte sich der 
Konzern mit dem Hinweis auf die wirt· 
schaftliehe Bedeutung der Mine für das 
Land von allen Reparationsforderungen, 
die sich aus dem UN·Dekret Nr.1 ergeben 
hätten;freimachen. Ja, Sam Nujoma selbst, 
SWAPO-Präsident und jetzt Namibias Prä-

sident, lobte das Wirken des Uranprodu· 
zenten in Namibia bei einem seiner ersten 
Besuche im Lande, die ihn, dessen Organi­
sation seit 15 Jahren die Rössing-Mine an­
.geklagt und kritisiert hatte, ausgerechnet in 
die Mine selbst führte. Eine der ersten Brief­
marken des neuen Namibia zeigt die Rös· 
sing·Mine. 
Jetzt beginnt aber dieses Propagandage­
bäude des Konzerns zu wanken. Der Welt­
markt für Uran ist seit über fünf Jahren in ei­
ner tiefen Depression, da aufgrund des Wi· 
derstandsgegen Atomanlagen in den indu­
strialisierten Ländern kaum noch neue Auf­
träge erteilt werden. Die Beendigung des 
.,Kalten Krieges" ließ auch den militärischen 
Schwarzmarkt für Uran schrumpfen. Der 
Preis auf dem Spotmarkt für Uran ging seit 
Anfang der achtziger Jahre von über 100 
US-Dollar pro Kilo auf weiger als 25 Dollar 
zurück. Der Spotmarkt, auf dem sehr kurz­
fristige Kontrakte gehandelt werden, war 
ein wichtiger Markt für Rössing, da wegen 
der instabilen politischen Lage vor der Un­
abhängigkeit nur wenige Langzeitverträge 
abgeschlossen werden konnten. Außerdem 
drängen auch die ehemaligen Staatshan­
delsländer, vor allem die Sowjetunion und 
nach ihrem Zerfall die uranproduzierenden 
Republiken Rußland, Kasachstan und Us­
bekistan mit großen Mengen Uran auf den 
westlichen Markt. So verdoppelte sich das 
Angebot von Spotmarkt-Uran 1990 auf 
15.nO t, obwohl schon 1989 mit 7.730 t ein 
Rekordjahr in Bezug auf das Angebot gewe­
sen war. Auch aus den Lagerbeständen der 
Wismut AG (ehemals SDAG Wismut) in der 
ehemaligen DDR, die auf über 1.000 t Uran 
geschätzt werden, wurden vom Bundesfi· 
nanzministerium, nach der Vereinigung Be­
sitzer der DDR·Uranminen, größere Be· 
stände auf dem Markt angeboten. Trotz 
Stillegung dieser Minen ist in den kommen· 
den fünf Jahren noch mit jeweils 400 t Uran 
aus dem Sanierungsprozess zu rechnen. 
Auf den Preis drücken auch die riesigen 
Vorräte an gefördertem und weiterverarbei­
tungsfähigem Uranoxid in der ehemaligen 
Sowjetunion, die auf über 200.000 Tonnen 
geschätzt werden, mehr als alle zivilen Vor· 
räte in den westlichen Ländern zusammen, 
und die von den neuen Republiken z.B. zur 
Schuldenbegleichung verkauft werden 
könnten.-
Obwohl die Marktlage für Uranproduzenten 
gar nicht gut aussieht- die Gesamtproduk· 
tion fie11990 weltweit um 16% gegenüber 
dem Vorjahr auf den mit 28.570 t Uran nied· 
rigsten Stand seit über 15 Jahren -,war die 
Rössing·Mine die einzige, die entgegen 
dem allgemeinen Trend die Produktion um 
4% 1990 erhöhte. Trotzdem kündigte Rös· 
sing jetzt im zweiten Jahr der Unabhängig­
keit Namibias starke Produktionsein­
schränkungen auf 2.500 t jährlich an und 
beschloß im September 1991 die Entlas-



sung von über 750 Arbeitern, fast einem 
Drittel der Belegschaft Zuvor waren schon 
alle Unterstützungszahlungen der Firma für 
Clubs, Sportvereine, Weiterbildungsein­
richtungen und andere Freizeitaktivitäten 
in Arandis und Windhoek im Rahmen eines 
,.Programms zur Kostensenkung" einge­
stellt worden. Die Gewerkschaft wurde erst 
in letzter Minute zu den Entlassungen kon­
sultiert Die MUN beklagt, daß Rössing ohne 
wirtschaftliche Not die Entlassungen vor­
nehmen wolle, solange noch das alte süd­
afrikanische Arbeitsrechtgesetz gilt, nach 
dem die Arbeiter bedeutend weniger Ein­
spruchsmöglichkeiten gegen Entlassungen 
haben als unter dem geplanten neuen na­
mibischen Gesetz. Da der Verlust des Ar-

beitsplatzes auch den Verlust des Wohn­
rechts in Arandi bedeutet. fürchten diese 
Arbeiter jetzt, daß sie aus der Gegend ganz 
vertrieben und in ihre Heimat im Norden 
Namibias ohne Aussicht auf Beschäftigung 
zurückgebracht werden sollen. Alle Aktivi­
täten auf dem sozialen Sektor Namibias, 
mit denen sich RTZ immer gebrüstet hatte, 
werden eingestellt. Rössing begründet die 
Kürzungen damit, daß die Townships und 
die darin lebenden Menschen ,.unabhängig 
von den Leistungen der Arm·a· werden soll­
ten. Es gibt Gerüchte, daß Arandis gänzlich 
aufgelöst. die verbliebene Arbeiterschaft 
nach Swakopmund umgesiedelt und eine 
Freihandelszone in dieser Region einge­
richtet werden soll, Pläne, die auch für an­
dere Minenstädte Namibias in Erwägung 
gezogen werden. Straßen-, Eisenbahn- und 
Wasseranschluß ist ja vorhanden. Taiwane­
sische T-Shirt-Produzenten sollen sich 
schon dafür interessiert haben. Die benö­
tigten Arbeiter sollen aus anderen Teilen 
Namibias geholt werden, da die Rössing-Ar­
beiter als zu kampfstark und zu gut organi­
siert gelten, um ihnen Hungerlöhne für die 
beabsichtigte Billigproduktion zuzumuten. 
Die Bewohner, die ein Bürgerkomitee ge­
gründet haben, verlangen den Erhalt der 
Township. Anfang Januar 1992 wurde Aran­
dis von Rössing der Regierung übergeben, 
damit hat der Konzern alle Ansprüche der 
Bewohnerinnen auf den Staatshaushalt 
übertragen und versucht so, sich aus der 
Verantwortung für die Zukunft Arandis zu 
stehlen. 
Die entlassenen Arbeiter haben, außer ge­
ringfügigen Abfindungen, nichts mehr von 
Rössing zu erwarten. Wie bei vorhergehen­
den Entlassungen und auch bei den Be­
schäftigten von Subunternehmen in der Mi­
ne üblich, werden keine Programme zur 
langfristigen gesundheitlichen Kontrolle 
der Entlassenen auf die typischen Bergar­
beiterkrankheiten (SIIIcose etc.) sowie auf 
Erkrankungen durch radioaktive Belastun­
gen durchgeführt Zur rechten Zeit kommt 
deswegen ein Bericht des Namibia Support 
Commltee (NSC) und den People agalost 
Rio Tinto Zinc and its subsidiarie$ (Parti­
zans) aus England über die Arbeits- und 
Umweltbedingungen bei Rössing, vorwie­
gend über die vergangeneo 10 Jahre. ,.Past 
Exposure" deckt anhand von Interviews mit 
Augenzeugen und Rössingarbeitern, vor al­
lem aber durch interne Rössing-Dokumen­
te den krassen Widerspruch zwischen dem 
öffentlichen Selbstlob Rössings und den 
realen Zuständen in der Mine auf. Es wird 
nach Lektüre dieser Dokumente klar, 

- daß die Staubkonzentrationen im Tage­
bau und in der Umgebung der Gesteins­
mühlen 20-30 mal höher sind als der Stan­
dard, den Rössing angeblich anwendet, und 
damit das Risiko für Silicose und andere 
Lungenkrankheiten entscheidend erhöht 
ist. 

- Rössings Standard für die radioaktive Be­
lastung im Staub ist 6 mal niedriger als der­
jenige der International Commision for Ra­
diological Protection (ICRP) von 1979 - der 
allgemein auch als unzureichend kritisiert 
wird- und 36 mal niedriger als der durch RI­
siko-Abschätzungen empfohlene Grenz­
wert der US National Academy of Seiences 
von 1990. Besondere Belastungen finden 
sich offensichtlich bis heute in der letzten 
Stufe des Aufbereitungs- und Gewinnungs­
prozesses. 

uranaDbau 

- Zumindest bis 1985 wurde kein Thorium 
gemessen und damit eine der wichtigsten 
radioaktiven Zerfallsreihen und ihre Pro­
dukte außer Acht gelassen. 

- Die Arbeiter in der letzten Stufe der Auf­
bereitung waren bis 1982 extrem hohen ra­
dioaktiven Dosen ausgesetzt. und auch 
heute ist ihr Risiko, eine tödliche Krebs­
krankheit zu erleiden, noch signifikant grö­
ßer. Es beträgt mindestens 1 :25 und ist 
möglicherweise 1:9 hoch. 
- Bis 1980 sind große Mengen radioaktiver 
Abwässer und Flüssigkelten unbemerkt 
über einen Zeitraum von 12 Monaten aus 
dem Tailingsdamm ausgetreten. Die Auto­
ren schätzen eine Austrittsmenge von 780 
Millionen Gallonen (ca. 3 Millionen cbm), 8 
mal so viel wie bei dem bekannten großen 
Dammbruch in Church Rock in den USA. 

Uranproduktion der westlichen Welt. 

Land 1989 1990') 
tU % tU 0/o 

Kanada 11 330 32,4 7 460 25,3 
USA 5 010 14,3 4 090 13,9 
Australien 3630 10,4 3950 13,4 
Frankreich 3330 9,5 2900 9.8 
Namibia 3080 8,8 3000 10,2 
Südafrika 3 010 8,6 2590 8,8 
Niger 2960 8,5 2850 9,7 
Gabun 870 2,4 740 2,5 
Sonstige 1 780 5,1 1880 6,4 

Summe 35000 100,0 29460 100,0 

1) Voraus siehiliehe Produktion Quele: NUKEM Data System (Novernber 1991 
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Noch 1985 waren nach Rössings eigenen 
Messungen die radioaktiven und chemi­
schen Belastungen in den Bohrlöchern ex­
trem hoch. 
- Ober all diese Fakten wurde sowohl die 
Rössing-Belegschaft wie die Öffentlichkeit 
in Namibia und weltweit durch falsche Pres­
seerklärungen und Publikationen des Kon­
zerns getäuscht 
- Der Konzern weigert sich bis heute, mit 
der Mineworkers Union of Namibia (MUN) 
Verhandlungen über Verträge im Gesund­
heits- und Arbeitssicherheitsbereich aufzu­
nehmen, weil er der Ansicht ist. daß darüber 
im Anerkennungsvertrag mit der Gewerk­
schaft ausreichend Maßnahmen festgelegt 
sind. 
Die Erkenntnisse des NSC stimmen mit 
Messungen der Schlamm- und Wasserpro­
ben, die der AKAFRIK 1987 während einer 
Untersuchung der Mine von Arbeitern er­
halten hatte, überein. Es fanden sich im Tai­
lingsschlamm bis zu 50 ppm Uran. Wir gin­
gen aufgrund der uns vorliegenden Proben 
von einer Zerfallsrate von 1,5 Millionen Bec­
querel pro m2 aus. Das ergibt eine Strah­
lenbelastung von ca. 600 Millirem (mrem, 
oder 6 Millisievert) pro Jahr, vier bis sechs 
mal so hoch wie die natürliche radioaktive 

Belastung in dieser Region. Für die Extrakti­
on des Urans aus dem Granit werden täg­
lich 700 Tonnen Schwefelsäure in einer ei­
genen Fabrik auf dem Gelände hergestellt 
Das führt dazu, daß das deponierte Ge­
misch eine chemisch äußerst aggressive 
Säure mit einem pH-Wert von 1,9-2 ist Oie­
se Säure sickert durch das calcium- und 
magnesiumhaltige Dolomitgestein, wel­
ches den Untergrund des Tailing-Damms 
bildet. und wird durch chemische Reaktion 
innerhalb des Gesteins auf einen fast neu­
tralen pH-Wert von 5,5-6 gebracht Durch 
diese Reaktion wird allerdings das Gestein 
zerstört. es verliert mit der Zeit immer mehr 
seine neutralisierende Fähigkeit. wird aus­
gehöhlt und läßt immer höhere Fließge­
schwindigkeiten des Wassers zu. Die neu­
tralisierte Flüssigkeit wird einige Kilometer 
vor dem Damm wieder aufgefangen, in 
Brunnen und durch Pumpen, und dem Pro­
duktionsprozeß wieder zugeleitet. Dabei 
reichert sich dieses Wasser bei jedem 
Durchlauf durch d1e Anlage immer mehr mit 
den radioaktiven Isotopen aus den Zerfalls­
reihen von Uran 235, 238 und Thorium 232 
an. 
Nach den Vorschriften der Internationalen 
Atomenergiebehörde sollen Rückhaltebek-

Alllasten des französischen Uran­
abbaus. wirbeln Staub auf 

Auf schwere Umweltbelastungen durch nu­
kleare Abfallsger in stillgelegten französi­
schen Uranbergwerken haben Bürgerinitia­
tiven aus der Bundesrepublik und Frank­
reich hingewiesen. Viele dieser illegal be­
triebenen Deponien enthielten hochradio­
aktive Abfallschlämme, schreibt die 'Bür­
gerinitiative gegen Uranabbau im Süd­
schwarzwald' aus Herrischried (Süd­
schwarzwald) in einer jetzt verbreiteten Er­
klärung. BI-Sprecher Peter Diehl ergänzte, 
daß der Initiative offizielle Dokumente vor­
liegen, denen zufolge insgesamt 200.000 
Atommüllfässer in ehemaligen französi­
schen Uranschächten und -stollen ent­
deckt worden sind. Die 'Bürgerinitiative ge­
g~n Uranabbau im Südschwarzwald' gilt als 
eine der sachkundigsten deutschen Um­
weltgruppen im Bereich des internationa­
len Uranabbaus. 
Nach der weitgehenden Einstellung des 
Uranbergbaus in Sachsen und Thüringen 
ist Frankreich neben Rußland größter Uran­
produzent Europas. Frankreich produziert 
mehr als die Hälfte des Uranbedarfs für sei­
ne Atomkraftwerke und Atomwaffen selber. 
Der Höchststand war 1988 mit einer Jahres­
menge von 3.394 Tonnen Uran erreicht. 
seitdem ist die Produktion leicht rückläufig. 
Wegen des niedrigen Uranpreises auf dem 
Weltmarkt hat die Regierung einige unren­
table Bergwerke geschlossen und den Ab­
bau auf die erzreichen Standorte konzen­
triert. Die größten bekannten Uranvorkom­
men Frankreichs liegen am Nordwestrand 

72 

des Zentralmassives in der Umgebung von 
Limoges. Batreiber fast aller Uranminen ist 
das staatliche Unternehmen COGEMA, die 
auch für die atomare Wiederaufbereitungs­
anlage in La Hague verantwortlich ist 
Die Bürgerinitiativen belegen ihre Warnun­
gen mit Zitaten aus einem Schriftwechsel 
zwischen der COGEMA und einer von der 
französischen Regierung zur Untersu­
chung von Atommüllproblemen eingesetz­
ten Kommission. Darin räumt die COGEMA 
ein, daß einige Deponien mit Abfallschläm­
men aus der Uranerzaufbereitung mit mehr 
als 37 Billionen Becquerel Radium pro Ku­
bikmeter Erdreich belastet sind. So hohe 
Aktivitätskonzentrationen seien aus­
schließlich in eigens überwachten Nuklear­
anlagen erlaubt. für die ein strengeres Ge­
nehmigungsverfahren mit Öffentlichkeits­
beteiligung gilt, schreiben die Initiativen. 
Der Betrieb dieser Deponien, so die Folge­
rung, sei also illegal. 
Aus einem im November vergangeneo Jah­
res von der. COGEMA herausgegebenen 
Bericht über die an ihren Standorten vor­
handenen radioaktiven Abfälle geht hervor, 
daß in der früheren Uranmine Margnac bei 
Limoges 176.150 radioaktiv kontaminierte 
Fässer lagern. Weitere 18.000 Fässer mit 
angeblich schwachaktivem Atommüll lie­
gen in Schächten des stillgelegten Uranta­
gebaus Brugeaud. Dem 100seitigen Doku­
ment zufolge soll dieser Abfall aus der fran­
zösischen Uran-Anreicherungsanlage Pier­
relatte im Rhonetal stammen. R. 

ken während des Betriebs sowohl nach un­
ten durch wasserundurchlässige Schichten 
wie nach oben durch eine ca. 1 m mächtige 
Wasserschicht gegen die Radonausgasung 
abgesichert seilt Beides passiert bei Rös­
sing nicht. Im Klima der Wüste Namlb ist es 
schlichtweg unmöglich, eine Fläche von 
600 Hektar (die Größe des Tailingsdamms) 
dauernd von einer genügend großen Was­
serscliicht bedeckt zu lassen. Die dazu not­
wendigen Wassermassen können gar nicht 
ohne größte Beeinträchtigung der Umwelt 
herangeschafft werden. Schon allein aus 
diesem Grund müßte die Uranproduktion 
bei Rössing verboten werden. Denn das 
Wasser dient dazu, die gefährlichsten ra­
dioaktiven Isotope, die beim Abbau freige­
setzt werden, zurückzuhalten. Besondere 
Aufmerksamkeit ist dabei auf das Radon­
gas und die in der Zerfallsreihe dann folgen­
den kurzlebigen Elemente zu richten. 
Rössing will sich von allen ökonomischen, 
sozialen, ökologischen und historischen 
Verpflichtungen freimachen, die die Firma 
durch den Bau der Mine und die bisher über 
15 Jahre Uranförderung eingegangen ist. 
gegenüber den Beschäftigten, den Anwoh­
nern, aber auch gegenüber dem Land Na­
mibia. Forderungen nach gesundheitlicher 
Oberwachung und Rehabilitation der Be­
troffenen sowie ökologischer Sanierung 
der Region müssen deshalb unterstützt 
werden. Mit der Sanierung der Uranfirma 
Wismut AG haben wir ja seit einiger Zeit ein 
Exempel in dieser Hinsicht im eigenen Land, 
an dem man sich auch über die notwendi­
gen aufzubringenden Kosten orientieren 
kann. Im Falle Rössing haben diese die Kun­
den, u.a. die deutsche Elektrizitätswirt­
schaft, zu tragen. 

Hinweise: Die erwähnte Studie .PAST EX­
POSURE" über Rössing vom NAMIBIA SUP­
PORTCOMMITIEE (NSC) und den PEOPLE 
AGAINSTRIO TINTO ZINC AND ITS SUBSI· 
DIARIES (PARTIZANS), London, ist über 
den AKAFRIK Münster, Albersloher Weg 27, 
4400 Münster, zum Preis von 20 DM erhält­
lich. 
Inhalt: The Bad Old Days-The New Regime 
- The Current Situation - The lndustrial Pro­
cess - Dust- Heavy Metal Poisoning - Ra­
diation (in general)- Radiation at Rössing­
Tailings - Health and Safety Agreement 
130 Selten; Oberweisung (+Porto) bitte auf 
Konto Nr. 8090-460, PGA Dortmund, BLZ 
46010046 

AKAFRIK 



Broschüre zu 
internationalen 
Geschäften 
der Atommafia 

Die deutsche und internationale Atomindu­
strie hat schon viele Skandale, Opfer und 
Katastrophen überstanden. Und es ist an­
g~sichts der vielen Horrormeldungen aus 
Atomanlagen und neusten Katastrophen­
meldungen aus der Gegend um Tscherno­
byl mehr als dreist, daß die Atommafia ganz 
offen für den Neubau von AKW's bei uns 
aus "Umweltgründen" eintritt. Vom Trans­
nuklear-Skandal redet nach den milden Ur­
teilen gegen die kleinen schwarzen Schafe 
keiner mehr und auch die deutsche Bom­
benhilfe für den Irak wird möglichst gründ­
lich unter den orientalischen Teppich ge­
kehrt Die Öffentlichkeit nimmt diese Kata­
strophen mit einem müden Achselzucken 
zur Kenntnis- es gibt andere Probleme und 
was soll man/trau schon tun. 
Gegen diese Phase des "Vergessens" 
möchten wir mit unser Broschüre einen 
kleinen DenkanstoB zum weiteren Wider­
stand beitragen. Wir - d.h. verschiedenste 
Autor/Innen- setzen uns mit aktuellen, ver­
gangeneo und zukünftigen Machenschaf­
ten der deutschen Atomindustrie auseinan­
der. Grundlage ist für uns dabei die unbe­
dingte Verzahnung von "ziviler" und militä­
rischer Nutzung der Atomenergie, die 
schon Immer die Triebfeder für das unbe­
dingte Festhalten am Strahlenkomplex war 
und Ist Weitere Grundlage ist für uns, daß 
die deutsche Atomindustrie sehr stark von 
und über ihre internationalen Atomge­
schäfte lebt und ohne diese zusammenbre­
chen würde. 
Auseinandergesetzt haben wir uns speziell 
mit der deutschen Beteiligung am Interna­
tionalen Uranabbau und ihren gesundheitli­
chen Folgen, mit der deutschen Uranmine 
WISMUT, mit der deutschfranzösischen 
Atomkumpanei und der Verbindung der mil. 
und zivilen Atomnutzung, mit einer Rück­
schau auf den Hanauer Atomsumpf und die 
Transporte des Transnuklear-Mülls nach 
Gorleben, mit einer Übersicht über Atom­
transporte, einer Beschreibung der Geneh­
migungspraxis bei Atomexporten, mit einer 
sehr ausführlichen Länderliste zu Atomex­
porten der deutschen Atomlndustrie, mit 
Möglichkeiten auf einem deutschen Weg 
zur Atombombe, mit aktuellen Entwicklun­
gen in der Atomindustrle, einer Einschät­
zung der Katastrophe von Tschernobyl, mit 
Literaturliste und Kontaktadressen, mit ei­
ner Siemens-Verflechtungskarte, ... 
Hochaktuell sind die Berichte, weil die 
Atommanager in all diesen Bereichen wei­
ter ihre Pläne verfolgen und zu einem gro­
Ben Teil auch durchsetzen. 

Ein besonderes Auge haben wir auf die 
deutsche Hilfe beim Bau fremder Atom­
bomben geworfen. Dabei Ist klar, daß das 
Land, das anderen zu Atombomben verhilft 
und verholfen hat, selbst in kürzester Zeit 
auch in der Lage ist, solche Dinger zu bauen, 
wenn der Rahmen - z.B. im Rahmen einer 
europäischen Kooperation dafür geschaf­
fen ist. Als dreist und unverfroren muß es 
schon bezeichnet werden, wenn derselbe 
Außenminister Genscher, der seit vielen 
Jahren als Außenminister Atombombenex­
porten in viele Länder zugestimmt hat, 
groBartige Vorschläge unterbreitet, wie die 
Gefahr gebannt werden könne, die durch 
die vielen arbeitslosen sowjetischen Atom­
wissenschaftlern ausgeht Mir graust vor 
den arbeitenden deutschen Atomarbeitern 
mindestens ebenso, denn sie haben etli­
chen Ländern wie Südafrika, Brasilien, Ar­
gentinien, Irak, Pakistan und vielen mehr 
Know-How und Ausrüstung zum Atombom­
benbau verschafft. Möglich war und ist dies 
nur dadurch, daß der Großteil all dieser 
Atomexporte mit Wissen und Genehmi­
gung der verantwortlichen politischen und 
Verwaltungs-Stellen abläuft 
Bei solchen milliardenschweren Atomex­
porten wäre es für Firmen auch finanziell zu 
riskant, solche Geschäfte illegal abzuwik­
keln. Denn gegen diese - verschindend ge­
ringen- illegalen Exporte will die Bundesre­
gierung ja in Zukunft in .aller Schärfe" vor-

Uranabbau 

gehen. Vorgegangen wird bisher allerdings 
nur gegen die Leute, die auf konventionelle 
und atomare Rüstungsexporte aufmerk­
sam machen. Die Verfahren gegen Rü­
stungsexporteure z.B. in den Irak sind weit­
gehend eingestellt, die Geschäfte gehen 
wieder zur Normalität über und weitere Auf­
deckungen werden möglichst verhindert. 
Dabei kann man/trau angesichts der vielen 
betroffenen Strahlenopfer durch Uranab­
bau, Atomanlagen, Atomtests und sonstige 
Strahlenkatastrophen schon von einem re­
gelrechten Krieg gegen die Betroffenen re­
den. 
Wir hoffen, daß wir durch unsere Beiträge 
dazu beitragen, daß sich auch der Wider­
stand gegen diese menschenverachtende 
Atompolitik verstärkt regt. 
Einen Teil unserer Informationen haben wir 
aus den Akten des Atom-Untersuchungs­
ausschusses des Deutschen Bundestages 
nach dem Transnuklear-Skandal bekom­
men können. Falls noch andere Gruppen 
Interesse an Informationen von der Aus­
wertung dieser Akten haben, sollten sie 
sich mit uns in Verbindung setzen (BUKO, 
Buchstr. 14, 2800 Bremen, Tel. 0421/ 
326045). Der BUKO bringt regelmäßig ei­
nen Rundbrief bzw. Sonderrundbriefe zu 
Rüstungs- und Atomexporten heraus mit 
neusten Informationen und auch Gegenak­
tionen dazu. Sie können ebenfalls in Bre­
men beim BUKO bestellt werden. 

RUND ß RIEF der Kampagne "Stoppt den Rüstungsexport" Nr. 35 
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Die Rote Hilfe 
- Zeitung 1/92 

Themen: Berichte zu Verfahren in: 
ltzehoe, Hannover, Essen, Dort­
mund, Göttingen, Brüssel, Amberg, 
Düsse!~orf, Nürnberg, Kiel, Berlin. 
Asyl: Ubersicht über die neueste 
Entwicklung der Asylgesetzgebung 
in Westeuropa; politische Gefange­
ne: Bernd Rössner muß raus! 
Die Rote Hilfe-Zeitung gibt es für 2,- DM 
in vielen Buch- und InfOläden oder 
gegen 3,- DM in Briefmarken bei u.o. 
Adresse. Das Abonnement kostet 10,­
DM für 4 Ausgaben. Für Mitglieder ist 
der Bezug der Zeitung im Beitrog 
inbegriffen. 

Erscheinungstermin: 
26.1.92 

Rote Hilfe e.V. 
Postfach 6444 
23 Kiel14 ~ 
BEHÖRDEN· UND UNTERNEHMER-UNFREUNDLICH 

Unsere Themen: Antifa, Stasi. Kriegs­
d icn stvcr weiger un g,O stcurop a .. 
Wirtschaftssauereien Made in nRD und anderes. 
Dies alles b~trachtet durch die "linke" Lupe und 
gemacht von unverbesserlichen Querulanten, die 
schon zu DDR-Zeiten Reißzwecken im Magen 
der Herrschenden waren. 

Der 'telegraph • erscheint monatlich, ist zu erhalten 
tJber lnfo/llden und ausgesuchte Buchhandlungen, 
oder im Abo aber: Redaktion "Te/egrapb ", 
Scbliemannsrr.22, Berlin 0- /OS8 
Einzelhandelspreis DM 03, Jahresabo DM34, 
,Hs/bjabresabo DMI7,SO, aufProbe ( 2 Nr.) DMOs· 

~.Querbrief 
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ANTI: FA 
e HEILE, HEILE, NAZIS: OIE 

ORGANISIERTEN 'EINZEL TATER' 
RASSISMUS 

e DEUTSCHLAND, VERFOLGENDE 
UNSCHULD e FLOCHTLINGE LEISTEN 
WIDERSTANDe HETZTIRADEN EINES 
SCHULLEITERS e KUBANERINNEN & 
MOSAMBIKANERINNEN IN DER OOR 

GEGEN ALLE FLAGGEN 
•ZUM BORGERKRIEG IN JUGOSLAWIEN 
KNAST: NEONAZIS MACHEN DRUCK 
.JUGENDGANGS:MYTHOS & 
REALITAT EINES ALLERWELTFANOMENS 
DDR: GEDANKEN ZU 'OIE TAGE IN L' 

SOZIALISTISCHES JUGENDINFO 
NR. 12/13 FOR 4 DM (FAST) NUR BEI 

KAROLINENSTR.21 2 HH 36 

ernatlve 
~Yt~Ytunal 
lltlk 

Die grün-alternative Fachzeitung 
ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
(AKP) gibt nicht nur sechs lesenswerte, 
reguläre Hefte pro Jahrzum Abopreis von 
48,- DM heraus. 
Nein, wir machen auch laufend Bücher 
und Sonderhefte zu brandaktuellen The­
men. 
Als da sind: 

0 Unser Buch "Vom Bauhaus nach Bitter­
feld" (128 Seiten; 18,- DM plus 2,- DM 
Versand). Der ganz andere Reiseruhrer­
auch für stadtplanerisch Interessierte. 

0 Unser Buch "Müllverbrennung -ein 
Spiel mit dem Feuer" (128 Seften; 15,- DM 
plus 1,50 Versand). Die unverzichtbare 
Argumentationshilfe bei der Frage: Darf 
Abfall verbrannt werden? 

0 Sonderheft 6: "Pianungsrecht in der 
DDR und der BRD" 
(12 Seiten und ein Al-Plakat, 2,50 DM 
und 1,50 DM Versand). Alles Wissens­
werte über Planungsrecht, Baugesetz­
buch und Raumplanung in anschaulicher 
Form. 

0 Sonderheft 7: "Haushaltspolitik in der 
Kommune" 
(68 Seiten,8,-DMplus 1,50 DM Versand). 
Nicht nur für Anfänger, die verständliche 
Einflihrung in Haushaltssystematik und 
Gemeindefinanzen. 

* * * 

Gesamtkatalog und kostenloses Probe­
heft der regulären AKP-Ausgabe können 
angefordert werden bei: 

Redaktion und Vertrieb 

ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
Herrorder Str. 92 
4800 Bietefeld 1 

(Tel.: 05211177517) 

Fachzeitschrift für grüne und 

alternative Kommunalpolitik 



Materialien zur Kritik 
der Realität 

im Kapitalismus 

460 Seiten, 29,80 DM 

Ein Theorie-Lesebuch mit Texten 
aus vier Jahrzehnten kritischer 
Intelligenz zu den Themen: 

Freiheit und Revolte 
Antiimperialismus & 
Internationalismus 
Militante Politik & bewaffneter Kampf 
Rechtsstaat und Repression 
Klasse und Emanzipation 

Der Band liefert einen Einblick in 
die Kritik der Neuen Unken an: 

Stalinismus & Spätkapitalismus 
Notstandsgesetzen & 
Kriminalisierung der Opposition 
Legalismus und Stadtguerilla 
Universität und Wissenschaft 
Restauration & Nationalsozialismus 

Mit Texten u.a. von: Max Horf<heimer, 
Kart Riha, Ulrich Sonnemann. Johannes 
Agnoli, Eva Braun, Herbert Marcuse, 
Elisabeth Lenk, Paul Mattick, Brigitte 
Heinrich, Detlev Claussen, Peter Mosler, 
Rossans Rossanda, Rudi Dutschke, 
Hans..Jürgen Krahl, Rote Armee Frak­
tion, Revolutionärer Kampf (Frankfurt), 
Frauen-Kollektiv, Heinz Brandt, /manuel 
Geiss, Kart-Heinz Roth, Peter Brückner, 
Sebastian Cobler, lngeborg Maus, Mo­
ishe Postone 

Eingeleitet und kommentiert von der 
Redaktion der Frankfurter Studentinnen­
zeitung diskus 

Ab Mitte Februar im Buchhandel oder 
direkt (+3,- DM Versand) bei: 
Edition 10-Archlv 
c/o AurorA Verlagsauslieferung 
Knobelsdorttstr. 8, 
1000 Berlin 19 
Tel.: 030/3227117, 
Fax: 0301321 5549 

"Die eigentliche 
tödliche Gefahr liegt 
im Konformismus." 
Jose Reveles, mex. Journalist 

'Allein der Versuch, ehrlichen Journolis­
ml.ls zu betreiben, bedeutet in vielen Län: 
dem der Welt die Gefahr, ols 
potentieller Feind, als Dissident verfolgt 
zu werden. Dennoch gibt es zahlreiche 
Beispiele, die belegen, daß auch kriti­
sche verantwortungsvolle Medienarbeit 
möglich ist. 

·~ 
Beitröge und Interviews über alternative 
Medien in Loteinamerika in ilo Nr.1 50 

~ 

Zeitschrift 
Informationsstelle 

Lateinamerika 

Die Großen 
und die Kleinen, 
wir sind alle 
Unternehmer. 
Rechte Propaganda in Peru 

Seit einiger Zeit taucht in der entwick­
lungspolitischen Diskussion immer höufi· 
gerder Begrifl "informeller Sektor" auf. 
Oie Menschen arbeiten dort in Bereichen 
mit geringer Produktivität, sind schlecht 
bezahlt, ihr Arbeitsverhältnis ist unge­
schützt. Sie versuchen wie olle Men­
schen, das Beste aus ihre; Situation zu 
machen. Gibt es - außer fvr einige weni­
ge - eine Hoflnung, aus dieser Misere 
herauszukommen? 

~ 

Interviews und Beitröge zum " Informel· 
Jen Sektor" in Lateinamerika in ilo 
Nr.151 
~~ 
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AlSO: VORWÄRTS ZUM ABONNEMENT!!!! 

geht's im Juli hoffentlich mit 
einigen honorigen Herren 
beim Weltwirtschaftsgipfel 
in München. (Bericht dazu in 
dieser atom). 
Abwärts geht's hingegen 
hoffentlich nicht mehr mit 
den Abonnement-Zahlen 
bei der atom. Der im letzten 
Heft gemeldete Abwärts­
trend ist vorläufig gestoppt. 
Damit es so bleibt: Abon­
niert sie, die atom, wenn ihr 
sie für wichtig und gut haltet. 
Verlaßt euch nicht drauf, 
daß ihr die nächste "auch so" 
kriegt. Und empfehlt sie 
auch euren Bekannten. Nur 
wenn wir einen Mindest­
stamm an Abonnentinnen 
halten, ist der Bestand der 
atom-der einzigen bundes­
weiten Anti-AKW-Zeitung -
gewährleistet. 

Bestellt die atom per Postkarte/ Brief. Sie kostet im Einzelabo für fünf Nummern (ca. 1 Jahr) 

nur 30 DM incl. Porto. Ab vier Exemplaren gibt es 30% Rabatt, 3,50~.· · ~~Jl 
Porto. Jeweils zum Ablauf eines Abrechnungszeitraumes kann g /:J _ ... 'B. · ~ ~ ~ 
Adresse: atom, Aboverwaltung, Postfach 1109, 2120 Lüneburg ,,.. w"':w.ldkCI.org J 

D•gltlxed 2016 
\.~-··~ WJII.~:-..!....""::::::;: , 
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